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    Hanne Wurzel


    Leiterin des Fachbereiches Extremismus

    in der Bundeszentrale für politische Bildung


    Vorwort


    Sich beruflich mit politischem Extremismus zu befassen, ist zweifellos meist wenig erbaulich. Andererseits gibt es wohl kaum spannendere und dynamischere Themenfelder, und die Notwendigkeit, sich täglich damit auseinandersetzen zu müssen, was eigentlich die Demokratie ausmacht und was sie von politischem Extremismus unterscheidet, ist eine reizvolle wie anspruchsvolle Aufgabe. Eine sich schnell einstellende Erkenntnis lautet, dass die Übergänge fließend sind und Abgrenzungen schwerer fallen als zunächst vermutet. Ebenso verhält es sich mit grundlegenden Begrifflichkeiten, die sowohl Extremisten als auch Demokraten wie selbstverständlich gebrauchen, dabei jedoch vollkommen unterschiedliche Ziele verfolgen. Die Idee, hier in Form von intensiven Analysen von Begriffen und deren Deutungen etwas Licht ins Dunkel zu bringen, leuchtete mir umgehend ein. Das Ergebnis kann sich sehen lassen: Nach den drei einführenden Essays werden 13 Begriffe, Begriffspaare oder Begriffsfamilien regelrecht auseinandergenommen, um den unterschiedlichen Deutungsmöglichkeiten auf den Grund zu gehen.


    Wissen über politischen Extremismus zu vermitteln, um so die Demokratie zu stärken, ist ein zentrales Anliegen der politischen Bildung. Dieser Band soll aufklären, zum Nachdenken anregen und gern auch Widerspruch hervorrufen. Eine kontrovers geführte Verständigung über zentrale Begriffe des politischen Diskurses ist eine Bedingung des Gelingens demokratischer Meinungsbildung. Hierzu möchten wir Sie mit diesem Band gern aufrufen!


    Bonn, im Oktober 2016

  


  
    Gereon Flümann


    Einleitung

    Umkämpfte Begriffe – Deutungen zwischen Demokratie und Extremismus


    Einführung


    Rechtsextremisten setzen sich für den Erhalt des vermeintlich bedrohten deutschen Volkes ein, indem sie deutschen Staatsbürgern, deren Aussehen von einer völkischen Vorstellung eines Deutschen abweicht, ihre Bürgerrechte absprechen. Gleichzeitig bekennt sich ebenjenes deutsche Volk laut Artikel 1 Absatz 2 des Grundgesetzes »zu unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten«. Irgendetwas scheint da nicht zusammenzupassen. Reden wir vom selben Volk? Die Verwirrung ist vollständig, wenn jene, die das, was viele unter Menschenrechten verstehen, offensichtlich ablehnen, selbst von sich behaupten, sie setzten sich für den Erhalt der Menschenrechte ein. Es liegt auf der Hand: Die Nutzung von Begriffen im politischen Diskurs unterliegt stets einer eigenen Deutung, die jeweils von der intendierten Wirkung und den politischen Grundüberzeugungen abhängt.


    Es gibt wohl kaum einen politischen Begriff, unter dem jede Zuhörerin und jeder Zuhörer das Gleiche versteht. Die Eindeutigkeit beispielsweise im Bereich der Mathematik, in dem eine bestimmte Zahl lediglich einen bestimmten Wert haben kann, fehlt im Bereich der politischen Auseinandersetzung. Diese Feststellung ist mehr oder weniger banal und auch nicht weiter beklagenswert, solange die Deutungsoffenheit zentraler Begriffe bekannt ist und genügend Personen annähernd dasselbe unter Begriffen wie »Demokratie«, »Freiheit«, »Gleichheit« oder eben »Volk« verstehen. Schwierig wird es allerdings, wenn Begriffe bewusst umgedeutet oder übernommen werden, um sie in ihr Gegenteil zu verkehren oder um damit als diskursfähig wahrgenommen zu werden. Diese Strategie nutzen insbesondere extremistische Akteure rege, da die »klassische« Ausdrucksweise der extremistischen Szene oft wenig Anklang in breiteren Bevölkerungsschichten findet oder schlicht nicht verstanden wird. Die Nutzung positiv konnotierter Begriffe kann so als Türöffner herhalten, um für antidemokratische Ideen zu werben und Zielgruppen für Propaganda zu erschließen, die man ansonsten kaum erreichen würde.


    Dieses Buch soll als Beitrag zu einer offenen Debattenkultur im Rahmen einer als Demokratiebildung verstandenen politischen Bildung wirken. Ziel ist es nicht, extremistische Begriffsdeutungen aufzudecken und daraufhin rigide aus dem politischen Diskurs auszuschließen. Vielmehr soll ein Bewusstsein über unterschiedliche Strategien und Mechanismen der Nutzung politischer Begriffe gestärkt werden. Eine demokratische, menschenrechtsbejahende, rechtsstaatliche Haltung einzunehmen, fällt leichter, wenn extremistische Vereinnahmungsstrategien schneller erkannt und entsprechend gekontert werden können.


    Im Zentrum des Sammelbandes stehen daher 13 »umkämpfte Begriffe« oder Begriffsfamilien, die sowohl aus demokratischer als auch aus extremistischer Perspektive regelmäßig herangezogen werden, ohne dass immer Klarheit über die jeweilige Intention vorherrscht. Umkämpft sind diese Begriffe und ihre Inhalte vor allem deshalb, weil mit den meisten von ihnen gemeinhin etwas Positives verbunden wird. Wer möchte nicht gern als Streiter für Demokratie, Freiheit, Frieden, Wahrheit oder die Gemeinschaft wahrgenommen werden? Doch auch häufig eher negativ besetzte Begriffe wie »Krieg«, »Kapitalismus«, »Repression« oder »Gewalt« sind strategisch einsetzbar, um für nicht demokratische Anliegen zu werben. Natürlich kann nicht in jedem Fall klar zwischen demokratischen und extremistischen Deutungen unterschieden werden, und es gibt – wie so oft – Grauzonen. Auch die Zuschreibungen »demokratisch« und »extremistisch« selbst unterliegen stets einer bestimmten Perspektive, die ohne nähere Beschreibung des jeweiligen Begriffsverständnisses konturlos bleibt.


    Was in der Politikwissenschaft alles unter dem Begriff der Demokratie verstanden wird, lässt sich aufgrund der schieren Fülle an Definitionen an dieser Stelle nicht referieren. Zwischen minimalistischen Demokratieverständnissen auf der einen und sehr detaillierten Kriterienkatalogen für die Demokratie auf der anderen Seite liegt ein weites Feld. Einfache Modelle, die lediglich Mehrheitsentscheide für notwendig erachten, um von Demokratie zu sprechen, vernachlässigen bisweilen fundamentale Bestandteile demokratischer Ordnungen wie Minderheitenschutz und Rechtsstaatlichkeit. Manche anspruchsvolle Definitionen, die neben Kernbestandteilen der Demokratie zum Beispiel auch allgemeinen Wohlstand, wirtschaftliche Stärke und gesellschaftlichen Zusammenhalt zu den klassischen Charakteristika der Demokratie zählen, bergen die Gefahr, dass ein kaum erreichbares Idealbild gezeichnet wird – und in der Folge viele Staaten nicht mehr als Demokratien bezeichnet werden können, obwohl sie es in ihrer Anlage durchaus sind.


    Daher liegt diesem Band ein mittleres, prozeduralistisches Demokratieverständnis1 zugrunde, das sowohl demokratische Verfahren als auch die grundlegenden inhaltlichen Merkmale der Demokratie aufnimmt. Neben Mehrheitsentscheidungen als konstitutivem Element gehören demnach auch der Schutz der Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit als Mindestbestandteile zu einer demokratischen Ordnung. Die Legitimation von Entscheidungen durch Wahlen und Abstimmungen bei gleichzeitiger Einhaltung der Menschenrechte und rechtsstaatlicher Prinzipien ist für diesen Sammelband somit die Minimalbedingung, um von einer Demokratie (im Falle von Staaten) bzw. bei Befürwortung dieser Prämissen von demokratisch (im Falle von Parteien, Vereinigungen, Einstellungen, Programmen etc.) zu sprechen. Dementsprechend dienen die Begriffe Extremismus und extremistisch als Sammelbezeichnungen für politische Strömungen, die mindestens einen oder alle Bestandteile dieser Minimalbedingung im Wesentlichen ablehnen und sich folglich implizit oder explizit für eine nicht demokratische Gesellschaftsordnung einsetzen.2


    Unter diese Definition des politischen Extremismus fallen unterschiedliche politische Strömungen, die inhaltlich oft wenig miteinander verbindet. Rechtsextremisten betonen eine aus Ungleichheit hervorgehende vermeintliche Ungleichwertigkeit der Menschen, wozu in der drastischsten Variante weder Wahlen noch allgemeine Menschenrechte oder rechtsstaatliche Verfahren passen. Religiöse Extremisten, die eine vermeintlich göttliche Ordnung herstellen wollen, können dabei aufgrund ihrer Ideologie ebenso wenig Rücksicht auf die Minimalbedingungen der Demokratie nehmen. Linksextremisten ordnen die genannten Minimalbedingungen einem utopistischen Gleichheitsideal unter. Um die eigene Vorstellung menschlicher Gleichheit zu erreichen, nehmen sie zum Beispiel keine Rücksicht auf individuelle Menschenrechte. Hiermit sind die drei bedeutendsten extremistischen Strömungen kurz und zugegebenermaßen unzulänglich umrissen.3 Strukturell weisen die verschiedenen Formen des politischen Extremismus gleichwohl einige Gemeinsamkeiten auf. Diese sind unter anderem ein absoluter Wahrheitsanspruch, Dogmatismus, ausgeprägtes Freund-Feind-Denken, Fanatismus, beabsichtigte ganzheitliche Kontrolle und Homogenität der Gesellschaft.4 Ein anderer wissenschaftlicher Zugang zum Begriff des Extremismus führt über die Gegenüberstellung von Pluralismus, also der Zulässigkeit einer Vielfalt von Meinungen, Lebensformen, Einstellungen etc., einerseits und Monismus, das heißt dem Streben nach Einheit ohne Vielfalt, andererseits.5 Im Ergebnis werden bei folgerichtiger Anwendung der Maßstäbe beider Ansätze letztlich dieselben Phänomene betrachtet.


    Der Terminus »Extremismus« soll in diesem Sammelband als analytischer Begriff verwendet werden. Hiermit ist keine Gleichsetzung beabsichtigt. Wer den Extremismusbegriff differenziert nutzt, erklärt damit nicht alle Formen des politischen Extremismus für jederzeit gleich gefährlich für die Demokratie. Aus demokratischer Perspektive ist eine solche Verwendung – je nach Erkenntnisinteresse – durchaus angebracht, denn so sind vergleichende Einordnungen über das Gefährdungspotenzial extremistischer Phänomene überhaupt erst möglich. In den einzelnen Beiträgen des Sammelbandes bietet sich ein vergleichender Extremismusbegriff an, um aus demokratischer Perspektive die unterschiedlichen Vereinnahmungen von Begriffen zu veranschaulichen und den Blick für demokratiefeindliche sowie für demokratische und zwischen den Polen angesiedelte Positionen zu schärfen.


    Aufbau


    Vor der Analyse einzelner Begriffe und deren Deutungen zwischen Demokratie und Extremismus stehen drei einführende Essays, die zum Thema hinführen sollen. Zunächst erläutert der Gießener Demokratieforscher Eike-Christian Hornig Entwicklungspfade zu einem Grundbegriff von Demokratie und nimmt dazu in einer vornehmlich historischen Betrachtung die Elemente näher in den Blick, die sich im Lauf der Zeit als konstitutionelle Merkmale der Demokratie herauskristallisiert haben. Einen Blick von außen wirft anschließend der an der University of Georgia lehrende Politikwissenschaftler Cas Mudde auf die extremistische Landschaft in Europa, die als Referenzpunkt des vorliegenden Sammelbandes gelten kann. Dabei verwendet er den Begriff des politischen Extremismus mit einer etwas anderen Stoßrichtung, indem er ihn nur für Gruppierungen nutzt, die demokratische Verfahren ablehnen. Politische Positionen, die demokratische Verfahren respektieren, jedoch demokratische Inhalte wie beispielsweise allgemeine Menschenrechte ablehnen, betitelt er als radikal, nicht als extremistisch. Beide Phänomene nimmt er unter die Lupe und arbeitet dabei anschaulich die Transformationen im antidemokratischen Spektrum Europas ebenso heraus wie die unterschiedlichen Herausforderungen, vor denen die europäischen Demokratien stehen. Abgerundet wird der einführende erste Teil des Bandes von einer Analyse der Rolle von Sprache im politischen Diskurs. Ulrich Sarcinelli benennt aus Sicht der Forschung zu politischer Kommunikation Voraussetzungen, Fallstricke sowie Instrumentalisierungen politischer Begriffe und zeichnet aktuelle Entwicklungen im politischen Sprachgebrauch nach.


    Im Hauptteil werden dann ohne Anspruch auf Vollständigkeit 13 zentrale Begriffe bzw. Begriffspaare oder -familien hinsichtlich demokratischer und extremistischer Deutungsmöglichkeiten analysiert. Diese sind: Demokratie (Uwe Backes), Gleichheit (Hans-Gerd Jaschke), Freiheit (Steffen Kailitz), Gewalt – Repression – Widerstand (Birgit Enzmann), Frieden – Krieg (Wilfried von Bredow), Menschenrechte (Tom Thieme), Volk – Nation – Gemeinschaft – Gesellschaft (Barbara Zehnpfennig), Wahrheit (Lazaros Miliopoulos), Sozialismus (Thomas Meyer), Kapitalismus – Globalisierung (Tom Mannewitz), Antifaschismus – Antikommunismus (Armin Pfahl-Traughber), Geschichte (Samuel Salzborn) sowie Wahlen – Eliten (Eckhard Jesse).


    Dank


    Von der Idee bis zur Veröffentlichung haben viele Personen dazu beigetragen, dass der Sammelband in dieser Form (als Buch und auch als E-Book) vorliegt. Vor allen anderen gilt mein Dank den Autorinnen und Autoren, die nun mit ihren Essays und Analysen zu einer vertieften Auseinandersetzung mit den umkämpften Begriffen einladen. Es entspricht dabei der Grundidee des Bandes, dass es sich nicht um letztgültige Schlüsse handelt, sondern um Anregungen, die als Grundlage einer weitergehenden Diskussion dienen mögen. Ohne das Lektorat von Eik Welker, das sowohl die Autorinnen und Autoren als auch den Herausgeber forderte, jedoch der Lesbarkeit ungemein förderlich war, wäre dieses Buch ein anderes. Ihm gilt mein besonderer Dank. Für Tipps, Kritik und Ideensammlung sowie Verwaltung und Organisation danke ich meinen Kolleginnen und Kollegen aus den Fachbereichen Print und Extremismus in der Bundeszentrale für politische Bildung. Alle verbliebenen herausgeberischen Unzulänglichkeiten gehen selbstverständlich auf meine Kappe.


    Bonn, im Oktober 2016


    Anmerkungen


    
      
        1 Vgl. Wolfgang Merkel, Vergleich politischer Systeme. Demokratien und Autokratien, in: Manfred G. Schmidt u.a. (Hrsg.), Studienbuch Politikwissenschaft, Wiesbaden 2013, S. 217–220.

      


      
        2 Dieser Ansatz folgt im Wesentlichen den Arbeiten von Uwe Backes und Eckhard Jesse, vgl. statt vieler: Uwe Backes/Eckhard Jesse, Vergleichende Extremismusforschung, Baden-Baden 2005. Auch wenn dieser Ansatz sowohl politikwissenschaftlich als auch gesellschaftlich umstritten ist, soll er hier Verwendung finden. Siehe für die Diskussion um den vergleichenden Extremismusbegriff den Schwerpunkt »Debatte: Extremismustheorie«, 29.1.2015, http://www.bpb.de/200097 (12.10.2016). Dort findet sich auch eine ausführliche Literaturliste.

      


      
        3 Siehe für ausführliche Darstellungen der einzelnen Phänomene z.B.: Samuel Salzborn, Rechtsextremismus. Erscheinungsformen und Erklärungsansätze, Baden-Baden 20152; Tilman Seidensticker, Islamismus. Geschichte, Vordenker, Organisationen, München 20164; Armin Pfahl-Traughber, Linksextremismus in Deutschland. Eine kritische Bestandsaufnahme, Wiesbaden 2014.

      


      
        4 Vgl. Uwe Backes, Politischer Extremismus in demokratischen Verfassungsstaaten. Elemente einer normativen Rahmentheorie, Opladen 1989, S. 298–311; Armin Pfahl-Traughber, Extremismus und Terrorismus. Eine Definition aus politikwissenschaftlicher Sicht, in: Ders. (Hrsg.), Jahrbuch für Extremismus- und Terrorismusforschung 2008, Brühl 2008, S. 15.

      


      
        5 Vgl. im englischsprachigen Bereich vor allem Seymour M. Lipset/Earl Raab, The Politics of Unreason, Right-Wing Extremism in America, 1790–1977, Chicago-London 19782, S. 6; in den deutschsprachigen Sozialwissenschaften zieht insbesondere Samuel Salzborn diesen Ansatz zurate: Extremismus und Geschichtspolitik, in: Claudia Fröhlich et al., Jahrbuch für Politik und Geschichte, Bd. 2, Stuttgart 2011, S. 17–19.

      

    

  


  
    Eike-Christian Hornig


    Drei Entwicklungspfade zu einem Grundbegriff von Demokratie


    1 Einführung


    »Demokratie« ist einer der zentralen Begriffe der Politik. Seine Entstehung reicht bis in die Antike zurück, seitdem aber hat er einen weitreichenden Wandel erfahren. Lange Zeit wurde Demokratie als lokale Versammlungsherrschaft oder unmittelbare Volksgewalt verstanden, instabil und nur für Kleinstaaten anwendbar. Bei Aristoteles (384–322 v. Chr.) ist Demokratie die Herrschaft der Mehrheit der Bevölkerung aus Freien, aber Armen, wobei immer die latente Gefahr der Despotie durch die Mehrheit besteht, zum Beispiel wenn Demagogen auf den Plan treten. Daher sieht Aristoteles die meisten Vorzüge in einer Mischform aus Demokratie und Aristokratie.2


    Ab dem 17. und 18. Jahrhundert führte eine Vielzahl von Entwicklungen zu einer neuen Vorstellung von Demokratie, was vor allen Dingen mit politischen Veränderungen in den USA, Großbritannien und Frankreich zusammenhing. Vergleichsweise frei von den historischen Zwängen europäischer Staaten konnte sich mit der amerikanischen Unabhängigkeitsbewegung und der Konstitutionalisierung der Vereinigten Staaten erstmals ein politisches Gemeinwesen formieren, das in seiner Begründung der Herrschaft streng auf die Legitimation durch die Beherrschten setzte. Zusammen mit Grundrechten wurde dies auch in einer Verfassung erstmalig festgeschrieben, auch wenn diese Verfassung noch verschiedene undemokratische Defizite aufwies.


    Danach kristallisierte sich immer deutlicher eine neue politische Ordnung heraus, die unter dem Begriff der Demokratie schrittweise Volksherrschaft, Rechtsstaat und die Repräsentation von Interessen miteinander vereinte. Spätestens seit der Mitte des 20. Jahrhunderts ist »Demokratie« weltweit ein positiv besetzter Begriff, für den es gleichwohl keine einheitliche Interpretation gibt. Sowohl im alltäglichen Gebrauch als auch in der akademischen Beschäftigung wird Demokratie auf verschiedene Weise definiert und sogar instrumentalisiert. Der Grund liegt in der Komplexität von Demokratie als ein System vielfältiger Ansichten, Regeln und Verfahren. Oftmals wird die Demokratie, gewollt oder ungewollt, dabei auf die Volkssouveränität reduziert und andere Eigenschaften werden in den Hintergrund gedrängt.


    Trotz ihrer Komplexität soll Demokratie aber einer alltäglichen Nutzung und Interpretation offenbleiben, denn sie basiert auf der breiten Anerkennung der Bürgerinnen und Bürger, die sich einen eigenen Begriff von ihr machen können müssen. Die Vermittlung zwischen Alltagsgebräuchlichkeit und Komplexität von Demokratie bedarf daher immer wieder großer Anstrengungen von politischer Bildung und Politikwissenschaft. In diesem Sinne lassen sich trotz aller Definitionsschwierigkeiten von Demokratie in politischer Praxis und Wissenschaft drei grundlegende historische Entwicklungspfade ausmachen, die zur Entstehung der heutigen Demokratie beigetragen haben. Die Richtung der Entwicklung war dabei keineswegs klar, da es selten um das Ziel Demokratie ging. Die wenigsten bedeutenden Denker, die wesentliche Bausteine für die Entwicklung der Demokratie beigetragen haben, hatten dies im Sinn, als sie ihre Schriften verfassten. Dennoch haben sich über Jahrhunderte zahlreiche Ereignisse zu drei Entwicklungspfaden verdichtet, an deren Ende folgende Eigenschaften eines Grundbegriffes von Demokratie stehen:


    (1) die Autorisierung von Herrschaft durch das Volk als Ergebnis eines partizipativen Entwicklungspfades zur Demokratie;


    (2) die Eingrenzung dieser Herrschaft durch das Recht, insbesondere die Sicherung von Menschenrechten, vor allem durch Verfassungen als Ergebnis eines konstitutionellen Entwicklungspfades zur Demokratie;


    (3) die Repräsentation von gesellschaftlichen Interessen durch politische Organisationen als Ergebnis eines repräsentativen Pfades zur Demokratie.


    Im Folgenden werden diese drei Entwicklungspfade dargestellt, wohl wissend, dass ein solcher Ansatz nur Schlaglichter auf die Geschichte der Demokratie werfen kann. Es geht auch nicht um eine systematische Synthese der sehr breiten Literatur über Demokratiekonzepte. Ziel ist es lediglich, zentrale Entwicklungsverläufe zu einem Grundbegriff von Demokratie zu verdichten, der aufgrund seiner Allgemeinheit mit vielen Demokratiekonzepten kompatibel sein dürfte. Dazu werden für jeden Entwicklungspfad ideengeschichtliche Impulse, Prozesse der historischen Umsetzung sowie heutige Ausprägungen umrissen. Abschließend werden einige aktuelle Entwicklungen auf diesen Pfaden skizziert, um auch auf neue mögliche Herausforderungen von Demokratie zu deuten.


    2 Der partizipative Pfad: Die Autorisierung von Politik durch das Volk


    Nach unserem heutigen Verständnis von Demokratie bedarf es der Beteiligung all derjenigen Menschen an der Politik, die auch von den politischen Entscheidungen in einem Land betroffen sind. Diese Autorisierung der Regierenden durch die Regierten erfolgt über die Auswahl von Personen und Programmen für einen begrenzten Zeitraum. Bis zu diesem Verständnis war es jedoch historisch ein weiter Weg, da über Jahrhunderte Willkür, Gewalt, Unterdrückung, Ausgrenzung und Diskriminierung die Herrschaftssysteme in Europa prägten. Dabei diente vornehmlich die christliche Religion zur Legitimierung von Herrschaft, das heißt, Monarchen beriefen sich auf ihre besondere gottgegebene Stellung. Der Weg zur tatsächlichen Autorisierung von Politik durch das ganze Volk hat zwei unterschiedliche ideengeschichtliche Ausgangspunkte, von denen der eine das Wie und der andere das Wer der Autorisierung betrifft.


    Zunächst zu dem Wie der Autorisierung von Herrschaft: Die Idee, dass für die Rechtfertigung von Herrschaft das Einverständnis der Beherrschten wichtig ist, gewann im 17. Jahrhundert an Bedeutung. Hintergrund waren die damaligen Ereignisse in Europa. Angesichts der verbreiteten Kriege und militärischen Auseinandersetzungen zu dieser Zeit beschrieben einige Philosophen das Leben der Menschen als eine Art Naturzustand. Dieser Naturzustand wurde zu einer häufig genutzten Denkfigur in der politischen Philosophie der Neuzeit und war – trotz unterschiedlicher Varianten – in der Regel durch einen Zustand der Willkür und Gewalt gekennzeichnet, in dem der Mensch stets in Gefahr und Furcht vor anderen Menschen leben musste. Die Philosophen beschäftigte dementsprechend die Frage, wie dieser Naturzustand überwunden werden könne und welche Art der Herrschaft hierfür die Lösung sei.


    Der Brite Thomas Hobbes (1588–1679) entwickelte in seinem Buch Leviathan eine Ordnung, die den einzelnen Menschen von Gewalt und Willkür befreien sollte. Mit seinen Überlegungen begannen zwei neue Ideen von Politik um sich zu greifen: Die erste Idee betrifft den Akt der Einwilligung in Herrschaft, der als Gesellschaftsvertrag bezeichnet wurde. Angesichts ihrer hilflosen Lage im Naturzustand willigen alle Menschen freiwillig, nämlich aus Einsicht und Vernunft, in diesen Vertrag ein, der dadurch zum Grundvertrag der Gesellschaft wird. Die Einwilligung geht mit einem Verzicht aller auf die Ausübung von Gewalt einher, während zugleich allein dem sogenannten Leviathan als alleinigem Herrscher das Recht auf Gewaltausübung zugebilligt wird. Dessen alleinige Herrschaft soll die Menschen aus dem Naturzustand herausführen, indem sie Recht und Ordnung garantiert. Die Menschen profitieren also von ihrem Gewaltverzicht im Gesellschaftsvertrag.


    Die zweite Idee von Hobbes hängt hiermit zusammen. Denn die absolutistische Herrschaft ist danach kein Selbstzweck mehr, sondern an eine bestimmte Aufgabe gebunden: den Schutz der Menschen. Bei Hobbes ist diese Form der Herrschaft durch Vertrag zwar nicht von religiösen Motiven getrennt, doch kommt hiermit ein Prozess in Gang, in dessen Verlauf sich das Begründungsfundament von Herrschaft zu wandeln beginnt. Was von Hobbes als eine Lösung für den Englischen Bürgerkrieg und gerade eine Stärkung von absolutistischer Herrschaft gedacht war, bot stattdessen eine erhebliche Angriffsfläche gegen diese. In diesem Fahrwasser bildete sich schrittweise eine Vorstellung der Autorisierung von Herrschaft durch Einwilligung heraus.


    Ging Hobbes noch davon aus, dass einem aus dem, in das man eingewilligt hat, niemals ein Unrecht erwachsen könne, war dessen Landsmann John Locke (1632–1704) anderer Auffassung. Locke erweiterte die Ideengeschichte um ein Widerstandsrecht der Menschen gegen den möglichen Missbrauch der durch einen Gesellschaftsvertrag legitimierten Herrschaft. Da die Bürger bei Locke – im Unterschied zum Verständnis von Hobbes – grundsätzlich frei sind, kann Herrschaft nur auf Zustimmung basieren (»Government by consent«) und auch ihre Ausübung muss in diesem Sinne geschehen. Nur wenn der Herrscher seinem Auftrag nachkommt, hat die Einwilligung Gültigkeit, ansonsten kann sie auch wieder entzogen und der Gesellschaftsvertrag aufgehoben werden. Lockes Überlegungen fanden etwa in der Französischen Verfassung von 1793 ihren Niederschlag. Doch auch wenn diese Verfassung keine unmittelbare Wirkung entfaltete, hatte Locke das aus der heutigen Demokratie nicht mehr wegzudenkende Element des Entzugs von Herrschaftsrechten ins Spiel gebracht, dessen logische Konsequenz der Wechsel von Herrschern durch neue Einwilligungsakte ist.


    Wie sich auf der Grundlage dieser ideengeschichtlichen Entwicklung die tatsächlichen Herrschaftsverhältnisse langsam verschoben, wird am Beispiel Großbritannien direkt erkennbar. Hier haben die Ideen von Hobbes, Locke und anderen Denkern den weiten Weg zur Demokratisierung insofern angeschoben, als sie für die sich langsam etablierende Rivalität der politischen Eliten um Macht eine philosophische Rechtfertigung boten. Aus ursprünglich abgeschlossenen und elitären Beratungsgremien der Krone entstanden im Lauf der Zeit das Ober- und das Unterhaus des Parlaments und der Dualismus von Krone und Parlament mit Unterstützern und Kritikern der Krone, aus dem später der Gegensatz zwischen politischen Parteien wurde. Der Krone wurden dabei immer mehr Rechte zur Mitsprache bzw. zum Veto abgetrotzt und mit der Glorious Revolution von 1688 setzte sogar erstmals das Parlament einen Herrscherwechsel durch, indem es das bestehende Königshaus durch ein anderes austauschte.


    Die Etablierung von Mitspracherechten bei der Ausübung von Herrschaft durch eine kleine gesellschaftliche Elite war die Vorstufe einer breiteren Demokratisierung, die in Großbritannien dann im 19. Jahrhundert mit der sich schrittweise vollziehenden Ausweitung des Wahlrechtes erfolgte. Diese geschah nicht zuletzt, um einer Revolutionsgefahr im Land vorzubeugen. Insbesondere die Revision des Wahlrechtes von 1832 bewirkte eine Entmachtung des aristokratischen Oberhauses. So verband sich die Idee der Autorisierung von Herrschaft mit jener der Beteiligung der Bevölkerung an diesem Prozess über Wahlen. Damit wurde Schritt für Schritt die Inklusivität der Politik erhöht, während Muster von Herrschaftskritik bereits etabliert waren. In Großbritannien ging es also zuerst um das Wie von Herrschaftsautorisierung und erst dann um das Wer.


    Das genaue Gegenteil vollzog sich in Frankreich, dem zweiten Ausgangspunkt für die ideengeschichtliche Entwicklung der Autorisierung von Politik durch das Volk. Hier ging es zuerst um das Wer von Autorisierung. Waren lange Zeit neben dem Monarchen nur der Adel und der Klerus die eigentlichen politischen Subjekte, trat mit dem Werk des französisch-schweizerischen Philosophen Jean-Jacques Rousseau (1712–1778) plötzlich das Volk als Akteur auf die politische Bühne. In seinem Buch Der Gesellschaftsvertrag entwarf Rousseau das Konzept der Volkssouveränität, das bis heute eines der wesentlichen Fundamente demokratischer Systeme darstellt. Rousseau zufolge ist allein das Volk souverän und eine Übertragung bzw. Teilung dieser Souveränität auf einen (absolutistischen) Herrscher nicht möglich. Ganz anders als bei Hobbes und Locke sieht er den Einzelnen nicht als sich langsam emanzipierendes politisches Individuum, sondern als Teil eines Volkskörpers, der sich selbst ohne Herrscher regieren kann. Die Spreng- und Anziehungskraft der Idee der Volkssouveränität lag in der Botschaft einer politischen Gleichheit aller Bürger (zuerst nur der Männer) und der Infragestellung von absolutistischer Herrschaft. Die Volkssouveränität entwickelte sich damit zu einem der wirkungsstärksten Faktoren bei der Formierung des Nationalstaates und langfristig auch für die Entstehung der Demokratie.


    Die Französische Revolution im Jahr 1789 stellte die radikale Umsetzung der Idee der Volksherrschaft dar. Dieser bedeutende historische Einschnitt in der Entwicklung politischer Herrschaft war inspiriert durch die Entwicklungen in Amerika und hatte seine Ursache in der selbstherrlichen Machtausübung der französischen Könige sowie der verbreiteten wirtschaftlichen Not im Land. Unter dem Schlachtruf »Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit« bezeichneten sich die Anhänger der Revolution häufig als Demokraten. Die Verbindung von unmittelbarer Volksherrschaft mit dem Demokratiebegriff war nicht neu, doch lieferte Rousseaus Idee der Volkssouveränität eine neue philosophische Begründung der Demokratie. Dies trug einerseits zur schnellen Verbreitung des Demokratiebegriffes und andererseits zu neuen Ressentiments gegen diese Form der Herrschaft bei den Verfechtern der bestehenden Verhältnisse bei.2 Die Ergebnisse der Französischen Revolution hatten nicht lange Bestand, da sie durch eine erneute Diktatur abgelöst wurden. Frankreich kennzeichnete in der Folge der Wechsel von schnellen und weitreichenden Ausweitungen von Bürger- und Beteiligungsrechten einerseits und Rückschlägen durch neue Diktaturen und Revolutionen andererseits. Es fehlten eingeübte Verfahren des Elitenwettbewerbs, wie sie in Großbritannien bestanden und auf die die Beteiligungsrechte abzielen konnten.


    Dass in der Verabsolutierung des Volkes auch ein starkes totalitäres Element liegt, ist insbesondere vom Politikwissenschaftler Ernst Fraenkel (1898–1975) kritisiert worden.3 Dennoch waren die Ideen Rousseaus und die Ereignisse der Französischen Revolution der Auftakt einer im wahrsten Sinne des Wortes revolutionären Neubegründung der Legitimation von Herrschaft, die fortan mit dem Volk als legitimierende Größe verbunden war. Die Nationenwerdung in Europa befeuerte die Idee des Volkes als politische Einheit noch zusätzlich und im frühen 19. Jahrhundert intensivierte sich der Konflikt zwischen monarchischem Prinzip einerseits und der Idee der Volkssouveränität andererseits infolge der Etablierung von gewählten Volksversammlungen, die zunehmend auf Einfluss drängten. Dabei verschmolzen langsam die britische und die französische Entwicklungslinie, was für die Entstehung der Demokratie essenziell war. Dennoch dauerte es noch lange, bis tatsächlich umfassende Beteiligungsrechte für das ganze Volk umgesetzt waren, wie das erst im 20. Jahrhundert eingeführte Frauenwahlrecht zeigt. Zusammenfassend ist also die erste zentrale Errungenschaft der Demokratie, dass die Beherrschten ihre Herrscher wieder loswerden können und dass jede und jeder Betroffene an dieser Entscheidung beteiligt ist.


    Die Manifestationen des partizipativen Pfades sind in den gegenwärtigen politischen Systemen in Europa und Nordamerika grundlegend und damit kaum zu übersehen. Im deutschen Grundgesetz heißt es: »Alle Macht geht vom Volke aus«, was dem Prinzip der Volkssouveränität entspricht. Allerdings drückt sich diese Volkssouveränität nicht in einer direkten Volksherrschaft aus, sondern folgt weitgehend dem britischen Pfad der autorisierten Herrschaft durch gewählte Volksvertreter. Der Mechanismus, über den die Auswahl der Herrscher durch die Beherrschten sichergestellt wird, ist die Beteiligung aller Bürgerinnen und Bürger über freie, gleiche und geheime Wahlen. Traditionell ist das Wahlrecht in Deutschland an die Staatsbürgerschaft bzw. Unionsbürgerschaft gekoppelt.


    Direktdemokratische Beteiligungsformen sind Verfahren, die dem Anspruch einer Herrschaft des Volkes am nächsten kommen, auch wenn sich viele der ihnen zugewiesenen Attribute als überschätzt erweisen. Die Grundidee ist, dass die Bürgerinnen und Bürger direkt über die zentralen Fragen ihres Gemeinwesens abstimmen können. Daher behandeln Volksabstimmungen auch häufig Verfassungsfragen. Nachdem Referenden im frühen republikanischen Frankreich unter Napoleon bereits eine Rolle im modernen Nationalstaat spielten, erlebt die direkte Demokratie heutzutage in Europa und Nordamerika eine Renaissance. Befeuert wird diese Entwicklung durch eine verbreitete Nachfrage nach mehr direkter politischer Beteiligung durch die Bürgerinnen und Bürger selbst, sei es in Form von Volksabstimmungen oder von sogenannten deliberativen Verfahren.


    3 Der konstitutionelle Pfad: Grundrechte und Gewaltenteilung


    Beim konstitutionellen Pfad geht es im Kern um die Begrenzung von Herrschaftsausübung durch Gesetze und Verfassungen. Heute ist die Demokratie untrennbar mit individuellen Grundrechten und einem funktionierenden Rechtsstaat verbunden. Rückblickend muss allerdings besonders der Schutz der Bürgerinnen und Bürger vor willkürlicher Gewalt, sei es durch andere Menschen oder durch den Staat, als eine der zentralen zivilisatorischen Errungenschaften angesehen werden. Im Hinblick auf die Überlegungen zum Naturzustand wurde dies bereits angedeutet. Willkür, Unterdrückung und der Missbrauch von Herrschaft prägten menschliche Gemeinschaften seit jeher und sind auch heute noch in nicht demokratischen Systemen zu finden. Unveräußerliche Menschenrechte auf körperliche und geistige Unversehrtheit mussten dagegen im Lauf der Geschichte mühsam erkämpft und gesichert werden. Gefahr drohte und droht hierbei nicht nur durch eine bestimmte Herrschaftsform wie die Monarchie, sondern unter Umständen auch durch die Mehrheit in der Demokratie, also durch die ungezügelte Leidenschaft der Massen. Vor ihr hat der französische Philosoph Alexis de Toqueville (1805–1859) nach einer Reise durch die jungen Vereinigten Staaten von Amerika schon gewarnt. Angesichts des heraufziehenden Zeitalters der Demokratie prägte er den Begriff der Tyrannei der Mehrheit. Die Ereignisse und Ansichten, die sich im konstitutionellen Pfad zu einem zentralen Element der Demokratie verdichtet haben, setzen dieser Gefahr durch rechtliche Hürden klare Grenzen. Der konstitutionelle Pfad ist damit auch ein expliziter Gegenpunkt zum partizipativen Pfad und weist auf den nicht widerspruchsfreien Charakter der Demokratie als Herrschaftssystem hin, die verschiedene innere Spannungen aushalten muss, die in ihrem System angelegt sind. Demnach endet selbst in einer Demokratie der Wille des Volkes an zwei konkreten Sicherungen.


    (1) Die erste Sicherung betrifft die unveräußerlichen Menschenrechte des Individuums. Bereits in John Lockes Konzeption des Naturzustandes wurde der Mensch als frei angesehen, und seine Grundrechte auf Leben und Eigentum wurden zur Grundlage weiterer Überlegungen über die Form von Herrschaft gemacht. In der Folge der religiösen Zerwürfnisse im Europa des 17. Jahrhunderts stand insbesondere das Recht auf Religionsfreiheit im Mittelpunkt der Bemühungen um Grundrechte, zum Beispiel in den nordamerikanischen Kolonien, in die auch viele Glaubensflüchtlinge aus Europa hinübersiedelten. Ohne die drückenden Lasten des Absolutismus ließen sich auf dem amerikanischen Kontinent die Ideen einer Gesellschaft von Freien und Gleichen sehr viel besser verwirklichen, auch wenn hiervon de facto Frauen, die indigenen Völker und Sklaven ausgenommen waren. Aus der Gewährung einzelner Grundrechte ergaben sich zwangsläufig noch weitere. Die Religionsfreiheit implizierte etwa auch eine Meinungs- und Versammlungsfreiheit. Dementsprechend fanden diese Freiheitsrechte Eingang in die Declaration of Rights des amerikanischen Bundestaates Virginia von 1776, die sowohl zum Vorbild von analogen Erklärungen in anderen Bundesstaaten als auch für die Verfassung der neuen Vereinigten Staaten von Amerika wurde.


    Historische Schlüsselereignisse und Meilensteine in der Festschreibung der Grundrechte reichen allerdings noch weiter zurück. In der Magna Charta von 1215 wurden dem englischen Adel politische Freiheits- und Schutzrechte sowie der Kirche die Unabhängigkeit durch die englische Krone gewährt. Im Jahr 1679 folgte, ebenfalls in England, das Habeas-Corpus-Gesetz. Es sicherte zu, dass Verhaftungen nur mit angemessener Begründung erfolgten und dass Verhaftete innerhalb einer Frist einem Richter vorgeführt wurden. Zuvor waren in England grundlose Verhaftungen als politisches Instrument genutzt worden – eine Praxis die heutzutage in nicht demokratischen Systemen immer noch besteht. Mit dem Habeas-Corpus-Gesetz wurde ein wichtiges Element der späteren Rechtsstaatlichkeit von Demokratie etabliert.


    Mit der Französischen Revolution von 1789 kam es auch in Europa zur expliziten Erklärung der Menschenrechte und schon die 1791 verabschiedete Französische Verfassung basierte auf dem Prinzip der staatsbürgerlichen Gleichheit. Eingeschränkt wurde diese aber noch lange durch einkommensabhängige Partizipationsrechte und den generellen Ausschluss von Frauen. Dennoch war die Verfassung von 1791 insofern ein Fortschritt, als sie bereits eine Art von Gewaltenteilung vorschrieb.4 Mit der Verfassung von 1793 erweitert sich dann der Katalog der Grundrechte nochmals, zum Beispiel um die Rechte auf Eigentum, Arbeit, Bildung und Notfallversorgung. Die Verfassung trat – wie oben bereits erwähnt – allerdings nie in Kraft.


    Eine wichtige Rolle hinsichtlich der Durchsetzung der Grundrechte und des Schutzes des Individuums kommt der Herausbildung des staatlichen Gewaltmonopols ab dem 17. Jahrhundert zu. Nur wenn auf dem gesamten Territorium zu jeder Zeit die Durchsetzung der staatlichen Gewalt gewährleistet ist, können auch alle Bürgerinnen und Bürger geschützt werden. Die Etablierung von Grundrechten allein ist jedoch noch kein Garant für eine funktionierende Demokratie, zu deren Voraussetzungen beispielsweise auch eine demokratische politische Kultur zu zählen ist. Der Zusammenbruch der Weimarer Republik belegt diesen Punkt schmerzlich, waren doch eigentlich auch hier schon Grundrechte in der Verfassung vorhanden.


    (2) Als zweiter Sicherungsmechanismus gegen den Missbrauch von Herrschaft entstand ein System der institutionellen Gewaltenteilung. Aus der amerikanischen Demokratieentwicklung hat sich das Prinzip der »Checks and Balances« (Kontrollen und Ausgleich), also der Gewaltenteilung zwischen Exekutive, Legislative und Judikative, herausgebildet. Gerade den amerikanischen Kolonialisten, die vielfach aus Europa geflohen waren und sich nur mit Mühe der britischen Herrschaft entledigen konnten, ging es um die Etablierung einer gemäßigten Form der Herrschaft in ihrem eigenen Staat. Ideengeschichtlich wird die Idee der institutionellen Gewaltenteilung allerdings besonders dem Baron de Montesquieu (1689–1755) zugeschrieben. Dieser französische Adlige war kein Anhänger der Demokratie, betrachtete aber nüchtern und sachlich die politischen Gegebenheiten seiner Zeit und entwickelte ein »durchdachtes System der Machtkontrolle und Gewaltenbalancierung, das politische Macht mäßigen und die Sicherheit der Vollbürger gewährleisten soll«.5 Als Kritik am französischen Absolutismus konzipiert, entwarf Montesquieu eine Staatsformenlehre basierend auf dem Vergleich von Despotie, Aristokratie und Demokratie. Seine Überlegungen zielten dabei auf eine Ausbalancierung der Gewalten in Form des Miteinanders von Krone, Adel und Bürgertum. Anders als Hobbes und Rousseau ging Montesquieu von einer geteilten Souveränität aus, bei der die eine Staatsgewalt die andere in Schach zu halten hat.


    Montesquieu hat drei zentrale Regeln für einen konkreten Staatsaufbau abgeleitet: Erstens kann keine Freiheit bestehen, wenn zwei oder drei der staatlichen Gewalten einer einzigen gesellschaftlichen Gruppe unterstehen. Zweitens kann keine Freiheit bestehen, wenn eine der drei Staatsgewalten ausschließlich von einer gesellschaftlichen Gruppe beherrscht wird, es also innerhalb der Staatsgewalt keine anderen Gruppen mehr gibt. Drittens kann keine Freiheit bestehen, wenn die tonangebende gesellschaftliche Gruppe an keiner der drei Staatsgewalten angemessen beteiligt ist.6 In allen drei Fällen ist die Balance gestört und es drohen Machtkonzentrationen. Daher sind nicht nur institutionelle Schranken, sondern auch der Ausgleich zwischen den sozialen Gruppen wichtig.7 In der Folge der Überlegungen von Montesquieu wurde die Idee der Aufteilung von staatlicher Macht auf verschiedene Gewalten und auch Gruppen zu einem wichtigen ideengeschichtlichen Impuls, der im 18. und 19. Jahrhundert sukzessive in immer mehr politischen Systemen Europas und eben Nordamerikas Niederschlag fand und mit dem Schutz der Grundrechte verschmolz.


    In Deutschland entstanden in den frühen 1830er-Jahren die ersten Verfassungen. Diese erfüllten allerdings nicht die Maßstäbe, die durch die Entwicklungen in Amerika und Frankreich gesetzt wurden. Die frühen Verfassungen im süddeutschen Raum etwa dienten als Instrumente zur politischen Integration der aufstrebenden Bürgerschichten bzw. der Stände in die Staatsgebilde. Der Historiker Wolfgang Reinhard spricht sogar von einseitig von oben oktroyierten Verfassungen, die zwar Grundrechtskataloge enthielten, aber die Staatsgewalt beim Fürsten beließen, wobei auch die Bestellung der Regierung oder die Gesetzesinitiative außerhalb der Kompetenzen der Parlamente lagen.8 Die Folge waren Verfassungskonflikte, die schließlich den Weg für die Märzrevolutionen von 1848 ebneten. Die Frankfurter Nationalversammlung entwarf einen Verfassungsentwurf, der durchaus einem modernen System der Gewaltenteilung nahekam. Im Kern bestand dieser aus einem Zweikammerparlament, das auf Augenhöhe mit einem Monarch agierte. Allerdings kam es nie zur Umsetzung dieser Verfassung und erst jene des Deutschen Reiches von 1871 wies deutlichere Elemente von Volkssouveränität und Gewaltenteilung auf.


    Heutzutage manifestiert sich der konstitutionelle Pfad durch den Schutz der Menschenrechte in verschiedenen Dokumenten, etwa in der Allgemeinen Erklärung der Menschenreche der Vereinten Nationen oder der EU-Grundrechtecharta. Das deutsche Grundgesetz beginnt mit dem Satz: »Die Würde des Menschen ist unantastbar«, um anschließend dem Staat die Einhaltung dieser Maxime als Pflicht aufzuerlegen. Konkret werden im Grundgesetz unter anderem das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, auf Glaubens-, Gewissens-, Meinungs-, Presse-, Versammlungs- und Berufsfreiheit festgeschrieben. Diese Ausführlichkeit ist nicht zuletzt eine Folge der menschenverachtenden Diktatur des Nationalsozialismus. Zur konkreten Umsetzung der Menschenrechte gibt es in Deutschland zum Beispiel die Möglichkeit der Individualklage vor dem Bundesverfassungsgericht. Bürgerinnen und Bürger, die sich in ihren Grundrechten durch staatliches Handeln verletzt fühlen, können dort Klage einreichen. Auch wenn die Erfolgsquote dieser Klagen sehr gering ist, handelt es sich allein durch seine Existenz um ein wichtiges Schutzinstrument im demokratischen Rechtsstaat.


    Zudem lassen sich in allen Demokratien festgeschriebene Formen der horizontalen und optional auch der vertikalen Gewaltenteilung finden. Selbst bei parlamentarischen Systemen mit der Gewaltenfusion von Legislative und Exekutive (in Form von Parlamentsmehrheit und Regierung) bleibt durch die Rolle der Opposition die Idee der Gewaltenteilung aufrechterhalten. Besonders große oder heterogene Staaten verfügen zudem über föderale oder zumindest dezentralisierte Strukturen, die eine zusätzliche Hürde für Machtkonzentration bilden. In Deutschland ist gerade der Staatscharakter der Bundesländer eine institutionelle Folge des Zusammenbruchs der Weimarer Republik und soll der Gewaltenteilung eine unaufhebbare Form geben. Zusätzlich werden Gewaltenteilung und -kontrolle durch Verbände, Zivilgesellschaft und Medien gewährleistet.


    Neben der Autorisierung von Herrschaft und der Umsetzung der Idee der Volksouveränität sind also die Festschreibung von unveräußerlichen individuellen Schutzrechten und die institutionelle Eingrenzung von Herrschaft durch Gegenherrschaft weitere zentrale Errungenschaften der Demokratie. Das Recht, öffentlich gegenüber den Herrschenden oder anderen Bürgerinnen und Bürgern bekunden zu können: »Ich sehe das anders«, ohne dafür Konsequenzen für Leib und Leben fürchten zu müssen, kann gar nicht hoch genug bewertet werden.


    4 Der repräsentative Pfad: Die Repräsentation von Partikularinteressen


    Der dritte Entwicklungspfad führt zur legitimen Repräsentation von gesellschaftlichen Teilgruppen im politischen Prozess. Die Idee dabei ist, dass die Autorisierung der Politik durch das Volk de facto von Vertretern von gesellschaftlichen Gruppen umgesetzt wird. Im Kern dieses Pfades steht ein weiteres Spannungsverhältnis innerhalb der Demokratie, nämlich jenes von Gemeinschaftsinteressen einerseits und Einzel- bzw. Gruppeninteressen andererseits. Lange herrschte innerhalb Europas die Interpretation vor, dass gesellschaftliches Gemeinwohl untrennbar mit politischer Eintracht verknüpft ist. Interessengruppen verschiedener Art wurden dagegen mit verwerflichem Egoismus verbunden, der der Gemeinschaft schade.


    Zu dieser Ansicht hat wiederum Jean-Jacques Rousseau mit seinen Schriften sehr viel beigetragen. In seinem Werk über den Gesellschaftsvertrag hat Rousseau aus der Verabsolutierung der Volkssouveränität die radikaldemokratische Vorstellung entwickelt, dass die Verfolgung des Gemeinwohls und die Existenz von Gruppenwillen sich einander ausschließen. Aus dieser Sicht kann nur in einer homogenen Gemeinschaft aus dem gemeinsamen politischen Willen aller Bürger tatsächlich auch das Gemeinwohl entstehen, während alle Teilwillen, Sonderinteressen und sonstige Gruppen diesem logisch entgegenstehen, da eine Teilung der Volkssouveränität gar nicht möglich ist. In der Tat schwebte Rousseau eine möglichst homogene Gesellschaft vor, in der Partikularinteressen dem Gemeinwohl nur im Wege stehen würden. So schreibt Rousseau beispielsweise über Volksversammlungen, dass je mehr Einstimmigkeit herrsche, desto eher herrsche auch der Gemeinwille vor. Lange Debatten und Meinungsverschiedenheiten förderten eher das Emporkommen von Sonderinteressen und damit den Niedergang des Staates.9 Zu Rousseaus Werk ist seit seiner Entstehung sehr viel Kritik geäußert worden. Ernst Fraenkel hat besonders vehement dem Rousseau’schen Nexus von homogener Gesellschaft und Allgemeinwohl widersprochen. Wie viele andere auch, sah er darin Überlegungen, die in den Totalitarismus führen können.


    Dennoch ist die Überbetonung der Homogenität der Gesellschaft heutzutage nach wie vor zu finden, wenn auch glücklicherweise nur selten in einer extremen Form. Innerhalb der Bevölkerungen Europas und Nordamerikas besteht eine weitverbreitete Abneigung gegen die Rolle von gesellschaftlichen Teilgruppen im politischen Prozess. Wann immer sich politischer Wettstreit zwischen Gruppen organisiert, zeigt und abspielt, erfolgt eine reflexartige Kritik. Dies wird anhand der verbreiteten Parteienverdrossenheit, aber auch der nahezu ritualisierten Ablehnung von Lobbyismus deutlich. Inzwischen ist schon der Begriff des Lobbyismus zu einem Reizwort geworden, das undifferenziert jegliche Art der inoffiziellen Einflussnahme bezeichnet. Seit vielen Jahren zeigen Umfragedaten zu den Einstellungen gegenüber politischen Institutionen, dass Parteien und Parlamente die schlechtesten Zustimmungswerte erfahren. Daher ist auch schon lange von einer Parteienkrise die Rede. Vermeintlich unabhängige, das heißt nicht mit dem Wettstreit von Interessen verbundene Institutionen und Akteure erfahren dagegen regelmäßig deutlich höhere Zustimmungswerte in Umfragen. Konkret sind dies in der Bundesrepublik das Bundesverfassungsgericht oder der Bundespräsident. Es handelt sich also um eine merkwürdige Situation: Während in nicht demokratischen Ländern für das Recht auf eine politische Auseinandersetzung zwischen gesellschaftlichen Interessen gekämpft wird, ist eben jene in den etablierten Demokratien oft unbeliebt.


    Organisierte Zusammenschlüsse von gesellschaftlichen Gruppen und ihre Beteiligung an der Politik haben jedoch eine lange Tradition in Europa, die schon mit dem sogenannten Ständestaat zwischen dem 14. und 17. Jahrhundert etabliert war. In ihm waren der Adel, der Klerus, das Bürgertum oder die Bauern durch Versammlungen repräsentiert und konnten vor allen Dingen über Finanzierungsfragen Einfluss auf die monarchische Politik nehmen. Hieraus entwickelte sich später das Budgetrecht der demokratischen Parlamente. Die Ständeversammlungen entsprachen zwar nicht den heutigen Vorstellungen der freien Auswahl von Repräsentanten nach einem freien und fairen Verfahren, doch nahmen hier schon selbstorganisierte Gruppen der Gesellschaft legitimiert am politischen Prozess teil.10 In weiten Teilen Europas schwächte sich allerdings der Einfluss dieser Versammlungen in der Zeit des Absolutismus wieder ab, da sie häufig einfach nicht einberufen wurden. Dort aber, wo die Ständeversammlungen kontinuierlich Bestand hatten, war auch der Boden für spätere Parlamentarisierungsprozesse bereitet. Dabei verdichteten sich verschiedene Ideen und Ereignisse zu der Vorstellung, dass die Verfolgung des Gemeinwohls einerseits und die Beteiligungsrechte von gesellschaftlichen Teilgruppen andererseits in Balance zueinander zu halten sind. Diese Vorstellung beruht besonders auf dem Freiheitspostulat sowie auf der Frage, wie das Gemeinwohl denn tatsächlich entsteht.


    Zunächst zum Freiheitspostulat: Es war der spätere amerikanische Präsident James Madison (1751–1836), der als Autor der Federalist Papers No. 10 darauf hingewiesen hat, dass im Konflikt zwischen Gemeinwohl und Partikularinteressen die Unterdrückung von Letzteren – also der Weg Rousseaus – der Zerstörung der Freiheit insgesamt gleichkäme. Zwar formulierte Madison ebenfalls eine Kritik an gesellschaftlichen Parteiungen, indem er diese als nicht abzustellendes Übel bezeichnete, kam jedoch zu dem Schluss, dass das Spannungsverhältnis von Gemeinwohl und Partikularwohl in einer freien Gesellschaft ausgehalten werden müsse. Madison nahm seine Bewertung vor dem Hintergrund von bestehenden politischen Menschenrechten vor, wonach höherwertige Grundrechte zur Organisation von Interessen eine Einheitsmeinung à la Rousseau verbieten würden. Was für Individuen gelte, müsse auch für deren Zusammenschlüsse in Form von politischen Organisationen gelten. Eine demokratische Politik erhebt demnach die Tatsache zum Prinzip, dass es unterschiedliche Gruppen von Bürgerinnen und Bürgern gibt, die sich zu politischen Organisationen zusammenschließen.


    Die Umsetzung des Freiheitspostulats beabsichtigte Madison durch die Form der Staatsorganisation sozusagen »technisch« zu lösen. Er schlug ein System der Repräsentation vor, das er als Republik bezeichnete und als Gegenstück zu den sogenannten puren Demokratien, also kleinen Gemeinwesen mit direkter Demokratie, entwarf. In den Demokratien würde das Vorhandensein von unterschiedlichen Parteien zu Instabilität und der Verletzung von Minderheitenrechten führen, weswegen ihre Lebensdauer auch kurz und ihr Ende oft gewalttätig sei. Stattdessen sah Madison in einem großen Gemeinwesen (wie den USA) den Vorteil, dass eine große Anzahl an Menschen einzelne Repräsentanten auswählt. Unwürdige Kandidaten, die Spezialinteressen vertreten würden, hätten es unter diesen Bedingungen schwerer, die große Anzahl an Wählerinnen und Wählern negativ zu beeinflussen. Zudem sorge ein sehr großes Gemeinwesen dafür, dass viele kleine bzw. lokale Parteiungen sich auf der Ebene der politischen Repräsentation gegenseitig aufhöben.


    Damit zur Frage, wie das Gemeinwohl eigentlich zustande kommt: Es waren die Vertreter der pluralistischen Demokratietheorie, allen voran Ernst Fraenkel, die im 20. Jahrhundert explizit den prinzipiellen demokratietheoretischen Nutzen von Interessengruppen betonten. Diese gewährten den Bürgerinnen und Bürgern auch jenseits der regelmäßigen Wahlen ein Recht auf Mitgestaltung der öffentlichen Meinung und damit einen Einfluss auf Regierung und Parlament. Diese Mitgestaltung über intermediäre Strukturen könne deswegen einem Gemeinwohl nicht zuwiderlaufen, da es Fraenkel zufolge kein grundsätzliches bzw. vor dem politischen Prozess (a priori) feststehendes Gemeinwohl gibt. Dieses entstehe vielmehr gerade durch den politischen Prozess im Einvernehmen unterschiedlicher politischer Gruppen (a posteriori). Die Interaktion von Interessengruppen ist aus dieser Sicht unerlässlich für die Entstehung eines Gemeinwohls in einer pluralen Gesellschaft.


    Ab dem späten 19. Jahrhundert wurde der Wettbewerb von politischen Parteien zum zentralen Charakteristikum der sich herausbildenden Massendemokratien. Über den Wettbewerb von Parteien drücken sich einige gesellschaftliche Grundkonflikte aus, die durch verschiedene Modernisierungsschübe in den Staaten Westeuropas entstanden sind. Aus dem Konflikt zwischen laizistischem Staat und katholischer Kirche gingen die christdemokratischen Parteien auf der einen Seite und die liberalen und nationalkonservativen Parteien auf der anderen Seite hervor. In der Folge der industriellen Revolution entwickelten sich aus dem Konflikt zwischen dem Massenarbeitertum und der neuen Besitzoberschicht einerseits sozialdemokratische bzw. sozialistische Parteien und andererseits wiederum liberale Parteien. Hinzu kamen noch weitere Konflikte, die das Gesamtbild der Parteiensysteme aber nur noch partiell änderten. In Deutschland formierten sich in der Zeit zwischen dem Revolutionsjahr 1848 und der Reichsgründung 1871 die großen politischen Strömungen, aus denen später dann auch eigene politische Parteien hervorgingen.


    Bis zur politischen Gleichberechtigung aller politischen Strömungen müssen aber vier verschiedene Schwellen überwunden werden.11 Die erste Schwelle ist jene zur Existenzberechtigung überhaupt, das heißt, dass die Gründung von Parteien als Ausdruck konkurrierender Meinungen überhaupt zugelassen ist. Sobald alternative politische Organisationen, die bei Wahlen zugelassen sind, Unterstützer hinter sich scharen können, ist die zweite Schwelle überwunden. Allerdings bestehen nach dieser immer noch Zugangshürden zum Parlament, zum Beispiel benachteiligte das Dreiklassenwahlrecht in Preußen systematisch die Arbeiterpartei(en), da es auf den Steuerleistungen der Wähler aufgebaut war. Die Aufhebung der Zulassungsreglementierung, also die gleichberechtigte Zulassung aller politischen Kräfte, bedeutet die Überwindung der dritten Schwelle. Anstelle einer verzerrten Repräsentation zugunsten der alten etablierten Kräfte setzte sich die Abbildung der politischen Strömungen in den Parlamenten entsprechend ihrer Stärke bei Wahlen durch. Trotz Variationen in den verschiedenen nationalen Wahlrechtsbestimmungen ist dieses Prinzip doch überall grundlegend geworden und hat andere Besetzungsmechanismen verdrängt. Dennoch können gesellschaftliche Interessen über Parteien in Parlamenten vertreten sein, aber formal von der Möglichkeit der Regierungsübernahme ausgeschlossen bleiben. Das konnte zum Beispiel im Fall der Monarchie die Erbfolge sein, die automatisch immer wieder über die Besetzung der Exekutive bestimmte, unabhängig von den Verhältnissen im Parlament. Erst nachdem auch der Weg zur Regierungsbildung gleichberechtigt allen Akteuren offensteht, ist die vierte Schwelle überschritten. Damit ist der Zugang zur Regierungsmacht endgültig von anderen nicht demokratischen Ideen (Erbfolge) abgekoppelt und an das Prinzip der Mehrheit geknüpft. Die stärkste politische Strömung hat demnach auch das Recht, die Regierung zu stellen. In parlamentarischen Systemen werden demnach die Regierungen von den Parlamenten gewählt, während in präsidentiellen Systemen eine Direktwahl stattfindet. Der entscheidende Unterschied zu nicht demokratischen Systemen ist, dass die Mehrheiten in der Demokratie wechseln können, da Herrschaft immer nur für einen bestimmten Zeitraum legitimiert ist. Die grundsätzliche Anerkennung von Partikularinteressen und ihre Abbildung nach Stärke in Parlamenten haben also wesentlich zum Bild unserer heutigen Demokratie beigetragen.


    Es dauerte bis in die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts, bis entsprechende normative und theoretische Begründungen für die Demokratie als Parteiendemokratie aufkamen. Deren Annahme ist, dass eine moderne Demokratie nur auf der Grundlage des Parteienwettbewerbes funktionieren kann. Parteien vermitteln zwischen den Bürgerinnen und Bürgern und dem Staat. Demnach verdeutlichen und vereinfachen sie die Möglichkeiten der politischen Entscheidung, indem sie den Wählerinnen und Wählern Alternativen anbieten. Zudem suchen und stellen Parteien die Kandidaten für Ämter und Mandate, bündeln politische Meinungen in der Bevölkerung und informieren und mobilisieren bei Wahlen. Das deutsche Grundgesetz hebt politische Parteien sogar explizit als Organe zur politischen Willensbildung hervor (Art. 21).


    Aufgrund dieser herausgehobenen Rolle der politischen Parteien in Deutschland hat sich die Bezeichnung Parteienstaat etabliert, die auch eine kritische Komponente umfasst. Demnach bestimmen Parteien nicht nur über die Selektion des politischen Personals und die Inhalte des Regierungshandelns, sondern sind auch fest in der Gesellschaft verwurzelt. Dies gilt zum Beispiel auch für Verbindungen zu anderen Organisationen wie Gewerkschaften, aber auch für die zentrale Rolle der Parteien im öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Dieses Ausmaß an Parteieneinfluss wird allerdings auch kritisiert. Auf der anderen Seite erfahren gerade politische Parteien einen fortwährenden Liebesentzug durch die Bevölkerung. Umfragen zeigen regelmäßig ihre Unbeliebtheit bei den Bürgerinnen und Bürgern. Seit Jahren sinken die Mitgliederzahlen der großen Parteien, während zugleich eine Überalterung der verbleibenden Mitgliederschaft droht. In diesem Zusammenhang wird, vor allem in Westeuropa, allgemein über die Krise der Parteien oder speziell über die Krise der Mitgliederparteien gesprochen. Neben den politischen Parteien gibt es allerdings eine sehr große Anzahl an weiteren politischen Organisationen, die sich am politischen Prozess beteiligen und dabei Partikularinteressen vertreten. Dies können Gewerkschaften genauso wie Nichtregierungsorganisationen (NGOs) oder andere Lobbygruppen sein.


    Eine dritte zentrale Errungenschaft in der Demokratie ist also die Anerkennung von Interessengruppen als Akteuren in der Demokratie auf der Grundlage einer Balance von Gemeinwohl und Partikularinteressen. Diese historische Errungenschaft muss aber angesichts der oben erwähnten fortwährenden Skepsis gegenüber gesellschaftlichen Partikularinteressen in Europa und Nordamerika immer wieder aufs Neue verteidigt werden.


    5 Demokratie in Bewegung


    Die drei in diesem Beitrag dargestellten Entwicklungspfade tragen zu einem Grundbegriff der Demokratie bei, der einen Ausgangspunkt für weiterführende Überlegungen bieten kann. Die gemeinsame Botschaft dieses Dreiklanges ist, dass Demokratie als Herrschaftsform eben nicht nur auf die Souveränität des Volkes baut, sondern auch auf Gewaltenteilung und Repräsentation nicht verzichten kann. In der tatsächlichen Ausgestaltung einzelner Demokratien in der Realität ergeben sich dabei Unterschiede in der Gewichtung der drei Entwicklungspfade. Dies lässt sich am besten an den beiden schon genannten Beispielen Frankreich und Großbritannien zeigen. Gemäß seiner historischen Wurzeln ist in Frankreich der partizipative Pfad mit der Betonung des Volkes als politische Größe immer noch sehr prägend für die Politik, was einerseits an der Rolle der direkten Demokratie und andererseits an der Schwäche des repräsentativen Systems und der politischen Parteien deutlich wird. Neben dem partizipativen Pfad sind die anderen beiden Stränge zwar vorhanden und funktionieren, ihnen kommt aber nicht das gleiche Gewicht zu. In Großbritannien ist die Lage genau umgekehrt. Gemäß seiner starken Parlamentstradition ist der partizipative Pfad hier schwächer als der repräsentative Pfad, auch wenn durch die Zunahme an Volksabstimmungen sich eine Veränderung andeutet. In der Bundesrepublik Deutschland haben wir dagegen einen sehr starken konstitutionellen Pfad, der insbesondere durch den Föderalismus, das Bundesverfassungsgericht und den hohen Bestandsschutz der Verfassung deutlich wird.


    Die Verortung von politischen Systemen ist nicht statisch und es können sich im Lauf der Geschichte neue Schwerpunktsetzungen ergeben. Charakteristisch etwa für die vergangenen Jahre ist erstens eine starke Betonung des partizipativen Pfades. So gibt es bei vielen Bürgerinnen und Bürgern in Westeuropa den Wunsch nach mehr direkter politischer Beteiligung, zum Beispiel über Verfahren der direkten Demokratie. Die Kehrseite dieses Wunsches ist, dass Parteien oder Gewerkschaften unter einer Abwendung vieler Bürgerinnen und Bürger leiden. Ein häufiges Argument in der Diskussion um mehr Bürgerbeteiligung ist die vermeintliche demokratietheoretische Höherwertigkeit von Volksabstimmungen, die jedoch mit dem Hinweis auf die anderen beiden Pfade und ihre gleichberechtigte Bedeutung für die Demokratie infrage gestellt werden muss.


    Ebenso könnte die in Europa verbreitete Etablierung von rechtspopulistischen Strömungen als Ausdruck der stärkeren Betonung des partizipativen Pfades verstanden werden. Zu nennen sind hier nicht nur die Alternative für Deutschland (AfD), sondern auch der Front National in Frankreich oder die United Kingdom Independence Party (UKIP). Zum rechtspopulistischen oder rechtsextremen Weltbild gehört unisono eine Überbetonung des Volksbegriffes, der – je nach Ausprägung – den anderen Grundpfeilern der Demokratie übergeordnet wird. Es ist Aufgabe der gemäßigten demokratischen Kräfte, das institutionelle Gefüge vor diesem Hintergrund nicht in eine Schieflage geraten zu lassen und insbesondere die Schutzmechanismen der Demokratie intakt zu halten.


    Eine zweite grundlegende Veränderung in der Ausrichtung der Pfade betrifft die repräsentative Entwicklungslinie. Hier droht die Balance zwischen der Verwirklichung des Gemeinwohls und der Integration von Partikularinteressen im politischen Prozess in die Richtung der Einzelinteressen zu kippen. Unter dem Oberbegriff der deliberativen Demokratie, worunter der Austausch und das Abwägen von Argumenten durch mündige Bürgerinnen und Bürger verstanden werden kann, wächst nicht nur der Wunsch nach mehr Beteiligung, sondern auch nach einer höheren Beteiligungsqualität. Wichtig ist dabei nicht nur eine umfassende Beteiligung, sondern auch der Weg der Entscheidungsfindung. Demokratie wird so noch mehr zu einem diskursiven Prozess. Der Punkt ist aber, dass sich dieser Prozess nicht mehr allein auf den parlamentarischen Bahnen und über die politischen Parteien abspielt. Eine Vielzahl an NGOs, aber auch an lokalen Bürgerinitiativen nimmt an verschiedenen Stellen des politischen Systems Einfluss und verlagert in der Summe politische Entscheidungen aus den parlamentarischen Organen heraus in gesonderte Verhandlungsgremien.


    Das Problem dieser – auch unter dem Stichwort Governance einzuordnenden – Phänomene sind dabei aber die großen soziodemografischen Unterschiede in der politischen Beteiligung. Für besser Gebildete, Ältere und Wohlhabendere vervielfachen sich durch diese diskursive Politik die politischen Einflusskanäle, während sich die sozial Schwächeren eher aus der politischen Partizipation insgesamt zurückziehen. Die parlamentarische Repräsentation auf der Basis von freien, gleichen und geheimen Wahlen ist das Prinzip, das bislang noch am besten die tatsächliche Bandbreite an gesellschaftlichen Interessen abdeckt. Es darf daher nicht zugunsten der Berücksichtigung von kleinen, aber lauten Interessengruppen geschwächt werden. Allein der Wahlmechanismus sollte Aussagen über politische Kräfteverhältnisse in einem Land begründen. Die wachsende soziale Schieflage bei gleichzeitig mehr qualitativ hoher politischer Partizipation unterstreicht, dass auch Spannungen innerhalb der Demokratie entstehen können und ausgehalten werden müssen. Entscheidend ist, dass Demokratie ihre unterschiedlichen Wurzeln nicht aufgibt und dass kein Entwicklungspfad die Funktionslogik eines anderen überlagert und dadurch schwächt.
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    Politischer Extremismus in Europa


    »Tatsächlich sehen wir einen Anstieg des Extremismus von der extremen Rechten und der extremen Linken.«


    José Manuel Barroso (2014)


    Einführung


    Obwohl die Demokratie im 20. Jahrhundert global betrachtet eine Vormachtstellung erreichte, war das Jahrhundert selbst in hohem Maße von den Auswirkungen des politischen Extremismus bestimmt. Insbesondere Europa wurde von den beiden großen politischen Extremismen des 20. Jahrhunderts, dem Kommunismus und dem Faschismus, geprägt. Erst im vorletzten Jahrzehnt wurde der gesamte Kontinent demokratisch, mit der hervorstechenden Ausnahme von Weißrussland, und Kommentatoren wie der US-amerikanische Konservative Francis Fukuyama erklärten euphorisch »das Ende der Geschichte«.1


    Mittlerweile ist der politische Extremismus in vielerlei Hinsicht an die Ränder der politischen Geschichte verbannt worden. Lediglich Nordkorea ist noch ein wahrhaftig totalitäres Regime, während Länder wie China und Kuba nur noch dem Namen nach kommunistisch sind. Der Faschismus inspiriert nirgends mehr große Bewegungen, und der Nationalsozialismus gilt fast überall als das absolute Böse. Aber auch wenn der Extremismus im engeren Sinne weitgehend von der politischen Bildfläche verschwunden ist, bleibt er für europäische Demokratien dennoch eine Herausforderung von innen. Es sind nicht nur mehrere Länder mit dschihadistischem Terrorismus konfrontiert, wie kürzlich bei den Anschlägen in Paris und Brüssel. Politische Eliten wie der ehemalige Präsident der Europäischen Union (EU) José Manuel Barroso haben bereits seit Jahren vor »einem Anstieg des Extremismus« gewarnt, besonders im Vorfeld der europäischen Wahlen von 2014.


    Dieser Beitrag skizziert ein breites Panorama dessen, was Politiker wie Barroso im heutigen Europa als »politischen Extremismus« bezeichnen. Es beginnt mit einer kurzen Vorstellung meines begrifflichen Rahmens, der vor allem zwischen Extremismus und Radikalismus sowohl von links als auch von rechts unterscheidet. Die nächsten beiden Abschnitte behandeln die Hauptakteure und -ideologien von links und rechts außen und konzentrieren sich besonders auf die Wahlergebnisse politischer Parteien. Der Beitrag schließt mit einem kurzen Fazit, das die Wirkungsmacht des politischen Extremismus im heutigen Europa bewertet und die größten Herausforderungen für die (nähere) Zukunft skizziert.


    Ein begrifflicher Rahmen für den politischen Extremismus2


    Der größte Teil der wissenschaftlichen und öffentlichen Debatte konzentriert sich auf die »extreme Rechte« (die mit einer Vielzahl verschiedener Begriffe bezeichnet wird), obwohl es in der letzten Zeit als Folge des Aufstiegs von Parteien wie Podemos in Spanien und Syriza in Griechenland (siehe unten) gesteigertes Interesse an der »radikalen Linken« gibt. Überraschenderweise ist dem politischen Extremismus als allgemeinem Phänomen bislang sehr wenig Aufmerksamkeit zuteil geworden.


    Extremismus versus Radikalismus


    Die theoretische Schule der vergleichenden Extremismusforschung beschreibt den Extremismus, übereinstimmend mit der verwandten Totalitarismusforschung, als Gegensatz zur (liberalen) Demokratie und unterscheidet zwischen verschiedenen Arten des Extremismus, vor allem von »links« und »rechts« (siehe unten).3 Angesichts der Dominanz deutscher Wissenschaftler innerhalb dieser Schule überrascht es nicht, dass sie sich eng an die offiziellen Definitionen des deutschen Staates halten. Seit 1973 differenziert das Bundesamt für Verfassungsschutz wie folgt zwischen Extremismus und Radikalismus:


    »Der Begriff ›Radikalismus‹ bzw. ›radikal‹ hat mithin eine Bedeutungsänderung erfahren. Das, was wir heute als ›extremistisch‹ bezeichnen, wurde früher als ›radikal‹ bezeichnet. Heute werden als ›radikal‹ solche Bestrebungen gekennzeichnet, die einseitige und ›bis an die Wurzel gehende‹ Lösungen bestimmter Probleme anstreben, dabei aber gerade nicht oder noch nicht auf eine völlige oder teilweise Beseitigung der freiheitlichen demokratischen Grundordnung hinauslaufen.«4


    Mit anderen Worten: Während der Extremismus sich gegen die Verfassung wendet, befindet sich der Radikalismus, wie er vom deutschen Verfassungsschutz aufgefasst wird, nicht im Konflikt mit den Prinzipien des Grundgesetzes. Er geht bis an die Grenzen der Verfassung, bleibt jedoch innerhalb ihres Rahmens.


    Besonders für die vergleichende Forschung weisen diese Definitionen einige Probleme auf. Erstens beziehen sie sich zu stark auf die deutsche freiheitliche demokratische Grundordnung, weswegen sie außerhalb dieses speziellen Verfassungsrahmens schwer anzuwenden sind. Zweitens ist die Unterscheidung zwischen Extremismus und Radikalismus alles andere als klar, was für die empirische Forschung ernsthafte Abgrenzungsprobleme schafft. Wann wird Radikalismus zu Extremismus? Drittens beschränkt diese Definition die Demokratie implizit auf die liberale Demokratie, was zwar in wissenschaftlichen und öffentlichen Debatten häufig vorkommt, aber dennoch ungenau ist. Die liberale bzw. konstitutionelle Demokratie ist eine spezifische Form der Demokratie, und, so könnte man argumentieren, noch nicht einmal die demokratischste.5


    Ich schlage eine alternative Begrifflichkeit vor, die auf den Stärken der Extremismustheorie aufbaut, aber für die vergleichende Forschung besser geeignet ist. Extremismus wird hier als die Antithese der Demokratie, das heißt als Antidemokratie, definiert, aber die Demokratie wird in einer minimalen oder auf Verfahren beschränkten Art und Weise interpretiert. In der berühmten Definition des österreichischen Ökonomen Joseph Schumpeter ist die Demokratie »jene institutionelle Ordnung zur Erzielung politischer Entscheide, die das Gemeinwohl dadurch verwirklicht, daß sie das Volk selbst die Streitfragen entscheiden läßt und zwar durch die Wahl von Personen, die zusammenzutreten haben, um seinen Willen auszuführen.«6 Kurz gesagt: Der Extremismus lehnt den Glauben an die Volkssouveränität und das Mehrheitsprinzip ab.


    Der Radikalismus hingegen wird als Gegensatz zur liberalen (oder konstitutionellen) Demokratie definiert. Ich möchte unterstreichen, dass der Radikalismus in meiner Definition die (prozedurale) Demokratie akzeptiert, wohingegen der Extremismus sie ablehnt. Konkret stellt der Radikalismus sowohl die Institutionen der liberalen Demokratie, beispielsweise unabhängige Gerichte und Minderheitenrechte, als auch ihre zentralen Werte, etwa Interessenausgleich und Pluralismus, infrage. Der Kern des Radikalismus ist der Monismus, das heißt die Tendenz, Ambivalenz und gesellschaftliche Konfliktlinien als illegitim zu behandeln.7


    Schließlich: Wenn ich die Begriffe »links außen« und »rechts außen« verwende, dann schließe ich damit sowohl den Extremismus als auch den Radikalismus (wie oben definiert) von »links« und »rechts« ein. Gewiss, Extremismus und Radikalismus teilen einige Eigenschaften, es bestehen jedoch auch klare und fundamentale Unterschiede. Sowohl der Extremismus als auch der Radikalismus sind antiliberal (bzw. monistisch) und antikonstitutionalistisch. Am wichtigsten aber: Der Extremismus ist fundamental antidemokratisch, der Radikalismus jedoch nicht. Daher sind Extremisten nicht einfach »extreme« Ausprägungen von Radikalen; es gibt einen qualitativen Unterschied, das heißt die Akzeptanz der Volkssouveränität und des Mehrheitsprinzips als Leitlinien der Politik.


    Arten des Extremismus: links versus rechts


    Das wichtigste Unterscheidungsmerkmal in der Politik ist das zwischen »links« und »rechts«, auch wenn die exakte Bedeutung der beiden Begriffe sowie die Grundlage für die Unterscheidung häufig unklar und heftig umstritten sind. Es hat seinen Ursprung in der Französischen Revolution, die zu einer Spaltung zwischen Unterstützern der Revolution auf der einen und des Ancien Régime auf der anderen führte – Erstere saßen auf der linken Seite der neuen Nationalversammlung, Letztere auf der rechten. In manchen Ländern sollte zur rein politischen Spaltung ein religiöser Unterton hinzukommen, wobei die Linke die Trennung von Staat und Kirche unterstützte und die Rechte die Privilegien der Kirche verteidigte.


    Die Industrielle Revolution definierte die Links-rechts-Spaltung sozioökonomisch um, wobei die Linke eine starke Rolle des Staates in wirtschaftlichen Angelegenheiten unterstützte und die Rechte eine Laisser-faire-Einstellung. Während die sozioökonomische Dimension in wissenschaftlichen und nicht wissenschaftlichen Debatten immer noch die geläufigste ist, findet eine neue Scheidung entlang soziokultureller Merkmale ebenfalls häufige Verbreitung. Hier verteidigt die Linke libertäre und/oder multikulturelle Werte, wohingegen die Rechte für autoritäre und/oder nationalistische Werte steht. Obwohl es erhebliche Überschneidungen der verschiedenen Ansätze gibt, und obwohl viele politische Gruppierungen nach der jeweiligen Dimension entweder als links oder als rechts kategorisiert werden, umfassen die Dimensionen fundamental unterschiedliche Aspekte des politischen Lebens, von denen viele nur in bestimmten geografischen Bereichen bzw. historischen Zeiträumen vorkommen.


    Der italienische Philosoph Norberto Bobbio hat einen begrifflichen Rahmen entwickelt, der links und rechts in universellen Begriffen definiert und dabei die regionalen bzw. zeitlichen Beschränktheiten der anderen Definitionen überwindet.8 Der Kern seiner Unterscheidung basiert auf der Einstellung gegenüber der (Un-)Gleichheit. Bobbio zufolge hält die Linke die wichtigsten Ungleichheiten zwischen den Menschen für künstlich und negativ, weshalb ein aktiver Staat diese überwinden sollte, wohingegen die Rechte glaubt, sie seien natürlich und positiv, und der Staat sollte sie verteidigen. Mit sehr einfachen Worten: Die Linke betont (die Bedeutung der) Gleichheit, während die Rechte (die Bedeutung der) Differenz unterstreicht.


    Links außen


    Die wichtigste linke Ideologie ist der Marxismus. Er bildet den Kern des Kommunismus, des demokratischen Sozialismus und der Sozialdemokratie.9 Alle diese Ideologien stellen die Bedeutung der Klasseninteressen und der sozioökonomischen Umverteilung durch den Staat heraus. Die Hauptunterschiede zwischen diesen drei großen linken Ideologien hängen mit ihren Einstellungen zum Kapitalismus und zur Demokratie zusammen. Der Kommunismus lehnt sowohl den Kapitalismus als auch die Demokratie ab, der demokratische Sozialismus stimmt der Demokratie zu, lehnt jedoch den Kapitalismus ab, und die Sozialdemokratie stimmt sowohl dem Kapitalismus also auch der Demokratie zu. Die meisten heutigen linksextremen Organisationen sind kommunistisch, während die meisten linksradikalen dem demokratischen Sozialismus anhängen (jedenfalls dem Namen nach). Außerdem gibt es einige vom Anarchismus inspirierte linksextreme Gruppen, die folglich neben dem Kapitalismus und der Demokratie auch den marxistischen Zentralstaat ablehnen.


    Die extreme Linke


    Der Fall der Berliner Mauer bedeutete nicht nur das Ende der real existierenden sozialistischen Regime in Osteuropa, sondern auch das Ende relevanter linksextremer Parteien in Westeuropa.10 Die allermeisten kommunistischen Parteien in Osteuropa verwandelten sich dem Namen nach in sozialdemokratische Parteien und machten sich nicht nur die liberale Demokratie, sondern auch die neoliberale Ökonomie zu eigen.11 Einige nicht reformierte kommunistische Parteien spalteten sich von den neuen, reformierten Parteien ab, um anschließend in der politischen Versenkung zu verschwinden, während andere (besonders in den baltischen Staaten) von den neuen demokratischen Regimen verboten wurden.


    Eine der wenigen relevanten Parteien, die sich nicht eindeutig gegenüber der kommunistischen Vergangenheit und der demokratischen Gegenwart positioniert, die die liberale Demokratie offen kritisiert, aber nicht so weit geht, die Demokratie als solche ausdrücklich abzulehnen, ist die Kommunistische Partei Böhmens und Mährens (Komunistická strana Čech a Moravy, KSČM). Sie hat seit 1990 durchweg mehr als zehn Prozent der Stimmen der tschechischen Wählerschaft auf sich vereint. Ansonsten gibt es nur im postsowjetischen Raum, vor allem in Moldawien, Russland und der Ukraine, ambivalente kommunistische Parteien.12


    In Westeuropa waren die kommunistischen Parteien während des Kalten Krieges meist klein und irrelevant. Die größten Ausnahmen gab es in Südeuropa, was teils auf die rechten Diktaturen zurückzuführen war, die bis in die 1970er-Jahre hinein herrschten. Parteien wie die Kommunistische Partei Italiens (Partito Comunista Italiano, PCI) und die Kommunistische Partei Spaniens (Partido Comunista de España, PCE) waren sowohl extremistisch als auch relevant, obwohl viele von ihnen während des Kalten Krieges zu moderaten linksradikalen »eurokommunistischen« Parteien wurden.13


    Die hinsichtlich Wahlerfolg und Ideologie am stärksten etablierte linksextreme Partei in Westeuropa ist die Kommunistische Partei Griechenlands (Kommounistikó Kómma Elládas, KKE), die trotz endloser Spaltungen nach wie vor im griechischen Parlament vertreten ist und sich auf eine stabile Wählerschaft von etwa fünf Prozent verlassen kann. Eine seit langer Zeit bestehende linksextreme Partei, die erst in jüngerer Zeit ins Nationalparlament eingezogen ist, ist die Belgische Partei der Arbeit (Parti du Travail de Belgique, PVDA-PTB), deren Internationales Kommunistisches Seminar zum führenden globalen Treffen für nicht reformierte kommunistische Parteien geworden ist.


    Fast alle anderen linksextremen Parteien führen eine hauptsächlich außerparlamentarische Existenz, wobei sie gelegentlich auf lokaler und regionaler Ebene elektorale und politische Bedeutung erlangen. Diese »Parteien« repräsentieren die seit Langem geführten ideologischen Debatten innerhalb des Marxismus und kommen in unterschiedlichen Ausprägungen daher, unter anderem als klassische Marxisten-Leninisten wie die Kommunistische Partei Spaniens, als Trotzkisten wie der französische Arbeiterkampf (Lutte ouvrière) und als Maoisten wie die britische Gruppierung mit dem vollmundigen Namen Revolutionäre Kommunistische Gruppe (Revolutionary Communist Group, RCG).


    Von den Hunderten linksextremen Splittergruppen in Europa mag die überwältigende Mehrheit den »revolutionären Kampf« zwar proklamieren, in politische Gewalt involviert ist sie jedoch nicht. Tatsächlich ist der klassische, vom Marxismus inspirierte Terrorismus seit den 1970er-Jahren marginal. Die wichtigsten kommunistischen Terrorgruppen sind die Revolutionäre Organisation 17. November (Epanastatiki Organosi dekaefta Noemvri, 17N) in Griechenland, die für mehr als 20 Morde verantwortlich ist, und die Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front (Devrimci Halk Kurtuluş Partisi-Cephesi, DKHP/C) in der Türkei, deren jüngster Anschlag im August 2015 das US-Konsulat in Istanbul zum Ziel hatte.


    Die meiste politische Gewalt von links kommt aus der amorphen anarchistischen Subkultur, die sich aus offensichtlichen ideologischen Gründen meist keine klaren formalen Organisationsstrukturen gibt. Sogenannte Autonome und der »Schwarze Block« sind am Rand breiterer linker Demonstrationen, etwa bei Protesten gegen die Globalisierung oder zum 1. Mai, an Gewaltaktionen beteiligt.14 Obgleich die Medien dem anarchistischen Terrorismus relativ wenig Aufmerksamkeit schenken, ist er in manchen Ländern ein schwerwiegendes Problem. Dies ist insbesondere in Griechenland der Fall, wo Gruppen mit schillernden Namen wie »Freunde der Gesetzlosigkeit« und »Bewusstseins-Gangs« für Hunderte Brand- und Bombenanschläge verantwortlich sind. Einige Gruppen sind in der breiteren, zur Gewalt neigenden linken Subkultur des Landes tief verwurzelt. Zum Beispiel ist die »Konspiration der Zellen des Feuers« (Synomosía Pyrínon Tis Fotiás, SPF) trotz der Verhaftung von mehr als 30 mutmaßlichen Mitgliedern seit 2009 und vier Gerichtsverfahren seit 2011 weiterhin aktiv.


    Schließlich kommt es zu politischer Gewalt im Zusammenhang mit dem radikalen Flügel der Tierrechts- und Umweltbewegung. Die meisten Aktionen von Gruppen wie der Animal Liberation Front (ALF, Tierbefreiungsfront) und Earth First! richten sich gegen Eigentum, nicht gegen Personen, wenngleich im Zusammenhang mit Brandanschlägen und sogenannten Hausbesuchen manchmal Drohbriefe geschickt werden. In den vergangenen Jahren haben sich manche Aktivisten radikalisiert und schließen physische Gewalt gegen Personen, die angeblich direkt oder indirekt in Tierrechtsverletzungen oder Umweltzerstörung involviert sind, nicht mehr aus. Gruppen wie Animal Rights Militia (ARM) und Justice Department haben sich beispielsweise in Schweden und dem Vereinigten Königreich an Terroranschlägen beteiligt.15


    Die radikale Linke


    In vielerlei Hinsicht ist die radikale Linke eine geringfügig modernisierte Version der extremen Linken der Zeit vor 1989. Es handelt sich um marxistische Gruppierungen, die mehr oder weniger widerwillig die Demokratie anerkannt und den revolutionären Kampf aufgegeben haben. Wenngleich es wenige tatsächlich demokratische sozialistische Parteien gibt, unterstützen die meisten der relevanteren linksradikalen Parteien zumindest nach außen traditionelle sozialdemokratische Politikansätze. Was sie oft linksradikal macht, ist, wenn überhaupt, ihre institutionelle Vergangenheit und der Populismus ihres Diskurses – sowie der Rechtsruck der klassischen sozialdemokratischen Parteien seit den 1990er-Jahren.16


    Tabelle 1 zeigt den Wähleranteil der wichtigsten Linksaußenparteien Europas (das heißt derjenigen, die Ende 2015 in den nationalen Parlamenten vertreten waren) und die von ihnen errungenen Sitze.17 Die überwiegende Mehrheit der linksradikalen Parteien in Europa ist relativ klein und erzielt bei landesweiten Wahlen weniger als zehn Prozent der Stimmen. Ihre wesentliche politische Relevanz liegt in ihrem Potenzial als Koalitionspartner, das in Ländern mit je einem linken und rechten Block politischer Parteien besonders groß ist, insbesondere in Skandinavien. Trotz der Wirtschafts- und Finanzkrise haben linksradikale Parteien kaum von den ökonomischen und politischen Turbulenzen der jüngeren Zeit profitiert. Als relativ neue politische Partei, die von der Krise an die Macht katapultiert wurde, bildet Syriza eine große Ausnahme in Europa und keineswegs die Regel.


    Sofern die Wähler ihre Stimme einer der linksradikalen Parteien gegeben haben, so votierten sie für Parteien, die in vielerlei Hinsicht immer noch durch ihre Vergangenheit belastet sind. Obwohl sich viele von ihrer marxistischen Ideologie gelöst haben, sind sie weiterhin nach den Prinzipien des demokratischen Zentralismus strukturiert und werden oft von Älteren geführt, die wenig Verständnis für den Diskurs und die Anliegen unzufriedener Jugendlicher und Minderheiten haben. Die größten Ausnahmen sind die links-grünen Parteien in Skandinavien mit häufig anspruchsvollen ökologischen und feministischen Programmen. Sogar die neuen linksradikalen Parteien wie Podemos und Syriza sind nicht frei von kommunistischem Ballast, denn ihre Anführer stammen aus den kommunistischen Subkulturen und stehen in der Kritik, weil sie auf die Anliegen des Kerns ihrer Mitgliederschaft nicht eingehen.


    Tab. 1: Linksaußenparteien in nationalen Parlamenten in Europa


    
      
        
          	
            Land

          

          	
            Partei

          

          	
            % der Stimmen

          

          	
            Anzahl Sitze

          
        


        
          	
            Belgien

          

          	
            Partei der Arbeit Belgiens (Parti du Travail de Belgique, PTB)

          

          	
            3,7

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Dänemark

          

          	
            Sozialistische Volkspartei (Socialistisk Folkeparti, SF)

          

          	
            4,2

          

          	
            7

          
        


        
          	
            Einheitsliste – Die Rot-Grünen (Enhedslisten – De Rød-Grønne, Ø)

          

          	
            7,8

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Deutschland

          

          	
            Die Linke

          

          	
            8,6

          

          	
            64

          
        


        
          	
            Finnland

          

          	
            Linksbündnis (Vasemmistoliitto, VAS)

          

          	
            7,1

          

          	
            12

          
        


        
          	
            Frankreich

          

          	
            Linksfront (Front de gauche, FDG)*

          

          	
            6,9

          

          	
            10

          
        


        
          	
            Griechenland

          

          	
            Kommunistische Partei Griechenlands (Kommounistikó Kómma Elládas, KKE)

          

          	
            5,6

          

          	
            15

          
        


        
          	
            Koalition der Radikalen Linken (Synaspismós Rizospastikís Aristerás, SYRIZA)

          

          	
            35,5

          

          	
            145

          
        


        
          	
            Irland

          

          	
            Sinn Féin (SF)

          

          	
            9,9

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Island

          

          	
            Links-Grüne Bewegung (Vinstrihreyfingin – grænt framboð, VG)

          

          	
            10,8

          

          	
            7

          
        


        
          	
            Luxemburg

          

          	
            Die Linken (Déi Lénk)

          

          	
            4,9

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Republik Moldau

          

          	
            Partei der Kommunisten der Republik Moldau (Partidul Comuniștilor din Republica Moldova, PCRM)

          

          	
            17,5

          

          	
            21

          
        


        
          	
            Niederlande

          

          	
            Sozialistische Partei (Socialistische Partij, SP)

          

          	
            9,7

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Norwegen

          

          	
            Sozialistische Linkspartei (Sosialistisk Venstreparti, SV)

          

          	
            4,1

          

          	
            7

          
        


        
          	
            Portugal

          

          	
            Demokratische Einheitskoalition (Coligação Democrática Unitária, CDU)*

          

          	
            7,9

          

          	
            16

          
        


        
          	
            Linksblock (Bloco de Esquerda, B.E.)*

          

          	
            5,2

          

          	
            8

          
        


        
          	
            Russland

          

          	
            Kommunistische Partei der Russischen Föderation (Kommunisticheskaya Partiya Rossiyskoy Federatsii, KPRF)

          

          	
            19,2

          

          	
            92

          
        


        
          	
            Schweden

          

          	
            Linkspartei (Vänsterpartiet, V)

          

          	
            5,7

          

          	
            21

          
        


        
          	
            Slowenien

          

          	
            Vereinigte Linke (Združena levica, ZL)*

          

          	
            6,0

          

          	
            6

          
        


        
          	
            Spanien

          

          	
            Wir können (Podemos)*

          

          	
            20,7

          

          	
            69

          
        


        
          	
            Vereinigte Linke (Izquierda Unida, IU)*

          

          	
            3,7

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Tschechische Republik

          

          	
            Kommunistische Partei Böhmens und Mährens (Komunistická strana Čech a Moravy, KSČM)

          

          	
            14,9

          

          	
            33

          
        


        
          	
            Türkei

          

          	
            Demokratische Partei der Völker (Halkların Demokratik Partisi, HDP)

          

          	
            13,1

          

          	
            80

          
        


        
          	
            Zypern

          

          	
            Fortschrittspartei des werktätigen Volkes (Anorthotikó Kómma Ergazómenou Laoú, AKEL)

          

          	
            32,7

          

          	
            19

          
        

      
    


    


    Während der Wirtschafts- und Finanzkrise entstand eine neue linksradikale Politik der Straße, von verschiedenen klein(er)en Occupy-Wall-Street-Gruppen bis hin zur Massenbewegung der Indignados (Empörten) in Spanien. Sie spiegelten vielfach die Antiglobalisierungsdemonstrationen der 1990er-Jahre wider, das heißt eine übergreifende Struktur für die gemeinsame Mobilisierung des breiten Spektrums linksradikaler Gruppen. Die Massenbewegungen in Griechenland und Spanien haben ebenfalls viele zuvor nicht organisierte Menschen mobilisiert, vor allem arbeitslose Jugendliche. In beiden Ländern haben die außerparlamentarischen Aktionen allerdings stark darunter gelitten, dass verwandte Parteien wie Podemos und Syriza sich stärker auf die Beteiligung bei Wahlen konzentriert haben. Da es Occupy nicht mehr gibt und die Empörten von den politischen Parteien integriert bzw. ausgeschlossen wurden, sieht sich die europäische radikale Linke nun wieder in der Situation, lediglich eine relativ bescheidene Kraft auf der Ebene von Wahlen zu sein.


    Rechts außen


    Die Hauptideologie von rechts außen ist der Nationalismus, der in vielen verschiedenen Spielarten vorkommt, übrigens auch in einigen linken Varianten. Den Kern der rechtsextremen Ideologien bilden mehr oder weniger neue Versionen des Faschismus, sowohl in seiner etatistischen italienischen als auch seiner rassistischen deutschen Form.18 Der Faschismus ist prinzipiell antidemokratisch und betrachtet Gewalt nicht nur als Mittel zum Zweck, sondern als Selbstzweck – im Grunde betrachten Faschisten den Krieg als Naturzustand und die Gewalt als die natürliche Art und Weise, schwache Nationen und Individuen aus der Welt zu schaffen.


    Heute sind die meisten rechtsradikalen Gruppen Teil der populistischen radikalen Rechten, die zwar die rechtsextreme Betonung des Nationalismus teilen, jedoch die Demokratie akzeptieren. Der Kern ihrer Ideologie umfasst eine Kombination aus Nativismus, Autoritarismus und Populismus.19 Der Nativismus ist eine Kombination aus Nationalismus und Fremdenfeindlichkeit und behauptet, dass Staaten ausschließlich von Mitgliedern der einheimischen Gruppe (»der Nation«) bewohnt werden sollten und dass nicht einheimische (bzw. »fremde«) Elemente, ob Personen oder Ideen, für den homogenen Nationalstaat eine fundamentale Bedrohung darstellen. Der Autoritarismus bezieht sich auf die Vorstellung einer strikt geordneten Gesellschaft, in der Verstöße gegen die Autorität hart zu bestrafen sind. Der Ideologie des Populismus zufolge ist die Gesellschaft letztlich in zwei homogene, gegnerische Gruppen eingeteilt, nämlich »das reine Volk« und »die korrupte Elite«; dementsprechend sollte die Politik Ausdruck des volonté générale (des allgemeinen Willens) des Volkes sein.


    Die extreme Rechte


    Der Faschismus wurde im Zweiten Weltkrieg umfassend besiegt: Sowohl Benito Mussolini als auch Adolf Hitler waren tot, und faschistische Gruppen und Symbole wurden in den meisten europäischen Ländern – im demokratischen Westen wie im sozialistischen Osten – verboten. Die meisten Menschen, die sich der faschistischen Partei bzw. dem faschistischen Regime ihres Landes angeschlossen hatten, sei es aus ideologischen oder opportunistischen Gründen, wandten sich von der Politik ab oder integrierten sich in den demokratischen bzw. sozialistischen Mainstream.


    Faschistische Ideale wurden weitgehend ins Abseits gedrängt und fanden sich lediglich noch in sozialen Hilfsorganisationen wie dem St.-Martin-Fonds (Sint-Maartenfonds) in Belgien und der Stillen Hilfe in Deutschland; diese leisteten finanzielle und rechtliche Unterstützung für Familien von für Nazideutschland Gefallenen bzw. für Personen, die aufgrund ihrer Nazivergangenheit nach dem Krieg verfolgt wurden. In einigen Ländern versuchten kleine Gruppen unverbesserlicher Faschisten, sich politisch zu organisieren, sahen sich dabei jedoch häufig mit starker rechtlicher Repression konfrontiert – etwa die Sozialistische Reichspartei in Deutschland, die 1952 verboten wurde. Nur in Italien entstand eine einigermaßen erfolgreiche Partei, die Italienische Sozialbewegung (Movimento Sociale Italiano, MSI), die von 1948 bis zu ihrer Transformation zur konservativen Nationalen Allianz (Alleanza Nazionale, AN) 1995 im Parlament vertreten sein sollte.


    Da die Urfaschisten nach und nach buchstäblich ausstarben, wurde die extreme Rechte immer mehr zur Domäne der Nachkriegsgeneration. Da sie sich bereits einem repressiven politischen Klima gegenübersahen, fehlten den meisten neuen rechtsextremen Aktivisten der Ehrgeiz und die Fähigkeiten zum Aufbau einer politischen Partei. Besonders in Deutschland versuchten die politisch ambitionierteren rechtsextremen Aktivisten, unter dem Deckmantel weniger stark unterdrückter rechtsradikaler Parteien zu mobilisieren, früher zum Beispiel bei den Republikanern, heute bei der Alternative für Deutschland (AfD). Im Fall der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD) wird die »Infiltration« von der Parteiführung offiziell begrüßt. Dies hat die NPD in meiner Terminologie endgültig von einer rechtsradikalen in eine rechtsextreme Partei verwandelt, auch wenn sie darauf achtet, sich innerhalb der Grenzen der streitbaren Demokratie Deutschlands zu bewegen.


    In einigen wenigen Ländern verschiebt die jeweilig größte rechtsradikale Partei die Grenzen hin zur extremen Rechten. Vor allem äußern sich die Britische Nationalpartei (British National Party, BNP) und die Bewegung für ein besseres Ungarn (Jobbik) offen antisemitisch, historisch revisionistisch und rassistisch, was viel eher mit Neonazigruppen als mit rechtsradikalen Parteien im Einklang steht. Außerdem verfügte Jobbik über ihre eigene (nicht bewaffnete) paramilitärische Einheit, die Ungarische Garde (Magyar Garda), bis sie vom Staat verboten wurde. Keine dieser Parteien bringt antidemokratische Ansichten jedoch offen zum Ausdruck.


    Die einzige relevante offen rechtsextreme Partei ist die Goldene Morgenröte (Chrysí Avgí, XA) in Griechenland, die als offen neonazistische Partei gegründet wurde und erst in der jüngsten Zeit begonnen hat, ihre antidemokratische Ideologie abzuschwächen, teils als Folge ihres atemberaubenden Wahlerfolgs sowie der Tatsache, dass ihre gesamte Leitungsebene wegen Führung einer kriminellen Organisation in Haft ist. Nach vielen Jahren am politischen Rand wurde die XA 2012 durch die außerordentlichen Folgen der Wirtschaftskrise in Griechenland ins Parlament katapultiert.


    Heute mobilisiert die extreme Rechte hauptsächlich durch schwach organisierte und nur lose miteinander verbundene Gruppen sowie innerhalb breiterer Subkulturen. Zumindest bis zum Ende des Kommunismus war Deutschland das Zentrum des Neonazismus. Trotz der für Extremisten repressiven Bedingungen dort bauten charismatische Führungspersönlichkeiten wie der verstorbene Michael Kühnen von der Aktionsfront Nationaler Sozialisten/Nationale Aktivisten (ANS/NA) eine recht dynamische Subkultur auf, die sich sogar in den (post-)kommunistischen Osten ausbreiten konnte. Obwohl die meisten Gruppen eine ausgeprägte nationale Orientierung haben, ist Deutschland weiterhin der offensichtliche Kristallisationspunkt für heutige Neonazis, und viele Aktivitäten in den Nachbarländern, etwa in der Tschechischen Republik und in den Niederlanden, sind mindestens ebenso stark auf deutsche wie auf einheimische Neonazis ausgerichtet.


    Da diesen Gruppen die Fähigkeiten und die Unterstützung fehlen, um Wähler zu mobilisieren, sind sie hauptsächlich eine Angelegenheit für die Strafjustiz. Sie sind überproportional an Gewalt beteiligt und konzentrieren sich dabei auf ethnische Minderheiten sowie »Abweichler« ihrer eigenen Ethnie (etwa Punks und Obdachlose). In manchen osteuropäischen Ländern, beispielsweise in Polen und in Russland, sowie in Griechenland verläuft die Gewalt durch Neonazis organisierter und stellt ein stärker strukturelles Problem dar, das teilweise auf Lustlosigkeit, manchmal sogar auf Unterstützung seitens der Strafverfolgungsbehörden und der politischen Kräfte zurückzuführen ist.


    Die breitere rechtsextreme Subkultur umfasst ein weites Spektrum an Gruppen, die sich mit hochtrabenden Bezeichnungen wie nationalrevolutionär, Internationale Dritte Position (International Third Position, ITP) und weiß-nationalistisch schmücken. Häufig sind die Grenzen fließend, besonders zwischen Neonazis und weißen Nationalisten, und das konkrete Handeln ist wichtiger als die Ideologie. Der Hauptunterschied zwischen den Genannten ist, dass Neonazis sich stärker am historischen Deutschland und weiße Nationalisten (bzw. Separatisten) eher an den heutigen USA orientieren.


    Neonazismus und weißer Nationalismus bilden den ideologischen Kern der Rechtsaußen-Skinhead-Bewegung, die in internationalen Gruppen wie der neonazistischen Blood & Honour (B&H) und der weiß-nationalistischen Hammerskins Nation (HSN) sehr lose organisiert ist. Nur eine Minderheit aller Skinheads ist rechtsextrem, was insbesondere auf Westeuropa, weniger dagegen auf Osteuropa zutrifft. Rechtsextreme Skinheads sind berüchtigt wegen ihrer Gewalttätigkeit, die sogar noch wahlloser und stärker mit Alkoholkonsum verbunden ist als die von Neonazis – die beiden Gruppen überschneiden sich freilich deutlich.20


    Manche rechtsextremen Gruppen sind stärker ideologisch geprägt, was ihre Bemühungen unterstützt, über die traditionellen Gruppen marginalisierter Männer hinaus auch besser ausgebildete junge Menschen, einschließlich Studierende, zu erreichen. Die heutzutage dynamischsten rechtsextremen Gruppen sind die Identitäre Bewegung (Identitarian Movement) und CasaPound Italia, die 2002 bzw. 2003 gegründet wurden. CasaPound ist eine neofaschistische Gruppe in Italien mit einem spezifischen Schwerpunkt auf Wohnungsfragen.21 Die Organisation hat leer stehende Gebäude in mehreren italienischen Städten besetzt und zu Zentren des neofaschistischen Aktivismus gemacht, wobei sie weitgehend die linksextreme Hausbesetzerbewegung der 1970er-Jahre nachahmt.


    Die Identitäre Bewegung ist wie die ältere »Nouvelle droite« (Neue Rechte), auf die ihre Ideologie zum großen Teil aufbaut, ein französisches Phänomen.22 Da die Bewegung Mühe hat, in anderen Ländern Fuß zu fassen, ist die Génération Identitaire (Identitäre Generation) nach wie vor die einzige wirklich etablierte Gruppe. Auf Grundlage der Vorstellung des Ethnopluralismus kämpfen die Identitären für eine Welt, in der ethnisch homogene Nationen »getrennt aber gleich« sind. Die Identitären wenden sich an Jugendliche und insbesondere Studierende als Zielgruppe, indem sie sowohl Handeln als auch Ideologie betonen. Die Bewegung ist nicht explizit antidemokratisch, jedenfalls nicht in Westeuropa, aber sie pflegt Verbindungen zu rechtsextremen Kräften andernorts, vor allem zu den russischen »Eurasianisten« um Alexander Dugin und zu weißen Nationalisten in den USA.23


    Die radikale Rechte


    Populistische rechtsradikale Parteien bilden die erfolgreichste neue Parteiengruppe im Nachkriegseuropa und erzielen größere Wahlerfolge als der andere große Newcomer, die Grünen, und zwar in beiden Teilen des Kontinents. In Westeuropa erhielten populistische rechtsradikale Parteien in den 1980er-Jahren durchschnittlich 1,7 Prozent der Stimmen bei nationalen Wahlen, in den 1990er-Jahren 4,8 Prozent und im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts 5,9 Prozent.24 Für die vergangenen Jahre sind bemerkenswerte Wahlerfolge einiger populistischer rechtsradikaler Parteien zu verzeichnen, von denen manche bei den Europawahlen 2014 sogar stärkste Partei in ihrem Land wurden.25


    Tabelle 2 zeigt den Wähleranteil der größten Rechtsaußenparteien Europas (das heißt derjenigen, die Ende 2015 in den jeweiligen nationalen Parlamenten vertreten waren) und die von ihnen errungenen Sitze. Es ist zu beachten, dass nur etwa ein Drittel aller europäischen Länder aufgeführt ist, denn populistische rechtsradikale Parteien sind zwar erfolgreich, aber nicht überall. Außerdem erfahren gegenwärtig mehrere Parteien stärkere Unterstützung, während dies auf andere nicht zutrifft. Insbesondere in Osteuropa durchlebt diese Parteiengruppe schwere Zeiten: Scheinbar etablierte populistische rechtsradikale Parteien wie die Großrumänienpartei (Partidul România Mare, PRM) sind seit Kurzem nicht mehr im Parlament vertreten.


    Während nach herkömmlicher Überzeugung die populistische radikale Rechte die besten Chancen in Ländern mit schwachen ökonomischen und politischen Strukturen hat, das heißt Ost- und Südeuropa, sind viele der erfolgreicheren Parteien tatsächlich in den reichsten und stabilsten Ländern im Westen und Norden Europas zu finden. Von den vier Parteien, die mehr als 20 Prozent der Stimmen erzielten, befinden sich drei in Ländern mit einer starken Volkswirtschaft und einem stabilen politischen System (Österreich, Dänemark und die Schweiz). Die einzige Partei, die dem Stereotyp entspricht, ist die Jobbik in Ungarn, die alleinige tatsächlich erfolgreiche populistische rechtsradikale Partei in den postkommunistischen EU-Mitgliedsstaaten.


    Auch wenn neue populistische rechtsradikale Parteien regelmäßig große Wahlerfolge erzielen, verschwinden viele nach ein oder zwei weiteren Wahlen wieder von der politischen Bildfläche. Fast alle der heute erfolgreichsten Parteien sind viele Jahrzehnte alt und mindestens seit den frühen 1990er-Jahren in den nationalen Parlamenten vertreten. Zum Beispiel wurden der Front National (FN) und der belgische Vlaams Belang (VB) in den 1970er-Jahren, die Dänische Volkspartei (DF) und die Lega Nord (LN) in den 1990er-Jahren gegründet. Während einige erfolgreiche Parteien aus der rechtsextremen Subkultur entstanden, am bekanntesten darunter der FN und die Schwedendemokraten (SD), trifft dies auf viele andere nicht zu. Geert Wilders war ein prominenter Hinterbänkler der konservativen Volkspartei für Freiheit und Demokratie (Volkspartij voor Vrijheid en Democratie, VVD), bevor er die Partei für die Freiheit (Partij voor de Vrijheid, PVV) gründete, deren einziges Mitglied er bis heute ist. Die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) und die Schweizerische Volkspartei (SVP) begannen und arbeiteten jahrzehntelang als Mainstreamparteien, bis eine neue Führungspersönlichkeit sie in eine populistische rechtsradikale Richtung drängte.


    Tab. 2: Rechtsaußenparteien in nationalen Parlamenten in Europa


    
      
        
          	
            Land

          

          	
            Partei

          

          	
            % der Stimmen

          

          	
            Anzahl Sitze

          
        


        
          	
            Belgien

          

          	
            Flämische Interessen (Vlaams Belang, VB)

          

          	
            3,7

          

          	
            3

          
        


        
          	
            Bulgarien

          

          	
            Angriff (ATAKA)

          

          	
            4,5

          

          	
            11

          
        


        
          	
            Dänemark

          

          	
            Dänische Volkspartei (Dansk Folkeparti, DFP)

          

          	
            21,1

          

          	
            37

          
        


        
          	
            Estland

          

          	
            Estnische Konservative Volkspartei (Eesti Konservatiivne Rahvaerakond, EKRE)

          

          	
            8,1

          

          	
            7

          
        


        
          	
            Frankreich

          

          	
            Nationale Front (Front National, FN)

          

          	
            13,6

          

          	
            2

          
        


        
          	
            Griechenland

          

          	
            Goldene Morgenröte (Chrysí Avgí, XA)

          

          	
            7,0

          

          	
            18

          
        


        
          	
            Italien

          

          	
            Liga Nord (Lega Nord, LN)

          

          	
            4,1

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Niederlande

          

          	
            Partei für die Freiheit (Partij voor de Vrijheid, PVV)

          

          	
            10,1

          

          	
            12

          
        


        
          	
            Österreich

          

          	
            Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ)

          

          	
            20,5

          

          	
            38

          
        


        
          	
            Russland

          

          	
            Liberal-Demokratische Partei Russlands (Liberal’no-Demokraticheskaya Partiya Rossii, LDPR)

          

          	
            11,7

          

          	
            56

          
        


        
          	
            Schweden

          

          	
            Die Schwedendemokraten (Sverigedemokraterna, SD)

          

          	
            12,9

          

          	
            49

          
        


        
          	
            Schweiz

          

          	
            Schweizerische Volkspartei (SVP)

          

          	
            26,6

          

          	
            54

          
        


        
          	
            Tschechische Republik

          

          	
            Morgenröte – Nationale Koalition (Úsvit - Národní koalice, Dawn)

          

          	
            6,9

          

          	
            14

          
        


        
          	
            Türkei

          

          	
            Partei der Nationalistischen Bewegung (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP)

          

          	
            11,9

          

          	
            40

          
        


        
          	
            Ungarn

          

          	
            Bewegung für ein besseres Ungarn (Jobbik Magyarországért Mozgalom, Jobbik)

          

          	
            20,5

          

          	
            24

          
        

      
    


    


    Populistische rechtsradikale Parteien waren lange von der Regierungsbeteiligung ausgeschlossen, entweder durch einen formalen Cordon sanitaire (wie in Belgien) oder durch eher informelle Vereinbarungen zwischen den Mainstreamparteien (wie in Frankreich). In den 1990er-Jahren gab es in Osteuropa mehrere nationale Regierungen unter Beteiligung rechtsradikaler Parteien, aber sowohl die Koalitionen als auch die Parteien waren häufig nicht langlebig. In Westeuropa gab es nur eine Regierung mit Beteiligung einer populistischen rechtsradikalen Partei: Berlusconi I in Italien (1994–1996), die durch den Austritt der LN endete.


    Die Beteiligung an Koalitionsregierungen bzw. Unterstützung für Minderheitsregierungen ist im 21. Jahrhundert häufiger geworden. Populistische rechtsradikale Parteien sind in Dänemark, Griechenland, Italien, den Niederlanden, Österreich, Polen, der Schweiz und der Slowakei in irgendeiner Weise an der Regierungsmacht beteiligt (gewesen). Gleichwohl ist es ihnen nur in Dänemark, Italien und der Schweiz gelungen, sich als wahre Regierungsparteien zu etablieren.26 2016 war jedoch keine populistische rechtsradikale Partei offizielles Mitglied einer europäischen Regierung, die liberale Minderheitsregierung in Dänemark ist allerdings auf die Unterstützung der DFP angewiesen.27


    Die Mehrheit der rechtspopulistischen Parteien, die nicht als rechts außen bezeichnet werden können, sind die sogenannten neoliberalen populistischen Parteien, die also Neoliberalismus und Populismus kombinieren. Einige der wichtigsten Beispiele neoliberaler populistischer Parteien sind das österreichische Team Stronach, die nicht mehr bestehende niederländische Liste Pim Fortuyn (Lijst Pim Fortuijn, LPF), die Unabhängigen Griechen (ANEL), Forza Italia (FI), die norwegische Fortschrittspartei (Fremskrittspartiet, FrP) und die Partei für die Unabhängigkeit des Vereinigten Königreichs (United Kingdom Independence Party, UKIP). Außerdem gibt es einige rechtspopulistische Parteien, die zwar das Anderssein betonen, jedoch weder nativistisch noch neoliberal sind – vor allem die Partei Die Finnen (Perussuomalaiset, PS) und die mittlerweile weitgehend eingegangene Selbstverteidigung der Republik Polen (Samoobrona), beides (ehemals) landwirtschaftlich geprägte populistische Parteien. Rechtspopulistische Parteien, die nicht Teil der populistischen radikalen Rechten sind, haben durchschnittlich größere Wahlerfolge erzielt und sind eher koalitionsfähig als populistische rechtsradikale Parteien. Jedoch sind sie im Gegensatz zur populistischen radikalen Rechten stärker auf den Norden und Westen Europas begrenzt.


    In der Praxis liebäugeln viele dieser rechtspopulistischen Parteien mit dem Nativismus, besonders im Wahlkampf, aber er gehört nicht zum Kern ihrer offiziellen Ideologie. Manche dieser Parteien haben jedoch mächtige populistische rechtsradikale Untergruppen, etwa Suomen Sisu (Finnisches Sisu) in der PS und Visu Latvijai! (Alles für Lettland!), eine der zwei Parteien, die sich zur Nacionālā apvienība (Nationalen Allianz, NA) vereint haben, die in Lettland an der Regierung beteiligt ist. Andere Parteien setzen den Nativismus anfangs nur strategisch, das heißt im Wahlkampf, ein und werden dann jedoch Opfer ihres eigenen Erfolgs. Wenn sie erkennen, dass sie aufgrund des Nativismus viele Mitglieder und Wähler gewinnen, stellen sie ihn immer deutlicher heraus, was die Parteien in eine populistische rechtsradikale Richtung treibt. Im Fall der Alternative für Deutschland (AfD) hat dies zur Übernahme durch die populistischen Rechtsradikalen geführt, woraufhin Parteimitbegründer und -führer Bernd Lucke sowie andere neoliberale Populisten der Partei 2015 den Rücken kehrten.


    Angesichts der Wahlerfolge von rechtspopulistischen Parteien überrascht es nicht, dass es sich bei rechtsradikaler Politik hauptsächlich um ein parteipolitisches Phänomen handelt. Rechtsradikale soziale Bewegungen mobilisieren hauptsächlich und mit einigem Erfolg in Ländern mit schwachen rechtsradikalen populistischen Parteien, zum Beispiel in Deutschland und dem Vereinigten Königreich. Dennoch sind auch hier Gruppen wie die Englische Verteidigungsliga (English Defence League, EDL) und die verschiedenen Ableger der Patriotischen Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes (Pegida) trotz der sensationslüsternen Medienberichterstattung abseits lokaler oder situativer Besonderheiten relativ marginal. An den meisten ihrer Demonstrationen nehmen nur ein paar Hundert Unterstützer teil, die antirassistischen Gegendemonstranten sind häufig in der Überzahl.


    Mit der Flüchtlingskrise im Sommer 2015 ging ein noch nie dagewesener Anstieg nativistischer Demonstrationen in Mittel- und Osteuropa einher. Sie könnten das Entstehen neuer Rechtsaußenbewegungen und -parteien signalisieren, die noch deutlicher ihre Gleichgesinnten im westlichen Teil des Kontinents spiegeln, einschließlich der Islamfeindlichkeit als Kernthema. Eine dieser neuen Bewegungen ist der Block gegen den Islam in der Tschechischen Republik, der von Miloš Zeman, dem kontroversen Präsidenten des Landes, recht offen unterstützt worden ist. Gleichzeitig haben einige der etablierten rechten Parteien in der Region angesichts der »muslimischen Invasion« offener nativistische Positionen eingenommen und die Grenze hin zur populistischen radikalen Rechten verschoben. Im Fall von Fidesz – Ungarischer Bürgerbund (Fidesz – Magyar Polgári Szövetség) des Premierministers Viktor Orbán scheint 2015 eine vollständige Transformation in eine populistische rechtsradikale Partei stattgefunden zu haben, während in Polen Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS) zunehmend dem »Budapester Modell« folgt.28


    Fazit


    Im engeren Sinne ist der politische Extremismus in Europa heute fast vollkommen irrelevant und die Demokratie stärker denn je. Es gibt in Europa ja kaum noch relevante antidemokratische Kräfte. Im weiteren Sinne ist die liberale Demokratie nunmehr jedoch seit Jahrzehnten unter Druck. Dieser Druck hat sich im 21. Jahrhundert in der Politik und bei Wahlen deutlich erhöht. Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte wurden bei den Europawahlen 2014 populistische rechtsradikale Parteien in Dänemark und Frankreich zur stärksten Partei, während eine linkspopulistische Partei 2015 die Wahlen in Griechenland gewann. Auch wenn sich mit Analogien zur Zwischenkriegszeit, geschweige denn zur Weimarer Republik, weder der Charakter noch die Intensität der heutigen politischen Herausforderungen adäquat beschreiben lässt, gibt es mindestens zwei Länder in der Europäischen Union, in denen liberale Demokraten die Mehrheit der Wählerstimmen verloren haben und in denen offen populistische Parteien die Regierung stellen: In Griechenland kam 2015 eine Koalition der linkspopulistischen Syriza und der rechtspopulistischen ANEL an die Macht, und in Ungarn ist die Einparteienregierung des Premierministers Orbán zum Helden der populistischen rechtsradikalen Parteien in ganz Europa geworden.


    Heute besteht die größte Herausforderung im Populismus, der hauptsächlich von der radikalen Rechten ausgeht, obgleich ein paar linkspopulistische Parteien in den krisengeplagten Ländern Südeuropas entstanden sind. Populisten stellen die Essenz der Demokratie, das heißt die Volkssouveränität und das Mehrheitsprinzip, nicht infrage, sondern zielen darauf ab, die liberalen Grundlagen der europäischen Demokratien zu schwächen. Sie betrachten »das Volk« als homogen und halten die Politik im Kern für ein moralisches Unterfangen, in dem Kompromisse verhasst sind und der (imaginierte) »allgemeine Wille« an die Stelle aller anderen Autoritäten tritt. Wie eine illiberale Demokratie aussieht, ist im Ungarn Orbáns zu erkennen – und noch deutlicher in Putins Russland und der Türkei Erdoğans: eine monistische Interpretation von Volk und Nation, staatliche Gleichschaltung der Justiz und der Medien sowie starker Druck auf oppositionelle Gruppen, denen häufig vorgeworfen wird, »ausländische Agenten« zu sein.


    Die Schwächung der liberalen Demokratien in Europa ist nicht nur das Resultat des Aufstiegs populistischer Parteien, sondern auch des ideologischen Vakuums, das durch zunehmend nicht ideologische Mainstreamparteien entstanden ist. Die Sozialdemokratischen Parteien sind nach einem jahrzehntelangen Rückgang ihrer Wahlergebnisse, der nur kurzzeitig durch eine Bewegung nach rechts hin zur »neuen Mitte« unterbrochen werden konnte, auf dem gesamten Kontinent in einen quasiexistenziellen Kampf verwickelt. Mitte-rechts – einschließlich der Christdemokraten, Konservativen und Liberalen – profitierte zunächst zwar von der Schwächung ihrer Mitte-links-Konkurrenten, die mit ansehen mussten, wie ein großer Teil ihrer Unterstützer nach rechts außen abwanderte oder zu Nichtwählern wurde, ist aber jetzt selbst durch Rechtsaußenparteien unter Druck geraten.


    Bislang bestand die Reaktion häufig in einem weitgehend opportunistischen Ansatz, nämlich darin, einen großen Teil des Diskurses und der Strategien der Rechtsaußenparteien nachzuahmen und gleichzeitig deren Vertreter herabzuwürdigen. Dies ist am besten bei der Europäischen Volkspartei (EVP) zu beobachten, des transnationalen Verbundes der Mitte-rechts-Parteien in Europa, die es nicht nur versäumt hat, ihre ungarische Mitgliedspartei zu kritisieren, geschweige denn zu sanktionieren, sondern zunehmend Orbán und seine Politik als einzige »realistische« Reaktion auf die Flüchtlingskrise aufgreift. Diese wachsende Kluft zwischen Handeln und Worten ist anderen Parteien in der Region nicht verborgen geblieben, vor allem der PiS in Polen, die in der Hoffnung, ähnlich behandelt zu werden, dem »Budapester Modell« folgt.


    Die kommenden Jahre werden nicht nur zeigen, wie groß die Herausforderung durch Akteure von links und rechts außen ist, sondern auch, wie widerstandsfähig die liberalen demokratischen Kräfte Europas sind. Nie zuvor ist die liberale Demokratie in der Nachkriegszeit so offen und so stark infrage gestellt worden. Über Jahrzehnte hinweg baute der politische Mainstream die Politik auf der Grundlage eines »gewährenden Konsenses« auf, in dem Erläuterungen nicht wirklich notwendig waren und Wahlverluste innerhalb des liberalen, demokratischen »Kartells« absorbiert wurden. Nun muss er sich neu erfinden, um den populistischen Herausforderern mit einer liberalen, demokratischen Alternative zu begegnen, die die Bürger Europas gewinnen und mobilisieren kann.


    Aus dem Englischen übersetzt von Sandra H. Lustig.
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    Sprache und Kommunikation im politischen Diskurs


    Wer sich mit Sprache im politischen Diskurs beschäftigt, hat es nicht mit lexikalischen oder semantischen Übungen unter den quasiklinischen Bedingungen eines linguistischen Oberseminars zu tun, nicht mit Sprache allgemein als dem wichtigsten Zeichensystem der menschlichen Gesellschaft. Denn der Gebrauch von Sprache im politischen Diskurs geht über die Funktion der bloßen Benennung von Gegenständen oder Sachverhalten hinaus. Sprechen in der Politik hat immer auch mit der Deutung von Welt, mit subjektiv gefärbten Sichtweisen zu tun, mit politisch-weltanschaulich geprägten Orientierungen sowie damit verbundenen Positionsbestimmungen und Interessen.


    Deshalb gilt es aber auch bei der Betrachtung des politischen Diskurses, das Kommunikationsinstrument Sprache als das in den Blick zu nehmen, was es ist: nämlich das nach wie vor zentrale Medium der »gesellschaftlichen Konstruktion von Wirklichkeit«1. Wie der Philosoph und Kommunikationswissenschaftler Siegfried J. Schmidt schreibt, ist »Sprache […] kein System von Zeichen für Elemente der Wirklichkeit. Vielmehr gilt: Was in einer Gesellschaft als Wirkliches (symbolisierte Realität) aufgefaßt wird und wie es aufgefaßt wird, das entscheidet sich erst innerhalb des Kommunikationssystems einer Gesellschaft«2. Sprache erweist sich mithin als das Schlüsselmedium zur Konstruktion auch von Politik. Dabei bedarf es eines Gegenübers. Denn politische Verständigung, also Wahrnehmung und Verstehen mittels Sprache, erfolgt in jeweils spezifischen Subjekt-Objekt-Beziehungen.


    Sprache als Medium der Politik


    Wann immer wir uns also mit ihr auseinandersetzen: »Immer stehen mit der Sprache die gesellschaftlichen Verhältnisse zur Verhandlung.«3 Der politische Diskurs entspricht dabei weniger der regulativen Idee einer »idealen Sprechsituation«, die Jürgen Habermas mit den universalpragmatischen Kategorien der Verständlichkeit, Wahrheit, Wahrhaftigkeit und Richtigkeit im Rahmen seiner einflussreichen Theorie des kommunikativen Handelns4 entwickelt hat. Der politische Diskurs schließt zwar nicht prinzipiell aus, dass sich auch mal der »zwanglose Zwang des besseren Argumentes« durchsetzt; typisch für politischen Sprachgebrauch ist das jedoch nicht.


    Das Habermas’sche Ideal eines »herrschaftsfreien Diskurses« gilt gemeinhin gerade nicht als Merkmal politischer Auseinandersetzungen. Es bleibt eine regulative Idee. Denn im Zustand der Herrschaftsfreiheit ergäbe sich die paradoxe Situation, dass es dem Diskursideal Rechnung tragender sprachlicher Begründungsakte gar nicht mehr bedürfte.5 Aber die Sprache im politischen Diskurs folgt regelmäßig nicht – um noch einmal eine Unterscheidung von Habermas zu gebrauchen – den Maßstäben »kommunikativen Handelns«, sondern ganz überwiegend den Regeln »strategischer Kommunikation«. Im Letzten geht es im politischen Diskurs nicht um Wahrheitsfindung, sondern um die Gewinnung von Mehrheiten mit sprachlichen Mitteln. Die Sprache in der Politik steht damit im Dienste von Machtgewinn und Machterhalt.


    Diese nüchterne Beschreibung mag machiavellistisch anmuten. Sie sagt aber noch nichts über die Qualität der mit den Mitteln der Sprache erzeugten Kommunikationsleistungen. Diese können informativ, erhellend und im weitesten Sinne aufklärend sein. Ebenso können sie in gezielter Täuschungsabsicht erfolgen. Mit diesen sprachpragmatischen Funktionen beschäftigen sich die Rhetorik sowie politik- und sprachwissenschaftliche Studien.6 Dazu ist in den letzten Jahrzehnten eine ganze Dienstleistungsbranche entstanden, die im Rahmen von Politik- und Kommunikationsberatung die Vermittlung und Optimierung entsprechender rhetorischer und sprachstrategischer Kompetenzen anbietet.


    Die Frage, was eine gute Rede und was eine angemessene politische Sprache ausmacht, wird damit noch nicht beantwortet. Dass eine Rede ankommt und den Beifall des Publikums bekommt, ist keineswegs eine Garantie dafür, dass sie auch dem bonum comune dienlich ist und einer verantwortlichen Politik Ausdruck gibt. Insofern sind politische Rhetorik und politische Verhältnisse keine völlig getrennten Welten.


    Reden in der Politik ist Handeln


    Die Erkenntnis eines direkten Zusammenhangs zwischen sprachlichen und politischen Verhältnissen ist alles andere als neu. Man denke nur an die Bedeutung der Rhetorik in der Antike. In ihr wurde politisches Handeln als untrennbare Verbindung von Politik und Sprache, wurde Reden unmittelbar als politisches Handeln begriffen. Erinnert sei darüber hinaus an die Klugheitsregeln und Verhaltensempfehlungen, mit denen Niccolo Machiavelli im 16. Jahrhundert ganz in der Tradition der mittelalterlichen Fürstenspiegel das rhetorische Handwerkszeug für eine effiziente Politik im Dienste der Staatsräson offenlegte. Mit seinem kühlen Blick auf die Instrumente politischen Handelns gab er nicht nur Anlass zu viel Kritik, sondern auch Anstöße für die Entwicklung zahlreicher moderner Konzepte der Staats- und Herrschaftslegitimation. Dabei vermischen sich stets politische und im weiteren Sinne kommunikative Dimensionen in einer Weise, dass eine Trennung zwischen politischer Sprache und politischem Handeln vielfach gar nicht möglich ist und sich zudem auch nicht als sinnvoll erweist. Denn bei aller Unterschiedlichkeit demokratietheoretischer Ansätze und politisch-praktischer Handlungsempfehlungen gilt als unstrittig, dass Sprache ein maßgeblicher – wenn nicht der maßgebliche – Faktor der Politik ist.


    In politikphilosophischer Perspektive hat Hannah Arendt diesen Zusammenhang mit einer sehr grundsätzlichen Antwort auf die Frage, was Politik denn eigentlich sei, auf den Punkt gebracht: In der Politik sei die »prinzipielle Scheidung von Reden und Handeln nicht statthaft«, weil »Reden selbst als eine Art Handeln«7 aufgefasst werden müsse. Mit anderen Worten: »Reden sind Handlungen. Wer redet, trifft eine Entscheidung, und sein Wort ändert etwas.«8


    Für Demokratien ist die Verbindung von Politik und Sprache zudem aus naheliegenden Gründen essenziell. Denn bei aller Unterschiedlichkeit verbindet demokratische Systeme doch ein gemeinsames Wesensmerkmal: Demokratische Politik ist prinzipiell zustimmungsabhängig und deshalb auch begründungspflichtig. Der Grundmechanismus von Zustimmung und Begründung setzt aber den kommunikativen Austausch zwischen den Bürgerinnen und Bürgern mit der Politik voraus, in welcher Gestalt von Akteuren, Institutionen und Verfahren auch immer. »Legitimation durch Kommunikation«9 bleibt das Kernprinzip demokratischer Herrschaftsbegründung. Diese muss sich ganz wesentlich im Gebrauch sprachlicher Mittel bewähren; doch auch für die gar nicht so seltenen Fälle, in denen der Politik Kommunikationsunfähigkeit vorgeworfen oder sie als »sprachlos« wahrgenommen wird, gilt Paul Watzlawicks zur Binsenweisheit gewordene Formel, wonach man nicht nicht kommunizieren könne.10


    Integration und Distinktion durch Sprache


    Neben ihrer – sprachphilosophisch generell gültigen – sinnkonstituierenden Funktion erfüllt Sprache in der Politik eine Integrationsfunktion. Denn wie im Leben überhaupt, so definieren sich Menschen auch in der Politik über sprachliche Gemeinsamkeiten, über ein verbindendes Begriffsrepertoire und einen gemeinsamen Wahrnehmungs- und Interpretationshorizont. Erst Sprache ermöglicht politische Identifikation ebenso wie politischen Ausschluss. Sprache erlaubt damit zugleich auch Distinktion zu allem und allen, die nicht dazugehören wollen oder ausgeschlossen sein sollen.


    In der Politik vollzieht sich der Prozess von Identitätsstiftung und »Vergemeinschaftung« auf unterschiedliche Weise. Organisiert als Partei, als Verein, als Verband, als Interessengruppe, als lose verkoppelte politische Bewegung oder als zivilgesellschaftliche Initiative: Alle diese Zusammenschlüsse verbinden – freilich mit jeweils unterschiedlichem Verpflichtungsgrad – spezifische Vorstellungen vom politisch Wünschbaren und Machbaren. Konkret kann dies aber nur werden, wenn es gelingt, aus dem Wünschbaren auch Sagbares zu machen, wenn gemeinsame weltanschauliche Fundamente, politische Ideen und angestrebte Ziele ihren Niederschlag in einem entsprechenden politischen Vokabular, in Resolutionen oder in programmatischen Aussagen finden.


    Sofern es sich um Akteure der politischen Willensbildung wie etwa Parteien, Verbände, soziale Bewegungen etc. handelt, bedienen sich diese in der Regel nicht einer völlig eigenen Organisationssprache. Zumeist gehören die jeweils Identifikation stiftenden Begriffe zum allgemeinen politischen Grundwortschatz. Vor allem sogenannte politische Fahnenwörter wie Freiheit, Solidarität, Gleichheit, Frieden oder Gerechtigkeit werden symbolisch aufgeladen, programmatisch gerahmt und interessen- bzw. parteipolitisch besetzt. Weniger an den Begriffen selbst als vielmehr am konkreten Sprachgebrauch, an den Konnotationen zu den Schlüsselbegriffen und den damit eröffneten Assoziations- und Interpretationsräumen lässt sich dann markieren, wer dazugehört und wer nicht. Man vergleiche beispielsweise den Gebrauch des Solidaritätsbegriffs in programmatischen Texten der demokratischen Parteien.


    Vergleichsweise klar erscheinen Zuordnung und Abgrenzung bei Auseinandersetzungen von politischen Kräften aus dem etablierten demokratischen Spektrum mit Akteuren aus den politischen Randzonen oder aus dem zweifelsfrei nicht demokratischen Kontext. Wer sich entsprechender verbalradikaler Mittel bedient oder sich gar in rhetorische Tabuzonen begibt, verlässt die minimale gemeinsame Basis, auf der in wechselseitiger Toleranz Verständnis, Verständigung und Kompromissbildung überhaupt erst möglich werden können. Das gilt etwa beim Gebrauch von eindeutig rassistischem Vokabular aus dem NS-Jargon. Hier wird im Regelfall bereits in der Verwendung von Begriffen, Slogans und Redewendungen erkennbar, welch Geistes Kind die jeweiligen Sprecher sind. Dass Verbalradikalismen, extremistischer Jargon oder auch die schamlose Umwertung von Begriffen gleichwohl hohe mediale Aufmerksamkeit erzeugen, wird später noch in den Blick zu nehmen sein.


    »Begriffe besetzen«: Möglichkeiten und Grenzen sprachlicher Steuerung


    Sich sprachlicher Mittel zur politischen Einflussnahme zu bedienen, mag aus heutiger Sicht als eine Selbstverständlichkeit erscheinen. Umso mehr verwundert, dass der politische Betrieb in Deutschland die Notwendigkeit einer eingehenden Beschäftigung mit sprachpolitischen Fragen erst relativ spät erkannt hat. »Begriffe besetzen«11, das galt einmal als innovatives Element einer modernen Kommunikationsstrategie und als Ausweis politischer Professionalität. Heute dürfte und sollte diese Kompetenz zum Handlungsrepertoire überall dort gehören, wo Politik in den Stäben der politischen Administration und der politischen Willensbildung strategisch geplant wird und vor allem wo Strategien der »Politikvermittlung«12 entworfen werden.


    Die Aufmerksamkeit für sprachliche Instrumente der Politikvermittlung war nicht immer gegeben. Erst im Zuge der Beobachtung amerikanischer Präsidentschaftswahlkämpfe in den 1970er- und 1980er-Jahren reifte in Planungsstäben vor allem der Volksparteien, bei der Union früher als bei ihren politischen Wettbewerbern, die allgemeine Erkenntnis: Eigentlich sind politische Strategien ohne Kommunikationsstrategien in der modernen Demokratie undenkbar. Politische Kommunikation, schrieb einer der seinerzeit führenden Wahlkampfmanager, sei eine unverzichtbare »Begleiterscheinung moderner Politik« geworden. Sie müsse zu einem »Leistungsbereich moderner Politik«13 werden. Die Politik selbst habe sich der Politikvermittlung zu widmen und zwar mit allen inzwischen zur Verfügung stehenden Methoden und Strategien von Marketing, Werbung und Imagebildung.14 Man hatte begriffen, dass politische Auseinandersetzungen vor allem mit den Mitteln der Sprache geführt werden und dass es dabei auch um einen »Kampf um Wörter«15 geht. In der Folge wurden Experten für politische Semantik in den Dienst der Parteien genommen. Sie sollten entsprechende Strategien zum erfolgreichen Einsatz der »Sprache als Waffe« entwerfen.


    Erklären, begründen, rechtfertigen und überzeugen – das gehört zum selbstverständlichen Handwerkszeug politischen Handelns in der Demokratie, von dem Erfolg und Misserfolg ganz wesentlich abhängen. Sicherlich ist es in der Regel nicht allein das Kommunikationsversagen, das für politisches Scheitern den Ausschlag gibt. Doch wichtigen politischen Weichenstellungen wie etwa Reformvorhaben, die nicht entsprechend vermittelt und mit angemessenen Begriffen, Begründungszusammenhängen und Überzeugungsstrategien plausibel gemacht werden können, fehlen wesentliche Voraussetzungen zur Organisation von Mehrheiten. Nach innen gilt dies zum Beispiel gegenüber der Partei- oder Wählerbasis und zu gewinnenden sozialmoralischen Milieus, und nach außen insbesondere gegenüber der Medienöffentlichkeit.


    Für politische Entscheidungen, die mit Verweis auf fehlende politische Alternativen oder in Basta-Manier »ohne narrativ-symbolische Rückendeckung«16 getroffen werden, lassen sich zwar unter Umständen kurzfristig demokratische Mehrheiten finden. Doch als rhetorisch geölte Akklamationsmaschinerie lässt sich politische Willensbildung auf Dauer, das heißt im Rahmen strategischer Machtsicherung, nicht organisieren – selbst wenn sich die Ergebnisse im Nachhinein als gemeinwohldienlich erweisen und politisch über die Grenzen der eigenen Anhänger hinaus anerkannt werden. Die mangelhafte kommunikative Vorbereitung und Vermittlung der mit dem technokratischen Begriff »Agenda 2010« gekennzeichneten Reformpolitik der rot-grünen Bundesregierung unter der Kanzlerschaft von Gerhard Schröder ist hierfür ein Paradebeispiel.17


    Interessierte sich die Rhetorik schon von jeher für die Gesetzmäßigkeiten guter politischer Rede, so widmeten sich ab den 1990er-Jahren auch die Sprachwissenschaften, insbesondere die »Politolinguistik«18 den Regeln erfolgreichen politischen Sprachgebrauchs. Viel spricht allerdings dafür, dass das linguistische Potenzial zur analytischen Durchdringung politischer »Sprachstrategien«19 weiter entwickelt ist als das sprachstrategische Kommunikationspotenzial in den zentralen Bereichen der Politik. Es gehört zwar zum Handwerkszeug von Redenschreibern, Kommunikationsberatern und auch von demoskopischen Instituten, das jeweils geeignete rhetorische Begriffsrepertoire zur Verfügung zu stellen. Politische Stäbe interessieren sich für sprachliche Instrumente der Politikvermittlung jedoch eher anlassbezogen, im Kontext von politischen Kampagnen und insbesondere in Phasen der Wahlkampfvorbereitung, und weniger bei der Entwicklung programmatischer Texte. In Phasen politischer »Normallagen« findet die Verwendung sprachlicher Mittel in der Politik wenig professionelle Aufmerksamkeit und hängt eher von der rhetorischen Routine der jeweiligen Akteure ab.


    »Wörter als Waffen«: Der Kampf um die Deutungshoheit im Demokratieverständnis


    Dass das professionelle Interesse an der Sprache als demokratischem »Kampfmittel« gerade in Deutschland vergleichsweise spät geweckt wurde, hat zunächst mit einer historischen Hypothek zu tun. So galt und gilt auch weiterhin die NS-Propaganda als abschreckendes Beispiel einer verhängnisvollen ideologischen Sprachlenkungsmaschinerie.20 Die zunehmend intensive Beschäftigung mit politiksprachlichen Möglichkeiten war dann Ausdruck einer – im Vergleich mit der angelsächsischen und insbesondere US-amerikanischen Wahlkampfführung – nachholenden Modernisierung von politischer Kommunikation in Deutschland.21


    Hinzu kommen noch spezifische politische Rahmenbedingungen. Denn die sprachlich besonders zugespitzten Auseinandersetzungen fielen nicht zufällig in die Zeit zwischen den 1970er- und 1980er-Jahren, eine Phase, in der erstmals nach Gründung der Republik und nach den großen innen- und außenpolitischen Weichenstellungen eine kontroverse Selbstverständigungsdebatte über die Grundwerte der Demokratie wie überhaupt über die Fundamente eines freiheitlichen Gemeinwesens geführt wurde. Erinnert sei an den inzwischen weithin vergessenen, aber doch wissenschaftlich und auch politisch auf hohem Niveau geführten sogenannten Grundwertestreit.22


    Der mehr als nur semantische Konflikt wurde in dieser Phase in geradezu exemplarischer Weise um einen Begriff geführt, der heute zum selbstverständlichen Alltagssprachgebrauch gehört: »Demokratisierung«.23 Mit dieser Sprachschöpfung erhielt der Demokratiebegriff eine dynamisierende Uminterpretation bzw. Erweiterung. »Demokratisierung«, diese begriffliche Variation von »Demokratie« gab zudem einem umfassend gedachten gesellschaftspolitischen Reformprojekt Ausdruck, das Bundeskanzler Willy Brandt in seiner 1969er-Regierungserklärung unter dem Motto »mehr Demokratie wagen« angekündigt hatte. »Demokratisierung« wurde so zum politischen Signalbegriff, zum sprachlichen Symbol einer neuen politischen Generallinie. Aus der Bezeichnung für eine Staatsform wurde die Umschreibung einer Lebensform. Demokratisierung sollte mehr als einen Systemzustand zum Ausdruck bringen: ein unabgeschlossener Prozess, in den alle Bereiche von Staat und Gesellschaft einzubeziehen sind.


    Nur vor diesem Hintergrund und ebenso angesichts einer noch in Ost und West ideologisch geteilten Welt können die Auseinandersetzungen um Schlüsselbegriffe der politischen Sprache – wie Freiheit, Gleichheit, Solidarität, Gerechtigkeit, Frieden etc. – und auch die Härte der rhetorischen Konflikte vor allem in den Wahlkämpfen der 1980er-Jahre verstanden werden.24 Der Streit um die Demokratisierungssemantik war demnach mehr als nur ein Kampf um Worte, mehr auch als ein Kampf um die Mehrheit. In ihm kam in exemplarischer Weise ein politisch-weltanschauliches Ringen um die Deutungshoheit im Demokratieverständnis zum Ausdruck.


    Der Rückblick auf diese Konflikte macht deutlich, dass sich Sprache und Reden im politischen Diskurs nicht in politisch-keimfreien Sprachlaboren, sondern unter sich wandelnden politisch-historischen Bedingungen entfalten. Der Politikwissenschaftler Wolfgang Bergsdorf analysierte in seiner Habilitationsschrift zu »Herrschaft und Sprache«25 die Entwicklung der politischen Terminologie für die ersten vier Phasen der bundesrepublikanischen Nachkriegszeit. In einer solchen diachronen Betrachtung lässt sich zeigen, dass für bestimmte Phasen politischer Entwicklung, etwa für Legislaturperioden oder für Amtszeiten von Regierungen, gewisse Sprachmuster und Schlüsselbegriffe charakteristisch werden können – sei es, weil sie bereits in Regierungserklärungen als rhetorische Orientierungsmarken verkündet wurden (»mehr Demokratie wagen«) und ihnen eine programmatische Bedeutung zukommt oder weil sie zu wesentlichen begrifflichen Wegmarken im Zuge zentraler Konflikte wurden und gegebenenfalls im historischen Rückblick als epocheprägend wahrgenommen werden. Eine mit dem Werk von Bergsdorf vergleichbare, breit angelegte Studie zur politischen Terminologie im wiedervereinigten Deutschland steht noch aus.


    Neben einer historisch-diachronen verdient auch eine synchrone Beschäftigung mit der Sprache in den verschiedenen institutionellen Kontexten des demokratischen Systems Interesse. Dass ganz generell für den Sprachgebrauch in der öffentlichen Kommunikation andere Bedingungen und Regeln gelten als für die interne Auseinandersetzung in Organisationen, leuchtet unmittelbar ein. So unterscheidet beispielsweise der amerikanische Politikwissenschaftler Murray Edelman zwischen der Sprache der Überredung (hortatory language), der Sprache der Verhandlung (bargaining language), der Sprache der Gesetzgebung (legal language) und der Sprache der Verwaltung (administrative language).26 Diese idealtypische Differenzierung von Sprachstilen vermag zwar den analytischen Blick zu schärfen. Sie sagt jedoch noch nichts über die konkrete Sprachpraxis in den für die politische Meinungs- und Willensbildung maßgeblichen Kontexten und die rhetorischen Herausforderungen von Akteuren in verschiedenen politischen Akteurskonstellationen aus.


    Repräsentieren und Regieren als rhetorische Herausforderung


    Mit Blick auf die zentralen Akteure der Politik sind die politiksprachlichen Wirkungsmöglichkeiten und auch die Erwartungen der Öffentlichkeit an deren politische Sprachfähigkeit sehr unterschiedlich. Vergleicht man in dieser Hinsicht die »Amtsausstattung« des Bundespräsidenten mit der des Bundeskanzlers bzw. der Bundeskanzlerin, dann zielt der Gebrauch von Sprache beim deutschen Staatsoberhaupt primär und nahezu ausschließlich auf »Stilbildung«, während für die Regierungsspitze letztlich Strategien der »Machtsicherung«27 im Vordergrund stehen; bei Letzteren stellt die Sprache freilich nur eines von vielen Instrumenten erfolgreichen Regierens dar.


    Dem ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog wird die Bemerkung zugeschrieben, dass der Bundespräsident nichts zu sagen habe und deshalb reden müsse. Das charakterisiert ebenso salopp wie zutreffend die Kernaufgabe des protokollarisch obersten Repräsentanten des Staates. Gerade weil dem Amt verfassungsrechtliche Machtmittel im Sinne von potestas fehlen, gewinnen seine Inhaber persönliche und politische Autorität (auctoritas) dann und nur dann, wenn es ihnen gelingt, mit ihrer Rhetorik im politisch-kulturellen Sinne stilbildend zu wirken. Wie verschieden eine personen- und amtsangemessene Stilbildung freilich verstanden und praktiziert werden kann, zeigen die unterschiedlichen Sprechweisen der einzelnen Bundespräsidenten. Ob rhetorisch eher anstoßend und bisweilen auch (parteipolitisch) anstößig oder versöhnend und integrierend, ob eher distinguiert oder unkonventionell und direkt, ob bezugnehmend auf aktuelle Debatten oder auch mit historisch-kritischer Perspektive, wie ganz exemplarisch in der berühmten Weizsäcker-Gedenkrede zum »Tag der Befreiung«28, – stets sind Glaubwürdigkeit und öffentliche Reputation der Bundespräsidenten wie bei keinem anderen Amt mit der politischen Sprachfähigkeit der Amtsinhaber verbunden.


    Kommunikationsabhängig, allerdings in ganz anderer Weise, ist auch der Bundeskanzler bzw. die Bundeskanzlerin. In der Regel mit dem Vorsitz der führenden Regierungspartei verbunden zielen gouvernementale Sprachstile aber größtenteils nicht auf gesamtstaatliche Repräsentation, sondern auf die Organisation und Sicherung von Mehrheiten, letztlich also auf Machtgewinn und Machterhalt. Hier kann rhetorische Kompetenz nicht schaden, wobei die bisherigen Amtsinhaber sehr unterschiedlich entwickelte Sprachfähigkeiten zeigten. Gleichwohl sind beeindruckende politische Rhetorik und Sprachästhetik nicht unbedingt das Schlüsselinstrument zum Erfolg der jeweiligen Kanzlerschaft. Man denke nur an die Endphase der Regierungszeit von Helmut Schmidt, der rhetorisch zu glänzen wusste, seinen politischen Sturz und den Machtwechsel dann aber doch nicht verhindern konnte. Und auch der gestenarme, eher begriffsschlichte und zurückgenommene Sprachstil der Kanzlerin Angela Merkel macht deutlich, dass hohe gouvernementale Reputation nicht unbedingt von sprachlicher Brillanz abhängt.


    Regieren, das heißt ein politisches Programm zu verfolgen, Entscheidungen zur Lösung von Problemen zu treffen, Gesetze zu initiieren und dafür Zustimmung zu organisieren, national und zunehmend auch international. Damit verbunden sind notwendigerweise politische Auseinandersetzungen mit den parlamentarischen und gesellschaftlichen Kräften. Hier gilt es immer wieder, situationsangemessen zu argumentieren, zu überzeugen und sich vor allem im politischen Streit intern und extern zu behaupten. Im Gegensatz zum »lediglich« redenden Präsidenten werden Erfolg und Misserfolg dabei weniger an die Überzeugungskraft der Worte als vielmehr an den sichtbaren Entscheidungs- und Handlungsfolgen gemessen.


    Die Arenen des Parlaments und die Talkshowisierung des Diskurses


    Mehr als jede andere politische Institution begreift man das Parlament als den Ort, dessen Selbstverständnis und Auftrag mit Sprache und vor allem mit der öffentlichen Rede verbunden ist. Deutlich wird dies bereits aus der Ableitung des Begriffs »Parlament« aus dem lateinischen parlare. Ein Parlament gilt denn auch als der verfassungsrechtlich herausgehobene Ort, an dem in geregelten Verfahren die Gelegenheit zur rhetorischen Auseinandersetzung über politische Alternativen gegeben ist und kollektiv bindende Entscheidungen fallen. Zumindest in der Theorie gilt deshalb die Volksvertretung in parlamentarischen Demokratien als die »zentrale politische Kommunikationsagentur« und als »leistungsfähiger Knotenpunkt im Netzwerk politischer Kommunikation«.29 Entsprechend interessiert sich die Wissenschaft in besonderer Weise für die Sprache des Parlaments als einem Schlüssel zur »Semiotik der Demokratie«.30


    Angesichts der parlamentarischen Wirklichkeit in Deutschland mag die Bezeichnung des Parlaments als zentrale Kommunikationsagentur wie politischer Sarkasmus anmuten. Gilt der Deutsche Bundestag nicht gemeinhin als Exerzierplatz rhetorischer Langeweile, als Ort unverfänglicher Sachverständigenprosa und als viel gescholtenes Beispiel politischer Sprachverarmung? Mit Blick vor allem auf das Reden im Plenum des Parlaments mag diese Kritik einer gewissen Berechtigung nicht entbehren. Der große rhetorisch beachtete Auftritt hat hier inzwischen eher Seltenheitswert. Insofern ist richtig: »Die politische Rede ist verblaßt und hat das Parlament aus dem Zentrum der Aufmerksamkeit gerückt.«31 Die vielen Versuche, durch Reformmaßnahmen – mehr Aktualität, mehr Präsenz von Regierungsmitgliedern, mehr Spontaneität in der Debatte etc. – eine Belebung von Plenardebatten zu erreichen, haben sich bis in die Gegenwart hinein als wenig erfolgreich erwiesen.


    So berechtigt die populäre Kritik am geringen rhetorischen Glanz des Deutschen Bundestages ist, so fokussiert diese allerdings einseitig auf den spezifisch redeparlamentarischen Ausschnitt der Parlamentsarbeit. In den Blick kommt ausschließlich das Plenum, in dem – einem Schaufenster gleich – argumentativ »ausgestellt« wird, was innerhalb und außerhalb des Parlaments beraten und vorentschieden wurde. Der insgesamt komplexeren Kommunikationswelt eines »Arbeitsparlaments«, als das der Bundestag mit seinen ganz unterschiedlichen Arenen charakterisiert werden kann, wird diese plenumszentrierte öffentliche Wahrnehmung nicht gerecht.


    Befördert wird die Erwartungshaltung einer rhetorisch zugespitzten parlamentarischen Auseinandersetzung durch eine zunehmende Talkshowisierung des politischen Diskurses. Die Vielzahl politischer Talkshows im Fernsehen befördert inzwischen die Gewöhnung an eine Debattenkultur, in der die Politikvermittlung vor allem an den Kriterien der Unterhaltungsindustrie gemessen wird. Dass nicht selten auch politische Akteure selbst zum Ausdruck bringen, mit Talkshowpräsenz mehr erreichen zu können als im profilierten Wettstreit der Argumente im Parlament, verstärkt den Eindruck von parlamentarischer Sprachverarmung und von generellem Bedeutungsverlust des wichtigsten Repräsentationsorgans.


    Tatsächlich stellen aber die verschiedenen »parlamentarischen Arenen«32 sehr spezifische Anforderungen an die Sprach- und Kommunikationsfähigkeit von Abgeordneten. Das betrifft vertrauliche und innerfraktionelle Abklärungsprozesse, Kommunizieren im Rahmen der Berichterstattungsöffentlichkeit, sitzungsöffentliches Reden im Plenum oder auch medienadressiertes Sprechen. Deshalb kann, ja muss parlamentarisches Reden mit ganz unterschiedlichen Sprachstilen verbunden sein. Es kann auf fachliches Begründen und Überzeugen abzielen, auf gruppenspezifisches Integrieren und geschlossenes Agieren, auf demonstratives Präsentieren oder spektakuläres Zuspitzen, um mediale Aufmerksamkeit zu generieren. Als ein legitimatorisches Dilemma erweist sich dabei, dass die eher nüchterne und öffentlich kaum wahrgenommene Parlamentsarbeit und weniger der spektakuläre Auftritt im Plenum der Kern politischen Handelns ist.


    Sprachflexibilität und Profilverlust der Parteien


    Der nach Artikel 21 GG verfassungsrechtlich privilegierte, aber nicht exklusive, Auftrag an die Parteien, an der politischen Willensbildung »mitzuwirken«, ist zugleich ein Mandat, zur Sprache zu bringen, was an unterschiedlichen Interessen in der Gesellschaft vorhanden ist und was der politischen Problemlösung bedarf. Dabei sind und bleiben die Parteien auf nicht absehbare Zeit die wichtigsten politischen Sprachrohre in der Demokratie. Ihnen kommt als zentrale Aufgabe die Transformation von »Volkswillensbildung« in »Staatswillensbildung« zu, also die Vermittlung zwischen gesellschaftlicher Vielfalt und staatlicher Einheit.33


    Als Repräsentanten gesellschaftlicher Konfliktlinien waren Parteien von ihrer Gründung an und über viele Jahrzehnte als weltanschaulich und sozialstrukturell deutlich unterscheidbare Tendenzbetriebe in sozialen Schichten und Milieus verankert. Diese politisch-kulturelle Verwurzelung fand ihren Niederschlag in spezifischem Vokabular und unterscheidbarem Parteijargon. Das hat sich inzwischen geändert: Als Folge gesellschaftlichen Wandels, als dessen Antriebskräfte sich die Parteien auch selbst immer verstanden, kam es zu nachlassender Parteiidentifikation und zunehmendem Wechselwahlverhalten sowie insgesamt zu einer zurückgehenden politischen Bindungsbereitschaft. Auf den volatiler gewordenen Wählermarkt haben sich die Parteien eingestellt und ihre Kommunikationsweise verändert.34


    Polarisierung, sprachliche Zuspitzung, Gesinnungsexpressivität und politisch-ideologischer Jargon – das alles findet zwar noch in Wahlkämpfen oder auch in bestimmten Konfliktlagen statt. Es prägt indes nicht mehr den Kommunikationsalltag der demokratischen Parteien in Deutschland, insbesondere der Volksparteien. Bei den Adressaten im »Publikum« werden zwar allenthalben die Gleichförmigkeit und fehlende Alternativen im demokratischen Spektrum beklagt, zugleich werden rhetorische Zuspitzungen heute sehr schnell als künstlich und konstruiert wahrgenommen. Denn gerade die Volksparteien haben über lange Jahre als eine Art sprachpolitischer »Melting Pot der Demokratie« gewirkt und letztlich, trotz phasenweiser rhetorischer Schärfe, zur Integration und politischen Mäßigung beigetragen. Gefragt scheinen gegenwärtig vor allem sprachflexibles Komplexitätsmanagement und der Gebrauch einer unverfänglichen Politprosa mit assoziationsbreiten Begriffen und Sprachmustern.


    Allerdings hat der Verzicht auf das »Besetzen von Begriffen« und pointierendes Zuspitzen einen doppelten Preis. Zum einen trägt die weitgehende sprachpolitische Askese sicherlich nicht zur politischen Mobilisierung bei. Dabei erhöht sich die Gefahr, dass sich die Menschen im Zuge einer schleichenden politischen Sedierung aus dem demokratischen Institutionengefüge und den darin erprobten Dialogformen mehr und mehr zurückziehen. Und eine zweite Konsequenz: Wo die politische Sprache an Profil verliert und über politische Alternativen im Rahmen des demokratischen Spektrums nicht deutlich vernehmbar gestritten wird, nehmen Orientierungsprobleme zu; in der Folge wachsen die politischen Ränder und es entstehen politisch-kulturelle Radikalisierungsbiotope, sei es in Gestalt neuer Parteien oder im Rahmen von Protestaktionen.


    Protest, Umwertung von Sprache und Diskursverweigerung


    Immer wieder ist es im Verlauf der letzten Jahrzehnte gelungen, Protestbewegungen mit ihren sprachlich zugespitzten Forderungen ins demokratische Spektrum zu integrieren. Die Ökologiebewegung und die in den 1980er-Jahren neugegründete Partei Die Grünen gelten gemeinhin als ein Musterbeispiel dafür, wie außerparlamentarische Bewegung und parteiförmige Interessenvertretung nebeneinander existieren und sich wechselseitig befruchten können. Demokratische Einhegung kann aber nur gelingen, wenn sich im Lauf politischer Auseinandersetzungen die Bereitschaft zu sprachlicher Abrüstung entwickelt und wenn sich die Demokratie als offen und als lernfähig zeigt. Ob eine vergleichbare Integration in den demokratischen Prozess auch im Fall der fremdenfeindlichen – und nicht nur verbalradikalen – Pegida-Bewegung gelingen wird, ist derzeit nicht abzusehen; zumal den Akteuren ein wesentliches Merkmal politischer Protestbewegungen fehlt, nämlich die Fähigkeit und die Bereitschaft zum Diskurs.


    Allerdings überrascht diese sozial durchaus heterogen zusammengesetzte Bewegung nicht nur durch eine anhaltende – im Osten freilich stärker als im Westen entwickelte – Mobilisierungsfähigkeit. Der Anspruch, »Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des Abendlandes« zu sein, der hinter dem Pegida-Kürzel steckt, wirkt verquast und es gäbe viele Gründe, an der inneren Logik dieser sprachlichen Selbstermächtigung zu zweifeln. Deren Wirkmächtigkeit in Bezug auf Mobilisierung und mediale Aufmerksamkeit ist gleichwohl nicht zu bestreiten.


    »Begriffe besetzen«, die »Sprache als Waffe« benutzen, zumindest dies scheint den Pegida-Aktivistinnen und -Aktivisten in geradezu lehrbuchartiger Weise gelungen. Das betrifft zum einen die Verbreitung dumpfer nationalistischer und rassistischer Parolen sowie eine unverblümt fremden- und vor allem islamfeindliche Hetze, die den Grundwerten einer freiheitlichen Demokratie Hohn spricht. Allein dies sorgt für hohen Nachrichtenwert und sichert große Medienresonanz. Sowohl Aufmerksamkeit als auch Kritik erregt zum anderen aber die geschickte Okkupation, oder besser: Usurpation von Begriffen und Parolen, die bis dato mit den Montagsdemonstrationen der Demokratiebewegung in der DDR verbunden waren.


    »Wir sind das Volk«, das war die auf den Begriff gebrachte, letztlich systemstürzende Forderung nach Volkssouveränität. Die Umwertung dieser Parole durch Pegida beinhaltet eine doppelte semantische Perfidie und stellt den Kern von Demokratie infrage. Sie lässt zum einen Raum für einen antiaufklärerischen, mit völkisch-nationalen Assoziationen konnotierten Volksbegriff. Zum anderen suggeriert das kollektive Personalpronomen »wir« die vermeintliche Legitimation einer kleinen Minderheit, den Willen des ganzen Volkes zu repräsentieren. Vor allem dieser politische Absolutheitsanspruch befördert die »rhetorische Selbstberauschung«35 und Selbstindoktrination auf der Straße. Für Anschlusskommunikation und politischen Diskurs mit den Akteuren des demokratischen Spektrums bietet all dies keine Basis.


    Dass bei den Demonstrationen dann auch noch die Medien im NS-Jargon pauschal als »Lügenpresse« diffamiert werden, gibt der lautstarken Sprachlosigkeit noch eine besonders radikale Note. Dieses klare Feindbild suggeriert, man habe es mit dem organisierten Meinungskartell einer »Systempresse« zu tun und werde an der Vertretung legitimer Positionen systematisch gehindert. Das mag absurd erscheinen. Damit wird aber ein durchaus verbreitetes medienkritisches Ressentiment bedient. Zugleich wirft die radikale Oppositionshaltung die Frage auf, wie diese Protestbewegung als Teil der deutschen Öffentlichkeit und öffentlicher Meinung zu bewerten ist. Eine Basis für eine kritische, den politischen Diskurs befördernde, demokratische Gegenöffentlichkeit gibt sie auf diese Weise jedenfalls nicht ab.


    Öffentlichkeit, Gegenöffentlichkeit und Sprache in der Demokratie


    Mit politischer Öffentlichkeit wird der »Resonanzboden für Probleme beschrieben, die vom politischen System bearbeitet werden müssen, weil sie andernorts nicht gelöst werden«. Politische Öffentlichkeit meint mithin ein »Netzwerk für die Kommunikation von Inhalten und Stellungnahmen«, das den Diskurs für das Zustandekommen einer »qualifizierten öffentlichen Meinung«36 ermöglichen sollte. Die politische Semantik und mehr noch die öffentliche Auseinandersetzung darüber erweisen sich deshalb als ein guter Indikator für die Einschätzung der politischen Reife einer Demokratie.


    Der normative Anspruch an demokratische Öffentlichkeit verträgt keine Sprachlenkung, sprachpolitische Kontrolle und staatlich verordnete Propaganda bis hin zu offiziellen Sprachregelungsvorgaben für die Medienberichterstattung. All diese gelten als untrügliche Merkmale totalitärer und autoritärer Systeme. Das heißt aber nicht, dass es das Bemühen um sprachliche Einflussnahme und Steuerung nicht auch in offenen Gesellschaften gäbe. Wer in der Demokratie politisch etwas erreichen, wer Interessen im pluralistischen System durchsetzen will, muss artikulationsfähig sein, muss seine politischen Vorstellungen im wahrsten Sinne des Wortes »auf den Begriff« und »zur Sprache« bringen und dabei möglichst noch öffentliche Resonanz erzeugen. Ob in einem medienöffentlichen Statement, in einer politischen Rede im Parlament, im programmatischen Text einer Partei, im Slogan einer Protestdemonstration oder in welcher Art und Weise auch immer: Stets handelt es sich um sprachliche Formen des politischen Ausdrucks zum Zwecke der politischen Einflussnahme.


    Unverzichtbares Sprachrohr und Resonanzboden sind dafür die Massenmedien und zunehmend auch die sogenannten Sozialen Medien. Vor allem den allgemein zugänglichen Massenmedien, seien es die Zeitungen und Zeitschriften oder Rundfunk und Fernsehen, kommt ein verfassungsrechtlich geschützter öffentlicher Auftrag zu: Die Herstellung von Öffentlichkeit und die Gewährleistung von Meinungsvielfalt. Medien müssen sich letztlich als Garanten dafür bewähren, dass alle relevanten Themen und Meinungen zur Sprache gebracht und dem Säurebad des öffentlichen Diskurses ausgesetzt werden. Dies macht freie Medien zum Konstitutivum einer freiheitlich verfassten Gesellschaft. Zwar bedarf das System einer modernen Verhandlungsdemokratie über die Sprachkompetenz in öffentlichen Diskursräumen hinaus auch der Argumentations- und Überzeugungskraft in halböffentlichen und bisweilen auch diskreten37 institutionellen Kontexten, um politische Interessenabklärung und Kompromissbildung vielfach überhaupt erst zu ermöglichen. Letztlich entscheidend für die Demokratie kann aber nur sein, was im Rahmen öffentlicher Legitimation artikuliert wird. Sprachlosigkeit und Diskursverweigerung hingegen gelten als sichere Anzeichen einer Krise der Demokratie.


    Medienwandel und die Zukunft der politischen Sprache


    Dass sich das Mediensystem gegenwärtig in einem – nicht allein technologisch bedingten – Wandel befindet, ist unbestritten. Dieser Wandel mit seinen zum Teil dramatischen politiksprachlichen Folgen kann abschließend nur angedeutet werden. Es sind vor allem drei sich wechselseitig verstärkende Megatrends, die hinsichtlich ihrer Folgen für den politischen Sprachgebrauch Interesse verdienen.


    Erstens zeichnet sich eine wachsende Unübersichtlichkeit medialer Angebote in einer immer komplexer werdenden Medienlandschaft ab. Entsprechend wächst der Orientierungsbedarf der Bürgerinnen und Bürger. Zugleich orientieren sich die Massenmedien im Zuge verschärfter Konkurrenz mehr und mehr an Kriterien zur »Bewirtschaftung« der knappen Ressource Aufmerksamkeit. So steht die journalistische Entscheidung darüber, was berichtenswert sein könnte, in zunehmender Konkurrenz zur Frage, was ankommt und hohe Reichweite verspricht. Dass aber eine allzu starke Publikumsorientierung zu dem verführt, was Richard von Weizsäcker einmal als »unheilvollen Umkehrprozess der Wichtigkeiten«38 bezeichnet hat, ließe sich an vielen Beispielen zeigen.


    Der zweite, damit zusammenhängende Trend ergibt sich aus der wachsenden »Macht der Bilder«, die elektronisch jederzeit und überall verfügbar sind. Bilder können etwas zum Ausdruck bringen und zugleich sprachlos machen. Sie können aber auch emotionalisieren und dem Diskurs jede rationale Grundlage entziehen. Vielleicht ist es nicht übertrieben, von einer ikonografischen Zeitenwende in der Politikvermittlung zu sprechen. Mehr denn je wird der politische Informationshaushalt nicht nur mit Bildern aus dem professionellen Journalismus bestückt, sondern kann auch von jedermann erzeugt und über die Sozialen Netzwerke an den etablierten Medien vorbei verbreitet werden. Mehr denn je kommt es deshalb auf die Wahrnehmungs- und Entschlüsselungsfähigkeit der Bürgerinnen und Bürger an. Die Vermittlung von Bildsprachenkompetenz wird deshalb zu einer zentralen Aufgabe politischer Bildungsarbeit.


    Der dritte, mit den beiden vorgenannten Entwicklungen durchaus verbundene Megatrend betrifft die sogenannten Sozialen Medien. Mit ihnen verbinden sich nach wie vor viele Erwartungen an eine Demokratisierung der politischen Kommunikation. Sicherlich ist es noch zu früh für ein fundiertes Urteil. Bei allem Artikulations-, Partizipations- und Mobilisierungspotenzial, das mit den Sozialen Medien fraglos verbunden ist, hat sich der technokratische Glaube an die Entstehung einer internetgestützten demokratischen »Gegenöffentlichkeit« bisher jedoch als Trugschluss erwiesen. Es scheint, dass es hier noch eines langen ko-evolutionären Lernprozesses von Gesellschaft und Technikentwicklung bedarf, damit aus einer »Radikalisierungsmaschine« ein demokratieförderliches »pluralistisches Austauschmedium«39 werden kann; einmal ganz abgesehen davon, dass der Verknappungs- und Beschleunigungscharakter der Sozialen Medien zu einer Art »Verschlichtung« der Sprache zu führen scheint.


    Wenn nicht alles täuscht, steht damit nicht weniger als ein »neuer Strukturwandel der Öffentlichkeit«40 an. Was dabei als angemessener Umgang mit Sprache in der Politik gilt, wird sich nicht in linguistischen Oberseminaren entscheiden, sondern im öffentlichen Diskurs. Umso mehr wird es in der politischen Bildung wie auch in der medialen Öffentlichkeit auf die Befähigung zur Sprachkritik ankommen. Denn sicher scheint, dass davon die weitere Entwicklung einer freiheitlichen Gesellschaft ebenso wie des demokratischen Systems in entscheidendem Maße abhängen wird.
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    Uwe Backes


    Demokratie


    1 Einführung


    Der Begriff der Demokratie entstammt der altgriechischen Staatsformenlehre und blieb in seiner fast zweieinhalb Jahrtausende umspannenden Geschichte lange Zeit ein Terminus der Gelehrtensprache, nicht selten mit abwertendem Beiklang. Erst infolge der Französischen Revolution verbreitete er sich mit rasender Geschwindigkeit, wurde zur parteipolitischen Losung und zu einem heftig umkämpften Streitobjekt zwischen verschiedenen politischen Lagern.1 Sein Inhalt blieb schillernd, doch firmierte er meist als Tendenzbegriff für einen auf Gleichheit zielenden sozialen und historischen Prozess. Wurde er lange Zeit mit seinen antiken Ursprüngen, insbesondere der direkten athenischen Demokratie, assoziiert, bewirkte nicht zuletzt das einflussreiche Werk des liberalen Aristokraten Alexis de Tocqueville Über die Demokratie in Amerika (1935/1840), dass er sich im Lauf des 19. Jahrhunderts mehr und mehr mit der Repräsentativverfassung verband, sofern diese auf einer egalitären Partizipationsgrundlage ruhte. Im 20. Jahrhundert wurde »Demokratie« so sehr zum Inbegriff alles »Guten, Schönen und Wahren in der Gesellschaft«2, dass kaum eine politische Gruppierung oder ein Regime auf das schmückende Attribut »demokratisch« verzichten zu können glaubte.


    So ließen sich bald gegensätzliche politische Konzepte mit ihm verknüpfen. Von dem Ideenhistoriker Jacob L. Talmon stammt die idealtypische Unterscheidung zwischen der »liberalen« und der »totalitären Demokratie«. Beide vom 18. Jahrhundert an entstandenen »Schulen demokratischen Denkens« unterschieden sich keineswegs darin, dass die eine »den Wert der Freiheit« anerkenne und die andere nicht. Der Gegensatz resultiere vielmehr aus unvereinbaren Politikverständnissen. Während die liberale Schule (im weitesten Sinne) Politik als eine »Sache des Experimentierens« und politische Systeme als »pragmatische Einrichtungen menschlicher Schöpfungskraft und Freiwilligkeit« ansehe, beruhe die »Lehre der totalitären Demokratie [...] auf der Annahme einer alleinigen und ausschließlichen Wahrheit in der Politik«. Sie huldige einem »politischen Messianismus«, verkünde also »eine vorausbestimmte harmonische und vollkommene Ordnung der Dinge«, rechne alles »menschliche Denken und Handeln« der Sphäre des Politischen zu und mache diese zum Gegenstand einer »in sich geschlossenen«, auf die Beherrschung aller Lebensgebiete ausgehenden Philosophie. Auch in ihren Endzielen differieren Talmon zufolge beide Schulen. Während die liberale Schule Fortschritt in einem tastenden Prozess von »Versuch und Irrtum« erreichen wolle, sei das Telos der totalitären scharf umrissen und werde als »Angelegenheit größter Dringlichkeit behandelt, als Aufforderung zu sofortigem Handeln«. Das »Paradox der totalitären Demokratie« bestehe darin, dass sie sich an einem »Modell der Gesellschaftsordnung« ausrichte, das »alle anderen Möglichkeiten verneint«.3


    Enthalten die Demokratiebegriffe heutiger extremistischer Strömungen Bausteine aus dem geistigen Erbe der »totalitären Demokratie«? Weisen sie trotz der untereinander offensichtlich bestehenden inhaltlichen Differenzen, ja Gegensätze, strukturelle Gemeinsamkeiten auf, die ihr Verhältnis zu den fundamentalen Werten und Verfahrensregeln demokratischer Verfassungsstaaten bestimmen? Diese Fragen sollen im Folgenden anhand der drei Hauptformen des politischen Extremismus erörtert werden: der extremen Rechten und Linken sowie des politisch-religiösen Fundamentalismus.4 Da diese wiederum keine monolithischen Einheiten bilden, erscheint es unerlässlich, für jede Strömung ein gewisses Spektrum an Positionen zu erfassen. Dabei ist eine Schwerpunktsetzung auf knappem Raum unvermeidlich. Vorrangig geht es um Demokratieverständnisse, die in den Jahrzehnten seit 1945 in Deutschland einen gewissen politischen Einfluss erlangten.


    2 Demokratie als Verfassungsstaat


    Was Talmon als »liberale Demokratie« der »totalitären« entgegensetzt, beschreibt das Politikverständnis einer politischen Ordnung, die sich seit den »demokratischen Revolutionen« in Amerika und Frankreich zunächst in den Kernstaaten des »Westens« (USA, Frankreich, Großbritannien) etabliert hat. Sie ist keineswegs in Studierstuben ersonnen oder auf dem Reißbrett entworfen worden, sondern als Ergebnis eines Erfahrungsprozesses im wechselhaften Ringen mit unterschiedlichen Formen des Machtmissbrauchs, der Fremdbestimmung und Willkürherrschaft entstanden. Auf der Suche nach Lösungen für konkrete Probleme wurden »Erfindungen«5 gemacht und Kompromisse eingegangen, um das Wünschenswerte mit dem Möglichen zu vereinen. Die frühen Repräsentativsysteme wurden auf eine sich – insbesondere durch Wahlreformen – allmählich verbreiternde Beteiligungsgrundlage gestellt, während die Personalrekrutierung und Ämterbesetzung aufgrund der Zugehörigkeit zu einem Stand (wie dem Adel) oder einer Korporation (wie Kirche, Universität, Zunft) an Bedeutung verloren. So bildete sich die »strenge Verknüpfung einer politischen Klasse und einer allgemeinen Bürgerschaft, besonders in der Gestalt der politischen Parteien und der Wählerschaft«6 heraus. Als Verfassungsstaaten sind die heute allzu schlicht als »Demokratie« firmierenden Systeme hochkomplexe Gebilde, die nicht bloß einem einzigen Prinzip gehorchen, sondern eine – durchaus spannungsreiche – Synthese aus verschiedenen Grundgedanken und Gestaltungselementen bilden. Die demokratische Doktrin der Volkssouveränität fand ihre Grenze in der Idee des Rechtsstaates, der die institutionellen Kompetenzen der staatlichen Gewalten zum Schutze individueller Freiheiten verteilt, balanciert und verschränkt.7 Die Gedanken der Mehrheitsherrschaft und des Minderheitenschutzes wurden so miteinander verbunden.


    Die aus langwierigen Prozessen entstandenen Symbiosen aus Verfassungsstaat und Demokratie haben von Land zu Land unterschiedliche Formen angenommen.8 Dem Präsidentialismus der USA mit dem dualistischen Nebeneinander von Exekutive und Legislative stehen in Europa und in den vom englischen Westminster-Modell geprägten außereuropäischen Staaten überwiegend parlamentarische Systeme mit engem Zusammenwirken von Regierung und Parlamentsmehrheit gegenüber. Den angelsächsischen »Wettbewerbsdemokratien« mit Mehrheitswahlsystem und oft jähem Pendelschlag zwischen den politischen Lagern traten die »Konkordanzdemokratien« zur Seite, in denen das Aushandeln von Kompromissen zwischen allen bedeutenden, nach ihrem Gewicht anteilig zu berücksichtigenden Segmenten (»Proporz«) der Gesellschaft den Willensbildungs- und Entscheidungsprozess bestimmt. Demokratische Verfassungsstaaten können föderal oder zentralistisch organisiert sein, auf direktdemokratische Mechanismen der Teilhabe weitgehend verzichten oder – im Gegenteil – das Wirken der repräsentativen Institutionen (wie vor allem in der Schweiz) auf den häufigen und mannigfachen Einsatz plebiszitärer Instrumente ausrichten. Dies sind längst nicht alle, aber die wichtigsten Dimensionen, aus denen sich die Vielgestaltigkeit des Verfassungslebens erklärt.


    Bei aller Heterogenität lassen sich dennoch charakteristische Gemeinsamkeiten und Mindestbedingungen ausmachen, ohne die kein politisches System als demokratischer Verfassungsstaat gelten kann. Durch die Existenz effektiver Gewaltenkontrollen (vor allem der Regierungen durch Parlamente und unabhängige Gerichte) unterscheiden sich diese Systeme von den verschiedenen Spielarten der Autokratie.9 Zudem sind politischer Prozess und Öffentlichkeit pluralistisch, bieten also einer breiten Vielfalt an Meinungen, Interessen und Anschauungen Raum. Es findet ein gewaltfreier Wettbewerb um Einfluss, Macht und Ämter statt.10 Dies setzt die Existenz mehrerer, miteinander konkurrierender Parteien und Interessengruppen ebenso voraus wie die Legitimität der Opposition, das Vorhandensein institutioneller Mechanismen zur Regelung des Wechselspiels von Mehrheiten und Minderheiten (wie freie Wahlen) und die Geltung fundamentaler Freiheitsrechte der Bürger gegen Übergriffe der Staatsgewalt wie auch zur Teilhabe (Partizipation) an den politischen Angelegenheiten (vor allem Meinungs-, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit). Der demokratische Verfassungsstaat basiert auf dem Ethos fundamentaler Menschengleichheit, dient dem Schutz der Menschenrechte und muss Mitwirkungsmöglichkeiten für alle Bürger bieten, insbesondere gleichen Zugang zu den politischen Ämtern gewährleisten.


    Bei der Auslegung des Grundgesetzes hat das Bundesverfassungsgericht diese Mindestbedingungen in die Formel der »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« gekleidet, »die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherrschaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipien dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.«11


    3 Extremistische Demokratiebegriffe


    Extremistische Positionen sind meist nicht daran zu erkennen, dass Demokratie in jeglicher Form zurückgewiesen wird. In der Regel verbindet sich heftige Ablehnung der realen (parlamentarischen, repräsentativen, liberalen, bürgerlichen etc.) mit der Propagierung einer »wahren Demokratie«. Darüber hinaus hat die Praxis der deutschen »streitbaren Demokratie« nach 1945 mit der Möglichkeit eines Parteienverbots politische Mimikry begünstigt, bei der sich Extremisten bestrebt zeigen, die Konformität des eigenen politischen Konzepts mit den Anforderungen einer »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« zu beweisen oder sich gar als deren eigentlich authentische Interpreten zu gerieren.12


    3.1 Rechtsextremismus


    Für die Entwicklung des Demokratieverständnisses innerhalb des deutschen »nationalen Lagers« nach 1945 bildete der historische Nationalsozialismus den wichtigsten Bezugspunkt – im apologetischen Sinne, aber auch als kritisches Anknüpfen oder sich stärker distanzierende Auseinandersetzung. Adolf Hitler hatte die parlamentarische Demokratie mit kaum noch überbietbarer Verachtung als »eine der schwersten Verfallserscheinungen der Menschheit«13 gegeißelt: Das Mehrheitsprinzip bedeute das Untergehen der Persönlichkeit in der dumpfen Masse; »Interessenpolitik« überlagere das Gemeinwohl und ebne der »Herrschaft des Kapitals« den Weg.14 Stattdessen trat er mitunter für eine auf starker Führung basierende »germanische Demokratie«15 ein, in der die Mehrheit mit Vernunftargumenten zu überzeugen sei. Die »besten Köpfe« und allen voran der »Führer« seien berufen, den Volkswillen zu erkennen und in praktische Politik umzusetzen. Der Demokratiebegriff erfahre auf diese Weise »eine eingehende Prüfung und Klärung. Denn die neue Staatsführung«, so Hitler anlässlich des ersten Jahrestags der Machtübernahme, »ist ja nur besserer Ausdruck des Volkswillens gegenüber der überlebten parlamentarischen Demokratie.« Indem der neue Staat die Bedingungen zur »Forterhaltung des Volkes« schaffe, löse er sich »aus allen rein formalen republikanischen legitimistischen oder demokratischen Vorstellungen« und werde »ebensosehr Volksführung sein, wie die aus den inneren völkischen Bedingungen erwachsene Führung des Volkes Regierung des Staates ist.«16


    Unter den rechtsextremen Gruppierungen der ersten Nachkriegsjahre wies die 1949 gegründete Sozialistische Reichspartei (SRP) auch in ihrem Demokratieverständnis die größte Nähe zur NSDAP auf. Im Verbotsurteil von 1952 konnte das Bundesverfassungsgericht unter anderem aus einem Aufruf des Kreisverbandes Heidelberg zitieren, wo es hieß: »Wir lehnen die westliche Parteiendemokratie genau so ab wie die ostzonale Volksdemokratie, erstreben aber die wahre Demokratie der verantwortlichen und vorbildlichen Persönlichkeiten.«17 Statt von zu bekämpfenden »Systemparteien« (Hitler) sprach die SRP in ihrer Propaganda meist von »Lizenz-« und »Monopolparteien«, die als Schöpfungen der Besatzungsmächte nicht in der Lage seien, die Interessen des deutschen Volkes zu vertreten.


    Die zur Sammlung des »nationalen Lagers« 1964 neu gegründete Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) sah sich unter ihrem Vorsitzenden Adolf von Thadden stärker in der deutschnationalen Tradition der Weimarer Republik und trug das Attribut »demokratisch« im Namen. In ihrem »Politischen Lexikon« übte sie zum einen massive Kritik an der Demokratie des Grundgesetzes, die als »technisches Verfahren« zur »Ermittlung und Realisierung eines manipulierbaren Mehrheitswillens«18 diene. Die Gewaltenteilung werde durch Medien und Werbung ausgehebelt, das Volk entmündigt und »an der eigenen Willensbildung«19 gehindert. Zum anderen klang das Führerprinzip an, wenn das Funktionieren einer Demokratie davon abhängig gemacht wurde, dass »die Mitglieder gleiche Interessen haben, dieselbe Verantwortung und dasselbe Risiko tragen und vor allem zur Entscheidung in gleicher Weise qualifiziert sind«. Wo dies nicht der Fall sei (wo war dies jemals der Fall?), bedeute Demokratie »das Mitbestimmungsrecht Minderqualifizierter oder Minderinteressierter und stört das einer Institution übertragene Anliegen«.20


    Die NPD hat seit ihrer ersten Wahlerfolgswelle Ende der 1960er-Jahre Wandlungen durchlaufen und sich im vereinten Deutschland wieder der alten SRP geistig genähert. Statt von »Lizenz-« und »Monopolparteien« spricht sie von den »Blockparteien«, die auf der Basis des »Grundgesetzes«, einem »Diktat der westlichen Siegermächte«,21 agierten. Die Partei kritisiert einerseits das »Legitimationsdefizit« der Verfassung, über die das deutsche Volk nicht habe abstimmen können, und beklagt andererseits deren »Menschenrechtstümelei«, da »Deutsche im eigenen Land de facto mit Ausländern« gleichgestellt würden. »Wahre Volksherrschaft« setze jedoch ein »homogenes Staatsvolk«22 voraus. Dies sei aber nur dann der Fall, wenn das »Volk« eine »Abstammungsgemeinschaft« bilde, also eine »Lebensgemeinschaft körperlich, geistig und seelisch verwandter Menschen«.23 Die NPD fühlt sich damit dem Konzept einer »organischen Demokratie« verpflichtet, wie es der Vordenker der französischen »Nouvelle droite«, Alain de Benoist, entfaltet hat: »Demokratie ist die Herrschaft des Volkes, das heißt die Herrschaft einer organischen Gemeinschaft, die innerhalb einer oder mehrerer bestimmter politischer Einheiten (Stadtstaaten, Nationen, Kaiserreiche usw.) geschichtlich in Form gebracht wurde. Dort, wo kein Volk, sondern eine bloße Vielzahl von einzelnen sozialen Atomen ist, kann es also keine Demokratie geben.«24


    Die von der NPD verfolgte Vorstellung einer ethnisch homogenen »Volksgemeinschaft« ist mit einer legitimen Vielfalt von Interessen und Anschauungen unvereinbar. Die Partei erteilt daher einer »multikulturellen Bevölkerungsherrschaft« ebenso eine Absage wie einer »liberalistischen Parteien- und Interessengruppenherrschaft«, die nach ihrer Lesart aus dem Grundgesetz folgt. Sie sieht sich als »antiliberale und parlamentarismuskritische Partei« und befürwortet ein »plebiszitäres Präsidialsystem«, das die »deutsche Politik aus dem Würgegriff der Blockparteien und der eigensüchtigen Interessengruppen«25 befreit. Sie beruft sich dabei ausdrücklich auf Carl Schmitt, der den Weimarer Parlamentarismus bekämpft, die Machtübernahme der Nationalsozialisten juristisch legitimiert und die Demokratie (unter Berufung auf Jean-Jacques Rousseau) mit dem Ideal der »Identität von Regierten und Regierenden«26 verknüpft hatte. Die historische Erfahrung zeigt jedoch, dass sich Plebiszite in Regimen mit kompetenzenreicher Superexekutive und schwacher parlamentarischer wie richterlicher Kontrolle oft in Akklamationsinstrumente verwandeln, mit denen ein einheitlicher Volkswille lediglich geschickt inszeniert wird, während der empirische Volkswille (in seiner naturgemäßen Vielgestaltigkeit) kaum noch zu Geltung gelangt.


    Die NPD-Kritik am demokratischen Verfassungsstaat und deren Vorstellungen zu einer »echten Demokratie« haben in weiten Teilen des »nationalen Lagers« Anerkennung gefunden. Sie überschneiden sich beträchtlich mit Positionen, die einer der bekanntesten Neonationalsozialisten, der Hamburger Rechtsanwalt Jürgen Rieger, in seinem »Handbuch für nationale Aktivisten« vertrat, das in der NS-affinen Szene weite Verbreitung fand, lange bevor der 2009 verstorbene Autor in den Bundesvorstand der NPD aufrückte. Darin behauptete Rieger, in der Bundesrepublik herrsche die »Diktatur der Demokratie«, da alle, die »vom reinen Glauben an die totale glückselig machende Demokratie abfallen«, als »Irre, Kriminelle, Ewiggestrige, Neonazis, verbohrte Reaktionäre, politische Extremisten«27 gegeißelt würden. In Wirklichkeit hätten sich die Parteien den Staat angeeignet, um die breite Mehrheit des Volkes zu unterdrücken. Daher sei es »überhaupt nicht abwegig, das Regierungssystem der alten Bundesrepublik mit dem der ehemaligen DDR zu vergleichen und mit Einschränkungen gleichzusetzen. Hier hatten wir eine Partei und dort ein Parteienkartell, das alle gesellschaftlichen Bereiche wie ein Tumor durchdringt und beherrscht.«28 Der Verfasser entwirft keine Systemalternative, beruft sich aber auf »preußische Tugenden«, wie sie Eingang in die Weltanschauungen des »Faschismus und des Nationalsozialismus« gefunden hätten. Die Kritik am italienischen Faschismus zeigt, dass Rieger die NSDAP-Programmatik für »nationale Sozialisten« mit strikter Orientierung an »Volk, Blutsverwandtschaft und Schicksalsgemeinschaft«29 empfiehlt.


    Zu völkisch-rassistischen Positionen, wie sie in der NPD vorherrschen, hält eine elitäre intellektuelle Rechte Distanz, die sich in der Tradition der »Konservativen Revolution«30 und des nationalkonservativ-militärischen Widerstandes gegen das NS-Regime sieht. In einem Aufsatz der Zeitschrift Sezession, dem Theorieorgan dieser intellektuellen nationalistischen Rechten, werden zwei strategische Möglichkeiten für dauerhaften politischen Geländegewinn gesehen: Zum einen könne man den Versuch unternehmen, die »Mitte« der deutschen Gesellschaft »volksdemokratisch« zu mobilisieren (wie dies mithilfe der AfD geschehe). Zum anderen könne man auf eine Delegitimierung des politischen Status quo setzen, von der etwa zynische Fernsehserien wie House of Cards zeugten, sodass es sich anbiete, »eine rechte Alternative zur Demokratie zu entwerfen«, die mit dem Mehrheitsprinzip breche und eine neue Elitenherrschaft begründe. Über die Realisierungschancen einer solchen Alternative gibt sich der Verfasser jedoch keinerlei Illusionen hin. Sie seien vor allem wegen des Fehlens einer »Gegenelite«31 gering.


    Eine Möglichkeit »volksdemokratischer« Mobilisierung schienen aus Sicht der intellektuellen Rechten zeitweilig die »Montagsdemonstrationen« der »Patrioten gegen die Islamisierung des Abendlandes« (Pegida) in Dresden zu bieten, bei denen auch der Kreis um die Zeitschrift Sezession und das diese herausgebende »Institut für Staatspolitik« den Rednereinsatz probte. Die bei Organisatoren und Demonstrationsteilnehmern verbreitete Totalkritik am politischen Status quo, wie sie insbesondere in der Verwendung ehemaliger NS-Parolen wie »Lügenpresse« und »Volksverräter« (für die politischen Amtsträger) zum Ausdruck kam,32 nährte bei ihnen die Hoffnung auf die Entstehung einer breiten Bewegung, die einem Systemwechsel den Weg bahnen könnte.


    3.2 Linksextremismus


    Das Demokratieverständnis im Spektrum links von der Sozialdemokratie wurde im westlichen Nachkriegsdeutschland – nicht zuletzt als Folge massiver logistischer und finanzieller Unterstützung aus Ostberlin33 – lange Zeit vom moskautreuen, ideologisch am Marxismus-Leninismus orientierten Kommunismus bestimmt. Allerdings hing die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts einem Demokratiekonzept an, das mit den Grundsätzen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung unvereinbar war. Im Verbotsurteil vom 17. August 1956 umriss das Gericht unter Bezugnahme auf die Werke der »Klassiker« Marx, Engels, Lenin und Stalin sowie auf Programm und Praxis der KPD den Demokratiebegriff der Partei: Der Lehre des Marxismus-Leninismus zufolge bezeichne sich der »bürgerliche Staat« zwar »als über den Klassen stehend, als Staat der ›reinen Demokratie‹«, habe in Wirklichkeit aber den Charakter einer »Diktatur der Bourgeoisie«, eines »Vollzugsausschuss[es] der Kapitalistenklasse« angenommen. Er diene ausschließlich den Interessen der Kapitalisten, schütze das Privateigentum an den Produktionsmitteln und die »Freiheit des Kapitals, fremde Arbeit auszubeuten«. Die von ihm beanspruchte Gleichheit sei – aus marxistisch-leninistischer Sicht – somit »eine Fiktion, hinter der sich die tatsächliche Ungleichheit zwischen den Ausbeutern und den Ausgebeuteten, zwischen den Eigentümern der Produktionsmittel und dem Proletariat« verberge: »Der bürgerliche Staat unterdrückt die werktätigen Massen mit Hilfe seines Machtapparats, aber auch durch ›ideologische Einwirkung‹, d.h. durch die bürgerliche Presse, durch Rundfunk und Film, durch die bürgerliche Wissenschaft und die Kirche.«34 Um diesen Zustand zu beenden und die Grundlagen für die Entwicklung einer sozialistischen und kommunistischen Gesellschaft zu legen, sei eine proletarische Revolution erforderlich, die in eine längere Übergangsphase, die »Diktatur des Proletariats«, münde.


    Obwohl die KPD im Einklang mit der Lehre des Marxismus-Leninismus die Herrschaftsverhältnisse während dieser Phase als »höchste Form der Demokratie«35 preise, da die Diktatur der Minderheit über die Mehrheit (»bürgerliche Demokratie«) durch die einer Mehrheit über die Minderheit ersetzt werde, so das Bundesverfassungsgericht weiter, widerspreche diese Herrschaft den Grundsätzen der freiheitlichen demokratischen Grundordnung in wesentlichen Punkten diametral. Während diese das Wechselspiel von Mehrheit und Minderheit vorsehe, die Minderheiten also schütze, ihnen politische Freiheiten gewähre, ihren Oppositionsstatus anerkenne und ihnen die Chance einräume, dereinst wieder eine Mehrheit für ihre Anliegen zu gewinnen, ziele die Diktatur des Proletariats auf die dauerhafte Entmachtung der Minderheit, ja sogar auf die »Liquidierung der kapitalistischen Elemente«. Dabei werde der Einzelne nicht nach seinen individuellen Eigenschaften, sondern als Angehöriger einer Klasse eingeordnet. Er könne daher auch nicht Träger individueller Rechte sein. Die Staatsgewalt sei in den Händen der »Arbeiterklasse« und der »mit der Einsicht in die objektiven Entwicklungsgesetze der Gesellschaft begabten Partei«36 konzentriert. Zu dem von ihr als richtig erkannten Ziel des Aufbaus des Sozialismus gebe es keine legitime Alternative, sodass für den politischen Wettbewerb zwischen Parteien und für freie Wahlen mit der Möglichkeit der Ablösung der Regierung kein Raum sei. Auch die »Bindung der Staatsorgane an die Gesetze und die Unabhängigkeit der Gerichte« habe »angesichts des für die Bedürfnisse des zentralistischen Verwaltungsstaates mit Allmacht der ›Exekutive‹ geschaffenen neuen Begriffs der ›sozialistischen Gesetzlichkeit‹ nur noch formale Bedeutung«.37


    Mit dem Verbot der KPD war der orthodoxe Kommunismus Moskauer Prägung in der Bundesrepublik einige Jahre ohne parteipolitische Vertretung. Dies änderte sich 1968 mit der »Neukonstituierung« der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP), die alsbald die offizielle Anerkennung aus Moskau und Ostberlin erhielt und den bis dahin illegalen KPD-Apparat und dessen verbliebene Kader übernahm. Programmatisch war die Partei bemüht, die im KPD-Verbot deutlich gewordenen Bruchstellen zur Verfassungsordnung der Bundesrepublik durch eine unverfängliche Diktion zu überdecken und gleichzeitig den im Zuge der »Entstalinisierung« in der Sowjetunion vollzogenen Positionswechseln Rechnung zu tragen. Folglich ersetzte die DKP die »Diktatur des Proletariats« durch die »Macht der Arbeiterklasse«, die (durch die Praxis in der Sowjetischen Besatzungszone belastete) »demokratisch-antifaschistische Neuordnung« durch die »antimonopolistische Demokratie« und gerierte sich als authentische Verteidigerin des Grundgesetzes gegen dessen (angebliche) inhaltliche Entleerung.38 Verunglimpfungen parlamentarischer Wahlen als »Wahlfetischismus«39, wie sie später selbst noch am orthodox-kommunistischen Flügel der Partei des demokratischen Sozialismus (PDS) zu vernehmen waren, wurden vermieden.


    Diese ideologische Anpassungsfähigkeit trug der Partei höhnische Kommentare vonseiten diverser kommunistischer Gruppierungen ein,40 die Ende der 1960er-Jahre wie Pilze aus dem Humus der studentischen Protestbewegung sprossen, sich am originären Marxismus-Leninismus der Weimarer KPD orientierten und in ideologischer Hinsicht Stalin wie Mao Tse-tung die Treue hielten. Innerhalb dieser Gruppen wurde die DKP-Praxis des »demokratischen Zentralismus« noch übertroffen. Er »mutierte […] bald zu einer autoritären Hierarchie, die schlicht auf Befehl und Gehorsam basierte«, und ermöglichte es der Partei, ihre »Mitglieder mitunter 20 Stunden am Tag« zu vereinnahmen, »was ihnen ein Leben außerhalb der Partei unmöglich machte« und spezifische »Ausbeutungsverhältnisse«41 entstehen ließ.


    Von den ehemaligen »K-Gruppen« maoistischer Orientierung ist die Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands (MLPD) übrig geblieben. Sie schätzt klare Worte: »Die Arbeiterklasse muss nach dem Sturz der Diktatur der Monopolkapitalisten und der Eroberung der Staatsmacht die Diktatur des Proletariats errichten und die Produktionsmittel in gemeinsames Eigentum des gesamten werktätigen Volkes überführen.«42 Würde die DKP den Kurs ihres 2013 gewählten Bundesvorsitzenden, Patrick Köbele, fortsetzen, bedeutete dies aus der Sicht der laut vernehmbaren innerparteilichen Opposition eine gewisse Annäherung an die Positionen der MLPD: Dessen Politik sei darauf gerichtet, den demokratischen Zentralismus wiederherzustellen, also den organisierten Austrag innerparteilicher Divergenzen als parteischädigend zu unterbinden. Statt auf Bündnisse unter Einschluss von »Reformisten« zu setzen, solle die Partei, wenn es nach Köbele gehe, den »Reformismus« entschieden bekämpfen, die Hegemonie in der Arbeiterklasse erringen und ohne Wenn und Aber zum Modell des Marxismus-Leninismus der Stalin-Zeit zurückkehren. Die Gegner dieses Kurses argumentieren in erster Linie strategisch: »Wir werden gesellschaftlichen Fortschritt nur mit der Mehrheit der Bevölkerung erreichen. Werben für Standpunkte, die Fähigkeit zu demokratischer Diskussion und Meinungsbildung, die Fähigkeit zu Kritik und Selbstkritik sind Voraussetzungen, um gemeinsame politische Ziele zu formulieren und solidarisch zu kämpfen.«43


    Vom Organisationskonzept des Realsozialismus unterscheidet sich das Rätesystem, wie es trotzkistische und zum Teil auch anarchistische Gruppierungen in unterschiedlichen Varianten propagieren: »Die Rätedemokratie einer zukünftigen Gesellschaft wird unvergleichlich demokratischer sein als die bestehende Gesellschaft, weil die Gesellschaftsmitglieder nicht nur aktiv als ProduzentInnen einbezogen werden, sondern vor allem auch über die Prioritäten und den Zweck der Produktion und aller gesellschaftlichen Prozesse bestimmen.«44 Die Menschen sollen sich in ihrem unmittelbaren Lebensbereich (Wohnbezirk, Arbeitsort) in Räten organisieren, um alle Fragen einvernehmlich zu klären. Für Entscheidungen von übergeordneter Bedeutung bilden sich Räte auf den nächsthöheren Ebenen (Bezirke, Regionen, Gesamtstaat) aus Delegierten der Basiseinheiten, die an deren Weisungen gebunden sind (imperatives Mandat) und durch häufige Ämterrotation vor einer Verselbständigung bewahrt werden. In den Räten gibt es keine Gewaltenkontrolle: Sie vereinen Regierung, Gesetzgebung und Rechtsprechung in ihren Händen.


    Historisch sind bislang allerdings alle Versuche zur Etablierung einer Rätedemokratie gescheitert, wenn die Basisversammlungen nicht ohnehin nur als Notlösung in revolutionären Übergangsperioden bis zur Etablierung repräsentativ-parlamentarischer Institutionen fungierten. Dies hat viele Gründe: Einvernehmliche Entscheidungen sind aufgrund der Heterogenität von Interessen und Anschauungen auch in lokalen Räten mit leicht überschaubaren Verhältnissen selten möglich. Das Ideal einer konfliktfreien Gemeinschaft ist lebensfremd. Die Effizienz von Problemlösungsprozessen sinkt dramatisch, wenn die Herausbildung von Sachkunde durch häufige Abberufung (recall) unterbunden wird. Die Bündelung von Kompetenzen legislativer, exekutiver und judikativer Art begünstigt die Machtübernahme einer revolutionären Avantgarde, die sich im selbsterzeugten Rätenotstand »für eine Übergangszeit« der »Basiskontrolle« entzieht und ihre Herrschaft anschließend vollends abkoppelt.45


    3.3 Politisch-religiöser Fundamentalismus


    Politisch-religiöser Fundamentalismus war in Deutschland lange Zeit politisch nahezu bedeutungslos. Anhänger eines christlichen Gottesstaates blieben auf esoterische Zirkel beschränkt.46 Erst infolge der muslimischen Einwanderung gewannen Befürworter einer Verschmelzung von Politik und Religion an Bedeutung – mit einem weit gefächerten Spektrum an Positionen. Das Demokratieverständnis im »politischen Islam« oder »Islamismus« ist von einem theokratischen Grundzug geprägt (nach der Formel: »Der Islam ist Religion und Staat«47), der ein Spannungsverhältnis, wenn nicht einen unüberbrückbaren Gegensatz, zum modernen Verfassungsstaat begründet. Die Auffassung, Demokratie sei »eine Ordnung des Unglaubens […], und im Islam gibt es keine Demokratie«,48 wird allerdings keineswegs von allen Gruppierungen geteilt.


    Im schiitischen Islam ist die Lehre der »Statthalterschaft des Rechtsgelehrten« verbreitet, wie sie Ajatollah Khomeini noch vor der islamischen Revolution im Iran entwickelt hatte. In seinen Vorlesungen vor Theologiestudenten in Nadschaf (Irak) betonte er, der »islamische Staat« sei »weder despotisch noch absolutistisch«, sondern »konstitutionell«. Allerdings sei er dies nicht »im üblichen Sinne des Begriffs, wo Gesetze nach dem Votum von Personen verabschiedet werden und von der Mehrheit abhängig sind«. Das für den demokratischen Verfassungsstaat konstitutive Prinzip der Gesetzgebung mit qualifizierten Mehrheiten durch das Parlament wird also zurückgewiesen. Als »konstitutionell« könne der »islamische Staat« dennoch gelten, weil »die Regierenden in ihrer exekutiven und administrativen Tätigkeit an eine Reihe von Bedingungen gebunden sind, die im heiligen Koran und in der Sunna des hochedlen Propheten – G – festgelegt worden sind. […] Daher ist die islamische Regierung die Regierung des göttlichen Gesetzes über das Volk.«49 Später taktierte der Ajatollah in seinen Äußerungen in westlichen Medien mit dem Begriff der Demokratie; die »islamische Demokratie« sei sogar »vollständiger als die westliche«. Er erklärte Wahlen zu »einer göttlichen Pflicht«,50 ließ aber während seiner Herrschaft zu den Wahlen nur Kandidaten zu, die vom Revolutionsführer und Wächterrat verlesen waren. Dennoch ist die Lehre von der »Statthalterschaft des Rechtsgelehrten« bis heute für die Anhänger der Islamischen Republik Iran in der Bundesrepublik von fundamentaler Bedeutung.


    Im sunnitischen Islam wird die »Statthalterschaft des Rechtsgelehrten« meist als Kalifat bezeichnet. Zu den ersten, die das Kalifat von Deutschland aus propagierten, zählt der von den Medien zum »Kalifen von Köln« gekürte, aus Anatolien stammende Prediger Cemaleddin Hocaoğlu Kaplan, dessen Sohn und Nachfolger Metin nach dem Verbot der Vereinigung »Kalifatstaat« (2001) aus der Bundesrepublik ausgewiesen wurde.51 In dem Buch Die neue Weltordnung wirbt Kaplan Senior für ein Kalifat und erklärt die Unvereinbarkeit von Islam und Demokratie. Denn die Demokratie beruhe auf »Volksherrschaft« und »Menschengeist«, der Islam hingegen »auf Offenbarung«.52 In der Demokratie stützten sich »die Gesetze und Grundgesetze auf Mehrheit und Anzahl der erhobenen Stimmen durch Abstimmung, im Islam dagegen beruhen die Gesetze auf dem unbeirrbaren Wissen und der endlosen Macht Allahs«. Mithin laufe es auf schiere »Zeitvergeudung«53 hinaus, darüber nachzusinnen, welches System das bessere sei.


    Nicht nur von Deutschland aus, sondern auch für Deutschland propagierte der aus Ägypten stammende Muhammad Rassoul das Kalifat. In seinem Buch Das deutsche Kalifat und in einem religiösen Regelwerk Der deutsche Mufti vertritt er die Auffassung, der Mensch sei als »Statthalter« Allahs auf Erden gehalten, »stets nach den Direktiven dessen zu handeln, der ihn zum Statthalter ernannt habe. Während also z.B. die Demokratie und andere Systeme auf menschlichem und damit fehlerhaftem Gedankengut basieren, ist die Grundlage des islamischen Staatswesens von göttlicher und damit fehlerfreier Art.«54 Allerdings lehnt Rassoul die Bezeichnung »Theokratie« für einen solchen Staat ab. Der Kalif praktiziere eine »Gewaltenteilung«, da Exekutive, Legislative und Judikative »untereinander unabhängig« seien. Effektive Gewaltenkontrolle ist damit aber anscheinend nicht gemeint, denn alle Organe werden »vom Kalifen ernannt«.55 Dieser sei zwar verpflichtet, den Staatsrat (Aš-Šūrā) anzuhören, könne danach aber unabhängig entscheiden. Zudem werde der Staatsrat keineswegs aus der »Gesamtheit oder Mehrheit des Volkes«56 rekrutiert; die Mitgliedschaft in ihm setzt besondere Kenntnisse voraus. Durch seine Existenz »erübrigt sich das Parteiensystem mit all seinen negativen Auswirkungen auf den Staat«.57


    Noch weiter scheint der dschihadistische Salafismus in seiner Ablehnung nahezu aller fundamentalen Bausteine demokratischer Systeme zu gehen. Ein 2010 in Nordwaziristan bei einem Feuergefecht mit der pakistanischen Polizei getötetes ehemaliges Mitglied der »Sauerlandzelle«, der aus dem Saarland stammende Eric Breininger, rechnet in seiner posthum verbreiteten autobiografischen Schrift Mein Weg nach Jannah neben der »Demokratie« selbst auch die »Mehrheit«, die »Volksvertretung« und den »Humanismus« zu den zwölf Götzen (»taghut«), die Ungläubige anbeten.58 Ganz so weit dürften die meisten islamistischen Parteien nicht gehen, die Wahlen und Parlamente zur Steigerung ihres politischen Einflusses für sich entdeckt haben.59 Zudem kann parlamentarische Praxis unter Umständen Akkulturationsprozesse begünstigen, die zu einem allmählichen Hineinwachsen in pluralistisch-demokratische Systeme führen.


    4 Demokratieverständnisse im Vergleich


    Die Demokratieverständnisse der politischen Extreme gehen weit auseinander. Was Jacob L. Talmon die »totalitäre Demokratie« genannt hat, lässt sich fragmentarisch vor allem bei Rechts- und Linksextremisten nachweisen. Während diese meist »säkular« sind, will der islamische Fundamentalismus den Staat auf die göttliche Souveränität gründen und lehnt infolgedessen die »Demokratie« in der Regel als »unislamisch« ab. Ob diese Position deshalb noch weiter von der »liberalen Demokratie« entfernt ist als Rechts- und Linksextremismus, kann keineswegs als sicher gelten, da sich alle Extrempositionen in der Ablehnung der »bürgerlichen«, »repräsentativen«, »parlamentarischen« Demokratie überschneiden und teilweise schwer voneinander zu unterscheiden sind.


    Dies lässt sich anhand des verbreiteten Topos der »Manipulation der Massen« in den modernen Demokratien exemplarisch aufzeigen.60 Von ihr ist in einer Schrift über den »kommenden Aufstand«, die in linksautonomen Gruppierungen zirkuliert, ebenso die Rede wie bei der NPD: »Die Massenmedien der BRD dienen nicht der Information der Bürger, sondern zu deren Gleichschaltung und Bevormundung im Sinne der Herrschenden.«61 Und wenn eine sich selbst als »links von der Linkspartei« einstufende Gruppierung die angebliche »Einbindung der Bevölkerung als passive WählerInnen« beklagt, »die zur Wahlurne gehen dürfen, ansonsten jedoch von jeder realen Entscheidungsgewalt ausgeschlossen sind«,62 ähnelt die Kritik ebenfalls stark dem im Rechtsextremismus verbreiteten Bild vom deutschen politischen System: Das allmächtige »oligarchische Parteienkartell«63 stelle sogar die Listen zusammen, über welche die Wähler die Kandidaten zum Deutschen Bundestag bestimmten. Und wer würde ohne Kenntnis der Quelle nicht auf ein Zitat aus einer weit links stehenden Publikation tippen, wenn es heißt: »Der totale Überwachungsstaat wird immer sichtbarer. Sein Repressionsapparat schreckt immer weniger davor zurück, auf die politische Konkurrenz der liberalkapitalistischen Parteienoligarchie einzuschlagen – und das nur, weil einige Kartellpolitiker sich verbissen an ihren Futtertrögen festkrallen, um sich weiterhin auf Kosten der Allgemeinheit zu bereichern«64? Ebenso schwer lässt sich folgende Meinungsäußerung einordnen, wenn der Kontext unbekannt ist: »Zunächst einmal ist festzustellen, dass die Chefredakteure der Springer-Presse, Spiegel, Focus, FAZ, Frankfurter Rundschau und anderen ›Meinungsmachern‹ von niemandem im Land demokratisch legitimiert sind. […] Was aber der entscheidende Faktor aller dieser Blätter ist, ist die Tatsache, dass kein einziges Blatt ›unabhängig‹ Nachrichten und Meinungen vertreten kann und darf, denn es handelt sich eben nicht um ›unabhängige‹ Unternehmen, sondern um rein kapitalistisch orientierte Wachstumswahnkonzerne! […] Die Zeitungen sind vergleichbar einem Werksblatt, das auf dem Gelände des Werks für die Werksangehörigen publiziert, wobei das Werk der Kapitalismus ist.«65 Die Äußerung stammt aus dem an Teheran orientierten Forum Muslim-Markt.66


    Parlamentarismus-, Kapitalismus- und Globalisierungskritik gehen Hand in Hand und weisen unter den Extremen große Schnittmengen auf. Der Islamismus/Salafismus unterscheidet sich von den anderen vor allem durch die Betonung der angeblichen moralischen Entartung des »Westens«, der mit seinem hemmungslosen Materialismus das Tier im Menschen wecke und sich so in den Dienst des Bösen stelle.67 Auch in seinen politischen Gegenentwürfen betont der politisch-religiöse Fundamentalismus islamischer Prägung die Bedeutung gottesfürchtigen und tugendhaften Verhaltens weit stärker als linke und rechte Extreme, die der individuellen Lebensführung vergleichsweise wenig Beachtung schenken. Den Kalifatsplänen und »wahren Demokratien« von Rechts- und Linksextremisten gemeinsam ist der kollektivistische Ansatz mit homogenisierenden Gemeinschaftskonzepten, mögen deren Konstitutionsprinzipien auch mal religiös (umma, Gemeinschaft der Gläubigen), mal ethnisch (Volksgemeinschaft), mal sozial (konfliktfreie klassenlose Gesellschaft) begründet sein. Die Orientierung am Ideal eines »einheitlichen« Volkswillens geht mit Antiparteienaffekten und Interessengruppenprüderie einher. Die »Apostel des Antipluralismus«68 huldigen Identitätskonzepten, die das Gemeinwohl umfassend aus ihren ideologischen Annahmen ableiten: Die revolutionäre Avantgarde, der Kalif oder der Führer verfügen über die Gabe, die »wahren Interessen« des Volkes zu erkennen. Rätekonzepte unterscheiden sich davon insofern, als sie dem Ideal der Identität von Regierenden und Regierten durch »basisdemokratische« Verfahren nahekommen wollen. Dabei setzen sie jedoch ein kaum erreichbares und wohl auch nicht wünschenswertes Maß homogener Willensbildung und Entscheidungsfindung voraus.


    Im Verhältnis zum Prinzip fundamentaler Menschengleichheit lassen sich ebenso Unterschiede wie Gemeinsamkeiten bestimmen: Zwar kennt die extreme Rechte die Gleichheit der Volksgenossen in der »Volksgemeinschaft«, aber sie betont zugleich das »demokratische Prinzip der Auslese der Besten«69 und weist den Begriff der Menschheit als intellektuellen Angriff auf die Vielgestaltigkeit der Ethnien (»Rassen«) kategorisch zurück. Die extreme Linke will dem Anspruch nach eine egalitäre Gesellschaft schaffen, in der niemand wegen seiner Kultur, seiner Volkszugehörigkeit, seines Geschlechts oder seiner sexuellen Orientierung diskriminiert wird, ist dafür jedoch bereit, »schädliche« soziale Gruppen zu unterdrücken. Der islamische Fundamentalismus legt anders als die extreme Rechte keinen Wert auf ethnische Exklusivität, ordnet dem weiblichen Geschlecht aber meist eine untergeordnete Rolle zu. Die Frau sei dem Mann »im Menschsein ebenbürtig«70, verkündete etwa der Sprecher der islamistischen Partei Hizb ut-Tahrir, erfülle aber im Leben andere Aufgaben und besitze daher auch nicht die gleichen Rechte. In der Schrift Der deutsche Mufti wird die Unfähigkeit der Frauen zur Bekleidung politischer Spitzenämter mit Beeinträchtigungen durch Schwangerschaft, Stillzeit und Menstruation begründet.71 Darüber hinaus weit verbreitet ist der Hass gegenüber Israel und den Juden – eine Gemeinsamkeit insbesondere mit der NS-affinen extremen Rechten (und selbst Versprengten der extremen Linken), die mitunter zu absonderlichen Kooperationen und Begegnungen führt. Belege hierfür sind etwa die Teilnahme von NPD-Vertretern an Veranstaltungen der Hizb ut-Tahrir, die von der Islamischen Republik Iran organisierten und von iranorientierten Foren in Deutschland beworbenen Holocaustleugner-Konferenzen in Teheran oder die Aktivitäten von »Querfrontlern« aus der extremen Linken.72


    Ob die Demokratie in jeder Form abgelehnt oder in »wahrer« Gestalt propagiert wird: Effektive Gewaltenkontrolle (als Voraussetzung für Freiheitsverbürgungen und Minderheitenschutz) findet in den Entwürfen der politischen Extreme nicht statt. Der Marxismus-Leninismus propagiert die Gewaltenkonzentration in den Händen der revolutionären Avantgarde. Rätemodelle kommunistischer oder anarchistischer Prägung wollen Legislative, Judikative und Exekutive direktdemokratisch bündeln. Die Dysfunktionalität des (historisch nirgends auf längere Zeit tragfähigen) Rätesystems begünstigt zudem die Machtübernahme einer selbsternannten Parteielite, welche die einmal usurpierte Staatsgewalt nicht mehr freiwillig abzugeben bereit ist und ihren Besitz mit allen Mitteln verteidigt. Das Kalifat hat mit dem (rechtsextremen) Führerprinzip die Installation einer Superexekutive mit allenfalls schwacher Kontrolle durch beratende Körperschaften gemeinsam; ein umfassendes Dekretrecht der Regierung und deren Befugnis zur Richterernennung sind hier die wichtigsten Instrumente, die eine freiheitsbedrohende Machtzusammenballung begünstigen.


    Die Demokratie- und Politikkonzepte der politischen Extreme weisen – trotz der beträchtlichen inhaltlichen Differenzen – auffallende strukturelle Gemeinsamkeiten auf. Das offen demokratiefeindliche Kalifat beruft sich auf unanfechtbare göttliche Offenbarung. Die »wahre Demokratie« »nationaler Sozialisten« basiert auf einem »lebensrichtigen Menschenbild«,73 das allein im Einklang mit den Naturgesetzen stehe. Und für den Unfehlbarkeitsanspruch von Marxisten-Leninisten liefert der 2013 gewählte DKP-Parteivorsitzende geradezu klassische Formulierungen, wenn er »Weltanschauung, Politik« und »Organisationsverständnis« seiner Partei »auf den von Marx, Engels und Lenin begründeten wissenschaftlichen Sozialismus«74 verpflichtet. Mag die innerparteiliche Opposition diesem Anspruch auch mit Skepsis begegnen: Die Fundamentalkritik am politischen System der Bundesrepublik beruht auf dem Glauben an eine radikale Alternative, an deren prinzipieller Gültigkeit und Realisierbarkeit aus DKP-Sicht nicht gerüttelt werden kann. Diese – allen Extremen gemeinsame – Überzeugung unterminiert den Respekt vor der Legitimität anderer Anschauungen und geht oft mit einer manichäischen Weltsicht einher, in der sich absolut Gute und absolut Böse, Erleuchtete und Irrgläubige unversöhnlich begegnen. Wo politische Gegner zu Feinden werden, mit denen nicht mehr sinnvoll zu kommunizieren ist, endet Politik im verfassungsstaatlichen Sinne.


    5 Fazit


    »Demokratie« ist seit dem 20. Jahrhundert so sehr zum Inbegriff des politisch Wahren und Guten geworden, dass kaum eine politische Richtung darauf verzichtet, den Begriff für sich zu reklamieren. Extremistische Positionen kombinieren daher meist Fundamentalkritik an der »parlamentarischen«, »repräsentativen«, »liberalen«, »bürgerlichen Demokratie« mit dem Plädoyer für eine deren Gebrechen überwindende »wahre Demokratie«. Explizit zurückgewiesen wird die Demokratie meist von den Anhängern der »Statthalterschaft des Rechtsgelehrten« oder des »Kalifats«, die das Konzept der »Volkssouveränität« als Angriff auf die Souveränität Allahs ablehnen und dessen rechtmäßige Vertreter auf Erden mit exklusiven Befugnissen ausstatten.


    In ihrer Fundamentalkritik am demokratischen Verfassungsstaat weisen die Extrempositionen jedoch erhebliche Schnittmengen auf. Zudem fallen die strukturellen Gemeinsamkeiten der Alternativkonzepte – trotz bedeutender inhaltlicher Unterschiede – ins Auge: Weder die »wahren Demokratien« noch der sogenannte Islamische Staat (IS) oder Kalifate kennen eine effektive Gewaltenkontrolle, wenn nicht sogar das Prinzip selbst zurückgewiesen wird: Der Führer, die politische Elite, die revolutionäre Avantgarde oder der Statthalter Allahs verfügen über umfassende Machtbefugnisse und bündeln exekutive, legislative und richterliche Kompetenzen. Nur das in Teilen der extremen Linken verfochtene Rätekonzept will die »Basis« so stark wie möglich halten, bündelt die Gewalten aber in den Räten. Alle Extremalternativen sind antipluralistisch sowie skeptisch bis abweisend gegenüber Parteien und Interessengruppen. Das Gemeinwohl geht nicht als Kompromissprodukt aus Interessenkonflikten hervor, sondern als fixe Idee aus den Prämissen einer unfehlbaren Weltanschauung. Die entsprechenden Gesellschaftskonzepte sind kollektivistisch und homogenisierend (Leitbild der Identität von Regierenden und Regierten; Ideal der Gemeinschaft der Gläubigen, der »Volksgemeinschaft« oder der konfliktfreien klassenlosen/herrschaftsfreien Gesellschaft). Die extreme Rechte lehnt das Konzept der Menschenrechte als Anschlag auf die Eigenheit der Völker/Ethnien/Rassen ab. Der islamische Fundamentalismus ist der Idee nach universalistisch, weist den Frauen aber mindere Rechte zu. Die extreme Linke steht mit ihrem Egalitarismus dem Ethos fundamentaler Menschengleichheit in gewisser Weise am nächsten, doch ist rätselhaft, wie die Menschenrechte in einem gewaltenkonzentrierenden und pluralitätsfeindlichen System effektiv geschützt werden können.


    Die »wahren Demokratien« und Kalifate mögen vermeintliche Fehlentwicklungen wie das parlamentarische Streiten und »Durchwurschteln«, das Aushandeln und Feilschen um (mitunter faule) Kompromisse, den Austrag von Parteien- und Interessengruppenkonflikten mit gewiss auch unangenehmen Begleiterscheinungen ein für alle Mal beenden. Sie tun es aber nach aller historischen Erfahrung um den hohen Preis des Verlustes elementarer Freiheits- und Minderheitenrechte. Der demokratische Verfassungsstaat ist »die erfolgreichste Institutionalisierung politischer Freiheit in der Geschichte der Menschheit, die wir kennen«.75 Auf seinen Fundamenten reformerisch weiterzuarbeiten, gebietet nicht zuletzt die politische Klugheit.
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    Hans-Gerd Jaschke


    Gleichheit


    »(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.


    (2) Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin.


    (3) Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt werden. Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden.«


    Artikel 3 Grundgesetz


    1 Einführung


    Alle Varianten des politischen Extremismus, rechte, linke, aber auch religiöse Spielarten, zehren von einem ideologischen Fundament, das auf fest verankerten Werten aufgebaut ist. Diese Werte werden innerhalb der extremistischen Ideologie im Unterschied zu demokratischen Politikformen sehr viel dogmatischer behandelt. Man denke etwa an die Idee der Volksgemeinschaft oder die Reichsidee im Rechtsextremismus: Beide stehen nicht zur Diskussion, sie werden vielmehr als naturgegeben, als natürliche Ordnungen und daher als unumstößlich betrachtet. In diesem Umgang zeigen sich Elemente einer politischen Religion: Der Glaube ersetzt die lebendige Auseinandersetzung, Zweifel und Unsicherheit sind zurückgedrängt zugunsten fester Orientierungen.


    Demokratie kennt ebenfalls feste Werteorientierungen, aber sie werden reflektierter und transparenter gesehen, sie sind entwicklungsfähig und werden breit und oftmals kontrovers diskutiert. Auch Grundwerte wie Menschenwürde, Gewaltenteilung, Sozialstaat oder Föderalismus unterliegen der Diskussion und der Weiterentwicklung. Politischer Extremismus hingegen stellt inhaltliche Grundwerte nicht infrage, sie werden vielmehr verkündet, zelebriert, eingeübt und tradiert. Das gilt auch für den Begriff der Gleichheit.


    Gleichheit und Ungleichheit spielen in den verschiedenen Strömungen des politischen Extremismus eine herausragende Rolle: Der Marxismus-Leninismus etwa kritisiert die Ausbeutung der Arbeiterklasse durch die kapitalistischen Produktions- und Herrschaftsverhältnisse und die dadurch strukturell geschaffene soziale Ungleichheit. Er will Klassenunterschiede im Kapitalismus revolutionär beseitigen und so die soziale Gleichheit der Menschen im Sozialismus herstellen. Die revolutionäre Korrektur der Verletzung des Prinzips der sozialen Gleichheit durch den Kapitalismus ist, so könnte gefolgert werden, das Ziel aller linksextremistischen, auf den Marxismus-Leninismus gründenden Politik. In der Vision des Kommunismus ist dieses Prinzip schließlich vollendet. Gleichheit ist hier das Endziel der Geschichte.


    Bei rechtsextremistischen Bewegungen steht weniger soziale Ungleichheit im Vordergrund als die ethnische, »rassische« Differenz der Menschen und daraus abgeleitete Wertigkeiten: Der Nationalsozialismus betrachtete die »arische Rasse« als höherwertig, andere, etwa die »slawische« oder »jüdische«, als minderwertig. Er radikalisierte soziale Protestbewegungen, die Ende des 19. Jahrhunderts das »völkische« Denken und Agitieren begründet hatten. Rechtsextremistische Bewegungen vereint seitdem rassistisches und nationalistisches Denken, das auf der ethnischen Ungleichwertigkeit der Menschen besteht und diese Differenz erhalten will. Die Ungleichheit und Ungleichwertigkeit der »Rassen« werden im völkisch-nationalistischen Denken naturalistisch betrachtet: Demnach handelt es sich um Naturgesetze, die keiner gesonderten Begründung bedürfen. Aufgrund seiner Idee der Ungleichheit bekämpft der Rechtsextremismus Migration und die multiethnische Gesellschaft, seine Vision ist die ethnisch-homogene Volksgemeinschaft.


    Gleichheit ist aber auch ein zentraler Begriff der Demokratie, der gesellschaftlichen Mitte und in den alltäglichen Vorstellungen, wie Politik ausgestaltet werden sollte. Schon Alexis de Tocqueville bemerkte nach seiner Reise durch Amerika zu Beginn der 1830er-Jahre, Kennzeichen der Demokratie in Amerika sei die Gleichheit der Bedingungen und: »Der große Vorteil der Amerikaner besteht darin, dass sie die Demokratie erlangten, ohne demokratische Revolutionen durchmachen zu müssen, und dass sie als Gleiche geboren sind, statt es erst zu werden.«1 Die Dynamik des Gleichheitspostulats in der Demokratie entfaltet sich in der Beziehung auf konkrete Politikfelder. Denkbar wären etwa Gleichheit im Sinne von Gleichberechtigung, aber auch im Sinne von sozialer Gleichstellung oder Chancengleichheit. Forderungen nach Gleichheit erweisen sich dabei häufig als Antwort auf politische und gesellschaftliche Ungleichentwicklungen: Soziale Ungleichheit und Armut, ein Mangel an Chancengleichheit und an politischer Teilhabe sowie Diskriminierungen von Minderheiten. Eine repräsentative Allensbach-Umfrage unter der mittleren Generation der 30- bis 59-Jährigen vom Sommer 2015 erbrachte entsprechende Befunde: Auf die Frage »Was sollte der Staat Ihrer Meinung nach tun, um die Lebensqualität in Deutschland zu erhöhen?« antworteten 68 Prozent »die Unterschiede zwischen Arm und Reich verringern« und 40 Prozent »die Chancengerechtigkeit verbessern«.2


    Debatten über Gleichheit und Ungleichheit sind häufig äußerst kontrovers. Verantwortlich dafür ist ihr Bezug zu politischer Macht und Herrschaft, wie ihn Ralf Dahrendorf auf den Punkt gebracht hat: »Was immer uns Ethnologen an Geschichten über ›Stämme ohne Herrscher‹ erzählen mögen, hat wenig Plausibilität unter wirklichen Menschen in wirklichen Bedingungen. Gesellschaft heißt Herrschaft, und Herrschaft heißt Ungleichheit.«3 Zu den nachhaltigen kontroversen Fragen gehören heute: Wie weit darf die Schere zwischen Arm und Reich auseinandergehen? Wie kann sichergestellt werden, dass allen Kindern gleiche Chancen auf Bildung und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben eröffnet wird? Wie lässt sich verhindern, dass die Chancen vor Gericht auch von der Möglichkeit abhängen, sich teure Anwälte leisten zu können? Fragen dieser Art zielen auf einen Kernbereich demokratischer Gesellschaften: das Postulat der Gleichheit. Es beschreibt nicht die alltägliche Realität, sondern mehr ein Leitbild, eine Vision, einen sozialen Prozess. Zugleich wirft es Fragen auf: Wie weit soll Gleichheit überhaupt gehen, wie steht es um das Spannungsverhältnis von staatlich verordneter Gleichheit und individueller Freiheit von staatlichen Zwängen? Wann beginnt »Gleichmacherei«? Und: Dominiert nicht Ungleichheit die soziale Realität? Wir haben es bei den hier aufgeworfenen Fragen offenbar mit fundamentalen, aber auch umstrittenen und umkämpften Postulaten moderner Demokratien zu tun. Verschärft wird die Debatte über Gleichheit und Ungleichheit, indem die empfindlichen moralischen Ressourcen von Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit hier hereinspielen. Benachteiligungen werden als »ungerecht« empfunden, ebenso die bisweilen extremen Ungleichheiten in der Verteilung von Einkommen und Vermögen.


    Neben den moralischen Verknüpfungen mit Vorstellungen über Gerechtigkeit gilt es aber auch eine lebenspraktische Komponente zu betonen: Gleichheit der Meinungen, Lebensstile, Geschmäcker, Verhaltensweisen ist eher verpönt. Im Alltag bestehen die meisten Menschen auf dem Recht auf Differenz und Eigenständigkeit. Das Anders-Sein, das eben nicht Gleichförmige, nicht Angepasste, ermöglicht erst Individualität und Identität. Freiheit als weiterer Substanzbegriff der Demokratie resultiert im Alltag eben darin, alles tun zu können, sofern es die Rechte anderer nicht tangiert. Vielfalt oder auch »Diversity« sind positiv besetzte Orientierungsrahmen. Vor diesem Hintergrund prägt eine auf den ersten Blick gegenläufige Verwendung des Gleichheitspostulats die alltägliche Praxis: Im Hinblick auf politische, soziale und partizipative Teilhabe wird ein Höchstmaß an Gleichheit eingefordert, während auf der Ebene der lebensweltlichen Praxis Gleichheit eher abgelehnt wird, weil dadurch freie Entfaltung und Individualität behindert werden. Im Titel von Pierre Bourdieus 1982 erschienenem Meisterwerk Die feinen Unterschiede, in dem er die gesellschaftlichen Entstehungsbedingungen unterschiedlicher Geschmäcker und Haltungen untersucht, wird dieses Verlangen nach Differenz auf den Begriff gebracht.4


    Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, dass es durchaus Überschneidungen zwischen demokratischen und extremistischen Begriffsverwendungen von »Gleichheit« geben kann. Dies betrifft jedoch am ehesten politische Strömungen im Grenzbereich zwischen Demokratie und Extremismus, bei denen demokratische und extremistische Positionen sich vermischen. Bei eindeutig extremistischen Gruppierungen sind die Unterschiede zur demokratischen Lesart von Gleichheit klarer. Zunächst werden demokratische Begriffsdeutungen herausgearbeitet, die sich wesentlich um die Bereiche der Gleichheit vor dem Gesetz, der sozialen Teilhabe und der partizipativen Gleichheit gruppieren lassen. Im Anschluss daran werden extremistische Begriffsdeutungen dargestellt und analysiert, vor allem in den links- und rechtsextremistischen Ausprägungen. Hier werden unter anderem die programmatischen Urtexte des linken Extremismus – das Kommunistische Manifest von Marx und Engels – und des rechten Extremismus – das 25-Punkte-Programm der NSDAP – daraufhin befragt, wie hier auf Gleichheit Bezug genommen wird. Das abschließende Fazit fasst die Überlegungen thesenhaft zusammen.


    2 Demokratische Begriffsdeutungen


    Die Debatte über Gleichheit reicht Jahrhunderte zurück und sie kann und wird auch künftig nicht als abgeschlossen gelten können. Zu sehr vermischt sich Kritik an bestehenden Zuständen mit kontroversen Perspektiven für die Zukunft. Ein historischer Blick auf das Gleichheitspostulat zeigt eine Abfolge von Entwicklungsstufen, die Iring Fetscher »Gleichheitsfortschritt« genannt hat: Die Idee der Gleichheit vor Gott im christlichen Mittelalter ertrug auch Standesunterschiede, denn die »himmlische Gerechtigkeit« sollte nach dem Tode für einen Ausgleich sorgen. Die Forderung nach Rechtsgleichheit zielte nach 1789 darauf, die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz auf den Grundlagen des demokratischen Rechts- und Verfassungsstaates sicherzustellen. Ständische Privilegien sollten nicht mehr gelten, die Leitidee politisch gleichberechtigter Bürger ist ein Erbe der Aufklärung und der Französischen Revolution. Soziale Gleichheit umfasst die staatliche Gewährleistung von sozialer Grundsicherung bis hin zu differenzierten sozialpolitisch begründeten Leistungsansprüchen. Seit Mitte des 19. Jahrhunderts haben vor allem die Arbeiter- und die Gewerkschaftsbewegung den Grundsatz der sozialen Gleichstellung offensiv vertreten. Partizipative Gleichheit schließlich zielt darauf ab, die Beteiligung möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger am politischen Prozess sicherzustellen.5 Der Kernbereich, das allgemeine Wahlrecht, wurde freilich erst 1918 besiegelt. Gegenwärtig prägen basisdemokratische Ideen einer aktiven Bürgerschaft die Entwicklung der partizipativen Gleichheit. Die Gleichheit vor dem Gesetz sowie partizipative und soziale Gleichheit bilden heute einen Rahmen, innerhalb dessen Grundkonflikte der politischen und gesellschaftlichen Entwicklung ausgetragen werden.


    2.1 Die Gleichheit vor dem Gesetz


    In der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte durch die Vereinten Nationen aus dem Jahr 1948 wird in 30 Artikeln eine Vielzahl von Bestimmungen proklamiert. Dazu gehören die Gleichheit an Würde und Rechten (Art. 1), das Diskriminierungsverbot (Art. 2), das Recht auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person (Art. 3) und die Gleichheit vor dem Gesetz (Art. 7).6 Nur wenig später bekräftigt die vom Europarat beschlossene Europäische Menschenrechtskonvention aus dem Jahr 1950 einen sehr ähnlich formulierten Katalog der Menschenrechte.7 Ein Jahr zuvor hatte das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in den Artikeln 1 bis 20 Bestimmungen über die Grundrechte betont, die sich eng an die Menschenrechtskonventionen anlehnen. Der allgemeine Gleichheitsgrundsatz in Artikel 3 Absatz 1 – »Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich« – verpflichtet alle Staatsgewalten auf die Gleichbehandlung der Bürgerinnen und Bürger. Im Grundgesetz finden sich darüber hinaus Konkretisierungen des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes: die Gleichberechtigung von Mann und Frau (Art. 3 Abs. 2 und 3), gleiche staatsbürgerliche Rechte und Pflichten (Art. 33 Abs. 1), gleicher Zugang zu öffentlichen Ämtern (Art. 33 Abs. 2), gleiches Wahlrecht (Art. 38). Der Gleichheitsgrundsatz wird bekräftigt durch das Diskriminierungsverbot des Artikels 3: Niemand darf bevorzugt oder benachteiligt werden aufgrund von Geschlecht, Herkunft, Glaube oder Weltanschauung. Zwar besteht ein weitreichender gesellschaftlicher Konsens über diese Normen, gleichwohl aber ist unzweifelhaft, dass noch ein langer Weg zu beschreiten ist, bis sie auch verwirklicht sind. Insofern ist gerade der Artikel 3 des Grundgesetzes auch als ein politisch-gesellschaftlicher Auftrag zu verstehen.


    Der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz hat angesichts zahlreicher sozialer Verwerfungen in der gesellschaftlichen Praxis ebenso eine herausragende Funktion für die Demokratie: Als gesetzliche Gleichheitsgarantie eröffnet er einklagbare Rechte für die Staatsbürger und gleichzeitig das Versprechen auf ihre Einlösung. Darüber hinaus umfasst er die vorbehaltlose Anerkennung der Rechte des Einzelnen. Die Zustimmung zur Demokratie bei den Bürgerinnen und Bürgern ist auf das Engste mit der Gleichheit vor dem Gesetz verknüpft. Die Bevorzugung oder Benachteiligung Einzelner oder sozialer Gruppen führt geradezu zwangsläufig zu einer schwindenden Akzeptanz der Demokratie.


    2.2 Partizipative Gleichheit


    Partizipative Gleichheit hat eine herausragende Funktion in demokratischen Gesellschaften: Sie ist die Voraussetzung für das Funktionieren der Demokratie, für soziale Integration und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Partizipative Gleichheit umfasst verschiedene Dimensionen der Teilhabe an den Angelegenheiten des Gemeinwesens. Zu nennen sind hier insbesondere die politische Beteiligung und die Gleichheit der Lebens- bzw. Startchancen, aber auch die Gleichstellung von Frauen und die Wahrung der Rechte von Minderheiten. All diese Aspekte sind verfassungsrechtlich relevant, soweit es um den grundrechtlich garantierten Gleichheitsgrundsatz geht. Sie haben aber auch eine praktisch-politische Seite. Sie besteht in der Frage, welche Schritte unternommen werden können und sollen, um die in der Verfassung verankerten Ziele auch zu erreichen.


    Die gleichen Möglichkeiten der Teilhabe an der politischen Willensbildung sind eine Errungenschaft der liberalen Demokratien. Sie betreffen das aktive und das passive Wahlrecht. Darüber hinaus bedeutet partizipative Gleichheit aber auch die gleiche Möglichkeit der politischen Beteiligung, wie sie durch die Grundrechte garantiert sind. Die aktuellen Debatten im Umfeld des Wahlrechts umfassen insbesondere die längerfristig sinkende Wahlbeteiligung und die Frage, in welcher Weise dieser Trend gestoppt werden kann. Unkonventionelle Vorschläge des Bundeswahlleiters und von Politikern zielen darauf ab, das starre Wahlsystem zu reformieren und Wahlmöglichkeiten über eine ganze Woche zu erstrecken oder auch Wählen im Supermarkt zu ermöglichen.8 Die Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre oder auch die Einführung des Wahlrechts für ausländische EU-Bürger neben der kommunalen auch auf Landesebene sind weitere Aspekte der Diskussion.


    Debatten über gleiche Startchancen zielen vor allem auf den Zugang zu Bildungs- und Ausbildungssystemen. Hier geht es darum, Schülerinnen und Schülern sowie Studierenden Bildung und Ausbildung zu ermöglichen, die nicht vom Einkommen der Eltern abhängt. Aber auch Debatten um Inklusion, also die Einbeziehung von Behinderten in den normalen Schulalltag und die (Sprach-)Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund sind Aspekte der Chancengleichheit.


    Die Benachteiligung von Frauen in der Berufswelt kann an der schlechteren Bezahlung für gleiche Arbeit und an der Dominanz von Männern in Führungspositionen abgelesen werden. Gleichstellungspolitik bedeutet hier die Herstellung von Chancengleichheit und die Beseitigung von Diskriminierung aufgrund des Geschlechts. Ein Instrument kann etwa die Quotierung bei konkurrierenden Positionen auf Wahllisten und bei Aufsichtsratsmandaten sein; andere sind etwa »Gender Mainstreaming«, also die Berücksichtigung der Geschlechterfrage bei allen betrieblichen Fragen und Aspekten, oder auch die besondere berufliche Förderung von Frauen durch spezielle Programme.


    Eine weitere aktuelle Diskussion im Bereich von Gleichheit und Geschlechtergerechtigkeit betrifft die »Homo-Ehe«, mit der die Gleichstellung von Schwulen und Lesben mit heterosexuellen Paaren gefördert werden soll. Abschließend sei hier noch auf eine Dimension bislang schleppender Partizipation hingewiesen: die Teilhabe von Minderheiten an den öffentlichen Angelegenheiten. Konfessionelle und ethnische Gruppen, Flüchtlinge, Behinderte und andere bedürfen der besonderen Aufmerksamkeit und Fürsorge, um ihre Lebenschancen zu wahren und ihre Ausgrenzung zu verhindern.


    2.3 Soziale Ungleichheit


    Soziale Unterschiede sind Kennzeichen jeder demokratischen Gesellschaft auf kapitalistischer Wirtschaftsgrundlage. Sie äußern sich in einer ungleichen Verteilung von Einkommen, Vermögen und Bildungschancen. In Deutschland kann ein Anwachsen der Ungleichheit von Einkommen und Vermögen seit etwa 1970 beobachtet werden, die soziale Schere geht seitdem kontinuierlich auseinander, man könnte auch sagen: Die Armen werden ärmer, die Reichen reicher.9 Seit Ende der 1980er-Jahre machen die Sozialverbände auf das Anwachsen der Armut in Deutschland aufmerksam, mit zeitlicher Verzögerung hat die Problematik auch die politische Debatte erreicht und wird dort verstärkt wahrgenommen. Seit 2001 erscheinen in regelmäßigen Abständen die Armuts- und Reichtumsberichte der Bundesregierung.


    Das zentrale Legitimationsproblem für die Demokratie kommt in der Frage zum Ausdruck, wie solche Ungleichheiten begründet werden können. Leistung, Bedürftigkeit oder das Leitbild der Chancengleichheit sind Kategorien, anhand derer Verteilungsfragen diskutiert werden und die unausweichlich in Fragen sozialer Gerechtigkeit hineinführen. Folgt man Reinhard Kreckels These der »meritokratischen Triade«,10 so können diese Unterschiede nur dann legitimiert werden, wenn sie durch das Leistungsprinzip gedeckt sind: Ungleiche berufliche Qualifikationen und daraus folgende ungleiche berufliche Positionen begründen ungleiche Einkommen. Unterschiedliche Einkommen aus anderen Gründen wie etwa durch Erbschaften, Geschlechter- oder ethnischer Zugehörigkeit lassen sich nur mehr schwer oder kaum noch rechtfertigen. Gesellschaftliche Diskussionen und Konflikte hierüber zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften, Sozialverbänden und dem Staat, nicht zuletzt auch zwischen linken und liberalen Parteien gehören zum politischen Alltag. Strittig sind dabei auch Fragen der steuerpolitischen Korrektur von sozialer Ungleichheit: Sollte über eine Höherbesteuerung der Vermögenden eine Umverteilung in Gang gesetzt werden? Daneben prägen Debatten über die Abschaffung von »Hartz IV« oder auch die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens den strukturellen und anhaltenden Konflikt über die wachsende soziale Ungleichheit.


    Während soziale Ungleichheit im engen Sinne auf die soziale Schichtung der Gesellschaft verweist und letztlich die Unterschiede zwischen »oben« und »unten« thematisiert, ist die regionale Ungleichheit eine weitere Spielart. Sie betont den territorialen Aspekt unterschiedlicher Entwicklungen in den Regionen, etwa wohlhabender Ballungsräume mit guter Infrastruktur auf der einen und verarmter und überschuldeter Kommunen in Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit auf der anderen Seite. Das Grundgesetz verpflichtet vor diesem Hintergrund Bund und Länder zur »Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse« (Art. 72), Länderfinanzausgleich und Ergänzungszuweisungen sollen die »Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse im Bundesgebiet« sicherstellen (Art. 106). Besonders deutlich wurde die regionale Ungleichheit nach der Wiedervereinigung 1990: Der Solidaritätszuschlag (»Soli«) sollte das soziale Ost-West-Gefälle abmildern und langfristig die Gleichheit der Lebensverhältnisse in Ost und West herbeiführen.


    Sozialräumlich-territoriale Ungleichentwicklungen der Lebensverhältnisse werden nicht nur auf nationaler Ebene beobachtet, sondern auch auf der Mikroebene der Städte und auf internationaler Ebene. Lokal sind es Prozesse der Gentrifizierung, der Aufwertung von Wohngebieten durch Luxusmodernisierung, die zu Vertreibungen der Alteingesessenen führen und städtische Ungleichheiten verstärken. Ein Blick auf die internationale Ungleichheitsentwicklung zeigt die wachsende Armut in Krisenregionen der Dritten Welt auf der einen Seite und den Wohlstand in den Zonen der Industriestaaten auf der anderen. In der Europäischen Union verursachen ungleiche soziale und wirtschaftliche Entwicklungen vor allem zwischen Nord- und Südeuropa politische Spannungen, die im Euroraum zu krisenhaften Spannungen zwischen überschuldeten Staaten wie etwa Griechenland und dem Rest der Eurozone geführt haben.


    Das Wachstum sozialer Ungleichheit(en) insgesamt kann nicht losgelöst von den möglichen Folgewirkungen betrachtet werden. Armut, Armutsrisiken und soziale Ausgrenzung führen zu politischer Apathie und zu Verweigerung von Partizipation, aber auch zu politischer Radikalisierung und einem Anwachsen der Kriminalität. Eine repräsentative empirische Wahlstudie zur Bundestagswahl 2013 kommt zu dem Befund, dass Wahlverweigerung und die Zunahme der Nichtwählerschaft auf bestimmte Lebenslagen zurückzuführen sind: Je prekärer, desto eher gehen die Betroffenen nicht zur Wahl.11 Zu große oder wachsende soziale Ungleichheit gefährdet so einen wichtigen Eckpfeiler der Demokratie.


    3 Extremistische Begriffsdeutungen


    Einer neueren Studie über die Radikalisierung von Jugendlichen durch salafistische Gruppierungen lässt sich eine bemerkenswerte Beobachtung entnehmen. Mit dem Eintritt in eine solche Gruppe werde man, so heißt es, »Teil einer egalitären Gemeinschaft von Gleichen unter Gleichen. Es gibt keine Hierarchien aufgrund der Herkunft, des Ansehens oder des Reichtums der Familie. Alle sind Brüder und Schwestern und der Kopf der Gruppe gilt nur deshalb als Autorität, weil er oder sie über mehr Wissen als die einfachen Mitglieder verfügt.«12 In diesem Sinne bekräftigt der Führer des sogenannten Islamischen Staates in seiner Antrittsrede bei der Ausrufung des Kalifats den Gedanken der Gleichheit als loyale Brüderschaft aller Muslime:


    »Oh Muslime allerorts, frohe Botschaft für euch und erwartet Gutes. Erhebt eure Köpfe, ab heute mit der Gnade Allahs habt ihr einen Staat […] welche[r] euch zu eurer Würde, Macht, Rechte und Herrschaft zurückbringen wird. Es ist ein Staat, wo die Araber und Nicht-Araber, der Weiße und der Schwarze, der Ostländer und Westländer alle Brüder sind […] Allah brachte ihre Herzen zusammen und durch seine Gnade wurden sie Brüder, sie lieben sich für Allah, stehen in einem Schützengraben, verteidigen und beschützen sich gegenseitig und opfern sich für einander. Ihr Blut wurde gemischt und ist eins geworden, unter einer Flagge und einem Ziel […] genießen sie diesen Segen, den Segen von loyaler Brüderschaft.«13


    Solidarische Brüderschaft, wie in diesem Text betont, findet sich als Leitvorstellung für die eigenen Mitglieder und Anhänger praktisch bei allen extremistischen Gruppierungen. Was für den Islamischen Staat »Brüderschaft«, das ist für Rechtsextremisten die Figur des »Volksgenossen« und für die extreme Linke der klassenbewusste Genosse. Eine erste, wichtige Beobachtung zur Bedeutung von Gleichheit für den politischen Extremismus lautet: Die eigenen Anhänger werden trotz organisatorischer Hierarchien als »Gleiche« betrachtet, weil sie je nach Spielart des Extremismus auf der gleichen weltanschaulichen oder ethnischen Basis füreinander einstehen. Rechtgläubigkeit, Rasse oder auch Klassenbewusstsein können Bezugsgrößen für extremistische Gleichheitsvorstellungen sein. Extremistische Gruppierungen propagieren ein Gleichheitsversprechen, das auf verunsicherte Menschen attraktiv wirken kann: Hier bei uns, so das Angebot, erfährst du Respekt und Anerkennung in einer kameradschaftlichen, solidarischen sozialen Umgebung. Das Gleichheitsversprechen ist, so könnte man schlussfolgern, der Einstiegspunkt in extremistische Karrieren.


    3.1 Linksextremismus


    Das Ideal der Gleichheit bezieht sich in der Tradition des Kommunismus auf die klassenlose Gesellschaft nach der Überwindung des Kapitalismus. Forderungen nach höchstmöglicher Gleichheit aller Menschen im Hinblick auf ihre Rechte und ihre soziale Lage bestimmen die Geschichte des Kommunismus. Noch vor Marx forderte Wilhelm Weitling als Vertreter der Frühsozialisten zu Beginn des 19. Jahrhunderts die »gleiche Lebenslage aller«, Gütergemeinschaften und die Abschaffung des Geldes.14 Im Kommunistischen Manifest von Marx und Engels aus dem Jahr 184815 wird soziale Ungleichheit in Begriffen der Klassengesellschaft beschrieben, die sich im Kapitalismus herausgebildet habe: Bourgeois und Proletarier als Hauptklassen lösen demnach frühere Formen von Klassengegensätzen wie etwa Baron/Leibeigener in der feudalen oder Patrizier/Plebejer/Sklave in der antiken Gesellschaft ab. Die Forderung nach Abschaffung der Klassengesellschaft durch Verwandlung des Privateigentums in Gemeineigentum und nach der Herstellung von Gleichheit für alle begründen Marx und Engels mit den Herrschaftsverhältnissen: Proletarier bzw. die Arbeiter würden von den Bourgeois als Besitzer der Produktionsmittel ausgebeutet und beherrscht. Erst durch die Abschaffung dieses Herrschaftsverhältnisses und die Herstellung von sozialer Gleichheit werde Freiheit möglich. Die Leitideen des Kommunistischen Manifests, des Urtextes der kommunistischen Bewegungen bis heute, sind die Diagnose der ungerechtfertigten Klassenunterschiede im Kapitalismus und das Versprechen von deren Überwindung in der kommunistischen Gesellschaft.


    Die Herstellung von Gleichheit durch Abschaffung des Privateigentums zieht sich wie ein roter Faden durch die Geschichte des Kommunismus. Träger waren und sind kommunistische Parteien, Gewerkschaften, Intellektuellenzirkel, aber auch soziale Bewegungen, die den kommunistischen Gedanken der Gleichheit in die alltägliche Praxis übersetzen wollten. Schon Ende des 19. Jahrhunderts gab es Versuche, im Rahmen der bürgerlichen Jugendbewegung durch die Gründung von kommunistischen Siedlungen und Kommunen das Gleichheitsprinzip Realität werden zu lassen. Mit Namen wie Barkenhof, Bankenburg oder Lindenhof verbanden sich wesentliche Elemente kommunitärer Lebensweisen: »die ›ideelle‹, wertorientierte nicht auf bloßen Nützlichkeitserwägungen fußende Begründung des Miteinanderlebens, das Streben nach einem Leben in Gleichheit und Brüderlichkeit, also die Beseitigung der sozialen Unterschiede, des Privatbesitzes […] und der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen«.16 Auch spätere Experimente, wie etwa die legendäre, 1967 gegründete Berliner Kommune 1 in der Studentenbewegung, verstanden sich als Gegenmodell zur bürgerlichen Kleinfamilie und zur kapitalistischen Gesellschaft. Die Kommune 1 praktizierte wie viele Wohngemeinschaften der damaligen Zeit ein Modell höchstmöglicher sozialer Gleichheit.


    Aktuelle Umfragen unter linksgerichteten Jugendlichen bekräftigen die Annahme, dass die Wahrnehmung ungerechtfertigter sozialer Ungleichheit eine wesentliche Antriebsfeder für ihren politischen Protest ist. Sie führen die ungleiche Verteilung gesellschaftlicher Ressourcen zurück auf das kapitalistische System und verknüpfen so die moralische Frage nach Gerechtigkeit mit antikapitalistischer politischer Strategie.17 Eine qualitative empirische Studie über Linksextremismus in Deutschland auf der Basis von 35 Interviews mit Jugendlichen kommt zu dem Ergebnis, dass Gleichheitsideale ein zentraler Bezugsrahmen für das politische Denken des Linksextremismus sind: »Es dominiert ein atavistisches Verständnis von Gesellschaft, in der jeder jedem hilft und Probleme gemeinsam gelöst werden (Begriffe: Solidarität, Nachbarschaftshilfe); eine Gesellschaft, in der es kein Geld gibt, jeder alles hat, was er braucht, und man tun und lassen kann, was man möchte. Das Ideal einer hierarchiefreien Gesellschaft wird betont.«18


    Auf der Ebene der Parteien linksaußen spielt das Ideal der Gleichheit eine tragende Rolle. Die trotzkistische Partei für Soziale Gleichheit, Sektion der Vierten Internationale führt die Forderung nach sozialer Gleichheit bereits im Namen. Das Ziel will sie unter anderem durch die Enteignung der Banken und die Umverteilung von Vermögen erreichen.19 Andere linksextreme Kleinparteien wie etwa die DKP, die MLPD und verschiedene K-Gruppen propagieren das Ideal sozialer Gleichheit in der klassenlosen Gesellschaft in einer traditionellen, orthodoxen Rhetorik und Argumentation.20


    Differenzierter und rhetorisch moderner verfährt die Partei Die Linke. Sie hat seit ihrer Gründung als Nachfolgeorganisation von SED und PDS nach der Wende sowohl programmatisch wie auch personell und innerorganisatorisch linksextreme Positionen und Gruppierungen aufzuweisen, gehört aber insgesamt gesehen heute nicht zum Bereich des marxistisch-leninistisch geprägten Linksextremismus. Im Programm von 2011 spielt der Gleichheitsgedanke eine zentrale Rolle. Der Kapitalismus, den die Partei überwinden will, beruhe auf »Ungleichheit, Ausbeutung, Expansion und Konkurrenz«; man habe sich daher »zusammengeschlossen zu einer neuen politischen Kraft, die für Freiheit und Gleichheit steht«.21 Als erste von drei »Grundideen« wird eine »solidarische Gesellschaft« benannt, die »sozial gleiche Teilhabe an den Bedingungen eines selbstbestimmten Lebens« gewährleiste.22 Deutschland sei eine Klassengesellschaft, die überwunden werden müsse: »Die neue und bessere Ordnung, die der demokratische Sozialismus erstrebt, ist eine von Klassenschranken befreite Gesellschaft.«23 Unter ausdrücklichem Verweis auf das Kommunistische Manifest von Marx und Engels werden die zentralen Werte betont, darunter als erste Freiheit und Gleichheit.


    Die »entscheidende Frage« gesellschaftlicher Veränderung bleibe, so das Programm der Linken, die Eigentumsfrage. Hier gehe es um »grundlegende Veränderungen der herrschenden Eigentums-, Verfügungs- und Machtverhältnisse«, Die Linke kämpfe dafür, »sämtliche Eigentumsformen emanzipatorischen, sozialen und ökologischen Maßstäben« zu unterwerfen.24 »Kapitalistisches Eigentum« gelte es zu überwinden und in öffentliches Eigentum zu überführen. Die Linke sieht soziale Gleichheit nicht nur als Ziel gesellschaftlicher Entwicklung nach der Abschaffung des Kapitalismus, sondern zugleich auch als Voraussetzung: »Eine gerechte Verteilung des gesellschaftlichen Reichtums sowie aller notwendiger Arbeiten und Teilhabe aller an den Entscheidungen über die Zukunft der Gesellschaft gehören zu den Voraussetzungen einer demokratisch-sozialistischen Gesellschaft.«25


    Obwohl Die Linke durchaus moderne Problematiken wie etwa ökologische Fragen in ihr Programm integriert, bleibt sie im Hinblick auf den Gleichheitsgedanken auf der Linie des Kommunistischen Manifests von Marx und Engels. Sie will den Kapitalismus überwinden, kapitalistisches Eigentum verstaatlichen und durch Umverteilung soziale Gleichheit herstellen. Zentrale Fragen bleiben unberücksichtigt: Wer befindet über die Abschaffung von kapitalistischem Eigentum? Was heißt eine von »Klassenschranken befreite Gesellschaft« und wer sorgt auf welche Weise für ihre Verwirklichung? Ist es letztlich nicht zwangsläufig die kommunistische Partei, Speerspitze der Arbeiterklasse, ausgestattet mit allen Vollmachten des starken Staates?


    3.2 Anarchismus


    In diversen politischen Spielarten gelten Strömungen in der Tradition des Anarchismus als extremistisch, indem sie jegliche Herrschaft ablehnen und den Staat als Herrschaftsinstrument auch militant bekämpfen. Im Urtext des Anarchismus, dem 1796 im nachrevolutionären Frankreich erschienenen Manifest der Gleichen, heißt es:


    »Gleichheit! Erstes Verlangen der Natur, erstes Bedürfnis des Menschen und wichtigstes Band jeder legitimen Gesellschaftsbildung. Wir sind alle gleich, nicht wahr? Dieses Prinzip bleibt unbestritten, denn wenn man nicht gerade von Wahnsinn besessen ist, kann man nicht im Ernst sagen, dass es Nacht ist, wenn es Tag ist. Also gut! Wir streben von nun an danach, gleich zu leben und zu sterben, wie wir gleich geboren sind: Wir wollen die wirkliche Gleichheit oder den Tod; das ist es, was wir brauchen. Und wir werden diese wirkliche Gleichheit erlangen, zu welchem Preis es auch sei […] Die Französische Revolution ist nur die Vorbotin einer anderen, noch viel größeren, viel feierlicheren Revolution, die die letzte sein wird. Volk Frankreichs, öffne die Augen und Herz der Fülle des höchsten Glücks: Stimme der Republik der Gleichen zu und proklamiere sie mit uns!«26


    Diese romantische und pathetische Verherrlichung stellt Gleichheit als naturgegeben und als »erstes Bedürfnis des Menschen« und zugleich als Voraussetzung von Gesellschaftsbildung dar. Solche Auffassungen sind nach ihrer Veröffentlichung vor über 200 Jahren immer wieder und bis heute in den vielfältigen Strömungen des Anarchismus aufgegriffen und bekräftigt worden. In Horst Stowassers Standardwerk Anarchie! heißt es, Freiheit sei der Schlüsselbegriff des Anarchismus, er müsse jedoch mit sozialer Gerechtigkeit verbunden werden, aber diese sei »ohne soziale Gleichheit nicht denkbar«.27 Dem Gleichheitsideal verpflichtet ist Stowasser zufolge auch die Idee der herrschaftsfreien Gesellschaft, die in seiner Definition des Anarchismus von zentraler Bedeutung ist:


    »Anarchisten streben eine freie Gesellschaft der Gleichberechtigung an, in der es keine Herrschaft von Menschen über Menschen mehr gibt. Die Mitglieder einer solchen Gesellschaft sollen befähigt und ermutigt werden, ihre privaten und gesellschaftlichen Bedürfnisse ohne Hierarchie und Bevormundung mit einem Minimum an Entfremdung selbst in die Hand zu nehmen. So soll eine andere Ordnung entstehen, in der Prinzipien wie die ›freie Vereinbarung‹, ›gegenseitige Hilfe‹ und ›Solidarität‹ an die Stelle heutiger Realitäten wie Gesetze, Konkurrenz und Egoismus treten können.«28


    Beachtliche Nachwirkungen des historischen Anarchismus und der politischen Philosophie der Gleichheit finden sich heute vor allem in Teilen der Alternativbewegung und der Neuen Sozialen Bewegungen, die Ende der 1970er-Jahre die Studentenbewegung abgelöst haben. Die anarchistische Idee von Freiheit und Gleichheit ist heute weniger eine Forderung im politischen Raum als eine projektbezogene Leitlinie: In alternativen Wirtschaftsbetrieben »ohne Chef« wird der Versuch unternommen, betriebliche Hierarchien abzubauen, und damit auch konkret die Herrschaft von Menschen über Menschen. Solidarisches, kommunitäres Handeln im Betrieb soll zeigen, dass auch anderes, nicht kapitalistisches Wirtschaften möglich ist.


    Spuren anarchistischer Gleichheitsvorstellungen zeigen sich auch in einem militanten Bereich des Linksextremismus, bei den »Autonomen«. Aus deren Sichtweise beginnt die Zerstörung des Gleichheitsideals bereits bei der Etablierung von Hierarchien, auch bezogen auf die eigenen Organisationsstrukturen: »Hier kommen Ideale zum Tragen, die aus einem meist diffusen Anarchismus und den Vorstellungen der Alternativbewegung gespeist sind.«29 Der Staat verbindet aus dieser Sicht eine Vielzahl von hierarchischen Ebenen mit politischer Herrschaft und Instrumenten der Unterdrückung und wird von daher zum »Hauptfeind«. Besonders auffällig bei den Autonomen ist der strategische Gebrauch von Gewalt, insbesondere gegen »Faschisten« und Polizeibeamte als Repräsentanten der »Repression«.


    3.3 Rechtsextremismus


    »Staatsbürger kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deutschen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf die Konfession. Kein Jude kann daher Volksgenosse sein.« Der Punkt 4 des 25-Punkte-Programms der NSDAP von 192030 belegt nachdrücklich, wie und warum Gleichheit für den Nationalsozialismus und die mit ihm ideologisch verbundenen Formen des Nachkriegs-Rechtsextremismus so wichtig ist: Die Abstammung aus dem »deutschen Blut« begründet das Volksgenossentum und versperrt anderen den Zugang. Am Anfang des Rechtsextremismus steht so die rassisch begründete Gleichheit, die auch im Begriff der »Volksgemeinschaft« ihren Ausdruck findet. Zugleich folgt aus der rassischen Ableitung die Höherwertigkeit der Volksgenossen: »Wer nicht Staatsbürger ist, soll nur als Gast in Deutschland leben können und muss unter Fremdengesetzgebung stehen« heißt es unter Punkt 5. Diese Gruppe hat damit weniger Rechte als Deutsche und ihr Aufenthalt steht unter Vorbehalt. Punkt 6 lautet: »Das Recht, über Führung und Gesetze des Staates zu bestimmen, darf nur dem Staatsbürger zustehen. Daher fordern wir, dass jedes öffentliche Amt […] nur durch Staatsbürger bekleidet werden darf.« Während hier der Ausschluss aus politischer Mitwirkung und öffentlichem Dienst thematisiert wird, geht Punkt 7 noch weiter. Er fordert die Bevorzugung von Deutschen bei staatlichen Fürsorgeleistungen und die Ausweisung von Nichtdeutschen bei Krisen. Der Staat sei verpflichtet, »in erster Linie für die Erwerbs- und Lebensmöglichkeiten der Staatsbürger zu sorgen. Wenn es nicht möglich ist, die Gesamtbevölkerung des Staates zu ernähren, so sind die Angehörigen fremder Nationen (Nicht-Staatsbürger) aus dem Reiche auszuweisen.« Um die Verbreitung der nationalsozialistischen Programmatik in der Öffentlichkeit sicherzustellen, fordert Punkt 23a, dass »sämtliche Schriftleiter und Mitarbeiter von Zeitungen, die in deutscher Sprache erscheinen, Volksgenossen sein müssen«. Das 25-Punkte-Programm der NSDAP, Urtext des Rechtsextremismus, propagiert die Gleichheitsidee als Ausgrenzung von Nichtdeutschen, im rassistischen Duktus als Ausschluss von Menschen nicht deutschen Blutes. Es wird bei der extremen Rechten auch heute noch rezipiert und prägt das Selbstverständnis aktueller rechtsextremer Parteien und Bewegungen.


    Im Hinblick auf die Höherwertigkeit der Deutschen finden sich im Parteiprogramm der NPD aus dem Jahr 2010 zahlreiche Forderungen, die dem NSDAP-Programm von 1920 gleichen oder ähneln. Die wichtigste ist jene nach der Wiedereinführung des »ursprüngliche[n], auf dem Abstammungsprinzip fußende[n] Staatsbürgerschaftsrecht[s]«31. Deshalb wird ein Bleiberecht für Ausländer grundsätzlich abgelehnt: »Deutschland muß das Land der Deutschen bleiben und muß es dort, wo dies nicht mehr der Fall ist, wieder werden. Grundsätzlich darf es für Fremde in Deutschland kein Bleiberecht geben, sondern nur eine Rückkehrpflicht in ihre Heimat.«32 Beschworen wird die »Solidargemeinschaft aller Deutschen«33, nationale Solidarität bedeute: »Soziale Gerechtigkeit für alle Deutschen«.34 Noch konkreter als die NSDAP-Forderung nach Fremdengesetzgebung wird die NPD 90 Jahre später: »Ausländer sind aus dem deutschen Sozialversicherungswesen auszugliedern und einer gesonderten Ausländersozialgesetzgebung zuzuordnen. In ihrer Ausgestaltung von Pflichten und Ansprüchen hat sie auch dem Rückführungsgedanken Rechnung zu tragen.«35


    Das Nachwirken und die Vorbildfunktion des 25-Punkte-Programms der NSDAP in Sachen Gleichheit sind auch in aktuellen Programmen anderer rechtsextremer Parteien dokumentiert. Hierfür zwei Beispiele: Im Programm der 2012 gegründeten Partei Die Rechte36 werden die »Wahrung der Deutschen Identität«, die »Aufhebung der Duldung von Ausländern«, »Ausweisung krimineller Ausländer« und »Kindergeld nur an deutsche Staatsangehörige und EU-Bürger« gefordert. Auf dieser Linie liegen Forderungen nach einem Programm für die soziale Sicherheit der deutschen Arbeitnehmer und nach Studiengebühren für ausländische Studierende sowie die Ablehnung des Islamunterrichts in Schulen. Auch hier wird deutlich: Gleichheit meint bei rechtsextremen Parteien vor allem Abgrenzung, Ausschluss und politische Bekämpfung des Fremden, Nichtdeutschen, Nichtdazugehörigen. Identität und Gemeinschaftsgefühl ergibt sich durch diese inhaltlich vielfältigen Distanzierungen.


    Das zweite Beispiel ist die 2013 gegründete Neonazi-Kleinpartei Der Dritte Weg. In ihrem Zehn-Punkte-Programm wird unter anderem gefordert:37 »Zur Beibehaltung der nationalen Identität des deutschen Volkes sind die Überfremdung Deutschlands und der anhaltende Asylmissbrauch umgehend zu stoppen. Kriminelle sowie dauerhaft erwerbslose Ausländer sind aus Deutschland stufenweise auszuweisen.« Weitere Forderungen sind »soziale Gerechtigkeit für alle Deutschen« und »kein deutsches Blut für fremde Interessen«.


    Neben den Parteien rechts außen hat seit 2014 vor allem die Pegida-Bewegung rechte und rechtsextreme Themen auf die Tagesordnung gesetzt. Mit regelmäßigen Demonstrationen vor allem in Dresden wurden Tausende gegen die »Islamisierung des Abendlandes« mobilisiert. Betrachtet man Pegida vor dem Hintergrund des Gleichheitspostulats in rechtsextremen Bewegungen, so fällt auf: »Wir sind das Volk« – eine der DDR-Bürgerrechtsbewegung entlehnte Parole – betont die Identität der Protestierenden, der Einheimischen, der Deutschen gegen die islamischen Zuwanderer. Das Muster »wir hier und dort die Anderen«, wir gegen die Zuwanderer, der Mechanismus von Gleichheit der Einheimischen gegen die Anderen ist hier deutlich zu vernehmen. Die Auswertung von Interviews mit Pegida-Anhängern betont denn auch: »Einen überaus aggressiven Ton pflegten die von uns Befragten häufig, wenn es um ›die anderen‹ ging. Sie werteten ›das linke Pack‹, die ›Asylanten‹ und die ›Zigeuner‹ gleichermaßen ab, kritisierten, diffamierten insbesondere jedoch ›den Islam‹ und ›die Muslime‹.«38


    Kennzeichnend für diese Art von Rechtsextremismus ist die Beschwörung von Bedrohungen des rechtschaffenen deutschen Volkes durch korrupte politische Eliten und EU-Bürokraten, durch die Islamisierung oder auch durch die »Lügenpresse«, wobei gerade letzterer Vorwurf eine pikante Note und eine wohl nicht zufällige symbolische Anspielung aufweist: Im 25-Punkte-Programm der NSDAP von 1920 hieß es in Punkt 23: »Wir fordern den gesetzlichen Kampf gegen die bewusste politische Lüge und ihre Verbreitung durch die Presse.«39


    Für die Ungleichheit der Völker werden, insbesondere im Umkreis der eher intellektuellen Neuen Rechten, freilich nicht nur rassistische, sondern auch kulturelle Faktoren angeführt. Die aus der Entwicklung des organisierten Rechtsextremismus zunächst in Frankreich, dann auch in anderen europäischen Ländern hervorgegangene Neue Rechte versteht sich als Denkfabrik, Ideenschmiede, Theoriezirkel für eine moderne Rechte. Ihr kulturalistischer Begriff von Gleichheit betont den Unterschied zwischen den Völkern aufgrund ihrer Geschichte und Kultur. Daraus leite sich die »Ablehnung des Einheitlichen und [die] Hochschätzung des Vielfachen ab«, wie der Vordenker der Neuen Rechten Alain de Benoist in seiner Autobiografie schreibt.40 Die Forderung nach Respektierung der ethnischen Vielfalt und nach »Ethnopluralismus« hat oberflächlich gesehen zwar wenig gemein mit den rassistischen staatsfixierten Ideologien der Volksgemeinschaft des alten Rechtsextremismus, im Ergebnis steht jedoch auch hier die Ausgrenzung des Fremden zugunsten einer vermeintlich homogenen Gemeinschaft.


    4 Fazit


    »Gleichheit« umfasst politische Ideen und Interessen, Politik- und Konfliktfelder, die für die Entwicklung der Demokratie von großer Bedeutung sind. Nicht weniger bedeutsam ist der Begriff der Gleichheit für extremistische Bewegungen. Bei näherer Betrachtung zeigen sich freilich große Unterschiede in der Begriffsverwendung und den Funktionen innerhalb der jeweiligen politischen Diskurse.


    Demokratische Begriffsdeutungen gehen vom verfassungsrechtlich und -politisch tief verankerten Diskriminierungsverbot aus und konzentrieren sich auf die Gleichheit vor dem Gesetz, auf gleiche Partizipation am politischen Willensbildungsprozess, auf gleiche Startchancen für Jugendliche, auf Chancengleichheit für ethnische und religiöse Minderheiten und auf Geschlechtergerechtigkeit. In all diesen Fällen geht es darum, dem in Artikel 3 des Grundgesetzes dargelegten Diskriminierungsverbot Geltung zu verschaffen. Nicht zuletzt ist die Beseitigung oder Milderung von sozialer Ungleichheit eine Hauptantriebsfeder demokratischer Diskurse über Gleichheit. Ihre Funktion besteht hauptsächlich darin, Demokratie mit Leben zu erfüllen und die Gleichwertigkeit aller Staatsbürgerinnen und Staatsbürger zu betonen. Ein demokratisches Gemeinwesen ohne dauerhafte Debatten über die Ausgestaltung von Gleichheit ist nicht vorstellbar, sie gehören zur politischen Tagesordnung.


    Darüber, wie diese verschiedenen Gleichheitspostulate und die Vorgaben des Grundgesetzes in die Praxis umgesetzt werden sollen, gibt es unterschiedliche Auffassungen. Dabei sind differierende Ausgangspositionen denkbar, die den konservativen, sozialdemokratischen, liberalen oder grünen politischen Familien und ihren Schwerpunkten entsprechen. Zu berücksichtigen sind aber auch Interessengruppen, die Gleichheit für ihre Klientel einfordern, zum Beispiel für Behinderte, Migranten oder Homosexuelle. Eine Vielzahl tagesaktueller und auch darüber hinausweisender politischer Debatten und Konflikte kreist um die Ausgestaltung von Gleichheit oder, im Umkehrschluss, um die Abmilderung oder Verhinderung von Benachteiligung. Bemerkenswert daran ist die enge Verbundenheit dieser Debatten mit Vorstellungen über Gerechtigkeit und Ungerechtigkeit. Die Gründe dafür liegen im Ausgangspunkt demokratischer Begriffsdeutungen: Das Diskriminierungsverbot des Artikel 3 des Grundgesetzes ist geprägt von der Absicht, ungerechtfertigte und ungerechte Benachteiligungen zu verhindern und Wege in eine gerechte Gesellschaft zu ebnen.


    Extremistische Begriffsdeutungen von Gleichheit unterscheiden sich von demokratischen erheblich. Im Linksextremismus ist eine radikale Sichtweise von Ausbeutung und Unterdrückung im Kapitalismus der Ausgangspunkt zur Diagnose einer Ungleichheit von Kapitalisten, Kleinbürgern und ausgebeuteten Arbeitern in der Klassengesellschaft. Die Perspektive und zugleich das Ziel ist aus dieser Sicht die klassenlose Gesellschaft im entfalteten Kommunismus durch die Überwindung des Kapitalismus. Im Kommunistischen Manifest von Marx und Engels ist dieser Zusammenhang programmatisch dargelegt worden, auch heutige kommunistische Parteien und Bewegungen nehmen darauf in ihren Programmen Bezug. Gleichheit bzw. Ungleichheit haben also hier die Funktion einer Messlatte bei der Analyse des Kapitalismus, wobei Gleichheit das Ideal einer zukünftigen klassenlosen Gesellschaft ist.


    Anarchistische Ideen einer herrschaftsfreien Gesellschaft lehnen den Staat, gesellschaftliche Hierarchien und Führung grundsätzlich ab. Die Idee der Gleichheit wird hier radikalisiert, indem das Prinzip objektiv gleicher Lebensbedingungen um die subjektive Komponente der Solidarität unter Gleichen erweitert wird. Anarchistische Spuren zeigen sich heute besonders deutlich in den projektbezogenen Versuchen alternativer Lebensentwürfe und haben auch die Mitte der Gesellschaft erreicht: Alternative Wohngemeinschaften oder auch Betriebe gehören längst zum Alltag. Anders sind Nachwirkungen des Anarchismus in politischen Strömungen zu sehen, etwa bei den Autonomen. Hier fungiert Gleichheit auch als wichtiger Ausgangspunkt und wichtiges Ziel, die Gewaltakzeptanz und ihre strategische Verplanung rekurrieren jedoch auf den terroristischen Strang der Geschichte des Anarchismus. Stowasser nennt dies eine politisch völlig unangemessene »Rammbock-Strategie«, die aber seit den 1970er-Jahren zunehmend durch grüne und »Graswurzel«-Ideen abgelöst werde.41


    Im rechtsextremistischen Ideengebäude ist Gleichheit bezogen auf die ethnische Identität des »gleichen Blutes« und die gleiche Abstammung. Damit wird die demokratische Idee der Gleichheit der Geburt auf den Kopf gestellt. Aus der Unterscheidung von anderen durch die Zugehörigkeit zur »Rasse« der Deutschen folgen Ideen der »Volksgemeinschaft« und, aus einem naturalistischen Blickwinkel, die Betrachtung der Gesellschaft als Volkskörper, den es vor allen »artfremden« Einflüssen zu schützen gilt. Gleichheit der Ethnie bzw. der »Rasse« fungiert in der rechtsextremen Ideologie als Schlüssel zur Überhöhung der eigenen, deutschen Ethnie und zur Proklamation der Ungleichwertigkeit von anderen: Juden, Einwanderern, Ausländern schlechthin.


    Kontroversen über die Ausgestaltung von Gleichheit stehen sowohl in den demokratischen wie auch in extremistischen Debatten auf der Tagesordnung. Entscheidend für die Ausgestaltungen des Gleichheitsgebotes aus einer demokratischen Sicht ist ihr Fixpunkt: Das Diskriminierungsverbot des Artikels 3 des Grundgesetzes.
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    Freiheit


    1 Einführung1


    Die Grundwerte der Französischen Revolution – Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – prägen bis heute tief das politische Denken der Moderne. Am 26. August 1789 verkündete die französische Nationalversammlung die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte, deren 17 Artikel teils nahezu im Wortlaut Eingang in die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (AEMR) der Vereinten Nationen von 1948 fanden.2 Insbesondere Freiheit ist seit 1789 der zentrale Begriff politischer Proklamationen und Herrschaftslegitimationen weltweit.3


    Menschrechte, daran lassen die 30 Artikel der AEMR keinen Zweifel, sind überwiegend Freiheitsrechte. Wer die AEMR in ihrer Gesamtheit sichtet, liest die Worte »Freiheit« und »frei« 31-mal. Die Dominanz des Freiheitsbegriffs bei der Legitimation moderner politischer Regime wird deutlich, wenn man bedenkt, dass die Worte »Gleichheit« und »gleich« mit 13 relevanten Nennungen und »Demokratie« und »demokratisch« mit nur einem einzigen Treffer mit recht großem Abstand dahinter liegen. In Artikel 1 der Erklärung wird gleichwohl klargestellt, dass der Gedanke der Freiheit niemals vom Gedanken menschlicher Fundamentalgleichheit getrennt werden darf: »Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren.« Freiheit müssen also alle, unabhängig von Alter, Geschlecht, ethnischer und religiöser Zugehörigkeit, politischer Überzeugung oder sexueller Orientierung, in gleichem Maße genießen oder es herrscht Unterdrückung. Insofern war etwa ein Staat wie Südafrika zu Zeiten der »Apartheid«, in dem aus rassistischen Gründen nur Weiße die Freiheitsrechte genossen, eben ganz und gar kein freiheitlicher Staat, sondern ein durch und durch unfreier. Die »Four Freedoms Address« des US-amerikanischen Präsidenten Roosevelt vom 6. Januar 1941, die eine zentrale Wegmarke auf dem Weg zur Menschenrechtserklärung war, stellte zudem – deutlicher als der Text der AEMR selbst – klar, dass zur Gewährleistung der Freiheit auch ein ausreichendes Maß an sozialer Sicherheit (Freiheit von Not) und an innerer wie äußerer Sicherheit (Freiheit von Furcht) gehören.


    1966 floss die AEMR, die als Resolution der UN-Vollversammlung selbst rechtlich nicht verbindlich ist, in den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR, Vertragsparteien sind inzwischen 168 Staaten) und in den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (IPWSKR, Vertragsparteien sind inzwischen 164 Staaten) ein. Rechtskraft haben diese multilateralen Verträge seit 1976. Über die Einhaltung der Pakte soll der UN-Menschenrechtsausschuss wachen. Gewiss sind die Möglichkeiten zur effektiven Durchsetzung der Menschenrechte in den Unterzeichnerstaaten begrenzt, aber allein die Existenz dieses Gremiums zeigt die internationale Grundentscheidung an, die Bewertung des legitimen Handelns von Staaten vor allem auch von ihrem Umgang mit den Menschenrechten – und damit den Freiheitsrechten – abhängig zu machen.


    Der Grundrechtsteil des deutschen Grundgesetzes (GG) von 1949 ist zutiefst geprägt von der zu diesem Zeitpunkt noch jungen AEMR.4 Es ist daher kein Zufall, dass die Bedeutung des Freiheitsaspekts für das GG derart groß erscheint, dass das Bundesverfassungsgericht den Kernbereich des GG als »freiheitliche demokratische Grundordnung« bezeichnete.5 Stattliche 79-mal kommt die Beschwörung von »Freiheit« und »frei« im Grundgesetz vor, »nur« 14-mal dagegen die Begriffe »Demokratie« und »demokratisch«.


    Mit Blick auf die Ausweitung bzw. Einschränkung der Freiheit ist der Verlauf der Moderne ambivalent. Zwar hat die Verbreitung kodifizierter Freiheitsrechte nahezu stetig zugenommen, zugleich stieg aber auch der Grad der staatlichen Regulierung des Alltagslebens – gerade auch in den modernen Demokratien – immer weiter an. Die Freiheit ist also auch in modernen Demokratien keineswegs grenzenlos. Freiheit kann im Zusammenleben von Menschen, mit naturgemäß ab und an entgegengesetzten Interessen, auch nur insoweit verwirklicht werden, als sie nicht die Freiheit anderer verletzt. Findet Freiheit hier nicht ihre Grenze, herrscht letztlich das Recht des Stärkeren und/oder Reicheren. Die Gesellschaft ist dann, wie etwa das antike Athen, das eben kein freiheitlicher Staat war, eine Gesellschaft von Freien einerseits und Unfreien/Sklaven andererseits. Zweifellos glaubten Sklavenhalter – in Athen wie in den amerikanischen Südstaaten in der Moderne –, sie hätten ein Recht auf die »Freiheit«, Sklaven zu besitzen. Aus der partikularistischen Perspektive der Sklavenhalter erscheint die Befreiung der Sklaven als Enteignung – und damit als ein zu bekämpfender Angriff auf ihre Freiheit. Aus der universalistischen Perspektive, die von der menschlichen Fundamentalgleichheit ausgeht, handelt es sich dagegen um eine »Befreiung« bis dato unfreier Menschen.


    Die AEMR setzt den Freiheitsrechten daher auch klare Grenzen. Partikulare Freiheiten dürfen nicht auf Kosten universaler Freiheiten gehen: »Jeder ist bei der Ausübung seiner Rechte und Freiheiten nur den Beschränkungen unterworfen, die das Gesetz ausschließlich zu dem Zweck vorsieht, die Anerkennung und Achtung der Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den gerechten Anforderungen der Moral, der öffentlichen Ordnung und des allgemeinen Wohles in einer demokratischen Gesellschaft zu genügen« (Art. 29 AEMR). Während die Begrenzung der Freiheit zum Schutz der Freiheit anderer zwingend ist, erscheinen die anderen genannten Gründe problematisch: Wenn man dies als Herrschender nur will, lässt sich letztlich immer ein Grund finden, warum eine Einschränkung der Freiheit aufgrund von Anforderungen der Moral, zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Sicherheit) oder zum allgemeinen Wohl notwendig erscheint.


    In diesem Beitrag wird zunächst auf den Freiheitsbegriff aus demokratischer Sicht eingegangen. Dabei werden die zentralen Freiheitsrechte und auch ihre Funktion innerhalb einer demokratischen Ordnung ausgeführt. Anschließend wird auf Variationen demokratischer Freiheitsdeutungen und Diskussionen um den Freiheitsbegriff im demokratischen Spektrum eingegangen. Im folgenden Teil werden die extremistischen Deutungen des Freiheitsbegriffs näher betrachtet und auch Deutungen des Begriffs im Grenzbereich zwischen Demokratie und Extremismus vorgestellt. Für das links- und rechtsextremistische Spektrum werden hier prägende Schriften wie das Kommunistische Manifest für den Linksextremismus oder das Parteiprogramm der NSDAP für den Rechtsextremismus sowie von den Machthabern aus dem »Dritten Reich« und der DDR geprägte Lexikonartikel zum Freiheitsbegriff herangezogen. Für den linken Grenzbereich zwischen Demokratie und Extremismus wird die Positionierung der Partei Die Linke zu den Freiheitsrechten betrachtet, für den rechten Grenzbereich die Positionierung der Alternative für Deutschland (AfD). Anschließend wird auf den Komplex der streitbaren Demokratie eingegangen, bei dem es um die schwierige Frage geht, welche Einschränkungen der Freiheit zum Schutz der Freiheit rechtfertigbar sind.


    2 Demokratische Begriffsdeutungen


    In der spezifisch deutschen Wendung der »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« und vor allem auch in der international gebräuchlichen Wendung »liberale Demokratie« wird deutlich, dass sich die moderne Demokratie ebenso stark durch die Gewährleistung von Freiheitsrechten wie durch allgemeine und kompetitive Wahlen auszeichnet. Aus diesem Grund fällt es politischen Beobachtern schwer, Staaten, in denen die Regierung nicht demokratisch legitimiert ist, in denen aber zugleich die Freiheitsrechte voll gewährleistet sind (z.B. Monaco) als Nichtdemokratie zu charakterisieren. Ohne die Gewährleistung von Freiheitsrechten sind kompetitive Wahlen jedenfalls nur eine leere Hülse und ein Staat nicht als liberale Demokratie zu klassifizieren.6 Eine »illiberale Demokratie« ist letztlich gar keine Demokratie. Die Verknüpfung des Demokratie- und des Freiheitsbegriffs, wie sie seitens vieler Politikwissenschaftler vorgenommen wird, zeigt sich nicht zuletzt darin, dass die Messungen bürgerlicher und politischer Freiheitsrechte durch die Nichtregierungsorganisation Freedom House die am häufigsten genutzte Art der Demokratiemessung sind.


    2.1 Freiheitsrechte


    Das grundlegendste Freiheitsrecht ist das Recht auf ein frei bestimmtes Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Spiegelseite davon ist die internationale Ächtung von Folter und Sklaverei (Art. 3–5 AEMR; Art. 6–8 IPBPR). Kurz und knapp heißt es dazu in Grundgesetz: »Die Freiheit der Person ist unverletzlich« (Art. 2 Abs. 2 GG). In diese Rechte darf zwar laut GG »auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden«, aber über eine »Freiheitsentziehung« darf ausschließlich ein Richter entscheiden und ohne richterliche Entscheidung darf niemand länger als bis zum Ablauf des auf die Ergreifung folgenden Tages festgehalten werden (Art. 104 GG).


    Zum Schutz der fundamentalen Freiheit gehört auch das Verbot von Arbeitszwang und Zwangsarbeit (Art. 12 GG). Weiterhin darf jeder auf seine ganz eigene Weise nach persönlichem Glück streben, solange er damit nicht die Freiheit anderer beschränkt. In Deutschland kommt gemäß Grundgesetz hinzu, dass man bei der »freien Entfaltung seiner Persönlichkeit« nicht »gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz« verstoßen darf. Die letzten beiden Punkte sind in Deutschland glücklicherweise inzwischen nicht mehr Leitlinie der Politik. Letztlich sollten diese problematischen Einschränkungen der »freien Entfaltung« der Persönlichkeit – vor allem jene durch das Sittengesetz – in einem Konsens der demokratischen Parteien abgeschafft werden.7 Es ist etwa ein Schandblatt in der Erfolgsgeschichte der zweiten deutschen Demokratie, dass es bis 1994 – auf der Grundlage von Paragraf 175 des Strafgesetzbuches – homosexuellen Männern unter Strafandrohung verboten war, ihre Sexualität auszuleben.8


    Einen zentralen Teil der Konkretisierung des Rechts auf freie Entfaltung der Persönlichkeit bildet das »Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit« (Art. 18 AEMR; Art. 18 IPBPR; Art. 4 GG). Zu den durch das Grundgesetz garantierten spezifischen Freiheiten, die sich auf deutsche Bürger beschränken, zählen die »Freizügigkeit innerhalb Deutschlands« (Art. 11 GG) und die »freie Wahl von Beruf, Arbeitsplatz, Ausbildungsstätte« (Art. 12 Abs. 1 GG) in Deutschland. Durch die EU-Mitgliedschaft gelten diese Freiheiten aber auch für alle Bürger der Europäischen Union.


    Den Kern der für die Klassifikation als Demokratie direkt notwendigen Freiheitsrechte bildet die Meinungsfreiheit (Art. 19 AEMR; Art. 19 IPBPR; Art. 5 Abs. 1 GG). Teil der Meinungsfreiheit ist die Pressefreiheit (Art. 19 AEMR; Art. 19 IPBPR; Art. 5 GG) und eng mit ihr verbunden sind die Wissenschaftsfreiheit (Art. 27 AEMR; Art. 19 IPBPR; Art. 5 GG) und die Versammlungsfreiheit (Art. 20 AEMR; Art. 21 IPBPR), also »das Recht, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln« (Art. 8 GG). Im Bereich der Meinungs- und Versammlungsfreiheit sind im GG keine Einschränkungen vorgesehen, die beispielsweise prinzipiell nur liberalen Demokraten Versammlungs- und Meinungsfreiheit gewähren würden. Es gehört zum Kern der liberalen Demokratie, auch friedliche Meinungsäußerungen und Demonstrationen von Extremisten zu ertragen. Allerdings kann in Deutschland (Art. 8 Abs. 2 GG) aufgrund eines Gesetzes das Recht auf Versammlungen unter freiem Himmel beschränkt werden. Zu den zentralen Freiheiten gehört auch das freie Recht, sich mit anderen in Vereinigungen zusammenzuschließen (Art. 20 AEMR; Art. 22 IPBPR; Art. 9 GG).


    2.2 Variationen der Freiheitsdeutung im demokratischen Spektrum


    Alle demokratischen Parteien bekennen sich nachdrücklich zur Freiheit. Allerdings zeigen sich je nach Parteienfamilie durchaus unterschiedliche Ausdeutungen des Freiheitsbegriffs. Unterschiede gibt es vor allem bei der Gewichtung der Freiheit im Verhältnis zu anderen Grundwerten wie Gleichheit, Sicherheit oder Schutz der Umwelt. Grob vereinfacht lässt sich sagen, dass Freiheit zwar ein gewisses Maß an Gleichheit, Sicherheit und Schutz der Umwelt erfordert, zugleich aber drohen der Freiheit auch im Namen dieser Werte Einschränkungen.


    Liberale Parteien wollen nun in der Regel weder zugunsten von Gleichheit oder Sicherheit noch durch den Umweltschutz bedeutende Eingriffe in die Freiheit des Einzelnen akzeptieren. Grüne Parteien sind deutlich eher geneigt, Eingriffe in persönliche Freiheiten zugunsten des Schutzes der Umwelt zu befürworten. Christdemokratische bzw. konservative Parteien sind dagegen eher offen für Freiheitseinschränkungen um der inneren oder äußeren Sicherheit willen. Sozialdemokratische und sozialistische Parteien können sich wiederum eher damit anfreunden, um des Ziels der Gleichheit willen Freiheiten zu beschränken. Forderungen nach Verboten und Geboten, von welcher Seite auch immer, dürfen dabei keineswegs per se als antifreiheitlich gedeutet werden. Mit Blick auf die Gewährleistung von Freiheitsrechten ist nämlich immer da die Grenze zu ziehen, wo in Rechte von anderen eingegriffen wird. Zum Beispiel würden ohne jegliche Eingriffe des Staates zugunsten der Chancengleichheit im »freien Spiel der Kräfte« die Reichen ihre Freiheitsrechte uneingeschränkt ausüben können, dies auf Kosten der weniger Begüterten. Erlaubt ein Staat etwa ohne jegliche Einschränkungen private Schulen und Universitäten, stärkt dies zunächst die Freiheitsrechte der Begüterten, die für Geld maximale Bildungsvorteile für ihre Kinder erwerben können. Diese partikulare Freiheit geht aber eben nicht nur auf Kosten der gesamtgesellschaftlichen Gleichheit. Vielmehr wird durch ein fehlendes Streben nach Chancengleichheit auch die Freiheit von Kindern aus nicht begüterten Familien eingeschränkt. Diese haben bei einer Privatisierung des Bildungssystems nämlich nicht mehr die freie Wahl, die nach ihrer Fähigkeit bestmögliche Ausbildung zu erhalten.


    Zu den zentralen Fragen in der Demokratie zählen: Wie stark darf man Freiheit zugunsten der Förderung von Chancengleichheit einschränken? Ist die Gleichheit ein »Gegner der Freiheit«?9 Wie stark darf man Freiheit zugunsten der Gewährleistung von Sicherheit einschränken? Insbesondere seit den Terroranschlägen vom 11. September 2001 ist vor allem über das Verhältnis von Freiheit und Sicherheit eine nicht mehr abreißende, hitzige Debatte entbrannt.10


    3 Extremistische Freiheitsdeutungen


    In der Urteilsbegründung des Bundesverfassungsgerichts zum Verbot der rechtsextremistischen Partei SRP heißt es: »Das von der NSDAP geschaffene System lässt sich zusammenfassend so charakterisieren: Es ist gekennzeichnet durch die Lehre vom totalen Staat, die Rassendoktrin und den hierarchischen Aufbau: Führer und Gefolgschaft. Instrument der völkischen, auf Schlagworten von Blut, Boden und Ehre beruhenden Weltanschauung und ›Garant des Staates‹ ist ausschließlich die NSDAP. Die eine Partei formt und überwacht den seiner Freiheit beraubten Staatsbürger in einem ausgeklügelten politischen System von Blöcken und Zellen.«11 Das »Dritte Reich« erscheint so innerhalb der politischen Auseinandersetzung in der Bundesrepublik Deutschland als Negativfolie eines antifreiheitlichen Herrschaftssystems. Als Gegenbild zur »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« firmieren zugleich aber – zumindest in den letzten Jahrzehnten in geringerem Maße als die NS-Diktatur – auch die kommunistischen Regime.


    Bei der Einstufung politischer Bewegungen erscheint die bloße Zuteilung zu extremistischen und demokratischen Bewegungen als etwas undifferenziert. Genauer ist es, analog der Staatsformenlehre, eine vierstufige Unterteilung gemäß den totalitären, autoritären, semidemokratischen und demokratischen Ideologien vorzunehmen, die den jeweiligen Bewegungen zugrunde liegen. Totalitäre wie autoritäre Ideen fallen unter den Oberbegriff extremistisch. Werden die Ideen solcher Bewegungen umgesetzt, bilden sie die Grundlage einer nicht demokratischen, antifreiheitlichen Herrschaftsordnung, sprich einer Diktatur. Auf der Ebene der Ideen lassen sich die Ideologien des Faschismus, des Nationalsozialismus sowie der chinesischen und sowjetischen Variante des Kommunismus als totalitär bis semitotalitär einstufen. Autoritär sind Varianten des Eurokommunismus und des Nationalismus. Bewegungen des semidemokratischen Typs befinden sich in einer Grauzone zwischen Extremismus und Demokratie. Die Weltanschauung weist in solchen Fällen demokratische ebenso wie autoritäre Elemente auf.12 Im gegenwärtigen parteipolitischen Spektrum der Bundesrepublik Deutschland siedeln einerseits Die Linke und andererseits die Alternative für Deutschland im semidemokratischen Bereich. Im Folgenden wird zunächst auf vollständig extremistische Positionierungen gegenüber dem Freiheitsbegriff und anschließend auf die Positionierungen im linken und rechten Grenzbereich der Demokratie eingegangen.


    Die Freiheit ist besonders stark durch den totalitären Extremismus von rechts und links bedroht. Totalitäre Bewegungen erheben einen absoluten Wahrheitsanspruch für ihre jeweilige Ideologie und orientieren sich mithin an einem »Modell der Gesellschaftsordnung«, das »alle anderen Möglichkeiten verneint«.13 Die NPD als Beispiel einer im Kern totalitären Bewegung propagiert etwa, sie habe ein »lebensrichtiges Menschenbild«. Im Kommunismus gilt wiederum die eigene Ideologie als »wissenschaftliche Weltanschauung«. Auf der Grundlage eines solchen absoluten Wahrheitsanspruchs erscheinen alternative Meinungen, die sich etwa gegen die Ideologie des Nationalsozialismus richten, nicht einfach als vielleicht irrige, aber legitime Meinungen von Andersdenkenden, sondern als für die Gemeinschaft gefährliche, auszumerzende Lügen. Wenn im Kommunismus daher die Rede von Meinungsfreiheit ist, dann ist damit vor diesem Hintergrund stets implizit nur eine Freiheit zu Meinungen gemeint, die nicht im Widerspruch zu den als »wahr« definierten Grundsätzen des Marxismus-Leninismus stehen. Alle anderen Meinungen sind staatsfeindliche »Verleumdungen«, »Hetze« und »Lügen«.


    3.1 Linksextreme Deutungen


    Aus kommunistischer Sicht stellt sich historisch die Situation so dar: In der kapitalistischen Gesellschaft ist laut dem Kommunistischen Manifest »die persönliche Würde in den Tauschwert aufgelöst«. An die »Stelle der zahllosen verbrieften und wohlerworbenen Freiheiten« sei »die eine gewissenlose Handelsfreiheit gesetzt […] die offene, unverschämte, direkte, dürre Ausbeutung«.14 Ganz in dieser Tradition ergänzt die DDR-Ausgabe von Meyers Lexikon aus dem Jahr 1962: »Durch die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen ging die F[reiheit] der herrschenden Klasse stets auf Kosten der F[reiheit] der unterdrückten Klasse.«15 Kurzum: »Freiheitsauffassungen« seien immer durch »Klasseninteressen« bestimmt. In der »kapitalistischen Welt« werde der Begriff Freiheit »demagogisch missbraucht«. Unter »Freiheit« werde »Willkür der kapitalistischen Ausbeutung, Unterdrückung anderer Völker, ungehemmte Kriegspropaganda u. a. verstanden«. »Wirkliche F[reiheit]« könne dagegen »erst im Sozialismus errungen werden, wo die entsprechenden gesellschaftlichen Grundlagen, vor allem das gesellschaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln und die politische Macht der Arbeiterklasse« verwirklicht sind. In ihrer Entschließung der Delegiertenkonferenz von 1949 erklärte die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) auf dieser gedanklichen Grundlage, sie kämpfe »für die elementarsten demokratischen Rechte und Freiheiten, die in Westdeutschland eingeschränkt werden«. Insbesondere führe »sie den Kampf um Presse-, Versammlungs- und Koalitionsfreiheit«. Ganz analog erklärt die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) noch in ihrem Parteiprogramm von 2006, dass erst »der Sozialismus« den »Freiheiten, die bereits im Kapitalismus erkämpft worden sind, die unter der Herrschaft des Kapitals aber nicht gesichert sind oder nur formalen Charakter tragen, eine reale soziale Grundlage«16 gebe.


    Im propagierten Selbstbild erscheinen auf den ersten Blick die Begriffe »Sozialismus« und »Freiheit« ähnlich eng verflochten wie im liberaldemokratischen Selbstbild die Begriffe »Demokratie« und »Freiheit«. Tatsächlich weichen die Formulierungen der Freiheitsgarantien im Grundgesetz und in der DDR-Verfassung von 1949 nur relativ wenig voneinander ab. Dieser erste Blick täuscht aber, weil er die Begrenzungen der Freiheit durch den ideologischen Wahrheitsanspruch des Kommunismus übersieht.17 Zudem ist in Rechnung zu stellen, dass bei der Verabschiedung der ersten DDR-Verfassung noch die Prämisse vorherrschte, diese müsse »demokratisch aussehen«. In der Herrschaftspraxis der DDR wurden zentrale Freiheitsrechte wie die Meinungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit jedenfalls nie verwirklicht. Stattdessen geriet der Einsatz für Menschen- und Freiheitsrechte, etwa durch Amnesty International, ins Visier der Machthaber.18 Möglichkeiten, die Verletzung von Freiheitsrechten durch den Staat vor ein Gericht in der DDR zu bringen, gab es nicht einmal theoretisch.


    Bei näherer Betrachtung der gesellschaftlichen Realität wurde in der DDR ein Aufgehen der Freiheit des Individuums im Kollektiv propagiert und klar vorgegeben, wie »Freiheit und Würde« der Persönlichkeit – im sozialistischen Sinne – zu verwirklichen seien. So heißt es auch in der DDR-Verfassung von 1974: Jeder Bürger könne in vollem Umfang »seine Kräfte aus freiem Entschluss zum Wohle der Gesellschaft und zu seinem eigenen Nutzen in der sozialistischen Gemeinschaft ungehindert […] entfalten. So verwirklicht er Freiheit und Würde seiner Persönlichkeit.« Die staatlich gewollte Verwirklichung der »Freiheit« zum »Wohle der Gesellschaft« ließ dabei keine Alternativen zum sozialistischen Weg zu. Unter Strafe stand etwa eine Entscheidung, keiner Erwerbsarbeit nachzugehen: »Wer das gesellschaftliche Zusammenleben der Bürger oder die öffentliche Ordnung dadurch gefährdet, dass er sich aus Arbeitsscheu einer geregelten Arbeit hartnäckig entzieht, obwohl er arbeitsfähig ist, […] wird mit Verurteilung auf Bewährung oder mit Haftstrafe, Arbeitserziehung oder mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren bestraft« (§ 249 StGB DDR). Faktisch bedeutete dies, dass in der DDR ein mit der Menschenrechtserklärung nicht vereinbarer Arbeitszwang herrschte.


    Recht offen wird die enge Beschränkung der »Freiheit« in der DDR in Form der Verankerung der Versammlungsfreiheit artikuliert: »Die Bürger der Deutschen Demokratischen Republik haben das Recht auf Vereinigung, um durch gemeinsames Handeln in politischen Parteien, gesellschaftlichen Organisationen, Vereinigungen und Kollektiven ihre Interessen in Übereinstimmung mit den Grundsätzen und Zielen der Verfassung zu verwirklichen« (Art. 29 DDR-Verf. von 1974). Faktisch bedeutete dies, dass sich die Bürger nur »frei« in vom Staat gebildeten sozialistischen Vereinigungen versammeln konnten. Ein anderes Engagement – etwa in der Kirche – wurde misstrauisch ausgespäht und nur in Grenzen toleriert. Das sehr weit ausgelegte Delikt der »staatsfeindliche Hetze« (§ 104–106 StGB DDR) zog enge Grenzen der zulässigen Meinungsäußerungen im politischen Bereich. Unter Strafe standen auch »Staatsverleumdung« (§ 220) und – besonders weit gefasst – die »Beeinträchtigung staatlicher oder gesellschaftlicher Tätigkeit« (§ 214). Wer sich an von der SED nicht erwünschten Versammlungen beteiligte, konnte wegen »Zusammenrottung« (§ 217) verurteilt werden.


    Deutlich vom Kommunismus abzugrenzen ist im linksextremistischen Spektrum der Anarchismus. Seine Geschichte des Anarchismus beginnt Horst Stowasser so: »AM ANFANG WAR DER ZORN. Der unsagbare, unzügelbare und unvorhersehbare Zorn, der den Sklaven bisweilen überkommt und ihn dazu bringt, seinem Herrn entweder den Schädel einzuschlagen oder sich davonzustehlen.«19 Die anarchistische Bewegung entwickle sich seither in einem »Spannungsfeld zwischen Zorn und Freiheit«. Die Freiheitsdeutungen der autonomen Szene bewegen sich bis heute zwischen diesen beiden Polen. Den zornigen, alles Bestehende zerstören wollenden Pol markiert der berüchtigte Ausspruch aus der Entstehungszeit der autonomen Szene: »Freiheit ist vielmehr nur der kurze Moment, in dem der Pflasterstein die Hand verlässt, bis zum Moment, wo er auftrifft.«20 Weniger rezipiert als dieses der Zeitschrift radikal entnommene Zitat ist allerdings, dass in der folgenden Ausgabe ein anderer Teil der Szene mit der Betonung des gegenüberliegenden Pols harsche Kritik an dem Ausspruch übte und erklärte: »Revolution und Freiheit sind Prozesse und keine Steinwürfe!«21


    In der Partei Die Linke vermengt sich sozialdemokratisches mit kommunistischem Gedankengut. Die Partei erkennt die derzeitigen Spielregeln der Demokratie pragmatisch voll an, erklärt aber zugleich, dass sie die »kapitalistische« Ordnung überwinden will. Mit Blick auf ihre Freiheitsdeutung ergeben sich keine Anhaltspunkte, dass sie die vergangenen Freiheitseinschränkungen kommunistischer Staaten offensiv verteidigt. Allerdings steht Die Linke mit der Behauptung, dass derzeit im »kapitalistischen« System keine Freiheit herrsche, den Positionen von SED, KPD und DKP nahe: »Wo vor allem der Profit regiert, bleibt wenig Raum für Demokratie. Die ungebändigte Freiheit der großen Konzerne bedeutet Unfreiheit für die Mehrheit der Menschen.«22 Diese programmatische Gemeinsamkeit ist keine Kleinigkeit. Mit der Zuschreibung von Unfreiheit und Ausbeutung zum »kapitalistischen« System rechtfertigten kommunistische Bewegungen nämlich historisch letztlich auch das Recht zum Umsturz.


    Unter Berufung auf Marx, Engels und Luxemburg erklärt Die Linke: »[E]rst die Befreiung aus der Herrschaft des Kapitals und aus patriarchalen Verhältnissen« verwirkliche die »sozialistische Perspektive der Freiheit und Gleichheit für alle Menschen«.23 »Individuelle Freiheit und Entfaltung der Persönlichkeit für jede und jeden durch sozial gleiche Teilhabe« erscheint ihr dabei in sozialistischer Tradition nur im Rahmen einer »Unterordnung der Wirtschaft unter die solidarische Entwicklung«24 möglich. Die Linke will auf dieser ideologischen Grundlage »für einen Systemwechsel kämpfen«.25 Der zentrale Unterschied zu orthodox kommunistischen Parteien wie der DKP ist, bei aller Gemeinsamkeit der Negativbeschreibung des »Kapitalismus«, indes das Bestreben, die gegenwärtige »Vorherrschaft des Kapitals« durch einen »längeren emanzipatorischen Prozess«26 zu überwinden und nicht durch eine gewaltsame Revolution.


    3.2 Rechtsextreme Deutungen


    Während zwischen der kommunistischen und der liberaldemokratischen Freiheitsdeutung eine gemeinsame Grundlage in der prinzipiellen Wertschätzung der individuellen Menschenrechte existiert, von der aus sich beide Lager im Kalten Krieg wechselseitig den Missbrauch des Freiheitsbegriffs vorwarfen, fehlt diese gemeinsame Grundlage zwischen liberaldemokratischer und völkischer Freiheitsdeutung. Im Unterschied zum kommunistischen und vor allem liberaldemokratischen Spektrum ist der Freiheitsbegriff für Rechtsextremisten auch kein unmittelbar herrschaftslegitimierender und -definierender Begriff. Nichtsdestotrotz ist der – inhaltlich ganz anders gefüllte – Freiheitsbegriff für das rechtsextremistische Spektrum aber eindeutig positiv besetzt und von großer ideologischer Bedeutung. Rechtsextreme Deutungen wurzeln dabei durchweg in der spezifischen Begriffstradition der »deutschen Freiheit«.27


    Nachdem infolge des Hitlerputsches im November 1923 die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei (NSDAP) verboten worden war, ging diese zeitweilig in der Nationalsozialistischen Freiheitsbewegung (NSFB) auf. Die NSDAP im Gau Sachsen nannte ihre Tageszeitung »Freiheitskampf«. Die Beispiele derartiger Benutzung des Begriffs »Freiheit« ließen sich lang fortsetzen. Die von der nationalsozialistischen Gesinnung tief geprägte Auflage von Meyers Lexikon aus dem Jahr 1938 erläutert, dass neben der Ehre die Freiheit für den »nordischen Menschen« und »bes[onders] für den Germanen« im »Mittelpunkt aller Werte«28 stehe. »Freiheit« sei nicht »etwas vom Blut Abgelöstes«.29 Die »schöpferische Freiheit« gehöre vielmehr zum »innersten Wesen der Welt nordischen Bluts« und Freiheit sei daher nur möglich in der »nordischen Welt«. »Wahre Freiheit« sei dabei von der »Haltung des Kämpfers« untrennbar. Gerade das Verhältnis von »Führer und Gefolgschaft« basiere auf »Freiheit«. Der Gefolgsmann – so die völkische Logik – folge dem Führer nämlich aus »freiem Entschluss«. Offen lässt der Artikel, wie mit jenen umgegangen wird, die diesen »freien Entschluss« nicht zu fassen bereit sind. Aus dem Kontext lässt sich jedoch herauslesen, dass eine Nichtgefolgschaft gegenüber dem Führer als unehrenhaft, unnordisch und »entartet« angesehen wird. Das ist wiederum gemeinschaftsschädlich und muss verfolgt werden.


    Aus nationalsozialistischer Perspektive wird unter »Freiheit« nicht ein Schutz der Bürger vor Eingriffen des Staates gefasst. Die im Rahmen der NS-Freiheitsdeutung geforderte Unterordnung unter die vom Staat auferlegten Pflichten wird keineswegs zufällig am Beispiel des Waffendienstes ausgeführt. Der Waffendienst sei »nicht ein Verzicht auf individuelle Rechte«, sondern der Mann wahre »kämpfend die Ehre seines Volkes und damit seine eigene«.30 Der Neue Brockhaus von 1941 fasste die NS-Freiheitsdeutung so zusammen: »Frei ist im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung, wer die sittlichen Bindungen an die Gemeinschaft anerkennt und als Persönlichkeit für die Gemeinschaft und im Einklang mit ihr handelt.«31 Wie auch aus kommunistischer, wird aus nationalsozialistischer Perspektive beklagt, dass kaum ein anderer Begriff »so missdeutet und missbraucht« worden sei wie der Freiheitsbegriff.32 Dem lobenswerten »Freiheitskampf« der nationalsozialistischen Bewegung stehe die »missdeutete ›F[reiheit]‹ bei den ›Liberalen‹« gegenüber. Der »ganze liberale Gedankengang, der die F[reiheit] des Individuums gegen die ›Forderungen‹ der Gemeinschaft (des Staates) zu verteidigen müssen glaube«, sei »sinnlos und hinfällig«. Im Programm der NSDAP findet sich keine uneingeschränkt positive Bezugnahme auf die Freiheitsrechte. Unter Punkt 23 wird vielmehr – unter der gegenwärtig wieder aufflammenden Parole der »Lügenpresse« – kaum verhohlen gegen die Presse- und damit gegen die Meinungsfreiheit Stellung bezogen: »Wir fordern den gesetzlichen Kampf gegen die bewusste politische Lüge und ihre Verbreitung durch die Presse.«33


    Mit der »Verordnung des Reichspräsidenten zum Schutze des Deutschen Volkes« vom 4. Februar 1933 und dem »Ermächtigungsgesetz« vom 24. März 1933 wurden in Deutschland dann tatsächlich nahezu unmittelbar nach der Machtübernahme der Nationalsozialisten die in der Weimarer Verfassung garantierten Freiheitsrechte ausgehebelt. Die Meinungs- und Pressefreiheit, die Vereins- und Versammlungsfreiheit galten von nun an nicht mehr. Auf der Grundlage einer behaupteten Bedrohung des Deutschen Reiches durch den Kommunismus im Zuge des Reichstagsbrands gab sich der Staat das Recht, für umfangreiche Eingriffe in das Brief-, Post-, Telegrafen- und Fernsprechgeheimnis, zu Hausdurchsuchungen und zur Beschlagnahmung von Eigentum.


    Die gegenwärtige NPD steht in der rechtstotalitären völkischen Traditionslinie der NSDAP. Im Parteiprogramm der NPD von 2010 wird ersichtlich, dass sie unter Freiheit vor allem die »Freiheit der Völker« und hier speziell die »Freiheit« des deutschen Volks und nicht die Freiheit des Individuums versteht. So wird die Globalisierung als »Kampfansage an die nationalstaatliche Ordnung und damit an die Freiheit aller Völker«34 verstanden. In dieser Hinsicht wähnt sich die NPD wie bereits die NSDAP in einem Freiheitskampf um die Zukunft des deutschen Volks und gegen Zuwanderung und Globalisierung. Ganz in der Traditionslinie des völkischen Denkens werden die »Würde des Menschen« und »persönliche Freiheit« nur als in der »Volksgemeinschaft« verwirklichbar angesehen. Die persönliche Freiheit ende dort, »wo die Gemeinschaft Schaden nimmt«.35 Während der Begriff »Freiheit« im »Politischen Lexikon« der NPD nicht vorkommt, wendet sie sich unter dem Begriff »Liberalismus« dagegen, dass »›Menschenrechte‹ sowie ›freies Spiel der Kräfte‹ […] Vorrang vor der Volksgemeinschaft besitzen«. Die »freie Marktwirtschaft« bezeichnet die NPD – mit formal ähnlicher Begründung wie von kommunistischer Seite – als »uneingeschränktes eigensüchtiges Wirken der Kapitalisten«. Die NPD schließt sich dabei ausdrücklich Arthur Moeller van den Brucks Diktum an: »Am Liberalismus gehen die Völker zugrunde«. »Nationalisten« setzten solchen »liberalistischen Falschlehren die Auffassung vom Staat als Wahrer des Ganzen, als Träger der Volksgemeinschaft« entgegen.36


    Die vorherrschende Freiheitsdeutung der sogenannten Neuen Rechten, die sich in der Grauzone zwischen Rechtskonservatismus und Rechtsextremismus positioniert, lässt sich am Artikel »Freiheit« im von Caspar von Schrenck-Notzing herausgegebenen »Lexikon des Konservatismus«37 ablesen. In aller Klarheit propagiert das Lexikon einen partikularistisch hierarchischen, gegen den Universalismus gerichteten Freiheitsbegriff. Nur etwas weicher in der Wortwahl als der Nationalsozialismus, der militaristisch zwischen Führer und Gefolgschaft gezogen, wird hier die Grenzlinie zwischen »Herren« und den der »Herrschaft Anvertrauten« gezogen. Selbst der »Herr« ist gemäß dieser Ideologie nicht »frei«, sondern es dominiert auch für ihn die »Pflicht«: »Nach konservativer Auffassung ist der ›Herr‹ in seinen Entscheidungen niemals frei von Verantwortung und an die Erfüllung seiner Pflichten gebunden […]; er trägt Verantwortung für seinen nächsten, für die seiner Herrschaft Anvertrauten, für seine Familie.«38 Er habe dabei die »geschriebenen und ungeschriebenen Standespflichten zu erfüllen«, die »Traditionen, Sitten, Gesetze und Normen der kulturellen, sozialen, politischen und ökonomischen Gemeinschaft, denen er angehört, zu wahren, seine Vaterlandspflichten zu erfüllen« und seine »Heimat in Notfalle unter Einsatz von Gut und Leben zu verteidigen«. Grundlegend wird der liberalen Freiheitsauffassung widersprochen: »Der Mensch ist nicht frei geboren.« Die Gewährung von Grund- und Freiheitsrechten könne »niemals unbeschränkt« sein. Wenigen dürren Worten der Nennung der Freiheitsrechte folgt eine sehr lange Liste der »Grenzfestlegungen für die subjektive Freiheit«39, zu der erstaunlicherweise auch Aufträge zählen wie »die Gesellschaft zu festigen« und »Friedensstörer zu bekämpfen«. Erst Grenzfestlegungen geben gemäß dieser Deutung dem »Freiheitsbegriff positiven Inhalt«.40


    In den Reihen der AfD vermengen sich rechtsdemokratische, rechtspopulistische und rechtsextremistische Positionierungen. In der Programmatik der Partei gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass sie die grundsätzliche Opposition von NSDAP und NPD gegen allgemeine Menschen- und Freiheitsrechte teilen würde. In ihrem Programm bekennt sich sie verbal zunächst »uneingeschränkt zur Glaubens-, Gewissens- und Bekenntnisfreiheit«.41 Anschließend fordert sie allerdings, der islamischen Religionsausübung »durch die staatlichen Gesetze, die Menschenrechte und unsere Werte Schranken zu setzen«. Das Urteil der AfD lautet: »Einer islamischen Glaubenspraxis, die sich gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung, unsere Gesetze und gegen die jüdisch-christlichen und humanistischen Grundlagen unserer Kultur richtet, tritt die AfD klar entgegen.«42


    Es handelt sich bei dieser antiislamischen Positionierung der AfD um einen Frontalangriff auf die durch das GG garantierte Religionsfreiheit. In ihrer Radikalität wird diese Position besonders in folgendem Zitat deutlich: »Der Islam gehört nicht zu Deutschland. In seiner Ausbreitung und in der Präsenz einer ständig wachsenden Zahl von Muslimen sieht die AfD eine große Gefahr für unseren Staat, unsere Gesellschaft und unsere Werteordnung.«43 Wer in diesem Zitat Islam durch Judentum und Muslime durch Juden ersetzt, dem sollte nicht entgehen, dass diese Positionierung nicht mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung des GG vereinbar und inhaltlich rechtsextremistisch ist. Ohne im Folgenden die Positionierung der beiden Parteien zur Religionsfreiheit gleichsetzen zu wollen, sei zum Vergleich die historische Position der NSDAP zur Religionsfreiheit in ihrem Parteiprogramm unter Punkt 24 angeführt: »Wir fordern die Freiheit aller religiösen Bekenntnisse im Staat, soweit sie nicht dessen Bestand gefährden oder gegen das Sittlichkeits- und Moralgefühl der germanischen Rasse verstoßen. Die Partei als solche vertritt den Standpunkt eines positiven Christentums, ohne sich konfessionell an ein bestimmtes Bekenntnis zu binden. Sie bekämpft den jüdisch-materialistischen Geist in und außer uns und ist überzeugt, dass eine dauernde Genesung unseres Volkes nur erfolgen kann von innen heraus auf der Grundlage: Gemeinnutz vor Eigennutz.«44


    Zwar hat der rechtsextremistische, völkische »Flügel«, ein Zusammenschluss innerhalb der AfD um Björn Höcke und André Poggenburg, die Positionierung im Programm der AfD sehr stark geprägt. Er konnte sich aber nicht auf ganzer Linie durchsetzen. In dem vom »Flügel« unterstützten Entwurf der AfD Niederbayern wurde etwa – weitergehend als im verabschiedeten Programm – gefordert, sogar den »Bau und Betrieb von Moscheen«45 in Deutschland zu untersagen. Der Islam selbst ist aus der Perspektive der Völkischen in Deutschland »verfassungsfeindlich« und sei »als politische Partei […] zu verbieten«.46 Bis in die Wortwahl gleicht die radikal antiislamische Propaganda der heutigen Völkischen in und außerhalb der AfD inzwischen der historischen radikal antijüdischen Propaganda der völkischen Bewegung der Weimarer Republik. So postete der »Flügel« etwa am 14. Mai 2016 auf seiner Facebook-Seite: »Lassen Sie sich in der Debatte um den Islam nicht von Gutmenschen beirren, die nur auf die Religionsfreiheit des Art. 4 GG verweisen können. Der Islam ist keine Religion im westlichen Sinne. Er ist (auch) eine politische Ideologie. Moscheen sind also eher politische Kaderschmieden als Gotteshäuser. Sie sind Ausbildungszentren für die Boten einer perfiden Eroberungsideologie mit neuer Stoßrichtung.«


    4 »Keine Freiheit den Feinden der Freiheit«?


    In einem Beitrag zur Freiheit aus demokratischer und extremistischer Sicht darf die Auseinandersetzung mit der Konzeption der streitbaren Demokratie nicht fehlen.47 Der Kern der streitbaren Demokratie ist nämlich der Grundgedanke, dass für den Schutz der Freiheit aller die Freiheit von erklärten Gegnern der Freiheit eingeschränkt werden darf. Bereits die Frage, ob man für oder gegen eine streitbare Demokratie in dieser Form ist, spaltet. Das der streitbaren Demokratie teils fälschlich untergeschobene Motto »Keine Freiheit den Feinden der Freiheit« ist indes zutiefst antifreiheitlich und gerade nicht Richtschnur des Denkens der streitbaren Demokratie. Das Zitat wird einem der fanatischsten Köpfe der Französischen Revolution, Louis Antoine de Saint-Just, zugeschrieben. Er galt wegen seiner blutigen Rolle im »Wohlfahrtskomitee« als »Erzengel des Terrors«. Die extremistische Grundnote seiner Positionierung wird in folgendem Ausspruch noch deutlicher: »Was die Republik ausmacht, ist die vollständige Vernichtung dessen, was gegen sie ist.«48


    Kaum ein Zweifel kann daran bestehen, dass völkische Rechtsextremisten in diesem Sinne mit den Freiheitsrechten Andersdenkender, etwa der als »Volksverräter« und Vertreter der »Lügenpresse« Gebrandmarkten, im Fall einer Erringung der Macht umgehen würden. Betrachtet man nun die Reaktionen von extremistischer Seite auf die Instrumente der streitbaren Demokratie, lässt sich eine taktische Instrumentalisierung feststellen. Nachdrücklich berufen sich Extremisten dann auf universal geltende Freiheitsrechte, auch wenn diese ansonsten – wie von völkischer Seite – abgelehnt werden. So schloss der NPD-Anwalt Peter Richter in der mündlichen Verhandlung des Verbotsverfahrens am 3. März 2016 sein Plädoyer in Karlsruhe gegen ein Verbot der NPD mit dem Rosa-Luxemburg-Zitat »Freiheit ist immer die Freiheit der Andersdenkenden«.


    Abseits der Instrumentalisierung der Kritik an der streitbaren Demokratie durch Extremisten ist aber tatsächlich auch eine Grundproblematik der Konzeption selbst festzustellen. Die grundlegenden Freiheitsrechte gelten laut dem Grundgesetz als »unverletzliche und unveräußerliche Menschenrechte« (Art. 1 GG) und stehen unter dem Schutz der sogenannten Ewigkeitsgarantie des Artikels 79 Absatz 3.49 Zugleich sind zahlreiche Freiheitsrechte in Deutschland unter den Vorbehalt gestellt, dass sie nicht der »verfassungsmäßigen Ordnung«50 zuwiderlaufen. Die mögliche Einschränkung von eigentlich »unveräußerlichen und unverletzbaren« Freiheitsrechten auf dieser Grundlage ist dabei kritisch zu sehen. Namentlich Artikel 18 GG erscheint einer »freiheitlichen demokratischen Grundordnung« schlicht unwürdig.51 Er lautet: »Wer die Freiheit der Meinungsäußerung, insbesondere die Pressefreiheit (Artikel 5 Absatz 1), die Lehrfreiheit (Artikel 5 Absatz 3), die Versammlungsfreiheit (Artikel 8), die Vereinigungsfreiheit (Artikel 9), das Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis (Artikel 10), das Eigentum (Artikel 14) oder das Asylrecht (Artikel 16a) zum Kampfe gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung missbraucht, verwirkt diese Grundrechte. Die Verwirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bundesverfassungsgericht ausgesprochen.«


    Die Einführung dieses Artikels in das Grundgesetz im Jahr 1949 ist wohl allein durch die nur kurz zurückliegende, traumatische Erfahrung mit der nationalsozialistischen Diktatur und die Furcht vor dem Überschwappen des Kommunismus aus der Sowjetischen Besatzungszone zu erklären. Es wäre an der Zeit, dieses – in keiner anderen liberaldemokratischen Verfassung anzutreffende antifreiheitliche Element – aus der Verfassung zu tilgen. Soweit durch den Gebrauch von Freiheitsrechten Strafdelikte wie Volksverhetzung begangen werden, lässt sich dies auch ahnden, ohne mit der Keule einer Verwirkung der Grundrechte zu drohen. Schon die Rede von einem »Missbrauch« der Grundrechte in Artikel 18 hat einen überaus unangenehmen Beigeschmack. Die Freiheitsrechte sind allgemeine Menschenrechte, daher darf sie auch kein demokratischer Staat zu seinem Schutz einfach aberkennen.


    In der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland gab es vier Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht gegen Akteure mit rechtsextremistischer, zum Teil offen nationalsozialistischer Gesinnung (Remer, Frey, Dienel und Reisz). Dabei ist intransparent, warum die Antragsteller gerade diese vier Aktivisten ausgewählt haben, dagegen aber auf einen Antrag bei anderen Aktivisten mit ähnlicher Gesinnung und ähnlichen Aktivitäten verzichteten. Aufgrund der Weisheit des Bundesverfassungsgerichts, den Anträgen nicht stattzugeben, führten die Verfahren immerhin in keinem Fall zu einer tatsächlichen Einschränkung von Grundrechten der Beklagten.


    Eine freie Auseinandersetzung zwischen politischen Ideen ist die Essenz der Demokratie. Es besteht daher auch »eine gewisse Spannung zwischen der Vorschrift des Art. 21 Abs. 2 GG [Verfassungswidrigkeit von Parteien] und der politischen Meinungsfreiheit, ohne Frage einem der vornehmsten Rechtsgüter jeder freiheitlichen Demokratie«.52 Verboten wurden in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland bislang die rechtsextreme Sozialistische Reichspartei (1952) und die KPD (1956). Das erste Verbotsverfahren gegen die NPD (2001–2013) scheiterte, das zweite steht kurz vor der Entscheidung.


    Ohne extremistische Akteure ihrer Meinungsfreiheit zu berauben oder sie auch nur zu beschneiden, erscheint es auf der Grundlage der Orientierung an der AEMR jedoch legitim, ihnen kein Recht zur Beseitigung der Freiheit einzuräumen. Wie bereits erläutert, findet laut der AEMR jedes Freiheitsrecht dort seine Grenze, wo es die Freiheit anderer bedroht. Zielt eine Partei erkennbar auf die Abschaffung von »unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten« (Art. 1 GG), sollte sie nicht zum Parteienwettbewerb zugelassen sein. Gemäß der gesamten Anlage des Grundgesetzes ist es Extremisten in Deutschland nämlich verboten, ihre Ideologie zu Lasten der Freiheit aller Bürger umzusetzen. Die partikulare Freiheit der Extremisten, ihre Ideen zu verwirklichen, wiegt hier weit weniger als das Recht aller Bürger, ihre Freiheit zu bewahren. Das Ziel von Parteien ist aber letztlich, die Regierungsverantwortung zu übernehmen und die eigenen Ziele umzusetzen, und die Grundlage eines freien demokratischen Wettbewerbs ist wiederum, dass alle am Wettbewerb beteiligten Parteien die gleichen Chancen dazu erhalten. Da aber eine Chancengleichheit extremistischer Parteien im demokratischen Wettbewerb wegen der gleichzeitigen staatlichen Aufgabe des Schutzes der verfassungsmäßigen Ordnung vor Extremisten prinzipiell gar nicht gewährt werden kann, wäre es im Grunde konsequenter, diese von vornherein vom Wettbewerb auszuschließen. Ansonsten führt dies zu der gegenwärtigen absurd anmutenden Situation, dass der demokratische Staat zugleich einerseits mit staatlichen Mitteln (Programme gegen Extremismus) Extremisten bekämpft und andererseits mit staatlichen Mitteln (Wahlkampfkostenerstattung, Fraktionsgelder, Abgeordnetendiäten etc.) dieselben mit finanziert und damit fördert.


    Ganz anders verhält es sich mit der Frage der Bewertung des möglichen Verbots von extremistischen Vereinen nach Artikel 9 Absatz 2 GG. Während es Extremisten auf der Grundlage der AEMR im Grunde nicht nur verwehrt sein darf, sondern zum Schutz der Freiheitsrechte aller vielmehr sogar verwehrt sein muss, die Freiheitsrechte abzuschaffen, sollte es ihnen zugleich im Namen der universalen Freiheit erlaubt sein, sich gemeinschaftlich mit anderen zu organisieren, solange sie dabei keine durch Strafgesetze gezogene Linien überschreiten. Durch die Möglichkeit, Vereine zu verbieten, ist für den Schutz der Demokratie jedenfalls kaum etwas zu gewinnen, für die allgemeine Geltungskraft der Freiheitsrechte ist aber einiges verloren.


    5 Fazit


    In noch weit stärkerem Maße als »Demokratie« ist »Freiheit« seit der Französischen Revolution zum zentralen Legitimationsbegriff politischer Herrschaft geworden. Keine Bewegung oder Partei würde daher je proklamieren, sie richte sich gegen die Freiheit. Extremisten sprechen sich also für die Freiheit aus, bestimmen ihren Inhalt und vor allem ihre Grenzen aber deutlich anders als liberale Demokraten. Bei den Freiheitsdeutungen gibt es allerdings auf theoretischer Ebene keineswegs eine gleiche Distanz der liberaldemokratischen Deutung zur kommunistischen und zur nationalsozialistischen. Die kommunistische Freiheitsdeutung weist theoretisch eine bedeutende Schnittmenge mit der liberaldemokratischen auf, die völkische/nationalsozialistische Freiheitsdeutung dagegen nahezu keine. Die völkische Rechte lehnt bereits die Idee universaler Menschen- und damit auch Freiheitsrechte ab, die kommunistische Linke befürwortet dagegen theoretisch die Menschen- und damit auch die Freiheitsrechte.


    Mit Blick auf die Herrschaftspraxis sieht es allerdings anders aus. Hier gab es bedeutende Gemeinsamkeiten zwischen der NS-Diktatur und den kommunistischen Regimen in ihrer antifreiheitlichen Grundausrichtung. Die Diktaturen von rechts und links gewährten Freiheitsrechte nur insoweit, als die Bürger sich »frei« entscheiden konnten, der völkischen oder kommunistischen Utopie der Regierenden nicht offen zu widersprechen. Im Alltagsleben war es für die Bürger wohl relativ egal, ob die individuellen Freiheitsrechte wie im Nationalsozialismus prinzipiell negiert wurden oder durch eine radikale Unterordnung der individuellen Freiheitsrechte unter das Ziel der gesellschaftlichen Gleichheit wie im Kommunismus erst faktisch negiert werden. Immerhin bot aber das theoretische Bekenntnis der kommunistischen Regime zu den Menschen- und Freiheitsrechten oppositionellen Gruppen einen Ansatzpunkt für »immanente« Regimekritik.


    Anmerkungen


    
      
        1 Ich danke Magdalena Daller und Sonja Neumann für ihre wertvolle Forschungsassistenz beim Erstellen dieses Beitrags. Gereon Flümann und Eik Welker danke ich für ihre hilfreichen Hinweise, die zur Verbesserung des Beitrags beigetragen haben.

      


      
        2 Vgl. Ludger Kühnhardt, Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 38 (1988) 49, S. 3–13.

      


      
        3 Zur Geschichte des Freiheitsbegriffs vgl. Werner Conze, Freiheit, in: Otto Brunner/Werner Conze/Reinhart Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe: Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Stuttgart 1975, S. 425–542.

      


      
        4 Vgl. Daniel Eberhardt, Der Einfluss der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte auf die Grundrechtsberatungen des Grundgesetzes im Parlamentarischen Rat. in: MenschenRechtsMagazin, 15 (2009) 2, S. 162–172.

      


      
        5 Vgl. Hans H. Klein, Der Freiheitsbegriff der Grundrechte, in: Ders. (Hrsg.), Die Grundrechte im demokratischen Staat. Kritsiche Bemerkungen zur Auslegung der Grundrechte in der deutschen Staatsrechtslehre der Gegenwart, Stuttgart 1974, S. 48–66.

      


      
        6 Vgl. Fareed Zakaria, The Future of Freedom. Illiberal Democracy at Home and Abroad, New York 2003.

      


      
        7 Im Unterkapitel »›Keine Freiheit den Feinden der Freiheit‹?« unten wird noch etwas ausführlicher darauf eingegangen, warum selbst eine gut gemeinte Einschränkung von individuellen Freiheitsrechten, etwa der Meinungsfreiheit bei der Äußerung von Meinungen, die sich gegen die Verfassung richten, aus demokratietheoretischer Perspektive höchst problematisch ist.

      


      
        8 Ab 1973 war die Regelung allerdings deutlich weniger brisant, da von da an nur noch sexuelle Handlungen mit männlichen Jugendlichen unter 18 Jahren unter Strafe gestellt waren.

      


      
        9 Vgl. Michael Hereth, Die Gleichheit als Gegner der Freiheit?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 30 (1980) 31, S. 34–40.

      


      
        10 Vgl. Gret Haller, Die Bedeutung von Freiheit und Sicherheit in Europa und in den USA, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 58 (2008) 5–6, S. 9–14.

      


      
        11 BVerfGE 2, 1 (SRP-Verbot) vom 23.10.1952.

      


      
        12 Vgl. Steffen Kailitz, Politischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland: Eine Einführung, Wiesbaden 2004, S. 28f.

      


      
        13 Jacob L. Talmon, Die Geschichte der totalitären Demokratie, Bd. 1: Die Ursprünge der totalitären Demokratie, Göttingen 2013, S. 38.

      


      
        14 Karl Marx/Friedrich Engels, Das Kommunistische Manifest, Berlin 1945, S. 6.

      


      
        15 Freiheit, in: Meyers Neues Lexikon in acht Bänden, Bd. 3, Leipzig 1962, S. 417.

      


      
        16 Deutsche Kommunistische Partei, Programm der Deutschen Kommunistischen Partei, Berlin 2006, S. 7.

      


      
        17 Vgl. Grundrechte, Sozialistische, in: Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hrsg.), DDR Handbuch, Köln 1985, S. 584–586.

      


      
        18 Vgl. dazu Anja Mihr, Amnesty International in der DDR: der Einsatz für Menschenrechte im Visier der Stasi, Berlin 2002.

      


      
        19 Horst Stowasser, Anarchie! Idee, Geschichte, Perspektiven, Hamburg 2014, S. 9.

      


      
        20 Thesen zur autonomen Bewegung, in: radikal (1981), Nr. 98.

      


      
        21 Autonomie – Sprechblase im Aufwind. Kritik an den Thesen zur autonomen Bewegung, in: radikal (1981), Nr. 99.

      


      
        22 Programm der Partei Die Linke, Berlin 2011, S. 4.

      


      
        23 Ebd., S. 9.

      


      
        24 Ebd., S. 5.

      


      
        25 Ebd.

      


      
        26 Ebd.

      


      
        27 Vgl. Hans Jörg Schmidt, Die deutsche Freiheit: Geschichte eines kollektiven semantischen Sonderbewusstseins, Frankfurt/M. 2010.

      


      
        28 Freiheit, in: Meyers Lexikon, Bd. 4, Leipzig 1938, S. 654.

      


      
        29 Ebd.

      


      
        30 Ebd., S. 655.

      


      
        31 Freiheit, in: Der Neue Brockhaus, Leipzig 1941, S. 114.

      


      
        32 Ebd.

      


      
        33 25-Punkte-Programm der NSDAP, München, 24.2.1920.

      


      
        34 NPD, Das Parteiprogramm der Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD). Arbeit, Familie, Vaterland, Berlin 2010, S. 6.

      


      
        35 Ebd.

      


      
        36 Politisches Lexikon [der NPD], Stichwort Liberalismus, http://www.npd-unterfranken.de/index.php/menue/56/thema/213/Politisches_Lexikon.html (14.10.2016).

      


      
        37 Freiheit, in: Caspar Schrenck von Notzing (Hrsg.), Lexikon des Konservatismus, Graz 1996, S. 186f. Der Titel des Lexikons ist insofern irreführend, als das Lexikon im Kern nur den am rechten Rand siedelnden Nationalkonservatismus, aber nicht die Positionen des Liberalkonservatismus spiegelt. Der gemeinsame Nenner der Beiträge ist die Ausrichtung an einem starken, nationalkonservativ ausgerichteten Nationalstaat.

      


      
        38 Ebd., S. 186.

      


      
        39 Ebd., S. 187.

      


      
        40 Ebd.

      


      
        41 Alternative für Deutschland (AfD), Programm für Deutschland. Das Grundsatzprogramm der Alternative für Deutschland, Berlin 2016, S. 48.

      


      
        42 Ebd.

      


      
        43 Ebd., S. 49.

      


      
        44 25-Punkte-Programm (Anm. 33).

      


      
        45 AfD Niederbayern, Mut zur Verantwortung – Politik für Deutschland. Vorschlag aus Niederbayern für ein Grundsatzprogramm, 2016, S. 11.

      


      
        46 Ebd.

      


      
        47 Zum Konzept der streitbaren Demokratie vgl. Gereon Flümann, Streitbare Demokratie in Deutschland und den Vereinigten Staaten. Der staatliche Umgang mit nichtgewalttätigem politischem Extremismus im Vergleich, Wiesbaden 2015; Eckhard Jesse, Streitbare Demokratie: Theorie, Praxis und Herausforderungen in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1981; Christoph Weckenbrock, Die streitbare Demokratie auf dem Prüfstand: die neue NPD als Herausforderung, Bonn 2009.

      


      
        48 Zitiert nach Der Spiegel, Geschichte. Die Französische Revolution. Aufstand gegen die alte Weltordnung, Hamburg 2010, S. 104.

      


      
        49 Unbeachtet bleibt hier, dass diese »Ewigkeitsgarantie« bei entsprechenden Mehrheitsverhältnissen durch die Verabschiedung einer neuen Verfassung ausgehebelt werden könnte.

      


      
        50 Aufgrund der »Ewigkeitsgarantie« ist hier aber immerhin nicht jeglicher – also auch extremistischer – Deutungsmöglichkeit einer »verfassungsgemäßen Ordnung« die Tür geöffnet.

      


      
        51 Vgl. analog ganz ähnlich in der Argumentation bei Eckhard Jesse, Grenzen des Demokratieschutzes in der offenen Gesellschaft. Das Gebot der Äquidistanz gegenüber politischen Extremismen. in: Uwe Backes/Jesse Eckhard (Hrsg.), Gefährdungen der Freiheit: Extremistische Ideologien im Vergleich, Göttingen 2006, S. 510–513.

      


      
        52 BVerfGE 5, 85 (KPD-Verbot) vom 17.8.1956.

      

    

  


  
    Birgit Enzmann


    Gewalt – Repression – Widerstand


    1 Einführung


    In rechtsstaatlichen Demokratien ist die Anwendung körperlicher Gewalt mit einem dreifachen Tabu belegt: (1) Sie gilt als moralisch verwerflich, da sie tief in die körperliche Unversehrtheit des Opfers eingreift. (2) Sie widerspricht dem rechtsstaatlichen Grundgedanken, die Selbstjustiz durch den gesetzlichen Schutz und die Sanktionsmacht des Staates zu ersetzen. (3) Sie konterkariert das demokratische Prinzip friedlicher Konfliktlösungen, für das die Demokratie vielfältige Beratungs- und Entscheidungsverfahren bereithält. Da Gewalt als letztes Mittel nur mit Gewalt unterdrückt werden kann, ist sie auch in rechtsstaatlichen Demokratien nicht vollständig untersagt. Nach wie vor ist sie im rechtlichen Rahmen des staatlichen Gewaltmonopols und in Notsituationen zulässig: als Selbstverteidigung, Nothilfe und als Widerstand gegen ungesetzliche staatliche Repressionen.


    Gewalt, Repression und Widerstand erweisen sich als Stufen eines Eskalationsprozesses, der das Ende des Gewalttabus und den Rückfall in Anarchie bedeuten kann. Wer deshalb beansprucht, Gewalt zu einem höheren Zweck anzuwenden, muss belegen, dass es das Eskalationsrisiko wert ist. Selbst im extremistischen Umfeld bedarf Gewalt der Legitimation: Nach Schätzungen des Verfassungsschutzes sind »nur« die Hälfte der Rechtsextremisten und unter einem Drittel der Linksextremisten »gewaltorientiert«, das heißt, sie befürworten offen die Anwendung von Gewalt zur Durchsetzung ihrer politischen Ziele.1 Für alle Übrigen bedarf es einer gewissen Rechtfertigung, um sie zumindest zu billigen oder nicht pauschal abzulehnen.


    Begriffsdefinitionen spielen für solche Legitimationsversuche eine wesentliche Rolle: Sie geben nicht nur vor, welche Tatbestände als Gewalt, Repression oder Widerstand gelten. Sie charakterisieren auch die Täter/Protagonisten, definieren den Kreis der zulässigen Opfer/Betroffenen; geben Auskunft über die Ziele der Tat und transportieren eine rechtliche sowie moralisch-politische Wertung. Anhand dieser Bestandteile lassen sich auch demokratiekonforme von extremistischen Deutungen unterscheiden.


    2 Demokratiekonforme Deutungen


    2.1 Gewalt


    Eine allgemeingültige Gewaltdefinition gibt es nicht,2 doch es lässt sich ein unstrittiger Kerngehalt bestimmen: Gewalt ist die »zielgerichtete, direkte physische Schädigung von Menschen durch Menschen«.3 Diese enge Definition der Gewaltkommission der Bundesregierung von 1990 beschränkt sich auf Gewalthandeln durch Personen (»personelle Gewalt«) und dabei wiederum auf körperliche Gewalt wie Schlagen, Treten, Schießen usw.


    Diese Kerndefinition kann erweitert werden, um die für bestimmte Lebenswelten typischen Gewaltformen und Eskalationsprozesse zu erfassen. »Gewalt in der Schule« meint zum Beispiel neben körperlicher Schädigung meist auch massive seelische Gewalt durch Mobbing sowie verbale Gewalt durch regelrechte Hasskampagnen in Sozialen Medien. Besonders komplex sind politische Gewaltprozesse:4 Sie bestehen nicht nur aus personeller Gewalt in Form körperlicher und seelischer Verletzungen, sondern auch aus »Gewalt gegen Sachen«, definiert als Sachbeschädigungen, bei denen die Gefährdung von Menschen in Kauf genommen wird (Brandstiftung, Sabotage). Hinzu kommt die »institutionelle Gewalt«, das heißt die auf das Gewaltmonopol gestützte Befehls- und Sanktionsmacht des Staates. Sie spielt in Eskalationsprozessen eine wichtige Rolle als mäßigender oder verstärkender Faktor.


    Kontrovers diskutiert wird seit den 1970er-Jahren, welche Bedeutung soziale Ungleichheiten und gesellschaftliche Zwänge für die Entstehung von Gewaltprozessen haben und deshalb selbst als »strukturelle Gewalt« eingestuft werden sollten.5 Dafür sprechen zahlreiche Studien, die empfundene Benachteiligung (relative Deprivation) als eine Ursache von Gewaltbereitschaft belegen. Dagegen spricht die erhebliche Schwächung des Gewalttabus, wenn ein nicht überschaubares Feld von Benachteiligungen begrifflich mit körperlicher Gewalt auf eine Ebene gestellt und Tätern als Rechtfertigungsgrund für Gewalttaten ihrerseits eröffnet wird.6 Demokratiekonforme Gewaltdeutungen müssen deshalb stets zwischen der nachhaltigen Sicherung des Gewalttabus und einer möglichst objektiven Einbeziehung aller vergleichbar schweren Formen der Schädigung von Menschen abwägen. Aus dem Ziel, das Gewalttabu zu erhalten, ergeben sich weitere Kriterien für demokratiekonforme Deutungen:


    (1) Um sie nicht von vornherein vom Rechtfertigungszwang zu befreien, sollten keine potenziellen Täterkreise aus der Gewaltdefinition ausgeblendet werden. Die Definition der Gewaltkommission ist hier missverständlich, da sie sich auf »Menschen« beschränkt. Das kann als ein Ausschluss institutioneller Gewalt gedeutet werden, womit das Täterspektrum politischer Gewaltprozesse nicht angemessen erfasst wäre.


    (2) Im Dienst der unvoreingenommenen Untersuchung des Einzelfalls sollten Täter und Opfer sachlich und nicht diskriminierend bezeichnet werden: Die Definition der Gewaltkommission benennt beide als »Menschen« und weist sie als gleichwertige Träger der Menschenwürde aus. Keine Seite wird herabgewürdigt oder heroisiert; keine vorzeitig zum Alleinschuldigen gestempelt.


    (3) Demokratiekonforme Deutungen sollten Rechtfertigungsdruck aufbauen: Dies geschieht beispielsweise dadurch, dass Gewalt als »Schädigung« charakterisiert wird. Die Tat wird so aus der Perspektive des Opfers betrachtet und die negativen Wirkungen rücken in den Fokus. Zur eigenen Rechtfertigung muss der Täter ein (erreichbares) Ziel aufzeigen, dessen Wert die körperliche Unversehrtheit eines Menschen übertrifft. Ungünstig sind dagegen Definitionen von Gewalt aus der Täterperspektive, zum Beispiel als »Machtaktion« oder »Einsatz von physischem oder psychischem Zwang«. Das erleichtert eine positive Darstellung des Täters und seiner Motive, während der zugefügte Schaden ausgeblendet wird.


    (4) Ob ein rechtfertigender Grund für die Gewaltanwendung vorliegt, sollte in der Definition offenbleiben, damit er für jeden Einzelfall nachgewiesen werden muss. Lediglich eine Tatabsicht muss unterstellt werden, um Unfälle auszugrenzen.


    Demokratiekonforme Deutungen des Gewaltbegriffs dienen dazu, ihn im Interesse des Gewalttabus negativ aufzuladen. Leider verleitet das auch im demokratischen Umfeld zur Manipulation: Häufig finden sich Freund-Feind-Klassifikationen (»Verfassungsfeinde«) und gegenseitige Verunglimpfungen: Polizisten als »Bullen«, Aktivisten als »verdreckte Kreaturen«, »Krawallmacher«, »Elemente«.7 Eigene oder sozial akzeptierte Gewaltaktionen werden durch Umbenennung vom Rechtfertigungszwang befreit: elterliche Gewalt als »körperliche Züchtigung«, legale Anwendung körperlicher Gewalt durch die Polizei als »unmittelbarer Zwang«. Im politischen Bereich zeigt sich eine »komplexe Etikettierungslogik«: Menschen bezeichnen, »mehr oder weniger unabhängig vom objektiven Gewaltstatus, jeweils das als negativ bewertete Handeln der ›anderen Seite‹ als Gewalt, das als positiv erlebte Handeln der eigenen Seite als gewaltlos und rechtfertigt dann das eigene Handeln als Reflex auf das von der Gegenseite zu vertretende Malum.« Gewalt werde »zum Generaletikett für Negatives«.8 Dadurch nutzt sich der Abschreckungseffekt des Gewaltbegriffes ab: Der inflationär-manipulative Gebrauch führt erst zur Überbewertung des Gewaltaufkommens, dann zur Banalisierung von Gewalt als minderschwere Allerweltserscheinung. Das Tabu bröckelt: 2011 stimmten in einer Befragung der Universität Bielefeld 19 Prozent der Teilnehmer eher bzw. voll und ganz der Aussage zu: »Wenn sich andere bei uns breit machen, muss man ihnen unter Umständen unter Anwendung von Gewalt zeigen, wer Herr im Hause ist.«9


    2.2 Repression


    »Repression«, abgeleitet vom lateinischen Wort repressio (Zurückdrängen), meint im juristischen Sprachgebrauch die Anwendung der staatlichen Befehls- und Zwangsbefugnisse, um Straftaten und sonstige Rechtsverletzungen aufzuhalten und zu ahnden. Der dabei wertneutral gebrauchte Begriff dient als Sammelbegriff für das legale Maßnahmenspektrum, das von Veranstaltungsverboten bis zur Anwendung körperlicher Gewalt bei Verhaftungen reicht.


    Im politischen Bereich wird der Begriff anders gedeutet. »Repression« meint hier Kontroll- und Sanktionsmaßnahmen speziell gegen politische Akteure. Die Bundesrepublik versteht sich dabei als »streitbare Demokratie«: Die freiheitliche demokratische Grundordnung soll mit speziellen, über die normale Kriminalitätsbekämpfung hinausgehenden Mitteln verteidigt werden. Hierzu gehören die Arbeit des Verfassungsschutzes, beamtenrechtliche Regelungen und die Ahndung besonderer Straftatbestände wie Propagandadelikte (§§ 86, 86a StGB) oder Volksverhetzung (§ 130 StGB). Das Grundgesetz sieht mehrere verfassungsrechtliche Sanktionen vor: das Verbot von Vereinen (Art. 9 Abs. 2 GG) und Parteien (Art. 21 Abs. 2 GG) sowie den Entzug individueller Grundrechte (Art. 18 GG).


    Als Besonderheit können Instrumente streitbarer Demokratie schon gegen Personen und Gruppierungen eingesetzt werden, bevor diese ihre antidemokratischen Ziele gewaltsam durchzusetzen versuchen.10 Laut Bundesverfassungsgericht reicht es aus, dass in Reden und Handlungen eine »aktiv kämpferische, aggressive Haltung gegenüber der bestehenden Ordnung« sowie das Ziel ersichtlich werden, das Funktionieren der Ordnung zu beeinträchtigen. Konkrete Pläne müssen nicht vorliegen.11 Auch der seit 1973 vom Verfassungsschutz verwendete Fachterminus »extremistisch« basiert lediglich auf der radikalen Ablehnung der verfassungsmäßigen Ordnung, nicht auf entsprechenden Taten. Das Verdikt kann also auch nicht gewaltorientierte Oppositionsgruppen treffen, die damit praktisch aus dem seriösen demokratischen Diskurs ausgeschlossen werden.


    Da der Terminus »freiheitliche demokratische Grundordnung« im Grundgesetz nicht weiter ausgeführt ist, hatte das Bundesverfassungsgericht 1952 eine Liste von »mindestens« zur Grundordnung gehörenden Merkmalen formuliert.12 Die Liste lässt durch ihre Unabgeschlossenheit aber viel Raum für Interpretationen. Infolgedessen ist der Kreis der Betroffenen, die vermeintlich zulässigen politischen Repressionen ausgesetzt sind, nicht klar begrenzt. Besondere Breitenwirkung hatte der sogenannte Extremistenbeschluss von 1972. Ziel dieses Verwaltungsabkommens zwischen Bund und Ländern war es, die gesetzlich vorgeschriebene Verfassungstreue künftiger Beamter durch eine Regelanfrage zu überprüfen. Ein umstürzlerischer »Marsch durch die Institutionen« zur Unterwanderung der Demokratie sollte so verhindert werden. Über 3,5 Millionen routinemäßige Anfragen wurden an den Verfassungsschutz gestellt und dann etwa 1.000 Personen – vom Lehrer bis zum Postboten – nicht in den öffentlichen Dienst übernommen. Zudem wurden bislang zwei Parteien (SRP 1952, KPD 1956) und über 60 Vereine verboten. Einem Antrag auf Entzug individueller Grundrechte hat das Bundesverfassungsgericht jedoch nie stattgegeben.


    Kritiker stellen infrage, ob die Konzeption politischer Repressionen aufgrund ihrer Vorfeldverlagerung und der Interpretierbarkeit der Maßstäbe den Gegebenheiten einer reifen Demokratie und Zivilgesellschaft noch entspricht.13 Befürworter verteidigen Art und Ausmaß der Instrumente als unverzichtbar. Die Möglichkeiten würden seit einer kurzen Phase intensiver Nutzung bis Mitte der 1960er-Jahren zudem nicht ausgeschöpft.14 »Repression« wird somit je nach Staats- und Demokratieverständnis der Betrachter unterschiedlich gedeutet: wertneutral für das Vorgehen gegen Gesetzesverstöße, positiv als entschlossenes Vorgehen gegen Verfassungsgegner und negativ als harte Sanktions- und Diskriminierungsmaßnahmen gegen Oppositionelle.


    2.3 Widerstand


    Gegen illegitime Machtansprüche und Rechtsbrüche kennt das abendländische Denken seit der Antike als äußerstes Mittel ein moralisches Recht auf Widerstand. Er kann aktiv, das heißt mit Gewalt bis hin zum »Tyrannenmord«, oder passiv, das heißt gewaltlos erfolgen. Beides beinhaltet den Bruch geltender Gesetze. Ein moralisches Recht auf Widerstand untergräbt deshalb potenziell das Rechtsbewusstsein der Bevölkerung, riskiert eine Eskalation der Gewalt oder sogar den Rückfall in die Anarchie. Dennoch sieht das Grundgesetz in Artikel 20 Absatz 4 ein Recht auf Widerstand vor: Träger sind alle Staatsangehörigen. Das Widerstandsrecht richtet sich gegen alle, die die verfassungsmäßige Ordnung zerstören wollen. Einzig zulässiges Ziel des Widerstands ist die Verteidigung der in Artikel 79 Absatz 3 genannten Prinzipien der Demokratie, des Rechts-, Sozial- und Bundesstaats sowie der Menschenwürde. Widerstand wird damit im Sinne des Konzepts der streitbaren Demokratie gedeutet. Wer nicht die geltende Verfassungsordnung sichern, sondern nur eigene Rechte durchsetzen oder eine völlig neue Ordnung errichten will, kann sich auf das Widerstandsrecht des Grundgesetzes nicht berufen. Zudem ist Widerstand nur als Ultima Ratio zulässig, darf also erst dann geleistet werden, wenn friedliche Konfliktlösungsverfahren und der Rechtsschutz nicht mehr vorhanden sind.15


    Wiederholt wurde in der Bundesrepublik aber diskutiert, ob der Begriff aus der philosophischen Tradition des Widerstandsrechts heraus nicht anders zu deuten wäre. Könnte Widerstand nicht auch moralisch legitim sein, um Entscheidungen mit irreversiblen Folgen zu verhindern? Als Beispiel dienen die Betriebsrisiken und Entsorgungsprobleme von Atomkraftwerken oder die existenziellen Belange von Dauerminderheiten, die keinerlei Aussicht besitzen, je die demokratische Mehrheit zu stellen. Zu Letzterem überwiegt in der breiten Diskussion jedoch die Ansicht, dass in rechtsstaatlichen Demokratien aufgrund der vielfältigen juristischen und legalen politischen Instrumente zum Schutz von Minderheitenrechten und Meinungsfreiheit selbst existenzielle politische Ziele keine Ausnahme vom Gewalttabu rechtfertigen. Aktiver Widerstand kommt nur als Ultima Ratio infrage.16


    Strittig ist im demokratischen Diskurs weiterhin die Zulässigkeit des sogenannten zivilen Ungehorsams, einer besonderen Form des passiven, gewaltlosen Widerstands. Durch öffentliche, rechtsverletzende Aktionen sollen Staat oder Gesellschaft auf ein gravierendes Problem aufmerksam gemacht und ein offener demokratischer Diskurs darüber angestoßen werden. Dabei gehört es zwingend zur Definition und Strategie des zivilen Ungehorsams, die gesetzliche Strafe für den Rechtsbruch zu akzeptieren. Auf diese Weise unterstreichen die Täter die Ernsthaftigkeit ihres Anliegens und betonen, dass sie Moral- und Rechtsbewusstsein keineswegs unterlaufen, sondern im Gegenteil an sie appellieren wollen. In liberalen und linken Kreisen gilt der zivile Ungehorsam deshalb trotz Rechtsbruchs in einer intakten rechtsstaatlichen Demokratie als moralisch vertretbar.17 Konservative Kreise schreiben dem zivilen Ungehorsam dagegen eine Schlüsselstellung in Radikalisierungsprozessen von legalem Protest zu politischer Gewalt zu.18 Der Bundesgerichtshof und andere deutsche Gerichte haben deshalb wiederholt Teilnehmer an Sitzblockaden wegen gewaltsamer Nötigung verurteilt.19 Verkehrsteilnehmer seien durch die Körper der Demonstranten und davor stoppende Fahrzeuge zum Anhalten gezwungen worden. Die Einstufung als Gewalt ermöglichte ein höheres Strafmaß und sollte Sympathisanten und Nachahmer abschrecken. Die Blockierer selbst bezeichneten ihre Aktionen dagegen als ausdrücklich gewaltfrei und kritisierten die Rechtsprechungspraxis als Versuch, die moralisch-politischen Beweggründe ihres Protests zu diskreditieren.


    3 Extremistische Deutungen


    3.1 Linksextremismus


    Charakteristisch für linksextremistische Rechtfertigungsstrategien ist es, das Gewalttabu vordergründig anzuerkennen und daraus das Recht auf Gegengewalt abzuleiten. Dem Staat, dem »System« und politischen Gegnern werden dabei nicht nur physischer Zwang, sondern alle mutmaßlich freiheitsbeschränkenden Regulierungen und geduldeten Ungleichheiten als »Gewalt« angelastet. Dieser negativ bewerteten »unterdrückenden« Gewalt wird dann die eigene, positiv bewertete »befreiende« oder »emanzipierende« Gewalt entgegengestellt. Diese Strategie reicht bis in die 1960er-Jahre zurück. Damals radikalisierten sich Teile der Protestbewegung und verselbstständigten sich als extremistische, teils terroristische Splitter. Argumente der 68er-Bewegung, der zeitgenössischen Gesellschaftstheorie und aus Revolutionsschriften von Che Guevara bis Mao Tse-tung wurden zu schweren Vorwürfen kombiniert:20 Die Bundesregierung beteilige sich an einer imperialistischen Außenpolitik der USA. Sie habe sich weder personell noch in ihren Herrschaftspraktiken vom Faschismus gelöst. Die repräsentative Demokratie sei bloße Fassade und durch den dominanten Einfluss der Wirtschaftsinteressen korrumpiert. Statt auf Freiheit und Gleichheit basiere der westdeutsche Staat auf struktureller Gewalt und einer einseitigen »repressiven Intoleranz« gegenüber freiheitlichen Bewegungen.21


    Als Belege für solche Repressionen dienten das Parteiverbot der KPD, die Rechtsprechungspraxis des Bundesgerichtshofs gegen Sitzblockaden und die Erschießung des Studenten Benno Ohnesorg 1967 durch einen Polizisten am Rande einer Demonstration. In den 1970er-Jahren kamen Vorwürfe gegen die Haftbedingungen linker Terroristen hinzu: »Isolationsfolter«, »Staatsterror«, Zwangsmaßnahmen wie die »in den Konzentrationslagern der Nationalsozialisten«.22 Der Repressionsbegriff wird aber nicht nur in Zusammenhang mit mutmaßlich unzulässiger staatlicher Zwangsausübung gegen linke Aktivisten verwendet. Repression erfolge auch durch in Deutschland allgegenwärtige strukturelle Gewaltverhältnisse.23 »Repression« und »unterdrückende Gewalt« werden so zu flexibel einsetzbaren Stigmata.


    Davon trennen Linksextremisten eine »befreiende Gewalt«, die ihrer Ansicht nach nicht dem Gewalttabu unterliegt, weil sie Repressionen abwehren, beseitigen oder einer breiteren Öffentlichkeit bewusst machen soll. Der linke Aktivist Rudi Dutschke riet zu einer gezielten Eskalationsstrategie: Der herrschenden Gewalt müsse man eine sich steigernde Gegengewalt entgegensetzen und damit den Staat provozieren, sein ganzes repressives Repertoire offenzulegen.24


    Um die Differenzierung zwischen guter befreiender und böser unterdrückender Gewalt zu stützen, bezeichnen Extremisten eigene Aktionen meist als »Gegengewalt«, »Kampf«, »Revolution« oder »Guerilla«, oft adjektivisch erweitert um die bekämpften Missstände: antiimperialistisch, antifaschistisch, antikapitalistisch. Häufig ist auch die Charakterisierung als Widerstand anzutreffen, orientiert an einer Argumentation Marcuses: Diese proklamiert ein Naturrecht auf Widerstand für unterdrückte und überwältigte Minderheiten. Da Gesetz und Ordnung stets dem Schutz der etablierten Hierarchie dienten, könnten die, die unter ihnen leiden, nicht auf gesetzliche Mittel zu ihrer Befreiung verwiesen werden. »Wenn sie Gewalt anwenden, beginnen sie keine neue Kette von Gewalttaten, sondern zerbrechen die etablierte.«25 Im Gegensatz zum demokratischen Verständnis ist Widerstand hier kein konservatives, sondern revolutionäres Instrument zur Errichtung einer anderen Ordnung. »Widerstand« wird deshalb im Linksextremismus gleichbedeutend mit »Kampf«, »revolutionärer Gewalt«, »militanter Aktion« etc. verwendet. Antifaschistische Gruppierungen berufen sich zuweilen auch auf den Widerstandsbegriff des Grundgesetzes: Die Verfassung enthalte durch die Ewigkeitsgarantie für Menschenwürde, Sozial- und Rechtsstaat einen antifaschistischen Auftrag, dem die politische Führung nicht nachkomme, wenn sie rechtsextremistische Organisationen dulde. Dagegen sei Widerstand erlaubt.26


    Das Verständnis der eigenen Gewalt als per se »gute« Gegengewalt wird durch die Definition der Ziele als Antiimperialismus, Antifaschismus- und Antikapitalismus unterstrichen. Hinzu kommen mitunter das aus der marxistisch-leninistischen Ideologie stammende Fernziel einer herrschaftsfreien kommunistischen Gesellschaft oder das revolutionäre Nahziel einer sozialistischen Übergangsform, zum Beispiel einer Räterepublik.


    Der Kreis der zulässigen Opfer wird durch die Begriffe »Kampf« und »Widerstand« auf andere Gewaltakteure und Unterdrücker eingegrenzt. Obwohl das linksextremistische Umfeld die terroristische Gewalt der Roten Armee Fraktion (RAF) im Prinzip billigte, löste die Ermordung eines jungen amerikanischen Soldaten durch die RAF heftige Kritik aus. Die Schädigung Unbeteiligter müsse zur Aufrechterhaltung des eigenen moralischen Anspruchs vermieden werden.27 Als Beteiligte und damit zulässige Opfer gelten dagegen der »repressive«, »faschistische« Staat, verkörpert vor allem durch Polizisten, die als »Bullen«, »Schweine« oder »staatlich bezahlte Gewalttäter« dehumanisiert werden. Sie körperlich zu schädigen, bedarf nach linksextremistischem Verständnis keiner gesonderten Rechtfertigung mehr, das heißt, es müssen keine repressiven Aktionen vorausgegangen sein.28 Gleiches gilt für Mitglieder rechter Gruppierungen (»Nazis«, »Glatzen«). Hochrangige Wirtschaftsvertreter werden als »imperialistische Ausbeuter« oder »Kapitalisten« ebenfalls in die Opferliste aufgenommen, außerdem Journalisten und Wissenschaftler, die missliebige Ansichten vertreten. Besonderes Feindbild war über viele Jahre die »Springer-Presse«, da die Bild-Zeitung aufgrund ihrer Berichte über den Studentenführer Rudi Dutschke für das auf ihn von einem Rechtsextremisten verübte Attentat mitverantwortlich gemacht wurde.29 Hinzu kommen »Feinde«, die für einen begrenzten Zeitraum in Zusammenhang mit aktuellen Streitthemen aufgegriffen werden: Immobilienbesitzer, Bau- und Rüstungsfirmen, NATO-Einrichtungen, Energieunternehmen, die Bundesärztekammer und viele mehr.


    Der bis heute wichtigste Bestimmungsfaktor des Opferkreises ist der Faschismusvorwurf. Er wurde zu einer regelrechten »Hassstrategie« ausgebaut.30 Hierzu hat sich eine eigene subkulturell geprägte Szene der »Autonomen« entwickelt, die mit Kampfausrüstung als »Schwarze Blöcke« das Bild in Demonstrationen oder in als »Massenmilitanz« bezeichneten Straßenkrawallen beherrschen wollen. Ihre Konfrontationsgewalt richtet sich gleichermaßen gegen rechte Demonstranten wie Polizisten. Reste des Gewalttabus werden dabei vom Eventcharakter der Aktionen verdrängt.31


    Das linksextremistische Tatspektrum von »Kampf«, »Widerstand« und Ähnlichem ist weit gefasst. In den 1960er-Jahren überwogen Sachbeschädigungen, Sitzblockaden und Gewalt gegen Sachen in Form von Brandstiftung. Im Umfeld von Demonstrationen waren Steinwürfe und Körperverletzungen gegen Polizisten zu verzeichnen. Verschiedene Gruppen mahnten zu einem »verantwortungsvollen Umgang mit Gewalt«, der niemals Leben gefährden dürfe. In der Praxis wurde das von Linksextremisten aber nicht eingehalten – von den exzessiven Körperverletzungen, Entführungen, Brandanschlägen und Morden des Linksterrorismus, die von vielen Extremisten mit hämischen und menschenverachtenden Kommentaren begrüßt wurden, gar nicht zu reden.32 Die Bezeichnungen für die Gewalttäter, wie »Stadtguerilla« als Parallele zu den lateinamerikanischen Revolutionen, »militärischer Arm der Revolution«, »militante Antifa(schisten)« etc., zielen darauf, ihnen eine Rolle in bedeutsamen politischen Entwicklungen zuzuweisen.


    3.2 Rechtsextremismus


    Das dreifache Gewalttabu rechtsstaatlicher Demokratien hat innerhalb der rechtsextremistischen Ideologie keinen Bestand. An die Stelle des moralischen Tabus durch gleiche Menschenwürde rückt der Glaube an die Minderwertigkeit anderer ethnischer und sozialer Gruppen. Die demokratische Verpflichtung zur friedlichen Konfliktbeilegung auf Augenhöhe wird durch Autoritarismus und Antipluralismus ersetzt; das staatliche Gewaltmonopol wird nur soweit anerkannt, wie sich die staatlichen Ziele mit den eigenen decken. Die Anwendung körperlicher Gewalt zur Durchsetzung eigener Ziele unterliegt im Rechtsextremismus somit keinen prinzipiellen Einschränkungen, aber einer »taktischen Zivilisierung«:33 Die NPD und die 2011 mit ihr fusionierte DVU sehen spätestens seit der Wiedervereinigung eine Chance, in der bürgerlichen Mitte der Gesellschaft Fuß zu fassen. Um das nicht zu gefährden, distanzieren sie sich offiziell von Gewalt und fordern die Mitglieder autonomer rechtsextremistischer Gruppierungen auf, sich bei Parteiveranstaltungen friedlich zu verhalten und auf martialische Outfits zu verzichten. Ganz offen werden solche Distanzierungen rein taktisch mit der Sorge um gemäßigte Unterstützer begründet. Inoffizielle Äußerungen signalisieren dagegen Zustimmung zu Gewalt.34 Denn autonome Gruppen erschließen trotz oder gerade wegen ihrer Gewalttätigkeit potenzielle jugendliche Wählerschichten, die durch legale Parteiarbeit nicht zu erreichen sind.


    Der Rechtsextremismus hat sich aus gemeinsamem Interesse der verschiedenen Akteure an Breitenwirkung ausdifferenziert.35 Das entspricht dem von der NPD entwickelten »Viersäulenkonzept«, bestehend aus dem Kampf um die Parlamente, um die Köpfe, um den organisierten Willen (also die politische Einheit rechtsextremistischer Organisationen) sowie dem »Kampf um die Straße«. Während »Kampf« in den ersten drei Säulen für entschlossene, aber gewaltfreie Aktionen steht, ist die Formel »Kampf um die Straße« dem Vokabular der NSDAP entnommen. Sie weckt bewusst Assoziationen zu gewaltsamen Aktionen zur Zeit des Nationalsozialismus und öffnet die Strategie für die Beteiligung gewaltorientierter, parteiunabhängiger Gruppen.36 Rechtsextremistische Gewalttäter definieren sich vorrangig als »Kämpfer«.37


    Der zulässige Opferkreis rechtsextremistischer Gewalt, verübt durch die klassischen Neonazistrukturen aus sogenannten Kameradschaften, Paramilitärs wie der Wehrsportgruppe Hoffmann oder Terrorzellen wie dem Nationalsozialistischen Untergrund (NSU), ist nahezu unbegrenzt. Bis in die 1970er-Jahre richtete sich die Gewalt vor allem gegen jüdische Einrichtungen und Personen, gegen Ausländer und Kommunisten.38 Ab den 1980er-Jahren erweiterten sich die Feindbilder: Der wachsende Zuzug von Migranten bot die Gelegenheit, rassistische Motive mit aktuellen wirtschaftlichen Problemlagen wie Arbeitslosigkeit, überforderten Renten- und Sozialsystemen und der Angst vor den Kosten und Folgen der europäischen Integration zu verknüpfen.39 Asylbewerber, diffamiert als »Sozialschmarotzer« und »Scheinasylanten«, gegen die es sich zu verteidigen gelte, wurden zu einem der Hauptangriffsziele.40 Hinzu kamen in den 1990er-Jahren linke Aktivisten (»Zecken«). »Anti-Antifas« und »Autonome Nationalisten« betrachten diese als Konkurrenten um öffentliche Aufmerksamkeit, aber auch um dieselbe Zielgruppe desintegrierter, orientierungsloser und damit leicht manipulierbarer Jugendlicher. Deshalb gleichen sie sich in Outfit und Vorgehen ihren Gegnern an und machen ihnen so ein Markenzeichen streitig. Zur ideologischen Abgrenzung und Legitimation der Konfrontationsgewalt werfen die rechtsextremistischen Gruppen den Linken eine antideutsche Umerziehung und Unterwanderung deutscher Kultur und Werte vor.41


    Aufgrund der autoritären Ordnungsvorstellungen von Rechtsextremisten sind Staatsgewalt und Gewaltmonopol nicht das primäre Angriffsziel. Dennoch spielt der Verweis auf staatliche Repression in der rechtsextremistischen Propaganda eine wachsende Rolle. Verschiedene Gruppen beklagen polizeiliche »Schikane und Willkürmaßnahmen«42. Die Parteien NPD und Die Rechte sehen sich zu Unrecht durch »Repressionsmaßnahmen wie Berufsverbote, Hotel- und Kontenkündigungen« behindert.43 Ein NPD-Funktionär warf der Polizei vor, gewaltsame Ausschreitungen am Rande einer Kölner Anti-Islam-Demonstration im Oktober 2014 durch »repressives Vorgehen« provoziert zu haben, um weitere Veranstaltungen verbieten zu können. Staatliche Repression wird dabei nicht als per se unzulässig und als pauschale Rechtfertigung für Gewalt gegen Polizisten gesehen. Die Zwangsmaßnahmen gegen die eigene politische Richtung werden aber als fehlgeleitet oder unprofessionell angeprangert und als Folge von Staatsversagen gewertet. Die durch den Staat nicht mehr angemessen erfüllten Aufgaben müssten zudem als Akt der »kollektiven, politischen Notwehr« selbst übernommen werden.44


    Rechtsextremisten fühlen sich jedoch nicht nur von einem Staat verraten, der seine Pflichten gegenüber dem eigenen Volk nicht erfülle, sondern auch von den Medien verleumdet. So proklamierte die Terrorgruppe NSU in einem Video: »[…] Taten statt Worte – Solange sich keine grundlegenden Änderungen in der Politik, Presse -und Meinungsfreiheit vollziehen, werden die Aktivitäten weitergeführt.«45 Andere Gruppen verweisen auf politische, soziale und kulturelle Verhältnisse, die die Identität und Autonomie des deutschen Volkes gefährden würden.46 Politische und kulturelle Autonomieansprüche werden meist zusammengedacht und zum »führerlosen Widerstand« gegen die Unterjochung durch eine von Israel oder »der Hochfinanz« fremdgesteuerte Regierung aufgerufen, wie beispielhaft durch die Autonomen Nationalisten Marl: »Widerstand gegen die Strippenzieher des (Multikulti-)Internationalismus die dafür sorgen das in deinem Klassenzimmer kaum noch deutsch gesprochen wird«.47 Widerstand wird als Verteidigung einer »wahren« Ordnung verstanden und lässt sich somit beliebig einsetzen.


    Ein Nahziel rechtsextremistischer Gewalt, das sowohl von Skinheads als auch ganz offiziell von der NPD-Jugendorganisation JN vertreten wird, sind »national befreite Zonen«. Gemeint sind staats- und rechtsfreie Räume, die unter alleiniger Kontrolle der Rechtsextremisten stehen und die für Ausländer, Migranten, Asylbewerber, Obdachlose und Homosexuelle zu Angstzonen werden, in denen ihnen das Leben unmöglich ist.48 Fernziele sind ein »neuer Mensch« oder ein »Viertes Reich«, die sich beliebig mit Inhalten füllen lassen, um Gewalt zu legitimieren.


    Der Stellenwert politischer Motive darf im subkulturell geprägten Rechtsextremismus nicht überschätzt werden. Der Eventcharakter und typische Motive von Jugendgewalt wie Langeweile, Frustrationsabbau, Lustgewinn etc. spielen vor allem bei rechtsextremistischen Jugendlichen im Umfeld der Skinheadszene eine wesentliche Rolle.49 Sie haben aus dieser Jugendsubkultur Männlichkeitsideale, Sexismus, das Bewusstsein des Außenseiters und eine von Musik und Alkohol dominierte Partykultur übernommen. Dies erzeugt zusammen mit rechtsextremistischer Homophobie und Fremdenfeindlichkeit die Bereitschaft zu enthemmter Gewalt. Meist sind es direkte und mit äußerster Brutalität gegen Nichtdeutschstämmige sowie gegen marginalisierte Gruppen wie Behinderte, Homosexuelle oder Obdachlose ausgeübte körperliche Attacken. Die Gewaltexzesse werden in Liedtexten, Videos und Sozialen Medien ästhetisiert und verherrlicht. Gewalt wird hier zum Selbstzweck, der außer dem lapidaren Hinweis auf einen »Gegner« oder »Sie«, die an allem schuld sind, keiner Rechtfertigung mehr bedarf.50


    3.3 Islamistischer Extremismus


    Im Mittelpunkt islamistischer Rechtfertigungsstrategien von Gewalt steht der Begriff des Dschihad. In einem islamischen, nicht extremistischen Verständnis sind darunter die »Anstrengungen« oder »Bemühungen« zu verstehen, die ein Muslim zu unternehmen hat, um den Islam zu stärken. Dabei besteht der »große Dschihad« in der Vervollkommnung der persönlichen Lebensführung und Glaubenspraxis, der »kleine Dschihad« in der gegebenenfalls auch gewaltsamen Verteidigung des Islam gegen alle destabilisierenden Anfeindungen. Gewaltanwendung ist dabei auch vorsorglich erlaubt, um zum Beispiel die drohende Verführung zu unislamischem Verhalten zu verhindern.51 Islamistische Gruppen deuten diesen kleinen Dschihad als individuelle Pflicht jedes einzelnen Muslims. Dem Schutzgut »Islam« geben sie eine umfassende Bedeutung als Einheit von Religion, Recht, gesellschaftlicher und politischer Ordnung. Nur wo diese Einheit vollständig hergestellt sei, könne ein Muslim ein gottgefälliges Leben führen. Die Unterwerfung von Muslimen unter unislamische Regierungen müsse deshalb unter Umständen auch gewaltsam beseitigt werden.52 Die konkreten Ziele können in verschiedenen islamistischen Richtungen etwas variieren. Wesentlich unterscheiden sich die Richtungen aber nur in der Wahl der zulässigen Mittel: Während einige Richtungen Gewalt ablehnen und sich auf Propaganda und Missionierung beschränken, rufen andere alle Muslime zum Dschihad im Sinne eines »Heiligen Krieges« auf.53


    Abgesehen von der pauschalen Legitimation von Gewalt gegen »den Westen«, gegen alle Ungläubigen und unislamischen Personen erheben Islamisten auch konkrete massive Gewalt- und Repressionsvorwürfe gegen Deutschland. Im Mai 2011 waren bei Protesten vor einem Bundeswehrposten in Afghanistan mehrere Demonstranten getötet worden. Die Bundeswehr wird deshalb in einer Onlinezeitschrift als »Armee Nazi-Deutschlands« bezeichnet, die auf Demonstranten geschossen und dabei auch Kinder getötet habe. Sie sei außerdem nachts in Häuser eingedrungen, um die Bewohner zu ermorden. Die Taliban würden darauf mit Märtyreroperationen reagieren.54


    Immer wieder erklären Islamisten, dass aufgrund der Beteiligung Deutschlands an der ISAF-Mission in Afghanistan Rache und Vergeltung für die muslimischen Opfer geübt werden müsse. Gewalt wird hier also als legitime Gegengewalt gedeutet. Vorgeworfen werden Deutschland aber auch Repressionen gegen die hier lebenden Muslime. Bezugnehmend auf die Verurteilung der extremistischen Sauerland-Gruppe und einiger Unterstützer heißt es, Muslime würden für die Unterstützung des Islam verfolgt und ihrer Glaubensfreiheit beraubt. Die rechtsstaatlich-demokratische Ordnung Deutschlands wird als eine Art strukturelle Gewalt gegen die muslimische Bevölkerung verstanden: Das deutsche Prozessrecht, Familienrecht und Strafrecht widerspreche den Regeln der von Gott geoffenbarten Scharia. Außerdem sei die Volkssouveränität eine gotteslästerliche Leugnung der Souveränität Gottes. Solange Muslime also nach deutschem Recht behandelt und der Volksherrschaft unterworfen würden, könnten sie kein Leben nach den Regeln der islamischen Religion führen. Das Unrechtssystem müsse mit allen Mitteln bekämpft und geschwächt werden.


    Demnach sollen zunächst Freiräume geschaffen werden, in denen Muslimen ein Scharia-konformes Leben möglich sei und widersprechendes weltliches Recht nicht befolgt werden muss. Langfristig sollen aber alle Staaten, in denen Muslime leben, nach islamischen Vorgaben umgestaltet werden. Ausführlich wurde diese Argumentation etwa 2011 in einem Terroraufruf des Bonner Dschihadisten Mounir Chouka entfaltet. Doch auch im mutmaßlichen IS-Bekennerschreiben zu den Pariser Anschlägen vom November 2015 wird auf die Verführung von Muslimen durch den europäischen Sittenverfall und den »Kreuzzug« gegen die muslimische Welt verwiesen und zu weiteren Terrorakten aufgefordert. Dies entspricht dem klassischen Muster eines Aufrufs zum Widerstand. Der Begriff fehlt hier, ist aber für das Selbstverständnis islamistischer Organisationen im arabischen Raum von großer Bedeutung. Sie sehen sich oft selbst als Widerstandskämpfer. So steht beispielsweise das Kürzel HAMAS für Harakat al-Muquawama al-Islamiyya (deutsch: Islamische Widerstandsbewegung).


    Täter, die ihre Gewalt als religiöse Pflicht bezeichnen, werden als »Mujaheddin« (Glaubenskämpfer), »Taliban« (Koranschüler) oder »Märtyrer« überhöht. Das Spektrum reicht in Deutschland von kaum vernetzten Einzeltätern, unabhängigen Kleingruppen bis hin zu Gruppen mit enger Verbindung zum international operierenden Terrorismus.


    Der zulässige Opferkreis ist in Deutschland praktisch unbegrenzt. Aufgerufen wird zum »Töten von deutschen Bundesbürgern nach dem Pyramidensystem«: angefangen bei Politikern, Beamten bis hin zu beliebigen Bürgern, die sich nicht von den »Verbrechern der deutschen Regierung« distanziert hätten.55 Um die Legitimation als Gegengewalt und Widerstand zu unterstreichen, werden die Opfer beschuldigt, »Zionisten«, »Kreuzzügler«, »Feinde des Islam« zu sein.56 Da der Koran die Tötung von Gläubigen verbietet, ist außerdem die Etikettierung als »Ungläubige« von zentraler Bedeutung. Damit werden Personen aus dem »Haus des Friedens« (Dar al-islam) ausgegrenzt und stattdessen dem »Haus des Krieges« (Dar al-harb) zugewiesen.57 Unter »Haus« ist hier die Rechtsgemeinschaft zu verstehen, der eine Person angehört. Aus islamischer Sicht bildet die muslimische Rechtsgemeinschaft ein »Haus des Friedens«, da in ihm nur Muslime nach übereinstimmenden Gesetzen und Glaubensregeln leben. Wer sich nicht zu diesen Glaubensregeln bekennt, hat auch keinen Anspruch auf rechtliche Gleichbehandlung. Er wird der nicht muslimischen Rechtsgemeinschaft, dem »Haus des Krieges« zugeordnet, dessen Bewohner nach den geltenden Normen des Dschihad zu bekämpfen oder zu bekehren sind. So ist es möglich, auch völlig unschuldige Personen zum zulässigen Opfer zu erklären.


    4 Fazit


    Extremistische Deutungen der Begriffe »Gewalt«, »Repression« und »Widerstand« dienen dazu, moralische Schranken gegen Gewaltanwendung zu neutralisieren. Sie bezeichnen eigene Gewalt als »Kampf«, »Krieg«, »Widerstand« oder »Gegengewalt« und weisen sie damit als bloße Reaktion auf die Aggression anderer aus. Das Opfer wird folgerichtig als der Feind und eigentlich Schuldige an der Eskalation entlarvt oder sogar dehumanisiert. Der Repressionsbegriff skandalisiert staatliches Handeln, um das bestehende Regierungssystem und alle damit identifizierbaren Personen und Einrichtungen als feindlich einstufen zu können. Sind Unbeteiligte betroffen, werden sie als »keiner von uns« ausgegrenzt oder durch Pauschalurteile in einen Maximalkreis zulässiger Opfer (»Ungläubige«, »Ausländer«) eingegliedert. Die zugefügten Schäden blenden die aus der Täterperspektive vorgenommenen Deutungen aus. Der Widerstandsbegriff dient vor allem dazu, eigene Gewalt als legitime Abwehr bestehender Zwänge auszuweisen, für die keine konkreten Urheber ausgemacht werden können: gesellschaftliche Normen, Strukturen und Lebensweisen.


    Demokratiekonforme Deutungen der drei Begriffe sollen dagegen Rechtfertigungsdruck erzeugen. Erkennbar sind sie an einer negativen Aufladung des Gewaltbegriffs, der Opferperspektive, dem Verzicht auf Freund-Feind-Bilder, der Deutung von Widerstand als Ultima Ratio zur Verteidigung der Verfassungsordnung und einer differenzierten Betrachtung staatlicher Gewalt. Die knappen Hinweise auf verwendete Deutungen zeigen aber, dass auch im demokratischen Diskurs Freund-Feind-Klassifikationen eingesetzt werden. Der dem Konzept der streitbaren Demokratie zugrunde liegende Repressionsbegriff ist zu dehnbar. Der Gewaltbegriff wird selektiv erweitert, um bestimmte Handlungsweisen oder Strukturen zu skandalisieren; oder er wird verengt, um sozialadäquate Gewalt vom Rechtfertigungsdruck zu befreien. Durch diese Manipulationen werden die deutlichen inhaltlichen Unterschiede zwischen demokratischen und extremistischen Deutungen nicht beseitigt. Doch auf lange Sicht schaden sie dem Gewalttabu.
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    Wilfried von Bredow


    Frieden – Krieg


    1 Einführung


    Frieden wollen alle. Das Problem dabei ist nur, dass (fast) alle den Frieden nur zu bestimmten Bedingungen wollen, nämlich ihren eigenen; also verbunden mit einer bestimmten sozialen und politischen Ordnung, die sie für die einzig richtige halten. Frieden um jeden Preis wird allenfalls in Panik akzeptiert, oder von Pazifisten, die physische Gewalt in all ihren Formen grundsätzlich ablehnen.


    Krieg soll eigentlich von der Politik der Staaten verhindert werden. Das Problem dabei ist nur, dass die Drohung mit organisierter Gewalt und gegebenenfalls ihr Einsatz schon immer ein Mittel der Politik waren, auf das grundsätzlich und verlässlich zu verzichten den Staaten auch heute schwerfällt. Denn sie und ebenso nicht staatliche Gruppen mit herrschaftspolitischen Zielen sähen sich durch einen solchen Verzicht entscheidend geschwächt. Im 20. Jahrhundert hat sich jedoch eine Art weltzivilisatorische Zielvorstellung entwickelt, niedergelegt in zahlreichen internationalen Vereinbarungen, wonach Krieg zu ächten und der Einsatz von organisierter Gewalt allenfalls zur Verteidigung erlaubt sei. Umgesetzt ist diese Zielvorstellung allerdings noch lange nicht, wie das nicht abreißende Kriegsgeschehen auf vielen Kontinenten zeigt.


    In der modernen Staatenwelt gilt in der Regel, dass einzig der Staat und seine Regierung einen berechtigten Anspruch auf den Einsatz organisierter physischer Gewalt haben. Die dafür verantwortlichen Organisationen sind die Polizei und die Streitkräfte. In diesem Staatskonzept ist, vereinfacht gesagt, die Polizei für die innere Sicherheit der Staatsbürgerinnen und Staatsbürger zuständig, und die Streitkräfte sollen die äußere Sicherheit bewahren oder wiederherstellen. Diese schematische Einteilung wird im Alltag der Politik aber immer wieder verwischt, heute mehr denn je.


    Bei den folgenden Ausführungen stellt sich zunächst die Schwierigkeit, den Inhalt der beiden Hauptbegriffe festzulegen. Hier konkurrieren Alltagsvorstellungen mit politischen und wissenschaftlichen, die je nach Standpunkt bzw. Theorieschule wiederum verschiedene Lesarten bereithalten. Für die Analyse links- und rechtsextremistischer sowie demokratischer Einstellungen zu Frieden und Krieg gilt es zudem, die unterschiedlichen Wahrnehmungen und Deutungen historischer und aktueller Erfahrungen herauszuarbeiten, auf denen diese beruhen. Zum besseren Verständnis wird den beiden Kapiteln, die sich jeweils mit einem der Hauptbegriffe beschäftigen, ein allgemeines erkenntnistheoretisches Kapitel sowie ein Kapitel zu verschiedenen theoretischen Zugriffsweisen auf beide Begriffe vorangestellt.


    2 Theorien und Gerede


    Im Alltag werden die Begriffe »Frieden« und »Krieg« ohne viel Nachdenken über ihre ganz genaue Bedeutung verwendet. Das reicht in der Regel für alltägliche Verständigung auch aus. Allerdings machen wir häufig genug die Erfahrung, dass die Menschen mit dem gleichen Wort oftmals ganz unterschiedliche inhaltliche Vorstellungen verbinden. Das führt dann dazu, dass sie »aneinander vorbeireden«. Sobald politische Meinungsdifferenzen ins Spiel kommen, verschärft sich dieses Problem. »Frieden in der Ukraine« – darunter stellen sich zum Beispiel die derzeitigen Präsidenten Russlands und der Ukraine, Putin und Poroschenko, etwas ganz Unterschiedliches vor. »Frieden in Syrien« – darüber haben die Bürgerkriegsparteien einander ausschließende Vorstellungen. Warum es überhaupt Kriege gibt, wer dafür verantwortlich zu machen ist, vor allem auch: wie man sie beenden kann, darüber gibt es, sowohl ganz allgemein als auch bei der Betrachtung bestimmter Kriege in Vergangenheit und Gegenwart, unter den Beteiligten und bei den Beobachtern unzählige Meinungen.


    Um dieses Meinungsgestrüpp zu ordnen, bieten die politische Philosophie, die Politikwissenschaft, die Friedens- und Konfliktforschung sowie andere Sozialwissenschaften allgemeine und auf systematischen Überlegungen fußende Theorien an, also Friedenstheorien und Kriegstheorien. Beides immer im Plural! Denn zwar unterscheiden sich philosophische und sozialwissenschaftliche Untersuchungen, jedenfalls die besseren unter ihnen, vom subjektiven Gerede an Stammtischen aller Niveaus durch ein höheres Maß an innerer Logik und nachprüfbaren Feststellungen. Aber auch sie können nicht »objektiv« sein, weil ihre Urteile über die Wirklichkeit grundsätzlich immer ein Stück weit von den Interessen, Werten, Welt- und Menschenbildern der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, man kann auch sagen: ihrem Standort, beeinflusst werden. Deswegen bieten uns die sozialwissenschaftlichen Theorien über Frieden und Krieg nicht die, nämlich die einzig und allein zutreffende, Wahrheit über diese Phänomene. Theorien verhelfen zu vertieften Einsichten, einem besseren Verständnis, vernünftigeren Urteilen. Aber sie erhellen, obwohl manche (nicht alle) ihrer jeweiligen Verfechter das anders sehen, nur Teile der Wirklichkeit, manchmal mehr davon, manchmal auch nicht.


    Die Menschenbilder und Weltanschauungen, auf denen Theorien basieren, sind in ihrem Kern letztlich Glaubenssätze. Solche Glaubenssätze lauten etwa: Der Mensch ist von Natur aus gut, mit seinesgleichen solidarisch und grundsätzlich friedensfähig und -willens. Er handelt vernünftig. Es ist den Menschen prinzipiell möglich, ihr Zusammenleben friedlich und fair zu organisieren. Oder genau das Gegenteil: Der Mensch hat von Natur aus den Hang, sein Eigeninteresse über das aller anderen zu stellen, und versucht, wo immer es geht, dieses Interesse auch gegen den Widerstand anderer durchzusetzen. Sein Handeln wird entscheidend von seinen Trieben und Gefühlen bestimmt. Das Zusammenleben der Menschen ist ein mühsam gebändigter permanenter Kampf aller gegen alle.


    Auf solchen Glaubenssätzen oder Axiomen bauen ganz unterschiedliche Theorievorstellungen (nicht nur) über Frieden und Krieg auf. Das macht diese nicht untauglich, denn trotz ihres wackeligen Untergrunds können sie, angewandt zur Analyse und Erklärung konkreter Ereignisse und Entwicklungen, zu vielen hilfreichen Einsichten verhelfen – nur eben nicht zur »einzigen Wahrheit«. Die Vorläufigkeit und Bestreitbarkeit ihrer Einsichten aus der Perspektive anderer Theorien lässt sich nicht überwinden. Wer einen Theorie-Alleinvertretungsanspruch erhebt, ist der Versuchung zur Orthodoxie und zum Dogmatismus erlegen. Beides hat in der Wissenschaft keinen Platz.


    Viele Begriffe der Alltagssprache werden ebenfalls in den sozialwissenschaftlichen Theorien verwendet, so auch »Frieden« und »Krieg«. Eine eindeutige Trennlinie zwischen Theorien und Gerede lässt sich dabei nicht ziehen. Häufig sind die Grenzen fließend. Und noch aus zwei weiteren Gründen lässt sich nicht erreichen, dass sozialwissenschaftliche Überlegungen und Analysen gewissermaßen unter Laborbedingungen ablaufen: Erstens nämlich bestimmen jene oben schon angesprochenen Menschenbilder, Glaubenssätze und Weltanschauungen nicht nur die Ausgangspunkte sozialwissenschaftlichen Theoriedenkens, sondern sie geben ihm auch, mal drängend, mal nonchalant, mal im Verborgenen, Zielvorstellungen vor. Sie sind, mit anderen Worten, nicht wertfrei und deswegen auch immer mehr oder weniger präskriptiv. Die Auseinandersetzung über Werte und Normen wird zwar auf der Ebene der Theorie in anderer Weise geführt als in der Politik. Aber sie lässt sich nicht ausklammern, und die sich immer wieder neu ergebenden Widersprüche zwischen verschiedenen Theorien lassen sich nicht auflösen.


    Zweitens gibt es zwar in Bezug auf Phänomene wie Frieden und Krieg langlebige und weitverbreitete normative Grundvorstellungen, über die Jahrhunderte hinweg und in den verschiedensten Kulturen und Zivilisationen. Aber die jeweils vorherrschenden Einstellungen dazu können von Epoche zu Epoche bzw. von Kultur zu Kultur auch erheblich abweichen. Dazu nur ein kleines Beispiel: »Der ewige Frieden ist ein Traum, und nicht einmal ein schöner Traum. Der Krieg ist ein Element der von Gott eingesetzten Ordnung.« Diese Passage aus einem Brief des preußischen Generals Helmuth Graf von Moltke spiegelt die Auffassung vieler Menschen im Deutschland des 19. Jahrhunderts wider. Nach 1945 dachten nur noch ganz wenige so – in Deutschland. Wenn wir uns umsehen und die gegenwärtige Kriegsbegeisterung in anderen Teilen der Welt wahrnehmen, dann müssen wir einsehen, dass unsere heutigen Vorstellungen über Frieden und Krieg keineswegs überall geteilt werden.


    Dieses Beispiel soll uns davor bewahren, allzu umstandslos bestimmte Vorstellungen über Frieden und Krieg, nämlich die bei uns gerade dominierenden, als »normal« und alle anderen damit automatisch als von solcher Normalität abweichend oder gar extremistisch zu etikettieren.


    3 Theorienspektrum


    In der akademischen Welt sind es vor allem die Lehre von den Internationalen Beziehungen und die Friedens- und Konfliktforschung, die als »zuständig« für umfassende theoretische Erklärungen für Frieden und Krieg gelten. Freilich gibt es auch viele andere Fächer, die wichtige theoretische Ansätze beisteuern, von der Anthropologie über die Sozialpsychologie bis zur Militärwissenschaft und dem Völkerrecht. Da wir dieses Kapitel eher kurz halten wollen, sollen hier nur die wichtigsten Theorieansätze vorgestellt werden. Da sich wissenschaftliche Theorien, wie oben ausgeführt, nicht von den allgemeinen politischen Diskussionen abtrennen lassen, spielen diese Ansätze nicht nur in akademischen Diskursen eine herausgehobene Rolle, sondern bilden auch den Rahmen der politischen Auseinandersetzungen über Frieden und Krieg.


    Für unsere Zwecke ist es ratsam, nicht auf spezielle und enge sachbereichsbezogene Theorieansätze zurückzugreifen (etwa die »Theorie des Gleichgewichts« oder die »Theorie des Friedensschlusses«), sondern auf großflächige, umfassende »Theorieschulen« oder, wie der Politikwissenschaftler Gert Krell sie nennt, »Weltbilder«. Krell zählt insgesamt sechs Weltbilder auf: Realismus/Neorealismus, Liberalismus, Institutionalismus, Marxismus, Feminismus und Konstruktivismus.1 Andere Autorinnen und Autoren schneiden sich das Theorienspektrum anders zu – ein gewisses Maß an Freihändigkeit lässt sich nicht ausschalten. Welche Rolle spielen nun Frieden und Krieg in diesen unterschiedlichen Weltbildern?


    Die Anhänger des Realismus/Neorealismus haben eine sehr skeptische Vorstellung von der Natur des Menschen. Macht und die Eigeninteressen der Akteure (Staaten und andere Gruppen mit politischen Zielen) bestimmen die Politik. Ein Machtkampf ist die Politik, weil alle Beteiligten ihre eigenen Interessen durchsetzen wollen. Dazu können die verschiedensten Mittel eingesetzt werden, selbstverständlich auch organisierte physische Gewalt. Es sollte allerdings sichergestellt sein, dass der Entschluss, mit dem Einsatz von Gewalt zu drohen und diese Drohung gegebenenfalls auch wahr zu machen, auf einem rationalen Zweck-Mittel-Kalkül beruht. Rationales Kalkül heißt hier: die Prognose einer guten Chance, den Krieg zu gewinnen. Hier liegt, nebenbei, der Haken dieser Sichtweise, denn die Rationalität der Akteure verflüchtigt sich nicht selten in Konfliktsituationen, und dann handeln sie unvernünftig und kalkulieren fehlerhaft. Frieden gilt zwar in der Regel lukrativer als Krieg, der hohe Kosten verursacht. Aber man kann sich grundsätzlich niemals darauf verlassen, dass der einmal erreichte Frieden hält. Kernsatz aller realistischen Theorien ist das lateinische si vis pacem, para bellum (»wenn du den Frieden willst, sei auf den Krieg vorbereitet«).


    Demgegenüber setzen die Anhänger der verschiedenen Schulen des Liberalismus auf ein optimistischeres Bild vom Menschen. Solidarität, Frieden, Freiheit und Wohlstand für möglichst viele sind erreichbare Ziele des Zusammenlebens. Um diesen Zielen näherzukommen, sind der Einsatz physischer Gewalt und Krieg als Mittel der Politik nicht nützlich. Als sinnvoll erweisen sich vielmehr alle Formen der Kooperation von Individuen und Staaten, von Partizipation der Individuen am Gemeinwesen und Demokratie. Weil alle Menschen Vernunftwesen sind, können sie das auch prinzipiell einsehen.


    Kooperation ist auch ein Schlüsselwort für die Anhänger des Institutionalismus. Für sie steht fest, dass das Zusammenleben von Völkern und Staaten durch die Gründung von internationalen Organisationen und Institutionen auf Dauer friedlich gestaltet werden kann. Denn mit ihrer Hilfe lässt sich zeigen, dass es sich für alle auszahlt, die verschiedenen Interessen nicht gegeneinander, sondern gemeinsam und kooperativ, gegebenenfalls über Kompromisse, zu verfolgen. Gewalt und Kriege wirken sich demgegenüber destruktiv aus.


    Die verschiedenen Versionen des Marxismus eint die Vorstellung eines historischen Entwicklungsweges der Menschheit vom Feudalismus über die bürgerliche Welt des Kapitalismus hin zum Sozialismus, der Frieden, Freiheit, vor allem aber die Gleichheit der Menschen verwirklichen wird. Antriebskraft der historischen Entwicklung sind Klassenkämpfe, in denen unvermeidlicherweise Gewalt vorkommt. Das Verhalten von Kriegsparteien wird danach beurteilt, ob sie den historischen Fortschritt befördern oder aufhalten wollen.


    Auch innerhalb des Feminismus gibt es unterschiedliche Ansätze. Gemeinsam ist ihnen die Vorstellung von der Dominanz männlicher Herrschaft und männlich geprägter Sichtweisen auf alle Lebensbereiche, einschließlich der Politik. Die angestrebte Gleichberechtigung und Gleichwertigkeit von Männern und Frauen wird mit der Hoffnung verbunden, dass dadurch die vielfachen Formen der Gewalt gegen Frauen reduziert und Krieg sowie die in ihm exzessiv ausgelebten männlichen Verhaltensmuster überwunden werden können.


    Nicht ganz in diese Reihe von Weltbildern passt der heute in den Geistes- und Sozialwissenschaften populäre Konstruktivismus. In dieser theoretischen Perspektive werden keine von vornherein als wahr markierten Annahmen über die materielle Wirklichkeit um uns herum gemacht. Vielmehr geht man hier von dem erkenntniskritischen Grundsatz aus, dass Wahrheit und Wirklichkeitsvorstellungen durch unsere sozial geprägten Wahrnehmungsraster konstruiert werden. In diesen Rastern spielen Ideen, Werte, Normen und kulturell eingefärbte »Wahrheiten« eine entscheidende Rolle. Zu sozialem und politischem Wandel kommt es, weil diese Raster nicht ein für alle Mal feststehen, sondern sich verändern. Krieg und Frieden etwa haben in unterschiedlichen Kulturen und in unserer Kultur zu unterschiedlichen Zeiten, aber auch in bestimmten sozialen Untergruppen jeweils einen ganz unterschiedlichen Stellenwert, was die oben zitierte Briefpassage des Generals von Moltke illustriert.


    Dieser Schnelldurchgang durch wichtige Theorieschulen oder Weltbilder der Internationalen Beziehungen zeigt, dass es in der Welt der Wissenschaft höchst unterschiedliche Grundaussagen zu sozialen und politischen Sachfeldern und, im speziellen Fall, zu Frieden und Krieg gibt. Zwar ist nicht zulässig, weil viel zu simpel, diese Grundaussagen umstandslos in politische Vorlieben zu übersetzen, etwa nach dem Motto: Der Realismus ist rechts (gemäßigt bis extremistisch), der Liberalismus immer liberal und der Marxismus links bis linksradikal. Dennoch finden wir freilich Partikel solcher akademischen Weltbilder, gewissermaßen als »abgesunkenes Kulturgut«, auch in den alltagspolitischen Auseinandersetzungen zwischen den extremistischen Gruppen links und rechts sowie demokratischen Positionen.


    4 Frieden


    Frieden wollen alle, aber viele trauen dem Frieden nicht. Hinter dieser Haltung steckt die Vermutung, die sich bei manchen zur ideologischen Gewissheit verhärtet, dass Frieden lediglich als »das Schweigen der Kanonen«, als Abwesenheit von offener physischer Gewalt und Kriegshandlungen, letztlich nicht mehr als eine Fassade ist, hinter der sich Ungerechtigkeit, Unterdrückung und erzwungene »Friedhofsruhe« breitmachen. Der Friedensforscher Johan Galtung hat für diesen Zustand den Begriff der »strukturellen Gewalt« geprägt und nennt einen solchen Frieden abwertend »negativen Frieden«. Diesem stellt er einen noch unerreichten, aber aus seiner Sicht erreichbaren »positiven Frieden« gegenüber, der nicht nur durch Gewaltfreiheit auf allen politischen und sozialen Ebenen gekennzeichnet ist, sondern auch durch die Verwirklichung allgemeingültiger Werte wie Gerechtigkeit, der Menschenrechte sowie durch gleichmäßige Güterverteilung.


    Die Formulierungen Galtungs und seine systemkritischen Absichten muss man nicht teilen, wohl aber kann die Haltung eines grundsätzlichen Misstrauens gegen den Frieden als Ausgangspunkt für die Unterscheidung von demokratischen und links- wie rechtsextremistischen Grundeinfärbungen des Begriffs »Frieden« dienen. Die sich auf angebliche göttliche Gebote berufenden politischen Fundamentalismen und Extremismen bleiben hier unberücksichtigt. Zwar findet die Auseinandersetzung zum Beispiel mit dem Islamismus zu allererst ebenfalls auf der politischen Ebene statt, in ihr müssen jedoch darüber hinaus auch speziell religionspolitische Argumente ins Feld geführt werden. Das würde den Umfang dieses Beitrags sprengen.


    4.1 Friedliche Demokratien – demokratischer Frieden?


    In Demokratien gibt es in der Regel eine mehrheitliche Präferenz für den Frieden mit den benachbarten und anderen Staaten. Das liegt daran, dass man gute Erfahrungen mit verschiedenen Formen der zwischenstaatlichen Kooperation, mit dem diplomatischen Aushandeln von Kompromissen zwischen den unterschiedlichen Interessen und mit internationalen Organisationen gemacht hat. Zwischen Demokratie und Frieden besteht ein besonderer Zusammenhang. Manche behaupten sogar, dass Demokratien von Natur aus friedlicher seien als andere Staatsformen. Auch wenn dies nicht immer zutrifft und der »demokratische Frieden« nicht als Naturgesetz bezeichnet werden kann, so ist es richtig, dass die modernen Demokratien untereinander so gut wie nie einen Krieg geführt haben. Sieht man sich zum Beispiel die Entwicklung Europas im 20. Jahrhundert an, fällt auf, dass die langen und schrecklichen Kriege in dessen erster Hälfte nach 1945 durch eine bis heute anhaltende Friedensperiode abgelöst wurden. Im demokratischen Europa führen die Staaten, die sich früher immer wieder heftig bekämpft haben, keine Kriege mehr gegeneinander. Sie bedrohen einander auch nicht mit ihren Streitkräften (»Säbelrasseln«).


    Das könnte wie ein Idyll aussehen. Mindestens drei Einschränkungen müssen hier aber gemacht werden. Erstens: Vor Bedrohungen anderer, nicht demokratischer Staaten sind auch Demokratien nicht sicher. Das Recht, zur Waffe zu greifen, behalten sich auch demokratische Staaten vor – für den Fall, dass sie sich verteidigen müssen. Nur Minderheitengruppen wie Pazifisten und Kriegsdienstverweigerer lehnen das kategorisch ab. Selbstverständlich stehen ihre Vorstellungen vom friedlichen Zusammenleben in modernen Demokratien unter dem Schutzschirm der Meinungsfreiheit; in Nichtdemokratien werden solche Gruppen hingegen häufig diskriminiert und kriminalisiert.


    Die zweite Einschränkung bezieht sich auf einen mal mehr, mal weniger hervortretenden »demokratischen Missionarismus«. Damit ist gemeint, dass sich in modernen Demokratien, mehr noch in manchen zivilgesellschaftlichen Gruppen als in den Regierungen, ein empfindliches Bewusstsein von Menschenrechtsverletzungen und anderen Repressionen in autokratischen und diktatorischen Staaten ausgebildet hat. Das hat dazu geführt, dass es auf internationaler Ebene starke Bestrebungen gibt, solche Zustände notfalls von außen zu beenden. Bestes Beispiel dafür ist die im Rahmen der Vereinten Nationen entstandene »internationale Schutzverantwortung« (responsibility to protect), die eine sozusagen demokratische Intervention, wenn anderes nicht greift, mit militärischen Mitteln erlaubt, um den geschundenen Menschen auch gegen ihre eigene Staatsführung zu helfen.2 In der Praxis klappt das leider bisher nicht so gut: Zwischen dem Text von UN-Resolutionen und dem tatsächlichen Verhalten der Staaten in vielen Konflikten, in letzter Zeit etwa in Darfur, Syrien oder Libyen, klafft eine breite und schmerzhafte Lücke. Nur selten und allenfalls ansatzweise wurde der Schutzverantwortung nachgekommen.


    Drittens schließlich finden wir auch in Demokratien eine zwiespältige Haltung zu bestimmten Gewaltkonflikten wie etwa den nationalen Befreiungskämpfen der früheren Kolonialvölker gegen ihre Kolonialherren. In den Augen vieler Menschen in Demokratien besaßen die Freiheitskämpfer eine höhere Legitimation zur Gewaltanwendung als die Kolonialregierungen. Die Folge davon ist eine Spaltung der öffentlichen Meinung etwa in Ländern wie Frankreich und Großbritannien zur eigenen Kolonialvergangenheit.


    4.2 Verschwörungstheorien und Fantasien vom »Endsieg« – rechtsextremistische Einstellungen zum Frieden


    »Wenn in Publikationen der extremen Rechten […] der Begriff ›Frieden‹ verwendet wird, so sind ihm […] spezifische Voraussetzungen und Schlussfolgerungen eingeschrieben, die nicht immer ohne weiteres sofort erkennbar sind.«3 Dass der Begriff »Frieden« ein sogenanntes Vexierwort ist, das für unterschiedliche Benutzer eben auch ganz unterschiedliche Bedeutung haben kann, sollte nach den vorherigen Kapiteln dieses Beitrags niemanden mehr überraschen. Die eigentliche Frage ist ja die nach den spezifischen Voraussetzungen und Einfärbungen des Begriffs, wenn er, die eigene Weltanschauung widerspiegelnd oder in propagandistischer Absicht (oder beides), von Rechtsextremisten verwendet wird. Auf diese Frage eine Antwort zu finden, ist nun allerdings gar nicht so einfach. Denn in der ziemlich umfangreichen wissenschaftlichen Literatur zum Rechtsextremismus und zur Neuen Rechten bilden Verweise auf deren Friedensbegriff eine Leerstelle. Das liegt daran, dass es so gut wie keine einigermaßen ausgearbeitete rechtsextremistische Vorstellung von Frieden gibt. Der Grund dafür wiederum ist, dass die verschiedenen Versionen und Varianten rechtsextremer Weltanschauung trotz im Einzelnen beträchtlicher Unterschiede allesamt auf den sozialdarwinistischen Glaubenssatz vom ewigen Kampf ums Überleben zurückgeführt werden können. Dieser Glaubenssatz wird mit einem zweiten verbunden, wonach die entscheidenden Akteure dieses Kampfes in sich homogene Gruppierungen sind, Ethnien und Völker, zwischen denen es letztlich keinen Frieden geben kann, sondern nur Herrschaft und Unterordnung. Unter ihnen kann es folgerichtig auch keine Gleichheit geben, denn die, die sich im permanenten Kampf behaupten, sind die Gewinner, die anderen die Verlierer.


    Auf diesen wenigen Grundformeln ist ein Weltbild aufgebaut, das autoritär, chauvinistisch (militant nationalistisch), feindbildgesteuert und xenophob (fremdenfeindlich) ist. Alles in allem also das genaue Gegenteil von Frieden, Freiheit und Demokratie. Die ethnische oder völkische Zugehörigkeit wird, der Sichtweise der konstruktivistischen Theorien genau entgegengesetzt, als den Wesenskern des Menschen bestimmend bezeichnet. Wegen der wesensmäßigen Verschiedenheit der Ethnien und Völker (einschließlich ihrer Kulturen) ist alles, was nach Vermischung und Migration (außer als Vorform der Eroberung) riecht, von Übel.4 Manche rechtsextremistischen Gruppen stellen sich zudem noch in die Tradition des nationalsozialistischen Rassismus. »Rassen« sind in dieser Perspektive Ethnien und Völker übergreifende Kategorien. Die Ungleichheit der »Rassen« – »wertvoll« die einen, »wertlos« die anderen – ist für diese rechtsextremistischen Gruppen unüberwindbar und »wissenschaftlich« bewiesen.


    Wo soll in diesem Weltbild Platz für Frieden sein? Vorstellbar ist er aus rechtsextremistischer Sicht nur als ein für alle Mal errungener »Endsieg« einer »Rasse« oder eines Volkes. Alle anderen sind zur ewigen Knechtschaft verurteilt. In der Schrift ABC der politischen, ideologischen und sozialen Begriffe des Rechtsextremisten Reinhold Oberlercher5 liest man deshalb als Friedensdefinition nur die beiden Worte »unstrittiger Rechtszustand«.6 Das ist mehr als mager und überabstrakt. Jedes weitere Nachdenken über diesen Begriff ist damit trockengelegt.


    Das alles bedeutet nun aber keineswegs, dass im Selbstverständigungs- und Propagandadiskurs der Rechtsextremisten der Begriff »Frieden« nicht oder nur ganz am Rande vorkommt. Wenn er vorkommt, dann allerdings immer in einer charakteristischen Drehung – nämlich als »falscher Frieden«. Ihn zu »entlarven«, ist eine immer wieder neue, von den verschiedenen Autoren auch mit unterschiedlichen Akzenten und häufig mit ziemlich abstrusen Argumenten aufgegriffene geschichts- und gegenwartspolitische Aufgabe, der sie sich mit nachdrücklichem Eifer widmen. Dafür drei Beispiele:


    
      	
        
          •
        
»Der ›Friedensvertrag von Versailles‹, der, oberflächlich gesehen, im Jahr 1919 den Ersten Weltkrieg beendete, bedeutete nichts anderes als die Fortführung des Krieges gegen Deutschland mit anderen Mitteln.«
      


      	
        
          •
        
»In den späten 1930er-Jahren tappte das nationalsozialistische Deutschland mehr oder weniger arglos in die ›Friedensfalle‹ der angelsächsischen Mächte einerseits und andererseits später auch Stalins. Der Zweite Weltkrieg beendete keinen wirklichen Frieden.«
      


      	
        
          •
        
»Nach 1945 herrschte in und für Deutschland keineswegs Frieden. Vielmehr ging es den Siegermächten von 1945 Deutschland kleinzuhalten. Dazu bediente man sich lange Zeit auch demonstrativ der Besatzungstruppen.«
      

    


    In rechtsextremistischer Sichtweise hat es für Deutschland im ganzen 20. Jahrhundert bis heute niemals Frieden gegeben. In Texten rechtsextremistischer Autoren finden sich nur ganz selten Hinweise darauf, wie man sich Frieden überhaupt vorstellen könnte. Eine in der Logik des rechtsextremistischen Weltbildes liegende »Friedensvision« wäre eine hegemonial gestaltete Großraumordnung, ein Imperium (im Falle Deutschlands also: ein Reich). Hier könnte nach rechtsextremistischer Vorstellung unter klarer und nicht infrage gestellter Vorherrschaft einer starken Vormacht so etwas wie ein Zusammenleben verschiedener Ethnien und Völker ohne gewalttätige Konflikte zustande kommen.7 Aber erstens würde sich das Friedensproblem dann nach außen verlagern, denn der unumgängliche sozialdarwinistische Kampf fände nunmehr an den Außengrenzen des Reiches statt. Und zweitens müssten die Machthaber in einem solchen Gebilde immer gewärtigen, dass der interne Druck die Friedhofsruhe abrupt beenden könnte.


    Nur in Klammern sei erwähnt, dass in den frühen 1980er-Jahren, als in der Bundesrepublik und anderen westlichen Ländern die Friedensbewegung große Protestdemonstrationen gegen den NATO-Doppelbeschluss veranstaltete, auch die NPD auf diesen Zug zu springen versuchte. Ihr ging es dabei vor allem um die Verstärkung antiamerikanischer Stimmungen in Friedensbewegung und Öffentlichkeit sowie um die Proklamation national-neutralistischer Ziele.8


    4.3 Aggressiv und utopisch – linksextremistische Einstellungen zum Frieden


    Ähnlich wie beim Rechtsextremismus fasst auch das Etikett »Linksextremismus« unterschiedliche Phänomene unter einem Oberbegriff zusammen. Gemeinsam ist allen linksextremistischen Einstellungen und Verhaltensweisen das oberste Priorität genießende Ziel der Gleichheit aller Menschen, entsprechend also auch ein ausgeprägter Hass auf alle Formen von Ungleichheit. Diese werden von Linksextremisten, oft mit einer ziemlich schematischen und doktrinären Ideologie, auf Manipulationen von Individuen und Gruppen zwecks Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft zurückgeführt (Versklavung, Ausbeutung, militärische und politische Repression, geistige Blendung usw.). Dagegen kämpferisch anzugehen, unter Einschluss, manchmal auch unter Bevorzugung des Mittels der physischen Gewalt, ist für Linksextremisten oberstes Gebot. Aus dieser Sicht zählen auch der demokratische Verfassungsstaat und seine Institutionen zu den zu bekämpfenden Manipulationssystemen: Beim Linksextremismus handelt es sich »um eine Sammelbezeichnung für alle politischen Auffassungen und Bestrebungen, die im Namen der Forderung nach einer von sozialer Gleichheit geprägten Gesellschaftsordnung die Normen und Regeln eines modernen demokratischen Verfassungsstaates ablehnen«.9 Dem Zitat muss hinzugefügt werden: kategorisch ablehnen. Diese Ergänzung ist wichtig, weil es ja ideologische Überlappungs- und Übergangszonen zwischen einer (wenn auch randständigen) demokratisch integrierten Linken und dem Linksextremismus gibt. Ähnliche Zonen gibt es im Übrigen auch zwischen Konservativen und Rechtsextremisten. Über die genaue Abgrenzungslinie wird oft heftig politisch gestritten.


    In Deutschland verfügt der Linksextremismus über »wirkungsmächtige Traditionen«, an die heutige Gruppen anknüpfen: kommunistische und postkommunistische Organisationen, anarchistische Gruppen, Gruppen in einer mancherorts entstandenen subkulturellen linksextremen Szene und schließlich terroristische Gruppen in der Traditionslinie der Roten Armee Fraktion (RAF).10 Aus diesen Traditionslinien ergeben sich auch ganz unterschiedliche Bezugnahmen auf den Frieden als erstrebenswertes Ziel des eigenen Handelns (positiv) oder als bürgerlich-kapitalistische Fassadenmalerei zwecks Manipulation der Massen (negativ).


    In der marxistischen Zukunftsperspektive ist der Frieden mit der Verwirklichung der (weltweiten) klassenlosen Gesellschaft erreicht, wenn diese nach einer Übergangsperiode auch die letzten Überreste »falschen Bewusstseins« beseitigt haben wird. Es handelt sich hier also um ein (sehr fernes) Fernziel. Bis es soweit ist, gilt Frieden nur als Atempause zwischen den Klassenkämpfen oder als Taktik, um den Gegner zu täuschen. Ab den frühen 1960er-Jahren, als es die Sowjetunion mit ihren Satelliten (einschließlich der DDR) noch gab, verfolgte die Moskauer Führung im Ost-West-Konflikt gegenüber den kapitalistischen Mächten eine nicht nur als Täuschung konzipierte Politik der »friedlichen Koexistenz«. Zwei Gründe waren es vor allem, die sie dazu gebracht hatten: Erstens die gegenseitige nukleare Bedrohung, die ein gewisses Maß an Rüstungskontrolle erforderte, um einen Nuklearkrieg zu vermeiden. Denn käme es dazu, würde es eindeutig nur Verlierer geben. Zweitens sollte die »friedliche Koexistenz« die wirtschaftliche und politische Attraktivität des Sowjetsozialismus und der von ihm abhängigen kommunistischen Parteien in den demokratischen Ländern erhöhen. Selbstverständlich wurde das eigentliche Ziel, dort ebenfalls die sowjetsozialistische Gesellschaftsordnung einzuführen, keineswegs aufgegeben.


    Alle sich auf den Anarchismus berufenden Gruppen durchglüht die hasserfüllte Ablehnung des Staats und staatlicher Organisationen. Nicht alle Anarchisten sind Anhänger einer gewalttätigen »revolutionären Praxis« und auf einen blindwütigen Aktionismus fixiert. Aber klar ist auch, dass für diese Gruppen Frieden in einem kapitalistischen Staat und einem westlich geprägten Staatensystem nur eine Lachnummer ist, die sie schon immer durchschaut haben. Eigene unter dem Deckel der Geheimhaltung vorbereitete und durchgeführte Aktionen sollen auch andere Menschen davon überzeugen, dass ihre Sicherheit jederzeit gefährdet ist und der moderne Kapitalismus bald zusammenbrechen wird: »Sabotage, Subversion und militante Aktionen gegen sensible technische Infrastrukturen«11 gelten als die Vorformen und Auslöser eines generellen Aufstandes. »Revolution, gedacht als befreiende Gewalt, hat für einen beträchtlichen Teil der Anarchisten […] geradezu kultischen Charakter.«12 Nach der Revolution herrscht dann nach anarchistischer Vorstellung ein wie auch immer gearteter Zustand von Gleichheit und Frieden.


    Eigentlich in keiner ideengeschichtlichen Traditionslinie stehen die sogenannten Autonomen, die sich selbst deshalb so nennen, weil sie mit anderen links-(oder rechts-)extremistischen Gruppen, mit deren Weltanschauungen und Organisationsverständnis nichts zu tun haben wollen. Autonome, etwa der bei vielen Demonstrationen auftretende »Schwarze Block«, verstehen sich als loses soziales Netzwerk, dessen Mitglieder, so muss man es wohl sagen, ihre Selbstverwirklichung überwiegend mittels Gewalt betreiben. Die Skala der dieses »Engagement« entzündenden Themen reicht vom »Antifaschismus« bis zum militanten Tierschutz.13 Weil die Systemzwänge rundum als enorm repressiv wahrgenommen werden, gibt es hier im Grunde keine über gelegentliche Floskeln hinausreichenden Vorstellungen von einem künftigen Frieden.


    5 Krieg


    Was physische Gewalt in ihren mannigfachen Formen ist, darüber gibt es kaum unterschiedliche Auffassungen: Jeder erkennt sie, wenn sie auftritt. Komplizierter wird es, wenn man Krieg definieren soll, weil es im Lauf der Geschichte so viele Kriegsformen und Kriegsbilder gegeben hat. Gerade heute fächert sich das Spektrum wieder weit auf. Zu den Kriegen zwischen Staaten und den Bürgerkriegen (innerhalb eines Staates um die Herrschaft) kommen asymmetrische und hybride Kriege in schwachen und zerfallenden Staaten, an denen die unterschiedlichsten Gruppen mit ihren jeweiligen Zielen beteiligt sind – internationale Militärkoalitionen mit UN-Mandat zur Friedensschaffung ebenso wie einzelne Staaten, ethnische oder religiöse Gruppen, transnationale Terrornetzwerke und kriminelle Banden. In den allermeisten Fällen ist das entscheidende Instrument der Kriegsführung die Gewalt. In der Gegenwart wird es allerdings auch durch nicht gewalttätige Instrumente der elektronischen Kriegsführung ergänzt (cyber war).


    5.1 Demokratie – Kriegsverhütung, Eindämmung, Ultima ratio


    Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (Art. 26) enthält ein ausdrückliches Verbot von »Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten«. Die Streitkräfte dürfen nur zur Verteidigung eingesetzt werden (Art. 87a Abs. 1 und 2) sowie zur »Wahrung des Friedens [in] einem System gegenseitiger kollektiver Sicherheit« (Art. 24). Die zuletzt genannte Bestimmung kann unter gewissen Bedingungen erlauben, dass die Streitkräfte mit einem internationalen Mandat zu Auslandseinsätzen in Krisengebieten eingesetzt werden, aber immer nur mit dem Ziel humanitären Schutzes, der Krisendeeskalation und der Friedenswiederherstellung. Die wichtigste Bedingung, die vor einem solchen Auslandseinsatz erfüllt sein muss, ist nach der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 12. Juli 1994 die Zustimmung der Mehrheit des Bundestags.


    Auf diese verbindliche Rahmenregelung wird hier zur Erinnerung noch einmal hingewiesen, weil sie ein typisches Merkmal der Demokratie und der politischen Kultur der Bundesrepublik bildet. In gewissem Sinne ist sie auch ein Alleinstellungsmerkmal unter anderen demokratischen Staaten. Denn auch wenn eine deutliche Affinität zwischen moderner Demokratie und Frieden existiert (siehe Kapitel 4.1), so halten andere demokratische Staaten, darunter enge Verbündete Deutschlands, keine so deutliche Distanz zum Krieg als Mittel der Politik. Diese Distanz geht auf die Erfahrungen der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts zurück, insbesondere die nationalsozialistischen Herrschaftsjahre, die tiefe Spuren im kollektiven Bewusstsein der Deutschen hinterlassen haben. Doch auch in anderen demokratischen Staaten gibt es eine Fülle von unterschiedlichen Einstellungen und Meinungen zu den Ursachen von Kriegen in Geschichte und Gegenwart.


    In der gegenwärtigen Politik wird ein militärisches Eingreifen in eskalierende Krisen und Konflikte von den Regierungen mit der Verhinderung humanitärer Katastrophen, dem Schutz der Bevölkerungen in den Krisengebieten oder der Notwendigkeit begründet, sich ankündigende Bedrohungen der internationalen Sicherheit und des Weltfriedens nicht zur Entfaltung kommen zu lassen. Dass sich diese Begründungen im Nachhinein zuweilen als auf Fehlurteilen und Falschinformationen beruhend herausstellen, ist bitter und enttäuschend. Jedoch muss man erstens darauf hinweisen, dass in modernen Demokratien die Regierungsentscheidung für einen Militäreinsatz eigentlich immer auf heftige Opposition stößt, manchmal von kleineren Gruppen, manchmal von einer zahlenmäßig gewichtigen Friedensbewegung. Solche Opposition kann sich, den demokratischen Spielregeln entsprechend, frei öffentlich äußern. Und zweitens ist nicht zu leugnen, dass die in modernen Demokratien üblichen regelmäßigen Meinungsumfragen zur Beteiligung eigener Truppen an kriegsähnlichen Einsätzen und Kriegen in der Regel allenfalls kurzzeitig hohe Zustimmungswerte erbringen. Meistens sinkt die Zustimmung zu solchen Einsätzen mit ihrer Dauer drastisch ab. Das war zum Beispiel auch ein wichtiger Grund, warum Deutschland und andere Teilnehmerstaaten, darunter Kanada und die Niederlande, sich 2014 aus Internationalen Stabilisierungsmission (ISAF) in Afghanistan zurückzogen, obgleich deren Zweck alles andere als erreicht war.


    Militärisches Eingreifen ist in modernen Demokratien, von manchem Sozialwissenschaftler als »postheroische Gesellschaften«14 bezeichnet, folglich immer umstritten. Der knappe Slogan »Krieg ist keine Lösung« steht sowohl für eine grundsätzliche Kriegsgegnerschaft als auch für eine politische Einschätzung, nach der die Kosten kriegerischer Einsätze in längerer Perspektive immer höher sind als die aller anderen möglichen Lösungsversuche von Konflikten und Krisen. Zudem gibt es in modernen Demokratien, unabhängig davon, ob in ihnen die allgemeine Wehrpflicht gilt oder nicht, ein unterschiedlich liberal ausgestaltetes Recht auf Verweigerung des Kriegsdienstes – im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist dieses Recht schon seit 1949 verankert (Art. 4 Abs. 3).


    Selbstverständlich ist eine solche Distanz zum Krieg nicht in allen Bevölkerungsteilen gleich hoch. Wenn Krieg keine Lösung ist, sagen manche, dann ist es die Vernachlässigung der Verteidigungsbereitschaft auch nicht, noch weniger ein Wegsehen und programmatisches Nichteingreifen in gefährliche Krisen und Konflikte. Seit den 1930er-Jahren und dem anfänglichen Nachgeben der britisch-französischen Politik gegenüber Hitler hat sich für diese Haltung der Begriff des Appeasements eingebürgert, was man vielleicht mit »Beschwichtigung« übersetzen kann. Anhand des 1938 geschlossenen Münchener Abkommens, das Hitler den Auftakt zur Zerschlagung der Tschechoslowakei bot, und der Erfahrung der darauffolgenden Jahre argumentieren Gegner einer Appeasement-Politik, dass damit der Expansionshunger und die Aggressivität von Diktatoren letztlich nur verstärkt wird.


    5.2 Rechtsextremismus – Gewalt als Zweck an sich und Unvermeidbarkeit von Krieg


    Zu den rechtsextremistischen Einstellungen zählen neben dem völkischen Denken, dem Rassismus und (nicht nur, aber auch immer noch in Deutschland) Antisemitismus ebenso Autoritarismus und Militarismus. Hinter dem Autoritarismus versteckt sich die Vorstellung von der schicksalhaften Ungleichheit zwischen Führern und Geführten und entsprechend vom Führerprinzip als dem einzig richtigen Aufbauprinzip von Gruppen und Gesellschaften. Der Militarismus passt dazu, denn er bedeutet die Übertragung militärischer Sichtweisen und Organisationsgrundsätze (wie dem von Befehl und Gehorsam) auf den Alltag im Zivilleben. Außerdem gehören permanente Gewaltbereitschaft und die Bevorzugung von Gewalt beim Umgang mit Konflikten zu den Merkmalen des Militarismus.


    Wie wir gesehen haben, gibt es eigentlich jenseits einer Friedhofsruhe mittels Zwangsherrschaft für Rechtsextremisten überhaupt keinen Frieden (Kapitel 4.2). Wenn dieser also nichts als eine unwichtige Leerstelle ist oder ein vom politischen Gegner aufgebauter, leicht zu durchschauender Popanz, dann heißt das im Umkehrschluss: Rechtsextremisten leben in einem permanenten Kriegszustand mit allen anderen, und manchmal sogar mit ihresgleichen, wenn es zu Gruppenrivalitäten und Konkurrenzen kommt (wie etwa bei rechtsextremistischen Fußball-Fangruppen oder Motorrad-Gangs im Überschneidungsfeld von Rechtsextremismus und organisierter Kriminalität).


    Das, was hier unter einem permanenten Kriegszustand verstanden wird, geht allerdings weit über die übliche Vorstellung von einem Krieg mit Staaten (ihren Regierungen) als den entscheidenden Akteuren und den von diesen eingesetzten Streitkräften als den Ausführenden hinaus. Eher schon muss man an einen innergesellschaftlichen, einen Bürgerkrieg denken, in dem die rechtsextremistischen Gruppen gewissermaßen gegen »alle anderen« kämpfen. Dieser Krieg verlangt von ihnen in ihrer Selbsteinschätzung ein hohes Maß an strategischer Militanz und taktischem Geschick, denn die eigene Gruppe befindet sich ja in der Minderheit. Dafür greifen Rechtsextremisten auch auf Erfahrungen aus dem Partisanen- und Guerillakrieg zurück.


    Der Begriff der Militanz (militärisches Auftreten, demonstrative Aggressivität) beschreibt im Übrigen auch ein typisches Kennzeichen des Lebensstils besonders von jugendlichen Rechtsextremen. Ablesbar ist dieser an Körpermerkmalen wie bestimmten Tattoosymbolen oder Frisuren (Skinheads), an der Kleiderordnung, am Musikgeschmack, festen Vorstellungen über das Geschlechterverhältnis und den hierarchischen Ritualen innerhalb der Gruppen. Der beschriebene Lebensstil überschneidet sich natürlich mit dem anderer, nicht rechtsextremer jugendkultureller Randgruppen, und beileibe nicht alle Rechtsextremen pflegen ihn mit gleicher Intensität.


    In solchen rechtsextremistischen Gruppen, Kameradschaften, Bünden usw. finden in der Regel wenig bis gar keine Debatten über den gedanklichen Hintergrund ihrer Lebensform und Weltanschauung statt. Aber auch in den Kreisen, die rechtsextremistisches Gedankengut pflegen und weiterentwickeln wollen, gibt es nur wenige Ansatzpunkte für ein systematisches Nachdenken über den Krieg. Ihre sozialdarwinistisch geprägte Ideologie geht von einem Kampf ums Dasein zwischen Nationen und »Rassen« aus. Aus der Tierverhaltensforschung wird zusätzlich die Idee der Territorialität entlehnt. Beides fügt sich zu einer kruden Geschichtsideologie zusammen, wonach einerseits Territorialität (das heißt die nicht nur oberflächliche Verbundenheit einer Gruppe mit ihrem Lebensraum) biologische Wurzeln hat und andererseits territoriale Aggression, die Eroberung von Territorien mit Waffengewalt, den Fortschritt der Menschheit beschleunigt, eben weil sich hier die Stärkeren, die Geschickteren, die mit dem besseren Erbgut durchsetzen.15


    Intellektuelle mit einer gewissen Affinität zum Rechtsextremismus bedienen sich gern aus Partisanenkriegslehren, angefangen bei von Clausewitz bis zu den linksradikalen Terrorgruppen wie der RAF. Zudem wird Carl Schmitts (und unausgesprochen: Max Webers) Macht- und Politikkonzept von der Durchsetzung eigener Ziele auch gegen Widerstand in einer Freund-Feind-Konstellation häufig angeführt, auch weil man aus justiziellen Gründen nicht unbedingt auf Mein Kampf von Adolf Hitler zurückgreifen möchte. Ernst Jüngers Schriften über den Ersten Weltkrieg gelten als Anfeuerung des eigenen Kampfgeistes. Weniger bekannt, unter nicht gerade lesewütigen Rechtsextremisten schon gar nicht, ist die kleine Schrift von Erich Ludendorff aus den frühen 1930er-Jahren, in denen er seine persönlichen Folgerungen aus dem Ersten Weltkrieg auf den aus seiner Sicht unvermeidbaren nächsten Krieg projiziert: Der totale Krieg.


    Wenn es um konkrete Kriege der Vergangenheit geht, speziell um solche, an denen Deutschland beteiligt war, stößt man auf ein inzwischen recht umfangreiches Schrifttum, dessen immer wieder neu vorgebrachte Botschaft ein hochnachdrücklicher Geschichtsrevisionismus ist: Deutschland habe, wenn es einen Krieg gewonnen habe, seine völkische und »rassische« Überlegenheit ausspielen können. Und wenn es, wie in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, Kriege verloren habe, dann sei dies aufgrund von Verrat geschehen, in konspirativen Allianzen und vor allem in der Absicht, dieses eigentlich zur Vorherrschaft berufene Volk zu knechten. Typisch hierfür ist eine Passage aus dem oben bereits zitierten ABC der politischen, ideologischen und sozialen Begriffe: »Die beiden Weltkriege, die die nordamerikanische Union im 20. Jahrhundert gegen das Deutsche Reich vorbereitet und entschieden hat, waren Vernichtungskriege gegen das deutsche Völkerrechtsubjekt selber.«16 Deutschland wird also durchgehend als Opfer beschrieben, wobei als Täter mal die angelsächsischen Mächte oder nur die Vereinigten Staaten, mal die Kapitalisten und Plutokraten der Wallstreet, besonders oft aber auch die Juden bezeichnet werden. Um die »verschwörerische, zersetzende Macht des internationalen Judentums«, ein besonders primitives und besonders beliebtes Motiv des Nationalsozialismus, ranken sich auch in der Gegenwart unter Rechtsextremisten zahllose krude, sektiererische Hirngespinste, die allesamt auf die Rechtfertigung der eigenen Bereitschaft zur Kriegsführung hinauslaufen.


    5.3 Linksextremismus – lauter letzte Gefechte


    Linksextremisten gleichen ihrem Pendant auf der gegenüberliegenden Seite des politischen Spektrums darin, dass sie die offene Gesellschaft und den Pluralismus militant bekämpfen, »um diese und den Einzelnen einer einzigen verordneten Weltanschauung zu unterwerfen«17. Solange dieses Ziel nicht erreicht ist, kann es keinen Frieden geben. Kampf ist Lebensbedingung für den Rechts- wie für den Linksextremismus. Dass linksextreme Weltanschauungen trotz bestimmter ideologischer Ähnlichkeiten mit und methodischer Parallelen zu rechtsextremen Weltanschauungen sowie Überschneidungen beim Feindbild auf ganz eigenen Voraussetzungen aufbauen und auf spezifische Zielvorstellungen hinauslaufen, versteht sich dennoch von selbst.


    Im Text des wohl bekanntesten Kampfliedes der marxistischen Arbeiterschaft, der Internationale, wird die Arbeiterklasse mit dem Slogan »Auf zum letzten Gefecht!« zum Kampf aufgerufen. Mit diesem letzten Gefecht ist nicht irgendein Krieg gemeint, sondern der innergesellschaftliche Klassenkampf, der, so erhofften es sich die Anhänger von Marx und Engels gegen Ende des 19. Jahrhunderts, mit einer letzten gemeinsamen Anstrengung zu ihren Gunsten entschieden werden kann. Die Internationale heißt das Lied, weil man sich damals vorstellte, der im Rahmen der einzelnen kapitalistischen Gesellschaften und ihrer Staatssysteme verlaufende Klassenkampf würde durch »internationale Solidarität« grenzüberschreitend vorangebracht werden.


    Diese Hoffnungen haben sich nicht erfüllt. Die Denkfigur des »letzten Gefechtes« ist jedoch ein wiederkehrendes Motiv in den selten detailliert entwickelten, meist nur ansatzweise erkennbaren Gedanken linksextremistischer Gruppen über den Krieg. Die meisten von ihnen, wenn auch nicht alle, halten in irgendeiner Weise an der Vorstellung einer Erlösung der Menschen von allen Übeln des Kapitalismus, der Unterdrückung, überhaupt der Herrschaft fest. Und überall wird dies durch die Auffassung ergänzt, dass es noch eines letzten Gefechtes bedarf, eines Krieges, um alle weiteren Kriege zu beenden. Deutlich wurde dies an der Haltung linksextremistischer Gruppen zu den antikolonialistischen Kriegen ab den 1950er-Jahren. Bei allen internen Spaltungen und wechselseitigen Verfluchungen – im Antikolonialismus und im notwendigen Krieg gegen den »Imperialismus« fanden die meisten Gruppen und Grüppchen ihr weltrevolutionäres Vorbild: Maos Sieg im Krieg gegen Japan und im chinesischen Bürgerkrieg, Ho Chi Minhs Sieg im Krieg gegen Frankreich und später die USA, Castros Revolution auf Kuba und Che Guevaras Versuche, den Befreiungskampf nach Afrika und Südamerika zu exportieren, aber auch besonders bizarre Gewaltregime wie das Nordkorea Kim Il Sungs, das Albanien Enver Hodschas oder das Völkermordregime Pol Pots in Kambodscha wurden während der Jahre des Ost-West-Konflikts von linksextremistischen Gruppierungen als vorbildlich gefeiert. Selbstverständlich wurde dabei nie infrage gestellt, dass Gewalt in jeder möglichen Form für den antikapitalistischen und antikolonialistischen Fortschritt nicht nur tragbar, sondern unbedingt nötig war.


    Linksextremisten in der Traditionslinie des poststalinistischen Kommunismus kombinieren das langfristige Projekt der revolutionären Neugestaltung der Gesellschaft, an dessen Ende ja das »Absterben des Staates« (Marx) stehen soll, mit einer relativ pragmatischen Haltung zur Staatsmacht, wenn sie sich irgendwie daran beteiligen können. Andere Gruppen des Linksextremismus sehen im Staat und seinen Einrichtungen nichts als Unterdrückungswerkzeuge, gegen die mit allen Mitteln sich zu wehren sie als ihr gutes Recht betrachten. Kriege zwischen kapitalistischen Staaten werden von Kommunisten nach der Höhe ihres erwarteten Kollateralschadens für das kapitalistische Weltsystem beurteilt. Ansonsten finden sich im linksextremistischen Spektrum kaum systematische Äußerungen über den Krieg als Mittel der Politik von Staaten. Eine Ausnahme bilden hier die sogenannten Antideutschen, die alle Kriege im 20. Jahrhundert befürworten, aus denen Deutschland als Verlierer hervorgegangen ist (»Bomber Harris, do it again!«), sowie jene, die die Sicherheit Israels stärken sollen, einschließlich des amerikanischen Engagements für Israel.18


    In der politischen Kultur der Bundesrepublik Deutschland mit ihrer betonten Distanz zu Militär und Krieg verfolgen Linksextremisten eine Art Doppelstrategie: Auf der einen Seite werden die Bundeswehr, die Rüstungsindustrie, auch ausnahmslose alle parlamentarisch legitimierten Bundeswehreinsätze im Rahmen von multinationalen Kriseneinsätzen aufs Heftigste verdammt. Eines der beliebten Handlungsfelder des Linksextremismus ist der Antimilitarismus.19 Auf der anderen Seite wird gerade dieser Antimilitarismus nicht nur verbal geäußert, sondern auch aktionistisch mittels Anschlägen zum Beispiel auf Einrichtungen der Bundeswehr untermauert.


    Die Autonomen gehören zu den linksextremistischen Gruppen, die ein besonders positives Verhältnis zur – eigenen – Gewaltanwendung in binnengesellschaftlichen Auseinandersetzungen haben und das auch nicht verstecken. Innerhalb sozialer Protestbewegungen wie der Anti-Atomkraft-Bewegung oder auf Demonstrationen etwa gegen die Münchener Sicherheitskonferenzen treten diese Gruppen regelmäßig aggressiv und gewalttätig auf und stiften zur »Massenmilitanz«20 an. Der zweite Teil der revolutionär gemeinten Formel Georg Büchners aus dem frühen 19. Jahrhundert »Friede den Hütten! Krieg den Palästen!« gilt ihnen sozusagen jeden Tag neu als kategorischer Imperativ. Für viele von ihnen, zumal vielen Jugendlichen und jüngeren Erwachsenen in diesen Gruppen, sind der permanente Bürgerkrieg und die Gewalt gegen den Staat und seine verhassten Repräsentanten, nicht zuletzt die Polizei, zu einem Kernbestandteil ihres Lebensstils geworden.


    Nur wenige Linksextremisten haben, wie etwa in den 1970er-Jahren die RAF, ihre Lust am Krieg und an der Gewalt mit einer eigenen, eklektisch zusammengestellten »Theorie« begründet. Fast immer, so auch bei der RAF und ihren linksterroristischen Nachfolgeorganisationen, hat sich die gewalttätige Praxis alsbald verselbstständigt.


    6 Vergleich und Fazit


    Frieden wollen alle und Krieg soll möglichst vermieden werden, hieß es eingangs. Es hat sich herausgestellt, dass das nicht immer und für jeden stimmt. Im demokratischen Diskurs ist der Frieden ein sehr hohes Gut. Über die Einhaltung des Friedens oder seine Wiederherstellung, über Voraussetzungen des Friedens und über die Frage, welche Politik friedensfördernd ist und welche nicht, gibt es ein breites Meinungsspektrum. Sogar eine eigene akademische Disziplin hat sich hier entwickelt: die Friedens- und Konfliktforschung. Der Krieg und überhaupt der Einsatz organisierter physischer Gewalt (also der Streitkräfte) seitens des Staates wird in den meisten modernen Demokratien als Ultima Ratio, als allerletztes Mittel zur Abwendung einer Bedrohung und zur Verteidigung angesehen. Beides bezieht sich nicht nur auf das eigene Territorium, sondern auch, wie es in der Charta der Vereinten Nationen heißt, auf die Bedrohung »des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit« (Art. 24). Was darunter im konkreten Fall zu verstehen ist, darüber gibt es höchst unterschiedliche Meinungen, und so ist es kein Wunder, dass multilaterale Militäreinsätze des peacekeeping, humanitäre Interventionen oder solche auf der Grundlage der Internationalen Schutzverantwortung (responsibility to protect) rege politische Debatten auslösen.


    Im linksextremistischen Diskurs gibt es überhaupt keinen Frieden. Allenfalls könnte es nach dem »Ende der Geschichte«, das heißt nach dem endgültigen Sieg über den Kapitalismus, (Neo-)Kolonialismus und Imperialismus dazu kommen. Um diese geschichtsphilosophische Perspektive kümmern sich Linksextremisten aber nur ausnahmsweise. Viele Gruppen und Grüppchen der linksextremen Szene drängt es zu aggressiven, militanten Gewaltaktionen. Nicht alle machen da aktiv mit. Aber sie eint zumindest die »klammheimliche Freude« über solche Aktionen. Sie führen einen permanenten Krieg gegen die sie umgebende demokratische Gesellschaft, um sie, wie es in dem besonders kruden RAF-Wortgebrauch hieß, »als Schweinesystem« zu »entlarven«.


    Im rechtsextremistischen Diskurs kommt Frieden sozusagen noch weniger vor. Bei allen Unterschieden zwischen den verschiedenen Gruppen ist den Rechtsextremisten die Vorstellung einer biologisch festgelegten Ungleichheit zwischen Völkern und »Rassen« gemeinsam, zwischen denen ein nie endender Kampf stattfindet. Deutsche Rechtsextreme halten, auch wenn sie versuchen, eine gewisse Distanz zu Hitler und zum Nationalsozialismus hervorzukehren, an der nationalsozialistischen Vorstellung von der Überlegenheit des eigenen Volkes fest, das in den beiden Weltkriegen von einer internationalen Koalition aus angelsächsischen Kapitalisten und Juden mit Gewalt und Tücke niedergerungen wurde. Rechtsextreme Gewalt ist aus dieser Perspektive Teil eines »Befreiungskrieges« gegen die anhaltende Knechtschaft des deutschen Volkes, die durch die verdorbenen deutschen Politiker gewissermaßen verewigt werden soll.


    Aus all dem folgt im Übrigen auch, dass es eine Reihe von Berührungspunkten zwischen Rechts- und Linksextremismus gibt. Rechts wie links außen finden sich die vehemente Ablehnung von Frieden und Demokratie, eine häufig zur tragenden Säule der eigenen Lebensweise gewordene aggressive Militanz und eine binnengesellschaftliche Gewaltverherrlichung und Kriegsbereitschaft. Insofern kann es nicht überraschen, dass es eine ganze Reihe von »Überläufern« oder »Konvertiten« gibt, die in einem Sprung über die demokratische Mitte vom Links- zum Rechtsextremismus gelangt sind.21
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    Menschenrechte


    1 Einführung


    Die Auseinandersetzungen mit Fragen nach der besten Staatsform (im Sinne einer gerechten und guten politischen Ordnung) und den damit verbundenen Grund- und Menschenrechten reichen weit in die Menschheitsgeschichte zurück. Bereits im antiken Griechenland – der »Wiege der Demokratie« – unterschieden Platon und sein Schüler Aristoteles zwischen einer willkürlichen bzw. tyrannischen Herrschaftsform auf der einen und einem dem Gemeinwohl und den grundlegenden Freiheiten der Bürger verpflichteten Ordnungsprinzip auf der anderen Seite. Im mittelalterlichen England wurde 1215 mit der Magna Charta (der »Mutter aller Menschenrechte«) erstmals schriftlich niedergelegt, was ca. 500 Jahre später von Vordenkern der Aufklärung wie John Locke als grundlegender Maßstab legitimer Herrschaft definiert wurde: die Anerkennung individueller Rechte wie jener auf Freiheit, Leben und Eigentum. Diese »natürlichen Rechte« seien universell gültig und vor dem Eingriff des Staates zu schützen. Sie fanden später Eingang in die ersten Verfassungspapiere: in die Bill of Rights 1689, die amerikanische Unabhängigkeitserklärung 1776 und die französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte 1789. Als Folge der Verheerungen des Zweiten Weltkrieges und des Völkermordes an den europäischen Juden erhielten die Menschenrechte durch die 1945 gegründeten Vereinten Nationen ihre internationale Anerkennung und finden bis heute in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 ihren Niederschlag.1


    Zusammen mit ihrer Anerkennung brachte die Idee der Menschenrechte auch vor über 200 Jahren schon Gegner, sowohl aus dem linken als auch aus dem rechten politischen Lager, hervor. Ihre Geschichte ist bis heute geprägt durch Auseinandersetzungen um ihren Umfang (Welche Rechte zählen überhaupt zu den Menschenrechten?), um ihre Allgemeingültigkeit (Sind Menschenrechte überall verbindlich?) und um die Frage ihrer Durchsetzbarkeit (Wie werden Menschenrechte überwacht bzw. wie wird ihre Missachtung sanktioniert?). Vertreter des Menschenrechtsrelativismus verweisen auf die kulturellen Unterschiede zwischen Völkern und Nationen, weswegen der universelle Anspruch bestimmter Rechte überzogen sei. Die vielfältige Kritik an den Ideen und Prinzipien der Menschenrechte muss nicht zwangsläufig eine antidemokratische sein, umgekehrt werden diese gerade von autokratischen Regimen sowie von Extremisten in den demokratischen Staaten sogar verklärt und instrumentalisiert.


    Der Deutungskampf zwischen Demokratie und Extremismus um den Begriff wie den Charakter der Menschenrechte ist Gegenstand dieses Beitrages. Dafür wird im Folgenden zunächst ein Überblick zu den allgemeinen Grundlagen und zur historischen Entwicklung der Menschenrechte gegeben. Daran anschließend sollen einerseits die demokratischen Kontroversen um Begriffe und Bedeutung der Menschenrechte erhellt werden, andererseits sind extremistische Vorstellungen und Interpretationen aufzuzeigen, um abschließend demokratische wie antidemokratische Kritik an Menschenrechtsideen einordnen und bewerten zu können.


    In diesem Beitrag wird ein normativ-demokratiegebundenes Verständnis von Extremismus als Maßstab herangezogen: Alle Einstellungen, Verhaltensweisen, Institutionen und Ziele, die sich gegen die Elemente demokratischer Verfassungsstaaten richten, gelten als extremistisch.2 Der Terminus gilt als ein Oberbegriff für verschiedene Extremismusvarianten, wobei der Rechts- und Linksextremismus sowie der religiöse Fundamentalismus (und hier der Islamismus) die bekanntesten Spielarten darstellen. Der Bezug auf den demokratischen Verfassungsstaat wurde bewusst gewählt, da der Terminus breiter angelegt ist als der bloße Begriff der Demokratie – gerade mit Blick auf die Menschenrechtsproblematik. Er umfasst eine demokratische und eine konstitutionelle Komponente: Das demokratische Prinzip meint die Souveränität des Volkes, die fundamentale menschliche Gleichheit, die Repräsentation des Volkes durch gewählte Vertreter (repräsentative Demokratie) und die Umsetzung wie Einhaltung von Mehrheitsregel und Minderheitenschutz. Das konstitutionelle Prinzip betrifft indes Regeln zur Begrenzung und Kontrolle politischer Macht sowie den Schutz persönlicher Freiheitsrechte (und damit der Menschenrechte). Beide Elemente hängen in der Praxis eng zusammen, dienen sie doch gleichermaßen der Verhinderung von Machtmissbrauch wie von Willkürherrschaft.3


    2 Grundlagen und historische Entwicklung der Menschenrechte


    Die historische Entwicklung der Menschenrechte von den Inhalts- und Deutungskontroversen trennscharf abzugrenzen, gestaltet sich schwierig. Denn nicht nur die Frage, bei welchen Rechten es sich überhaupt um Menschenrechte handelt, wird kontrovers diskutiert, sondern im Grunde deren gesamte Entwicklungsgeschichte. Das gilt sowohl für den historischen Ursprung der Menschenrechte als auch für den Zeitraum ihrer Entstehung. Folgt man der Soziologin Bettina Heintz lassen sich hierfür zwei Varianten unterscheiden: einerseits die Menschenrechtsgeschichte als die von der Antike an kontinuierliche, quasi evolutionäre Ausbreitung des Schutzes von Staatbürgern vor dem allmächtigen Staat, andererseits Menschenrechte als universelles Konstrukt, das als Konsequenz aus den Verheerungen im Verlauf der Menschheitsgeschichte im Allgemeinen und des Zweiten Weltkrieges (und speziell des Holocausts) im Besonderen hervorging.4


    Die erstgenannte Perspektive umfasst folglich theoretische Vorüberlegungen, die bis auf die Proklamation des persischen Königs Kyros des Großen (Kyros-Zylinder), auf die Ethik in der griechischen Antike (Stoa) und auf das vorchristliche römische Recht zurückgehen. Vor allem in England knüpften ausgehend vom Hochmittelalter bis zum Beginn der Neuzeit politische Ideen immer wieder an elementare Grund- und Schutzrechte der Untertanen gegenüber ihrem Herrscher an. Diese Rechte galten zunächst nur für bestimmte Stände wie den Adel (Magna Charta von 1215), später auch für größere Teile der Bevölkerung (Bill of Rights von 1689), allerdings ohne dass man – dem Politikwissenschaftler Iring Fetscher zufolge – schon von »allgemeinen Menschenrechten« sprechen konnte.5


    Ähnlich argumentiert der Berliner Rechtshistoriker Uwe Wesel.6 Zwar seien im Naturrecht der Antike, im Mittelalter und in einzelnen englischen Gesetzen des 17. Jahrhunderts (neben der Bill of Rights die Petition of Rights von 1628 und die Habeas-Corpus-Akte von 1679) Vorstellungen zu finden, die dem heutigen Verständnis von Menschenrechten nahegekommen seien. Der zentrale Unterschied liege aber darin, dass es sich hier um das Verhältnis von Menschen gegenüber Menschen handele, von Monarchen und Adeligen gegenüber ihren Vasallen, nicht um die Beziehung des Einzelnen gegenüber dem Staat. Dieser Gedanke sei erstmalig bei dem englischen Philosophen John Locke (1632–1704) zu finden, der Leben, Freiheit und Eigentum als unveräußerliche Rechte gegenüber staatlichen Einflüssen definiert. Die Kernthesen Lockes wurden von den US-amerikanischen Gründungsvätern George Mason und Thomas Jefferson aufgegriffen und erhielten in der Virginia Bill of Rights 1776 Verfassungsrang. Einem durch die Beziehung zwischen Mensch und Staat definierten Ausgangspunkt der Menschenrechte lässt sich entgegenhalten, dass nicht die Institution Staat die Rechte verletzt oder schützt, sondern es wiederum Individuen (Agenten des Staates)7 sind, die als Gegner oder als Verteidiger der Menschenrechte auftreten: Angehörige von Militär, Polizei, Bürokratie und Justiz sowie Mitglieder der Regierungen und Politiker.


    Mit der inhaltlichen wie räumlichen Ausweitung der Menschenrechte – am wirkmächtigsten in der Virginia Bill of Rights und in der französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 – änderte sich zunächst nichts an der Exklusivität der Rechte. Nichtadelige, Frauen und Sklaven waren von den Freiheiten und Schutzbestimmungen zumeist ausgeschlossen. Jedoch: Die gleiche Freiheit jedes Menschen als »Basis der gesellschaftlichen Ordnung findet als menschenrechtlicher Legitimationsgedanke erstmals verfassungsrechtliche Ausgestaltung«.8 Zudem kam es zu einer Differenzierung von Menschen- und Bürgerrechten. Während die Menschenrechte auf dem traditionellen Gedanken des Naturrechts (Freiheit, Sicherheit und Besitz des Einzelnen) gründen, zielen die Bürgerrechte primär auf Volkssouveränität und auf politische Teilhabe – die Grundlagen der modernen Demokratie.9


    Die zweite Blickrichtung begreift die Menschenrechte nicht als Ausdruck einer evolutionären Entwicklung und in Kontinuität der Ausbreitung eines »Menschenrechtsenthusiasmus« vom ausgehenden 18. Jahrhundert an, sondern als die Folgerung aus Verletzungserfahrungen in der Geschichte (Sklaverei, Folter, Frauenunterdrückung) und vor allem aus dem Zivilisationsbruch durch das NS-Regime. Tatsächlich lässt sich hier ein wesentlicher Unterschied zur zuvor dargestellten Perspektive hinsichtlich der Reichweite von Menschenrechten feststellen. Das Verständnis für diese gründete fortan nicht mehr auf der Zugehörigkeit zu einem Staat oder einer bestimmten Staatsbürgerschaft, sondern nahm einen globalen und universellen Charakter an. So verpflichtet sich seit 1945 die Staatengemeinschaft für die Einhaltung der Menschenrechte, die Gültigkeit »für Europäer wie für Afrikaner, für Staatsbürger wie für Kolonialisierte«10 haben. Die Gründung der Vereinten Nationen (UN) 1945 und die Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte am 10. Dezember 1948 zeugen davon. In Artikel 2 heißt es: »Jeder hat Anspruch auf alle in dieser Erklärung verkündeten Rechte und Freiheiten, ohne irgendeinen Unterschied, etwa nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand. Des Weiteren darf kein Unterschied gemacht werden auf Grund der politischen, rechtlichen oder internationalen Stellung des Landes oder Gebietes, dem eine Person angehört, gleichgültig ob dieses unabhängig ist, unter Treuhandschaft steht, keine Selbstregierung besitzt oder sonst in seiner Souveränität eingeschränkt ist.«11


    Der Katalog von Menschenrechten erfuhr in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts seine Ausweitung. Die wichtigsten Übereinkünfte der UN sind: die Konvention über die Verhütung und Bestrafung von Völkermord (1948), die Genfer Flüchtlingskonvention (1951), die Konvention über die politischen Rechte von Frauen (1953), das Internationale Abkommen zur Beseitigung von Rassendiskriminierung (1965), das Übereinkommen zur Beseitigung von Diskriminierung der Frau (1979), die UN-Antifolterkonvention (1984), die Konvention über die Rechte von Kindern (1989) und die Schutzkonvention der Rechte aller Wanderarbeiter und ihrer Familienangehörigen (1990, 2003 in Kraft getreten).


    Der Politikwissenschaftler Marcus Llanque verwirft die Perspektive einer evolutionär-linearen Geschichtsschreibung der Menschenrechte, weil sie einen Anfangs- und Endpunkt suggeriere – ausgehend vom Kyros-Zylinder über die jüdisch-christliche Religion, die verfassungsrechtliche Ausweitung der Menschenrechte und dem universellen Menschenrechtsschutz der UN als Abschluss. Llanque befürwortet dagegen eine genealogische Geschichtsschreibung. Die real existierenden Menschenrechte fußen demnach nicht auf einem rationalen, göttlichen oder ökonomischen Fundament, sondern sind das Resultat von politischen Auseinandersetzungen. Während die lineare Sichtweise eine bestimmte Basis auszumachen versucht (vor allem die Vernunft), negiert die Genealogie eine solche einzige Ausgangssituation und fragt nach den konkreten Machtverhältnissen.12 Entsprechend würden die heutigen Menschenrechte nicht allein auf den liberal-aufklärerischen Prinzipien in der Tradition englischer, französischer und amerikanischer Menschenrechtserklärungen beruhen, sondern ebenso vom Naturrecht, dem Selbstbestimmungsrecht der Völker und vom Gedanken des Kosmopolitismus (bzw. des Universalismus) tradiert.13 Dem linearen und dem genealogischen Ansatz gemein ist die philosophische Begründung der Menschenrechte: die vor allem seit der Aufklärung prägende Auffassung von einer fundamentalen menschlichen Gleichheit (allein durch ihr Menschsein) – mit für jeden Menschen gültigen universellen, unveräußerlichen und unteilbaren Rechten.


    3 Demokratische Begriffsdeutungen und Kontroversen


    Was sind nun Menschenrechte bzw. welche Grundrechte gehören dazu? Fragen nach den fundamentalen Rechten aller Individuen in einem Gemeinwesen wurden und werden politisch wie wissenschaftlich höchst unterschiedlich beantwortet. Dies gilt sowohl für demokratische als auch extremistische Diskurse.14 Folgende Konfliktlinien des demokratischen Diskurses sollen im Weiteren differenziert und näher untersucht werden: 1) unterschiedliche Wertüberzeugungen (liberale versus soziale Menschenrechte); 2) Reichweite der Menschenrechte (Universalismus versus Kulturrelativismus); 3) Adressaten (individuelle versus staatlich-kollektive Menschenrechte) und in diesem Zusammenhang Grad ihrer Durchsetzbarkeit von Menschenrechten (unverbindlich versus einklag- und sanktionierbar).


    3.1 Liberale versus soziale Menschenrechte


    Zunächst zu den unterschiedlichen politisch-normativen Wertüberzeugungen: Das Ideal der größtmöglichen persönlichen Freiheit steht in einem unüberwindbaren Spannungsverhältnis zum Ideal der umfassenden sozialen Gerechtigkeit und der gesellschaftlichen Gleichheit. Zielt der Leitgedanke der Freiheit des Einzelnen speziell auf die Rechte zur Abwehr gegenüber staatlichen Ansprüchen, soll umgekehrt die Würde des Menschen durch ein Mindestmaß an sozialer Fürsorge und gesellschaftlicher Umverteilung durch den Staat gewährleistet werden. Wer das Primat der Gleichheit stärker betont, wird neben den materiellen Grundbedürfnissen der Existenzsicherung wie Nahrung, Obdach und Gesundheit auch Rechte wie Bildung, Arbeit und soziale Sicherheit einbeziehen. Wem eher an der individuellen Freiheit gelegen ist, wird stärker die Rechte zum Schutz vor staatlicher Regulierung betonen.15 Der Stellenwert einer gesetzlichen Krankenversicherung in (Kontinental-)Europa gegenüber dem in den USA zeigt die deutlichen politisch-kulturellen Diskrepanzen – und das nur innerhalb der westlich-demokratischen Wertegemeinschaft. Die sozial-kulturellen Rechte haben im 20. Jahrhundert einen starken Bedeutungsgewinn erfahren, jedoch die bürgerlich-politischen Freiheitsrechte nicht abgelöst, sondern ergänzt.16


    Auch zwischen dem (durch die Staaten zu gewährleistenden) Anspruch des Individuums auf Sicherheit bzw. körperliche wie psychische Unversehrtheit einerseits und der Wahrung von individuellen Rechten zum Schutz der Persönlichkeit und der Privatsphäre andererseits gibt es Ambivalenzen, man denke hier an die (nicht immer ausbalancierten) Maßnahmen im Antiterrorkampf. Zugleich bedingen sich dem Politikwissenschaftler Michael Krennerich zufolge verschiedene Menschenrechte wechselseitig und bilden eine Einheit. Wegen ihres universellen Charakters und durch ihre Interdependenzen definiert Krennerich Menschenrechte als diejenigen »Rechte, die jedem Menschen qua ›Menschsein‹ zustehen. Sie sind mit dem Anspruch verbunden, für alle Menschen gleichermaßen und weltweit zu gelten. In ihrer Gesamtheit zielen sie darauf ab, die Würde und die Freiheit der Menschen zu schützen.«17


    In der Literatur wird ferner zwischen sogenannten Generationen von Menschenrechten unterschieden. Zur ersten Generation zählen die »klassischen« Freiheits- und Schutzrechte, die den Kernbestand der Allgemeinen UN-Menschenrechtserklärung umfassen. Zur zweiten Generation gehören die sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Rechte zur Sicherung der materiellen Grundbedürfnisse, die in einer Zusatzresolution (Sozialpakt) 1966 verabschiedet wurden und 1976 in Kraft traten. Die Diskussion um die Zugehörigkeit von grundlegenden sozialen Rechten zu den Menschenrechten ist keineswegs nur eine der Nachkriegszeit. Schufen erst die liberalen Menschenrechte die Voraussetzungen für die sozioökonomische Unabhängigkeit des Bürgertums vom Absolutismus, die im 19. Jahrhundert zur industriellen Revolution führte, verlangte die Entstehung einer industriellen Massengesellschaft zugleich nach Antworten auf die soziale Frage. Ausbeutung und »Arbeitszeiten bei minimalen Löhnen, Frauenausbeutung und Kinderarbeit, gefährliche und gesundheitsschädigende Arbeitsplätze, Elendsquartiere mit miserabelsten hygienischen Verhältnissen […] so führte der Frühkapitalismus zu einem neuen Kampf um Freiheit und Menschenrechte, um Anerkennung gesellschaftlicher Schutzrechte für die besitzlose Arbeiterschaft.«18


    Die Gräuel der NS-Barbarei führten nach 1945 zu der Einsicht, dass ein allgemeingültiger Ordnungsrahmen, der Frieden, Freiheit und Daseinsfürsorge zu sichern vermag, nur durch die Verbindung klassischer Freiheitsrechte und sozialer Ansprüche geschaffen werden kann. Trotz des Paradigmenwechsels und des Bedeutungsgewinns der Menschenrechtsidee – auch in der damals noch global dominierenden nicht demokratischen Welt – rissen die Konflikte um den Vorrang von liberalen Freiheits- oder sozialen Gleichheitsrechten nicht ab. Vor allem den Staaten der kommunistischen Hemisphäre ging die Verankerung sozialer Standards nicht weit genug. Sechs von ihnen (Sowjetunion, Ukraine, Weißrussland, Polen, Tschechoslowakei, Jugoslawien)19 enthielten sich 1948 in Paris bei der Schlussabstimmung zur Annahme der Erklärung der Menschenrechte. Allerdings wandelte sich durch die Anerkennung und Erweiterung der Sozialrechte das Spannungsverhältnis beider Gruppen von Menschenrechten in ein Verhältnis von gleichberechtigter Koexistenz.


    Weithin anerkannte Persönlichkeits- und Freiheitsrechte sind heute das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit, der Schutz vor Folter, vor entwürdigender oder erniedrigender Behandlung sowie die Abschaffung von Züchtigung in Erziehung und Schule, das Recht auf Freiheit, Eigentum und Sicherheit der Person, der Schutz von Privatsphäre, das Recht auf Meinungs-, Religions-, Versammlungs-, Informations- und Berufsfreiheit. Zu den wichtigsten sozialen Menschenrechten zählen das Recht auf Arbeit, angemessene Entlohnung und die Gründung von Gewerkschaften, das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard, einschließlich angemessener Nahrung, das Recht auf Gesundheit und das Recht auf Bildung sowie zur Teilhabe am kulturellen Leben.20


    3.2 Universalismus versus Kulturrelativismus


    In den internationalen Beziehungen wird bis heute über die Frage nach dem universellen Geltungsanspruch der Menschenrechte gestritten. Dabei lässt sich zwischen einer immanenten und einer fundamentalen Kritik unterscheiden. Zielt die immanente Kritik vor allem auf die unzureichende rechtlich-politische Durchsetzung bzw. auf die fehlende Sanktionierbarkeit bei Menschenrechtsverletzungen in vielen Staaten und Weltregionen, stellt die fundamentale Kritik die allgemeine Anerkennung der Rechte aufgrund anderer, konkurrierender Werte und Normen generell infrage.21 Der Konflikt um die universelle Gültigkeit von Menschenrechten wurde bis zur Gezeitenwende 1989/90 im Wesentlichen vom Systemgegensatz zwischen markwirtschaftlichen Demokratien und sozialistischen Parteidiktaturen bestimmt. Heute gelten Kritikern bzw. Skeptikern der universalistischen Sichtweise besonders die kulturellen Prägungen der afrikanischen und der konfuzianisch bzw. islamisch geprägten asiatischen Staaten als unvereinbar mit westlich-liberalen Ideen. Traditionelle wie politisch-kulturelle Differenzen sind nicht von der Hand zu weisen: Besitzt der liberale Individualismus in den westlichen Staaten einen zentralen Stellenwert, sind die »asiatischen Werte«22 stärker von kollektivistischen und solidarischen Beziehungen geprägt, während wiederum in großen Teilen des islamischen Kulturraumes eher Sittenstrenge und (religiöse) Tugend im Vordergrund stehen.23


    Die zumindest im westlichen Diskurs überwiegend politisch linken Gegner eines Menschenrechtsuniversalismus wenden sich vor allem scharf gegen das moralische Argument. Es sei schlicht nicht möglich, den Vorrang bestimmter Werte gegenüber anderen zu begründen, da es an einem objektiven Maßstab zur Präferierung von Normen und Sichtweisen fehle. Auf der Basis eines Agnostizismus der Moral sei die Vorzugswürdigkeit von einer dieser Positionen gegenüber der jeweils anderen eine unentscheidbare Frage, und ihr jeweiliger Gültigkeitsanspruch nur in Bezug auf das jeweils dahinter stehende Bezugssystems als plausibel zu kennzeichnen.24 Zudem laufe der Westen Gefahr, seine eigenen universellen Positionen aufgrund des Absolutheitsanspruches von Menschrechten anderen Kulturen aufzuzwingen.25


    Gegner eines Menschenrechtsrelativismus negieren nicht die Heterogenität unterschiedlicher Wertvorstellungen. Gerade vor dem Hintergrund unterschiedlicher Regimetypen (Demokratie und Autokratie) gebe es verschiedene Prinzipien, Normen, Verhaltensweisen und Haltungen gegenüber den Menschenrechten, so der Politikwissenschaftler Juan J. Linz. In autokratischen Regimen sei die Gefahr von Menschenrechtsverletzungen zwar größer als in Demokratien, denn »eine Demokratie muss, um Demokratie zu sein, zahlreiche Menschenrechte anerkennen, (…) die von anderen Regimen verweigert und erheblich beschnitten werden«.26 Es existiere eine grundsätzliche Schwelle für die Anerkennung und für den Schutz von Menschenrechten in demokratischen Regimen, unterhalb derer Regime nicht mehr als demokratisch eingestuft würden. Gleichwohl bestehe auch in Autokratien die Möglichkeit der Einhaltung von Menschenrechten, was allerdings vom (Wohl-)Wollen des/der Herrschenden abhänge. Zudem seien Demokratien vor Menschenrechtsrechtsverletzungen nicht immun, insbesondere in Drucksituationen und in der Konfrontation mit ihren Gegnern, die die demokratische Ordnung infrage stellten (Stichwort Guantanamo, Anm. d. Verf.).27 Dennoch argumentiert Linz nicht kulturrelativistisch, sondern stärker moralisch: »Kaum ein ernsthafter und anständiger Mensch würde bestimmten grundlegenden Menschenrechten einen geringen Wert zuweisen.«28 Als Ausweg aus dem Dilemma eines universellen Anspruchs von Menschenrechten und kulturellen wie systemischen Unterschieden politischer Regime plädiert er für die Anerkennung und Sicherstellung von Mindeststandards, allerdings um den Preis, sich von der »Verwirklichung der hochtrabenden und in gewisser Weise unrealistischen Erklärungen der Menschenrechte, insbesondere der sozialen und wirtschaftlichen Rechte«29 zu verabschieden. Solche Mindeststandards sind für Linz: »Die Eliminierung unmenschlicher Unterdrückung und besonders eines Übermaßes an Gewalt.«


    Auch die Politikwissenschaftlerin Tine Stein wendet sich gegen die kulturrelativistische Sicht auf Menschenrechtsfragen. Wenn es keinen Maßstab gebe, mit dem Diktaturen gegenüber Demokratien, Gottesstaaten gegenüber säkularen Ordnungen, totalitäre gegenüber freiheitlichen Systemen abzugrenzen seien, würde die Rede von Menschenrechten und Menschenwürde keinen Sinn ergeben. Zu Recht formuliert sie ihre Kritik an der Kritik am Menschenrechtsuniversalismus: »Dann bestünde auch keine Notwendigkeit, gegen diese Verhältnisse ein Argument vorzutragen – der eine Zustand wäre gleich-gültig zum anderen. Dass mir als Subjekt, als konkreter Person der eine Zustand zuträglicher als der andere erscheint (…), kann keinen Maßstab ersetzen, der eine intersubjektive und damit objektive Gültigkeit zumindest vom Status der Aussage her beanspruchen können muss. Die Tatsache, dass der Diktator diesen Maßstab nicht teilt, kann den Anspruch nicht aushebeln – Macht schafft kein Recht.«30


    3.3 Individuelle versus staatlich-kollektive Menschenrechte


    Von individuellen Menschenrechten (wozu die Freiheits- und die Sozialrechte gleichermaßen zählen) lassen sich kollektive unterscheiden. Diese Kollektivrechte – nach Dicke/Fröhlich »unglücklich als ›Menschenrechte der dritten Generation‹ bezeichnet«31 – gelten für Gruppen wie Völker, Ethnien und Nationen. Nicht zuletzt um die Durchsetzung der individuellen Menschenrechte zu fördern, wurden seit Beginn der 1970er-Jahre zahlreiche Deklarationen mit dem Ziel formuliert, Armut, Kriege und Umweltkatastrophen durch einen verbindlichen Anspruch auf Entwicklungshilfe zu verhindern.32 Zu den kollektiven Menschenrechten zählen nach den meisten Darstellungen das Recht der Völker auf Selbstbestimmung, das Recht auf Entwicklung, das Recht auf eine menschenwürdige Umwelt sowie das Recht auf Frieden.33


    Trotz des Bedeutungsgewinns der Kollektivmenschenrechte – insbesondere die Versuche, die Rechte auszuweiten und durchsetzbar zu machen – kam es bisher zu keiner völkerrechtlich verbindlichen Einigung über die Umsetzung der angestrebten Verpflichtungen. Weder die Anerkennung des Rechts auf Entwicklungshilfe durch die Industriestaaten, die Einrichtung des Amtes eines Hohen Kommissars für Menschenrechte (Wiener Menschenrechtskonferenz 1993), eines Internationalen Strafgerichtshofes (1998/2002) und des UN-Menschenrechtsrates (2006) noch die institutionelle Aufwertung von Nichtregierungsorganisationen wie Amnesty International und Human Rights Watch (1998) änderten den Umstand, dass es sich bei den Rechten der dritten Generation »nicht um individuelle Rechtspositionen handelt, sondern um einen Ausdruck von allgemeinen Zielen der internationalen Gemeinschaft«.34


    Die (unterschiedlich motivierten) Argumente gegen die Verzahnung der Menschenrechtsfrage mit Entwicklungsländerinteressen lassen sich in drei Gruppen differenzieren: Erstens fehle es den Kollektivrechten am notwendigen rechtlichen Unterbau, der kläre, wer Anspruch auf diese Rechte und wer ihnen gegenüber eine Verpflichtung habe, vor allem auch, wie die Rechte durchsetzbar bzw. Menschenrechtsverletzungen sanktionierbar zu machen seien.35 Zweitens sei das Menschenrechtskonzept historisch-kulturell eine Idee der westlichen Hemisphäre, deren Ratio weder zeitunabhängig Gültigkeit habe noch vorbehaltlos auf andere Weltregionen und Kulturkreise übertragen werden könne.36 Drittens verwässere die stete Ausweitung der Menschenrechte den Kern an Freiheits- und Schutzrechten und führe zu einer Schwächung der justiziellen Durchsetzung von Menschenrechten der ersten und (in geringerem Maße) der zweiten Generation.37


    4 Extremistische Begriffsdeutungen und Kontroversen


    Demokratie und Menschenrechte sind in der Praxis eng miteinander verbunden. Unabhängig davon, ob politischer Extremismus negativ definiert wird als Sammelbezeichnung für all jene Phänomene, Einstellungen und Verhaltensweisen, die den demokratischen Verfassungsstaat ablehnen (Uwe Backes und Eckhard Jesse)38, oder als Bestrebung, die einen Antipluralismus bzw. Monismus verficht (Samuel Salzborn)39 – extremistische Erscheinungen stehen in einem diametralen Gegensatz zu den Ideen und Grundsätzen der Menschenrechte. Zugleich wird die pejorative Konnotation des Extremismusbegriffs von Extremisten selbst nicht geteilt: Wie diese kaum von sich behaupten würden, Extremisten zu sein, sehen sich die meisten Vertreter oder Anhänger antidemokratischer Kräfte auch nicht als Gegner der Menschenrechte, sondern vielmehr als deren einzig wahre Verteidiger.


    Die Argumente der politischen Extremisten knüpfen an die demokratischen Debatten um das Für und Wider unterschiedlicher Menschenrechtskonzeptionen an: Sind sie universell gültig? Gelten Freiheits-, Sozial- und Kollektivrechte gleichermaßen als Menschenrechte? Und gibt es einen transnationalen Anspruch auf die Durchsetzung dieser Rechte? Zudem ist allen Extremismen ein identitätstheoretisch geprägtes Gesellschaftskonzept gemein: die Annahme eines übereinstimmenden Willens von Regierenden und Regierten anstelle der Vielfalt von individuellen Positionen sowie von politischem Pluralismus. Nicht die Freiheit des Einzelnen (und ihr Schutz durch die Menschenrechte), sondern der Vorrang des Kollektivs gegenüber dem Individuum bestimmt sämtliche Formen extremistischen Denkens.40


    Die einzelnen Formen des politischen Extremismus weisen jedoch zentrale Unterschiede in der Stoßrichtung der Menschenrechtsablehnungen auf.41 Ist das Prinzip der menschlichen Fundamentalgleichheit gefährdet, sollen also Menschenrechte nur für die Angehörigen einer bestimmten Ethnie, »Rasse« und/oder Nation gelten, wird von Rechtsextremismus gesprochen. Im Gegensatz dazu erweitert bzw. überhöht der Linksextremismus die gesellschaftlichen Gleichheitsansprüche und überlagert das Freiheitsprinzip. Die extreme Linke umfasst verschiedene Strömungen, deren gemeinsames Ziel es ist, die Menschen von den Zwängen der bestehenden Gesellschaft zu befreien und eine herrschaftslose Gesellschaftsordnung anzustreben. Die Verwirklichung dieser Utopie – im Kommunismus durch die Errichtung einer Diktatur des Proletariats, beim Anarchismus durch die Ablehnung jeder Staatlichkeit – verhält sich konträr zu den konstitutionellen Prinzipien der Gewaltenteilung und Rechtsstaatlichkeit. Bezogen auf die Menschenrechte bedeutet dies, dass die Sozialrechte einen zentralen Stellenwert einnehmen, zu deren allumfassender Verwirklichung die individuellen Freiheitsrechte eingeschränkt bzw. negiert werden.


    Der religiöse Fundamentalismus (und hier vor allem der extremistische Islamismus) als dritte Variante des Extremismus betrachtet die Idee der Menschenrechte als Dekadenz ihres erklärten Hauptfeindes, der westlichen Welt, und weist sie zugunsten der Anwendung göttlichen Rechts zurück. Die islamische Rechtsordnung nach den Geboten des Korans und der Sunna, die Scharia, verwirft in islamistischer Auslegung das Prinzip menschlicher Gleichheit, zu erkennen an der Benachteiligung von Frauen und Anders- bzw. Nichtgläubigen. Erklärtes Ziel seiner Anhänger ist die Weltvorherrschaft des Islam und die Errichtung von Gottesstaaten bzw. letztlich eines einzigen Gottesstaates.


    4.1 Rechtsextremismus


    Die Menschenrechte als die Ideen von der individuellen Freiheit aller Menschen und des gleichberechtigen und mündigen Bürgers in der Tradition der Aufklärung und der Französischen Revolution werden von Rechtsextremisten (früher wie heute) abgelehnt. Schon 1796 äußerte der politische Philosoph und Vertreter der Gegenaufklärung Joseph Marie de Maistre, es existierten Russen, Franzosen, Italiener, Spanier, Engländer usw., aber nicht der Mensch.42 Dies sei eine Illusion, entsprechend gebe es keine universellen Menschenrechte. Zudem bestritt de Maistre den Gedanken eines Rechts, das außerhalb der Macht (in diesem Fall der französischen Monarchie) bzw. ihr entgegen stehe. So seien Gerechtigkeit, Freiheit und Sicherheit zwar gültige Werte, aber da es ihnen an einer Machtbasis fehle, blieben sie letztlich auch ohne Wirksamkeit und Legitimation. Vor allem in Abgrenzung zum Liberalismus blieb die Idee von der Erhaltung des »Bewahrenswerten« in einem vorgegebenen Ordnungsgefüge Leitmotiv rechtskonservativer Denker bis ins 20. Jahrhundert (gleichwohl unter Berücksichtigung sich wandelnder gesellschaftlicher Verhältnisse) – so bei Ernst Jünger, Oswald Spengler, Arthur Möller van den Bruck und Carl Schmitt.


    Die Vorstellungen von einer »Konservativen Revolution«, eines starken (Führer-)Staates und des Primats der Politik gegenüber dem universellen Anspruch von Menschenrechten stellen die ideologischen Grundlagen für große Teile des heutigen Rechtsextremismus dar. Zugleich ist dieser ein vielgestaltiges Phänomen: Die meisten Wissenschaftler unterscheiden einerseits klassische, vom Faschismus und vom Nationalsozialismus inspirierte Gruppierungen und andererseits neorassistische Bestrebungen (von »altem« und »neuem« Rechtsextremismus ist die Rede).43 Die Erben der historisch-faschistischen Bewegungen lehnen den Gedanken der universellen Gleichheit aller Menschen ab; sie gehen von einer biologischen Ungleichheit aus, bei der bestimmte Völker (in Deutschland die germanische bzw. die »arische Rasse«) als höherwertig gegenüber anderen angesehen werden.


    Die eindeutig rechtsextreme, wenngleich nicht zweifelsfrei als neonationalsozialistisch zu klassifizierende Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) macht sich eine solche Argumentation zu eigen, wie der Sozialwissenschaftler Fabian Virchow nachweist.44 Demnach hänge die Würde des einzelnen Menschen von »Volkstum und Kultur«, das heißt von biologisch-genetischer Teilhabe an der Volksgemeinschaft ab, stehe also nicht jedem Menschen von Geburt an zu. Entsprechend wird das Allgemeinwohl (die NPD spricht vom Volkswohl) höher bewertet als das Wohl des Einzelnen. Fremdenfeindlichkeit dient aus dieser Perspektive als legitimes Mittel der »Arterhaltung«, zur »Notwehr« gegen die angeblich von den USA unterstützte vermeintliche jüdische Vorherrschaft. Ferner tritt die NPD »unter dem Schlagwort der ›nationalen Solidarität‹ für die inhumane Entrechtung, Diskriminierung und Außer-Landes-Schaffung von Millionen Menschen mit Migrationshintergrund ein«45 und fordert die Zusammenfassung aller von sogenannten »Volksdeutschen« besiedelten Gebiete in einen ethnisch homogegen Nationalstaat. Die NPD mag sich hierbei auf die Selbstbestimmung des »deutschen Volkes« berufen; tatsächlich würde durch die Annexion vermeintlich »deutscher Territorien« das ins Völkerrecht greifende kollektive Menschenrecht der nationalen Souveränität solcher Staaten negiert.


    Sind solche Positionen neben der NPD überwiegend im subkulturellen Rechtsextremismus (in neonationalsozialistischen Kameradschaften oder in der Skinheadszene) verbreitet, trifft dies für Parteien über die Grenzen Deutschlands hinaus kaum zu. Das hat verschiedene Gründe: zum einen, weil der historische Nationalsozialismus aufgrund der Verheerungen des Zweiten Weltkrieges und wegen des Zivilisationsbruchs durch den Völkermord an den Juden weitgehend diskreditiert ist, zum anderen, weil gerade die erfolgreichen rechtsextremen Parteien wie der Front National oder die Freiheitliche Partei Österreichs – ob aus Opportunismus bzw. aus Angst vor staatlichen Restriktionen oder aus Überzeugung – ihre Ausländer- bzw. Fremdenfeindlichkeit abgeschwächt haben.46


    Der zentrale Unterschied zwischen dem »neuen und alten« Rechtsextremismus liegt in der Begründung – weniger in der Intensität – ihres Rassismus. Betonen neonationalsozialistische Phänomene die biologische Höher- oder Minderwertigkeit bestimmter »Rassen«, argumentieren neurechte Formationen mit der angeblich historisch-kulturellen Unverträglichkeit bestimmter Ethnien und Religionen. Besonders der Antagonismus zwischen dem christlich-abendländisch geprägten Europa und dem muslimischen Kulturraum wird herausgestellt. Das Konzept des »Ethnopluralismus« des französischen Rechtsintellektuellen Alain de Benoist besagt, verkürzt formuliert, dass jedes Volk das Recht auf nationale und kulturelle Freiheit und Identität habe, allerdings nur in seinem traditionellen Kulturraum.47 Man selbst betrachtet sich als Verteidiger der nationalen Souveränität und somit als Verfechter der Menschenrechte. Ein solcher Verweis auf die Selbstbestimmung der Völker läuft in der Realität auf die Einschränkung individueller Freiheitsrechte hinaus, bedeutet eine solche »Rassentrennung« doch nichts anderes als die Negation des Diskriminierungsverbotes sowie der individuellen Gedanken- und Religionsfreiheit. Zudem gilt Rechtsextremisten der universelle Anspruch individueller Freiheitsrechte als Vorbote einer »multikulturellen Ideologie«, die vom linksliberalen Zeitgeist zur Zerstörung der nationalen Identitäten verwendet werde.


    4.2 Linksextremismus


    Im Gegensatz zum Rechtsextremismus, der die Ideen der Französischen Revolution ablehnt, sehen sich linksextremistische (ebenso wie demokratisch-linke) Bewegungen in der Tradition von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. Der Unterschied zwischen demokratischen und extremistischen Linken besteht in der Gewichtung der verschiedenen Menschenrechte. Wird auf demokratischer Seite von der Notwendigkeit von Freiheit und Gleichheit ausgegangen, wenden sich kommunistische Kräfte gegen einige zentrale Freiheitsrechte wie die Gedanken- und die Religionsfreiheit, die Freiheit der Meinungsäußerung sowie die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit – vom Gemeinwillen abweichende Positionen könnten im Sinne eines höherwertigen Kollektivwohls gar nicht existieren. Folglich seien die Menschrechte auch keine naturgesetzlichen und überstaatlichen Gesetze, sondern die Folge der historischen Entwicklungen von Staat und Recht. Nach Jens Hinkmann, der sich mit dem Für und Wider der Universalität von Menschenrechten auseinandersetzt, werden die Menschenrechte dem Einzelnen gemäß dieser Konzeption »durch das positive Recht verliehen, er erhält sie vom Staat und besitzt sie nicht bereits vor und unabhängig von diesem. [...] Der Staat kann diese Rechte jederzeit wieder entziehen, sie umformulieren und transformieren, wenn dies das Wohl der Gesellschaft erforderlich erscheinen lässt.«*48


    Speziell kommunistische Parteien beanspruchen für sich, die objektive Wahrheit über ein solches Gemeinwohl zu besitzen – nämlich als die Utopie einer klassenlosen Gesellschaft unter der Führung der Arbeiterschaft. Das westliche Verständnis von Freiheit sei hingegen ein unsozialer Egoismus wider die Verpflichtungen der Gemeinschaft. Entsprechend werden die Freiheitsrechte nicht als Schutzrechte vor den Eingriffen des Staates verstanden, sondern als positive Anspruchs- und Teilhaberechte – die Führung des Staates habe Sorge dafür zu tragen, dass allen Individuen die materiellen, sozialen und kulturellen gesellschaftlichen Ressourcen zur Verfügung stünden. Dieser Anspruch reicht so weit, dass Linksextremisten mit dem Verweis auf Karl Marx und seiner Kritik am Menschenrecht des Privateigentums dieses ablehnen. Privater Besitz determiniere nicht die Verwirklichung, sondern die Verhinderung von Freiheit.49


    Ähnlich wie beim Rechtsextremismus treten die erfolgreichen linksextremen Parteien heute eher gemäßigt auf, nicht zuletzt aufgrund der Diskreditierung des Marxismus-Leninismus seit dem Ende der realsozialistischen Herrschaftssysteme in Osteuropa. Gerade erfolgreiche linksextreme Parteien sprechen von einem »demokratischen Sozialismus«, der die Freiheits-, Sozial- und Kollektivrechte gleichermaßen akzeptiere und verteidige. Der Sozialismus (und somit der Kommunismus) sei nicht auf dem Wege revolutionärer Umwälzungen zu erreichen, sondern mittels demokratischer Prozesse (Wahlen). Gleichwohl bleibt die Gretchenfrage zum Wesen dieses »demokratischen Sozialismus« unbeantwortet: Wäre ein solches System bereit und in der Lage, bei einem mehrheitlichen politischen Willen der Bevölkerung die Vergesellschaftung von Eigentum und Besitz rückgängig zu machen?50 Zweifel sind mehr als angebracht, stellt doch die Kritik an manchen Menschenrechten, insbesondere am Recht auf Besitz, nach wie vor den Kern der meisten linksextremistischen Formationen dar.


    So lautet der Vorwurf des neomarxistischen Philosophen Slavoj Žižek, die Neutralität der Menschenrechte sei eine Fiktion, die zum Schutz der gesellschaftlichen Verhältnisse (der Marktwirtschaft bzw. des Kapitalismus, Anm. d. Verf.) diene und als apolitische Begründung für politische Tageskämpfe instrumentalisiert werde. Die Auseinandersetzung werde mit dem Verweis auf die Menschenrechte in eine moralische umgewandelt.51 Insgesamt lässt sich der Unterschied zwischen einer demokratischen und einer kommunistisch-marxistischen Auffassung der Menschenrechte gegenüberstellen, indem sich die erstgenannte stärker auf die individuelle Freiheit, die der Staat durch sein Nichteingreifen gewährleistet, bezieht, während die letztgenannte nur auf Sozialrechte abzielt, die durch Gesetze und staatliche Maßnahmen zu schaffen sind. Menschenrechte werden also nicht als naturgegeben bzw. universell, sondern als Ausdruck der Verpflichtung des Staates verstanden.


    4.3 Religiöser Fundamentalismus


    Im Gegensatz zu den Versuchen der meisten erfolgreichen rechts- und linksextremistischen Kräfte, nicht allzu offensichtlich im Widerspruch zu Demokratie und Menschenrechten zu stehen, wendet sich der religiöse Fundamentalismus und hier insbesondere der Islamismus offen gegen deren Prinzipien. Terrorgruppen wie der sogenannte Islamische Staat (IS) und Al-Qaida lehnen die Idee universeller Menschenrechte mit Verweis auf den alleinigen Vorrang göttlichen Rechts uneingeschränkt ab. Anders sieht es in den zumeist weltlich-autoritären, muslimisch geprägten Staaten aus. Von wenigen Ausnahmen abgesehen (Albanien, Türkei und mit Abstrichen Tunesien) handelt es um autokratische Regime, in denen der Islam und das islamische Recht, die Scharia, als Legitimationsquelle benutzt werden. Hier fehlt vielerorts die Verankerung demokratischer Werte und Verfassungen – stattdessen instrumentalisieren die meisten Machthaber die Menschenrechte und deuten sie aus islamischer Perspektive um. Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte wird abgelehnt, da gerade die Rolle des Islam hierin nicht ausreichend gewürdigt sei. Im Jahr 1990 unterzeichneten 45 Staaten der Organisation der Islamischen Konferenz (heute: Organisation für Islamische Zusammenarbeit) die Kairoer Erklärung der Menschenrechte im Islam. Sie gilt als Gegenentwurf zur UN-Deklaration und bezieht sich auf eine problematische Auslegung der Scharia als zentrale und einzige Rechtsgrundlage. So stehen sämtliche Menschenrechte unter dem Vorbehalt, sich im Einklang mit dieser Interpretation der Scharia befinden zu müssen, zum Beispiel das Recht auf freie Meinungsäußerung mit der Tugendhaftigkeit und Sittenstrenge im Islam. Zum Recht auf körperliche Unversehrtheit heißt es in Artikel 2 der Kairoer Erklärung, es werde jedem garantiert, aber: »Jeder Staat ist verpflichtet, dieses Recht zu schützen, und es ist verboten, dieses Recht zu verletzen, außer wenn ein von der Scharia vorgeschriebener Grund vorliegt.«52 Auch die Auslegungen zur Religionsfreiheit (zugunsten einer Dominanz des Islam) und zur Stellung der Frau (zugunsten der traditionellen Dominanz des Mannes) stehen in starkem Widerspruch zum allgemeinen Verständnis von Menschenrechten.


    Für islamistische Terroristen endet der Rechtsanspruch der Scharia (und damit auch der Kairoer Erklärung) nicht in den muslimisch geprägten Staaten. Sie fordern bzw. kämpfen für die Errichtung eines globalen Gottesstaates und gegen Nicht- bzw. Andersgläubige. Die Freiheitsrechte des Einzelnen sind für sie kein universell gültiges Menschenrecht, sondern Ausdruck einer vermeintlichen westlichen Dekadenz. Danach werden Menschenrechte (wenn überhaupt als Menschenrechte und nicht als religiöse Tugendregeln) nicht als individuell, sondern als kollektive Rechte der islamischen Gemeinschaft (umma) verstanden – die zudem »von Gott als die beste Nation geschaffen wurde und die der Menschheit eine universale und wohlausgewogene Zivilisation gebracht hat«53. Während moderate bzw. demokratisch orientierte Muslime den Vorrang der UN-Erklärung gegenüber den Scharia-Gesetzen fordern (die Gleichstellung und -behandlung von Mann und Frau, von Muslimen und Nichtmuslimen sowie die Akzeptanz abweichender Lebensentwürfe, z. B. Homosexualität), halten orthodox-islamistische Kräfte dem entgegen, der Koran bzw. die Scharia seien Allahs authentisches Wort, dem jedes weltliche Recht unterzuordnen sei.54


    5 Fazit


    Menschenrechte als eine der zentralen Grundlagen demokratischer Ordnungen sind mit dem Absolutheitsanspruch extremistischer Phänomene nicht vereinbar. Ganz unabhängig von ihrer Organisationsform (Parteien, lose Gruppierungen, intellektuelle Zirkel), ihrer ideologischen Ausrichtung (rechts, links, religiös) und von ihrer Intensität (legalistisch, militant, gewaltsam-terroristisch) gehen Extremisten von einer identitären Gemeinschaft aus, deren kollektives Interesse denen des Einzelnen und damit seinen freiheitlichen und sozialen Rechten vorausgeht. Die Freiheit des Individuums wird nur so lange anerkannt, wie sie nicht im Widerspruch zur jeweiligen extremistischen Weltanschauung steht. Verpflichten sich demokratische Verfassungsstaaten zum Schutz und zur Bewahrung der Menschenrechte, greifen Extremisten mit dem Verweis auf ihr vermeintlich ewig gültiges und naturgesetzliches Ziel bis tief in den privaten Lebensbereich der Bevölkerungen ein: ob im »Glaube an die Volksgemeinschaft und Nation oder an die historische Mission der Arbeiterklasse und die Diktatur des Proletariats oder an die Vorschriften des Koran und den islamischen Gottesstaat«55.


    Zugleich suchen Extremisten nach Wegen aus der Unvereinbarkeit ihrer Weltanschauungen mit den Prinzipien der Menschenrechte – um die Wertebasis demokratischer Ordnungen zu untergraben, um Anhänger ihrer häufig in Misskredit geratenen Ideologien zu finden und nicht zuletzt um im Kampf um die Deutungshoheit allgemeingültiger Freiheits-, Sozial- und Kollektivrechte die Legitimation des eigenen Gesellschaftsentwurfs zu erhöhen. Dies geschieht erstens über die Relativierung bzw. Abschwächung der Allgemeingültigkeit von Menschenrechten – zum Beispiel wenn im Rechtsextremismus nur den Angehörigen der eigenen Volksgruppe die Grundrechte zugestanden werden oder sie für bestimmte Religionen und Ethnien nur in deren vermeintlich traditionellen Kulturräumen Gültigkeit haben. Zweitens nehmen Extremisten nur auf bestimmte Menschenrechte Bezug und betrachten diese als höherwertig gegenüber anderen – zum Beispiel im Linksextremismus, bei dem die sozialen Rechte den größten Stellenwert besitzen, hingegen individuelle Freiheits- und Abwehrrechte als Instrument zur Wahrung des »kapitalistischen« Status quo gedeutet werden. Drittens bezweifeln Extremisten die globale und universelle, quasi für jedermann (und -frau) gültige Anerkennung der Menschenrechte – zum Beispiel beim religiösen Fundamentalismus bzw. speziell dem Islamismus, indem nur den Angehörigen der jeweiligen Glaubensgemeinschaft und bei der Unterordnung unter vermeintlich höheres göttliches Recht gewisse Grundrechtsgarantien eingeräumt werden.


    Umso wichtiger ist es aus demokratischer Perspektive, sich solchen Fehlinterpretationen und Instrumentalisierungen entgegenzustellen und die Deutungshoheit um den Begriff der Menschrechte nicht deren Gegnern zu überlassen – was im Übrigen für alle politischen Begriffe (Demokratie, Diktatur, Freiheit, Frieden usw.) gilt. Politische Bildung ist in diesem Sinne die gemeinschaftliche Aufgabe von Politik, Medien und Wissenschaft. Dazu gehört einerseits, die Argumente extremistischer Agitation zu entlarven und ihnen ein demokratisches Verständnis entgegenzuhalten. Andererseits scheint es notwendig, in den demokratischen Kontroversen um Umfang, Allgemeingültigkeit, Universalität und Durchsetzbarkeit von Menschenrechten eine Übereinstimmung herzustellen, die verhindert, dass Extremisten sich mit ihren – vermeintlich – menschenrechtskonformen Positionen letztlich genau gegen jene grundlegenden Freiheitsrechte wenden. Selten sind demokratische Diskurse alternativlos, die Anerkennung der grundlegenden menschenrechtlichen Prinzipien ist es sehr wohl.
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    Barbara Zehnpfennig


    Volk – Nation – Gemeinschaft – Gesellschaft


    1 Einführung


    Der demokratische Verfassungsstaat ist immer zugleich Rechtsstaat, und zu den Grundrechten, die dem Bürger durch die Verfassung garantiert werden, gehören das Recht auf freie Meinungsäußerung und die Vereinigungsfreiheit.1 Sich seine Meinung frei bilden und sie durch Zusammenschluss mit politisch Gleichgesinnten gesellschaftlich wirksam werden lassen zu können, gehört also zum demokratischen Selbstverständnis. Sobald Meinungsfreiheit entsteht, entsteht auch Pluralismus – eine in der rechtsstaatlichen Demokratie gewollte Vielheit an politischen und religiösen Einstellungen, die miteinander in den Dialog kommen und sich aneinander abarbeiten sollen. Denn in der liberalen Demokratie wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass sich das für alle Richtige erst durch den gesellschaftlichen und politischen Dialog herausstellt. Es wird nicht einfach von oben verordnet.


    Für ein solches Miteinander, aber auch kontrolliertes Gegeneinander bedarf es der Toleranz, also der Fähigkeit, andere Meinungen aushalten zu können. Um diese Toleranz nicht allein dem guten Willen der Bürgerinnen und Bürger zu überlassen, sorgt der Rechtsstaat dafür, dass die Meinungsvielfalt erhalten bleibt. Indem er jedem Einzelnen genau die Freiheit zusichert, die er beanspruchen kann, ohne dem Anderen die Freiheit zu nehmen, garantiert er jedem den Raum zur freien Selbstentfaltung.


    Extremistisches Denken ist zu solcher Toleranz nicht bereit – es beansprucht die Wahrheit allein für sich.2 Es will auch nicht über die Wahrheit diskutieren, sondern geht davon aus, sie bereits zu besitzen. Die rechtsstaatliche Garantie zur Selbstentfaltung endet beim Extremismus spätestens dann, wenn dieser gewaltbereit wird, denn der Rechtsstaat kann keine Position tolerieren, die ihn letztlich aufhebt. Allerdings ist es nicht leicht festzustellen, wo der Extremismus beginnt; der Übergang vom demokratischen zum extremistischen Denken ist fließend. Nicht immer wird schon an der Begrifflichkeit erkennbar, ob man eine extreme Position vor sich hat, und sehr oft zeigen erst die Argumentationsmuster oder Denkzusammenhänge den grundsätzlichen Gegensatz zur demokratischen Position.


    Das gilt auch für die hier zu untersuchenden Begriffe »Volk«, »Nation«, »Gemeinschaft« und »Gesellschaft«. Sie alle gehören selbstverständlich zum demokratischen Vokabular; sie können aber auch durch entsprechende inhaltliche Ausfüllung oder Verwendung extremistisch aufgeladen werden. Dabei gibt es klare Präferenzen der verschiedenen politischen Strömungen für jeweils einzelne der genannten Begriffe. »Volk« ist ein Terminus, der von der Rechten ebenso wie von der Linken in Anspruch genommen wird; für den politischen Islam hingegen ist er nicht von Belang. »Nation« wiederum ist für die politische Rechte ein zentraler Begriff, keineswegs wird er aber von der Linken und dem Islam positiv gebraucht. »Gemeinschaft« könnte man zum Zentralbegriff des Islam erklären, zudem spielt er auch bei der Rechten, aber weniger bei der Linken eine Rolle. Ganz anders verhält es sich beim Begriff »Gesellschaft«: Hier ist es die Linke, die sich ganz wesentlich auf ihn bezieht, während er bei den anderen beiden genannten Positionen so gut wie keine Verwendung findet.


    Warum die verschiedenen politischen Strömungen unterschiedliche Begriffe bevorzugen, ist im Folgenden zu klären. Doch schon hier sei darauf hingewiesen, dass die Zuordnung der genannten Begriffe zu einzelnen Positionen noch nicht signalisiert, dass man es mit Extremismus zu tun hat. Wenn die politische Rechte von »Volk« und »Nation«, die Linke von »Volk« und »Gesellschaft«, der Islam von »Gemeinschaft« spricht, drücken sie damit zunächst einmal nur aus, welche Gemeinschaftsformen ihnen besonders wichtig sind. Das ist völlig legitim, sofern die demokratischen Spielregeln eingehalten werden. Extremistisch wird es erst, wenn die verwendeten Begrifflichkeiten so ausgelegt werden, dass sie jeden Pluralismus ausschalten. Dann entsteht ein Alleinvertretungsanspruch, der nicht akzeptabel ist, da die Vielfalt der Positionen, der Meinungsstreit und das gemeinsame Ringen um die beste Lösung das Lebenselixier der Demokratie sind.


    2 Volk


    »Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben.«3 So lautet der Beginn der Präambel, die das deutsche Grundgesetz einleitet, und das Ende der Präambel bekräftigt, dass das Grundgesetz »für das gesamte Deutsche Volk« gelte. Die deutsche Verfassung bezieht sich also explizit auf den Volksbegriff, wenn sie benennt, von wem die Verfassung ausgeht und für wen sie gedacht ist. Sie bestätigt damit die Volkssouveränität: Das Volk ist der Urheber der Verfassung; insofern kann sie auch nur so lange gelten, wie das Volk sie haben will. Nun ist das Volk natürlich nicht selbst der Urheber der Verfassung, sondern der Parlamentarische Rat4, der sie im Namen des Volkes einst entwarf. Aber auch wenn das Volk nicht in Person tätig wurde, ist es nichtsdestotrotz als jene Kraft gedacht, auf die alle Staatsgewalt zurückzuführen ist. Das kommt sowohl durch die Aufschrift »Dem Deutschen Volke« am Parlamentsgebäude zum Ausdruck als auch im Bereich der Rechtsprechung, wenn die Gerichtsurteile »Im Namen des Volkes« verkündet werden. Doch wer oder was ist mit »dem Volk« gemeint?


    Im Grundgesetz fällt auf, dass meist vom deutschen Volk die Rede ist. Hier werden Volk und Nation also gekoppelt. Artikel 116 GG gibt darüber Auskunft, wer als »deutsch« zu gelten hat, nämlich alle, die über die deutsche Staatsbürgerschaft verfügen. Ebenso gelten die aus dem deutschen Reichsgebiet von 1937 Vertriebenen als Deutsche und die Menschen, denen in der NS-Zeit aus politischen Gründen die deutsche Staatsbürgerschaft genommen wurde, sowie ihre Angehörigen. Das betrifft natürlich vor allem jüdische Deutsche, die aus Deutschland fliehen mussten, aber auch anderweitig Verfolgte.


    Als »deutsches Volk« oder »Staatsvolk« gelten also alle Menschen mit deutscher Staatsbürgerschaft sowie der eben genannte Personenkreis. Natürlich sind auch Menschen, die sich ohne deutsche Staatsbürgerschaft auf dem deutschen Staatsgebiet aufhalten, nicht rechtlos. Der Artikel 1 des Grundgesetzes erkennt allen Menschen eine unantastbare Würde zu. Und auch die auf Artikel 1 gründenden Menschenrechte beziehen sich nicht allein auf die Menschen, welche über die deutsche Staatsbürgerschaft verfügen. Artikel 3 verbietet sogar ausdrücklich die Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Rasse oder Religion; vor dem Gesetz sind alle gleich.


    Dennoch gewährt das Grundgesetz einem Teil der Bevölkerung, eben den deutschen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern, bestimmte Rechte, die es anderen vorenthält – zum Beispiel das Wahlrecht. Diese Unterscheidung zwischen Staatsbürgern und nur auf dem Staatsgebiet wohnenden Menschen ist jedoch insofern demokratisch legitim, als der Staat das Recht haben muss, Rechte und Pflichten gemäß seinen eigenen Maßstäben zu verteilen.5 Der oberste Maßstab dabei ist es, den demokratischen Staat zu erhalten. Da der Staat nun eine nationale Grundlage hat, privilegiert er eben in mancher Hinsicht deutsche Staatsangehörige, nicht zuletzt deshalb, weil er sich von ihnen eine höhere Loyalität erwartet.


    In der gesellschaftlichen Diskussion wurde, zumal von linker Seite, der Begriff des Volkes oft als überholt infrage gestellt, vor allem weil er zu stark mit der ethnischen Herkunft verknüpft sei. So war die genannte Widmung am Portal des Reichstagsgebäudes, »Dem Deutschen Volke«, wiederholt Stein des Anstoßes. Als Alternative wurde unter anderem vorgeschlagen, sie durch das Motto »Der Bevölkerung« zu ersetzen.6 Der Gegensatz ist offensichtlich: Während die bestehende Widmung eine (nationale) Einheit des »Volkes« hervorhebt, suggeriert das Wort »Bevölkerung« eher (nationenunabhängige) Vielheit. In dieselbe Richtung ging der politische Streit um die doppelte Staatsbürgerschaft. Deren Verfechter wollten eine Ausweitung der deutschen Privilegien auf Angehörige anderer Nationen, die in Deutschland leben, um es ihnen zu ermöglichen, sich zu integrieren, ohne ihre Herkunftsidentität aufgeben zu müssen. Kritiker befürchteten hingegen, dass dies bei diesen Menschen zu Loyalitätskonflikten führen kann. Die beiden genannten Beispiele zeigen, dass der Begriff des »Volkes« schon innerhalb des demokratischen Spektrums umstritten ist. Für die einen bezeichnet er die Einheit der Bevölkerung, die notwendig ist, um den demokratischen Staat als Ganzheit zu bewahren, die anderen halten ihn für ungeeignet, die tatsächlich vorhandene Vielheit in der Gesellschaft widerzuspiegeln.


    Interessant ist nun, wie das extremistische Denken7 mit dem Begriff des Volkes umgeht. Denn das eben angedeutete Rechts-links-Spektrum (Einheit versus Vielheit) wiederholt sich hier nicht. Sowohl auf der extremen Rechten als auch auf der extremen Linken wird das Volk in der Regel als Einheit gedacht, als Einheit von Menschen derselben Abstammung oder als Einheit der Unterdrückten, auf jeden Fall aber als Willenseinheit. Die extremistische Einstellung drückt sich besonders deutlich darin aus, dass das »Volk« dem Staat, der Obrigkeit oder »den Herrschenden« entgegengesetzt wird. Es wird also bestritten, dass die politische Ordnung dem Volkswillen entspricht. Daraus legitimiere sich dann auch Widerstand, das heißt das Recht, sogar gewaltsam gegen die Staatsordnung vorzugehen, weil sie anderen Interessen diene als denen des Volkes.


    Gemeinsam ist beiden politischen Lagern ebenfalls der Anspruch, den Volkswillen selbst am besten zu interpretieren und insofern auch zu verkörpern. Daraus folgt, dass man als politische Bewegung sozusagen eine Aufklärungsfunktion gegenüber dem Volk einnehmen kann oder sogar muss. Dass sich dadurch eine Hierarchie Führer–Volk bzw. Partei–Volk ergibt, liegt in der Logik rechtsextremen, nicht aber linksextremen Denkens. Denn letzteres ist im Gegensatz zu ersterem egalitär. Insofern hat sich die extreme Linke schon immer schwergetan, ihren angeblichen Bewusstseinsvorsprung gegenüber dem Volk zu rechtfertigen, auch wenn der Führungsanspruch der Partei bereits von Marx/Engels8 und Lenin9 vertreten wurde.


    Was verstehen die politisch extremen Strömungen nun konkret unter »Volk«? Da sich im Extremismus jedweder Couleur eine unüberschaubare Vielfalt an Gruppen und Grüppchen, Parteien und sonstigen Formationen tummelt, kann hier und im Folgenden natürlich nur sehr allgemein über den jeweiligen Begriffsgebrauch gesprochen werden. Es geht um Grundmuster, die mit Sicherheit nicht von allen Gruppierungen der entsprechenden politischen Richtung in gleichem Maß vertreten werden.10


    Für den Rechtsextremismus ist »Volk« in der Regel eine abstammungsmäßig oder sogar »rassisch« homogene Gruppe. Er kann hier an die Tradition der völkischen Bewegung anknüpfen,11 die als Vorläuferin des Nationalsozialismus die homogene Volksgemeinschaft ins Zentrum ihrer politischen Programmatik rückte und Politik und Staat als bloße Instrumente zur Verwirklichung der Interessen der Volksgemeinschaft sah. Der Nationalsozialismus, der für einige rechtsextremistische Gruppen als Vorbild dient, radikalisierte den Gedanken der Homogenität durch den der »rassischen Reinigung« des Volkes. Danach kann das Volk nur dann die geforderte innere Einheit aufweisen, wenn es »rassisch« einheitlich ist. Daraus folgt eine klare Abgrenzung zwischen den zum Volk Gehörenden und den nicht Dazugehörenden, oder anders ausgedrückt: eine klare Unterscheidung zwischen Freund und Feind. Denn das Andere wird dann zum Feindlichen, zum »Schädling am Volkskörper«.


    Mit einem solchen Volksbegriff ist notwendig Fremdenfeindlichkeit verbunden. Das folgt einer übergeordneten Logik, denn die klare Abgrenzung des eigenen Volkes gegenüber anderen hat die Funktion, das Volk zur Kampfgemeinschaft zusammenzuschmieden, um so im Kampf zwischen den Völkern die Chancen auf Selbsterhaltung zu optimieren. Überhaupt steht der Kampf im rechtsextremen Denken immer im Vordergrund. Er soll – anders als in der linken Utopie – nicht langfristig überwunden werden, sondern ist im Gegenteil von der Natur gewollt und somit dem Menschen als notwendig vorgegeben. Daraus lässt sich auch die besondere Neigung rechtsextremen Denkens zum Antisemitismus erklären. Die Juden werden als fremdes Volk betrachtet, das sich in das eigene Volk eingenistet hat und dessen Einheit von innen heraus zerstört.


    Im linksextremen Denken wurden unter dem »Volk«, das es angeblich zu befreien gilt, in der Regel die »proletarischen Massen« verstanden, die gewaltsam aus der Herrschaft der Kapitalisten zu lösen seien. Auch hier wird also zwischen den zum eigentlichen Volk Gehörenden und den nicht Dazugehörenden unterschieden, es liegt eine klare Freund-Feind-Unterscheidung vor. Durch die Veränderung der Sozialstruktur in der modernen Industrie- und Wissensgesellschaft erscheint der Bezug auf das Proletariat allerdings nicht mehr zeitgemäß. Es gibt einfach keine nennenswerte Arbeiterschaft mehr, in deren Namen man agieren könnte. Hinzu kommt, dass »Volk« ein Zentralbegriff der Rechten ist, mit der die Linke natürlich nichts gemein haben will. Deshalb ist man zum Teil dazu übergegangen, den Volksbegriff ironisch zu verwenden: Von Linksextremen betriebene Suppenküchen werden bisweilen »Volxküchen« genannt, um sich von der Rechten abzugrenzen.


    So ist der Volksbegriff zwar auf der einen Seite für die Linke unverzichtbar, weil sie sich nur unter Berufung auf einen angeblichen Mehrheitswillen legitimieren kann.12 Auf der anderen Seite erscheint der Volksbegriff überholt und durch den Gebrauch durch die Rechte verdorben. Unvermindert wirksam ist der Begriff allerdings in der Kombination »Volksfront«. Damit sind Bündnisse gemeint, die Linksextreme mit anderen, verwandten politischen Kräften im Kampf gegen den Kapitalismus eingehen.13 Mit dieser Bezeichnung soll wohl zum Ausdruck gebracht werden, welche »Volksmacht« hinter der eigenen Bewegung steht. Tendenziell ist aber zu beobachten, dass aufseiten des Linksextremismus die Antihaltung zunehmend überwiegt, sodass das, wofür man kämpft – etwa das Volk – in den Hintergrund gerät. Obwohl die Linke unter dem Motto der egalitären Gesellschaft, in der aller Kampf ein Ende haben soll, angetreten ist, beschränkt sich der Linksextremismus doch meist auf den Kampf gegen das Bestehende. Vor allem bei den Autonomen ist kaum noch auszumachen, wofür sie eigentlich kämpften. Insofern nähern sie sich, in der Glorifizierung des Kampfes, faktisch ihrem entschiedenen Gegner, dem Rechtsextremismus, an.


    Für den Islamismus kann die Kategorie des Volkes höchstens untergeordnete Bedeutung haben, denn alle säkularen, also weltlichen Gemeinschaftsformen haben im radikalen Islam keine Berechtigung und keinen Bestand gegenüber der durch den Glauben gestifteten Gemeinschaft der Muslime (umma). Diese ist göttlichen Ursprungs und vor ihr sind alle weltlichen Zusammenschlüsse nichtig, nicht zuletzt auch der säkulare Staat. Die Frontstellung des Islamismus gegen den demokratischen Verfassungsstaat ergibt sich also nicht nur aus dessen inhaltlicher Ausrichtung, sondern bereits daraus, dass es sich bei ihm um ein weltliches Gebilde handelt.14 Der Islamismus kann die Volkssouveränität nicht anerkennen, weil für ihn die alleinige Souveränität bei Gott liegt. Das ist bei den Vordenkern der Muslimbrüder Hassan al-Banna15 und Sayyid Qutb16 nachzulesen, die mit ihrem Konzept des Dschihad auch in den gegenwärtigen Arten des Islamismus, etwa dem Salafismus, eine wichtige Rolle spielen.


    3 Nation


    Die modernen Staaten verstehen sich im Allgemeinen als Nationalstaaten, auch wenn viele von ihnen verschiedene Nationen unter ihrem Dach beherbergen. In diesem Fall richtet sich das nationale Selbstverständnis meist nach der Mehrheitsnation, was zu Konflikten mit starken nationalen Minderheiten führen kann, wie zum Beispiel den Basken in Spanien oder den Korsen in Frankreich. Wenn die Nationen in etwa gleich stark vertreten sind wie in Belgien die Flamen und die Wallonen, bleibt das Zusammengehörigkeitsgefühl oft prekär. In demokratischen Staaten soll die nationale Zugehörigkeit aber nachgeordnete Bedeutung gegenüber der gemeinsamen Staatszugehörigkeit haben. Es wird davon ausgegangen, dass diese letztlich jene Einheit stiftet, die bei der Zugehörigkeit zu unterschiedlichen Nationen nicht gegeben ist.


    Was wird nun im demokratischen Meinungsspektrum unter »Nation« verstanden? Der Nationenbegriff ist umstritten, seit sich die Völker aus Fürstenherrschaften und Königreichen herauslösten und zu Nationalstaaten formierten. Es gab und gibt verschiedene Nationenkonzepte, zum Beispiel das der Kulturnation, der Sprachnation, der Staatsnation, der Willensnation oder der ethnisch begründeten Nation. Bei der Kulturnation wird die Gemeinsamkeit, die den nationalen Zusammenhalt begründet, in der Herkunft, Geschichte, Tradition und Sprache gesehen; man kann die Sprache auch zum zentralen Kriterium erheben wie bei der Sprachnation. Diesem eher konservativen Konzept wird von linker Seite oft vorgeworfen, dass es statisch sei. Allerdings trifft dieser Vorwurf genau genommen nur auf das Kriterium der Herkunft zu, alle anderen Kriterien unterliegen selbstverständlich dem Wandel der Zeiten.


    Beim Konzept der Staatsnation konstituiert sich die Nation erst durch die Staatsbildung; als Beispiel wird oft Frankreich angeführt, das durch die Französische Revolution und die Werte, die sie trugen, zur Nation zusammenfand. Als Beispiel für eine Willensnation gilt die Schweiz, die sich trotz der Teilung des Landes in Deutsch bzw. Schwyzerdeutsch, Französisch, Italienisch und Rätoromanisch sprechende Bürger als Nation versteht, weil sie in ihrer spezifischen Form der direkten Demokratie das einigende Band findet. Eine ethnisch begründete Nation wäre eine Formation, die sich ganz aus der gleichen Abstammung definiert, ohne unbedingt in einem Staat vereint zu sein, wie zum Beispiel die Kurden.


    Der demokratische Meinungsstreit um die Nation dreht sich im Allgemeinen darum, wie zeitgemäß dieses Konzept noch ist. Von linker Seite wird häufig darauf verwiesen, dass es sich bei der Nation schon immer um ein bloßes Konstrukt ohne Wirklichkeitsgehalt gehandelt habe. Außerdem behindere das Beharren auf einer nationalen Identität die Integration anderer im Land lebender Kulturen. Schließlich sei angesichts der Globalisierung das Denken in nationalen Grenzen ohnehin überholt, zumal der Schritt vom Nationalen zum Nationalismus klein sei.17 Das alternativ propagierte Konzept des Verfassungspatriotismus, das von Dolf Sternberger erfunden und von Jürgen Habermas weiterentwickelt wurde, rückt anstelle von Kriterien wie Herkunft und Sprache gemeinsame demokratische Werte in den Vordergrund. Von konservativer Seite wird dagegengehalten, dass die kulturelle Gemeinsamkeit der Menschen viel tragfähiger sei als ein blutleerer Verfassungspatriotismus. Zudem beinhalte das nicht nur von Konservativen verfochtene Konzept der Leitkultur, also der Standpunkt, die im Lande dominant vorhandene nationale Kultur solle auch maßgeblich für die Einwanderer sein, keine generelle Exklusion anderer Kulturen.


    Dass die Globalisierung oder auch die EU-Integration zu einem Zurückdrängen des Nationalen geführt hat, wie es zum Beispiel in der Formel »Regieren jenseits des Nationalstaats«18 suggeriert wurde, lässt sich nicht bestätigen. Ganz im Gegenteil zeigt die Bevölkerung der ost- und mitteleuropäischen Staaten nach den Jahren der Unterdrückung durch die Sowjetunion und die von ihr abhängigen sozialistischen Regime eine Art Nachholbedarf an nationaler Identität und Selbstbestimmung. Und auch die Regierungen westeuropäischer Staaten denken wieder vermehrt in nationalen Kategorien, seit sie in der EU verstärkt zu Solidarleistungen herangezogen werden, zum Beispiel bei der Rettung zahlungsunfähiger Mitgliedsstaaten oder in der Flüchtlingsfrage. Es bleibt dabei nicht der politischen Rechten vorbehalten, das Element des Nationalen wieder stärker zu betonen.


    Allerdings ist es zumeist die extreme Rechte, die das Nationale ins Nationalistische steigert. Nationalismus zeichnet sich dadurch aus, dass er andere Nationen nicht als gleichberechtigte neben der eigenen gelten lässt, sondern diese allen anderen überordnet und gegebenenfalls sogar dazu bereit ist, diese Überordnung militant herbeizuführen. Auch hier kann der Nationalsozialismus als Vorbild dienen. Für diesen waren Volk und Nation identisch, wobei das Kennzeichen beider die innere Homogenität war, die es mit allen Mitteln zu verwirklichen galt, sofern sie noch nicht vollendet war. Im Rechtsextremismus dient die Berufung auf das »Nationale« der Rechtfertigung einer hemmungslosen Durchsetzung angeblich »deutscher« Interessen, wobei das Deutschsein in der Regel nicht über die Kultur, sondern über die Abstammung definiert wird. Sofern hier »rassische« Kategorien eine Rolle spielen, befindet man sich vollständig im Bereich des Imaginären. Denn die »Rasse« ist weder biologisch eindeutig definiert noch auf die Unterscheidung von Menschentypen anwendbar.


    Nationalistisches Denken ist ebenso wie völkisches sehr stark auf Ausgrenzung hin angelegt. Wenn es auf die innere Homogenität des Volkes oder der Nation ankommt, muss alles Heterogene ausgeschieden werden. In der Agitation von Rechtsextremisten stehen Überfremdungsängste im Mittelpunkt, bei denen als Schreckgespenst der »Bevölkerungsaustausch«, also die von politischer Seite gewollte und herbeigeführte Ersetzung der Deutschen durch andere Völker, dient. Diese Urangst erhält durch die starken Migrationsbewegungen der letzten Zeit neue Nahrung. Die Inhalte, mit denen der Nationsbegriff im Rechtsextremismus gefüllt wird, sind oft ebenso imaginär wie die der »Rasse«. Germanische Mythen, angebliche »arische« Wurzeln etc. werden beschworen, um den spezifischen Nationalcharakter der Deutschen bzw. Germanen zu erklären. Zwar ist die Annahme besonderer Charakteristika von Angehörigen derselben Nation noch nicht extremistisch. Der Extremismus beginnt jedoch dort, wo die Beschreibung bestimmter nationaler Eigenheiten zu Stereotypen gerinnt, mit denen die Hochwertigkeit der eigenen und der Unwert der anderen Nationen begründet werden, und daraus das Recht abgeleitet wird, sich gewaltsam gegen die anderen zu behaupten.


    Ist schon die demokratische Linke oft skeptisch gegenüber dem Begriff der Nation, so wird er vom Linksextremismus ganz entschieden abgelehnt. Dahinter steht der sozialistische Internationalismus: Schon bei den Gründervätern des Sozialismus bzw. Kommunismus, Karl Marx und Friedrich Engels, war die klassenlose Gesellschaft als weltumspannendes Projekt gedacht; im Kommunistischen Manifest wurde der ansonsten verurteilte Kapitalismus immerhin dafür gelobt, dass er durch seinen weltweiten Handel die nationalen Grenzen einreiße und damit den Weg zur Weltrevolution ebne. Die Nation wurde daher auch von linksextremer Seite immer als Hindernis bei der Durchsetzung des weltweiten Kommunismus gesehen. Und dass der Kommunismus sich nur etablieren und erhalten könne, wenn der Kapitalismus überall auf der Welt besiegt werde, war sowohl Marx und Engels als auch jenen, die sich auf ihre Lehre bezogen, immer klar. Insofern ist die Feindschaft gegenüber allem Nationalen Teil des marxistischen Erbes. Besonders greifbar wird eine solche Haltung bei der linksextremen Strömung der sogenannten Antideutschen, die mit Parolen wie »Nie wieder Deutschland!« auftreten.


    Dass der Linksextremismus allergisch auf alles Nationale reagiert, heißt aber nicht, dass er ein Freund der Globalisierung ist. Diese verachtet er ebenso wie sein Gegner, der Rechtsextremismus, wenn auch aus anderen Gründen. Der Grund des Hasses für den Rechtsextremismus ist die Überwindung des Nationalen und die ihr zugrunde liegende ausschließliche Orientierung am Ökonomischen statt am Heroischen. Für den Linksextremismus ist weder das Antinationale noch der Ökonomismus das Problem, sondern die Tatsache, dass es der Kapitalismus ist, der sich da globalisiert. Jede Überwindung nationaler Grenzen, die im Dienst des »Imperialismus« steht, ist dem Linksextremismus verhasst – somit auch, wenn es sich um einen »ökonomischen Imperialismus« handelt.


    Wie verhält sich nun der Islamismus zur Frage der Nation? Wie schon ausgeführt, sind für den radikalen politischen Islam alle weltlichen Formationen nichtig gegenüber der Gemeinschaft der Gläubigen. Andererseits ist nicht zu übersehen, dass der ursprüngliche Islam durchaus eine nationale Komponente hatte: Dem Religionsgründer Mohammed ging es bei der Durchsetzung des islamischen Glaubens nicht zuletzt um die Einigung der arabischen Stämme zu so etwas wie einer gemeinsamen Nation, auch wenn der Begriff damals noch nicht existierte. In der Zeit des Faschismus gab es sogar eine Zusammenarbeit zwischen Hitler-Deutschland und dem Großmufti von Jerusalem al-Hussaini, der den deutschen Nationalismus zum Vorbild nahm und eine nationale Homogenisierung der arabischen Welt anstrebte. Wie immer bei solchen Bestrebungen stand dabei der Kampf gegen das angeblich nicht Dazugehörige im Vordergrund. Hier konnte al-Hussaini ebenfalls auf sein Vorbild Nationalsozialismus zurückgreifen: Für ihn wie für den Nationalsozialismus waren es die Juden, welche die Einheit der Nation entscheidend störten.19


    Für den heutigen Islam sind nationale Orientierungen nachrangig; für den radikalen Islam sind sie zu bekämpfen, zumal das Modell des Nationalstaats als spezifisch westlich verstanden und daher verachtet wird. Dass nationale Grenzen für den Islamismus keine Rolle spielen, sieht man auch an der internationalen Besetzung seiner terroristischen Gruppen. Hier kommt es nur darauf an, Muslim zu sein, nicht, welcher Nationalität man angehört.


    4 Gemeinschaft


    In der demokratischen Gesellschaft kommt es ganz selbstverständlich zu Gemeinschaftsbildungen aller Art. Diese sind Teil der gesellschaftlichen Selbstorganisation und damit eine Erscheinungsweise des Pluralismus, der sich ganz naturwüchsig aus der Meinungs- und Organisationsfreiheit ergibt. Gemeinschaften sind Zusammenschlüsse unterschiedlichster Größe, die etwa durch gemeinsame Werte, Zielvorstellungen oder Verfahren geeint werden. So gibt es Glaubensgemeinschaften und Arbeitsgemeinschaften, Lebensgemeinschaften und Forschungsgemeinschaften, die den Begriff »Gemeinschaft« schon im Namen tragen. Doch auch Bürgerinitiativen, Berufs- und andere Verbände, politische Parteien und Gewerkschaften sind Formen von Gemeinschaft. Daran wird erkennbar, dass weder Organisationsgrad noch Dauer oder Größe des Zusammenschlusses festgelegt sein müssen, um etwas als »Gemeinschaft« zu kategorisieren. Wichtig ist nur, dass eine Gemeinsamkeit besteht, die erst in der und durch die Gemeinschaft verwirklicht werden kann.


    Obwohl man im Allgemeinen davon ausgeht, dass solche Zusammenschlüsse auf freiwilliger Basis geschehen, gibt es doch auch die Zugehörigkeit zu Gemeinschaften, die nicht frei gewählt ist. Die Familiengemeinschaft ist beispielsweise nur aufseiten der Eheleute freiwillig, die Dorfgemeinschaft umfasst möglicherweise Personen, mit denen man sich nicht aus eigenem Antrieb zusammengetan hätte, und so weiter. Doch solche Zugehörigkeiten sind relativierbar oder revidierbar. Sie haben keinen Zwangscharakter, was mit einer freiheitlichen Verfassung auch nicht vereinbar wäre.


    Allerdings kann der liberale Verfassungsstaat seinerseits die Zugehörigkeit zu bestimmten Gemeinschaften verbindlich verordnen, ohne dass der Bürger oder die Bürgerin sich dem entziehen könnte. So kann der Staat festlegen, dass jeder der Gemeinschaft der Krankenversicherten oder der Gemeinschaft der Steuerzahler angehören muss. Das geschieht dann im übergeordneten Interesse aller, demgegenüber der Wille des Einzelnen zurückzustehen hat. Auch die Zugehörigkeit des Staates zu einer Staatengemeinschaft wie der EU entspringt nicht der Willensentscheidung des einzelnen Bürgers; wohl aber ist sie demokratisch legitimiert. Sie kann sogar direktdemokratisch legitimiert werden, wenn etwa über die Frage des Verbleibs in der EU ein Volksentscheid herbeigeführt wird.20 Auf jeden Fall kann sich der Bürger auch bei verordneter Gemeinschaftszugehörigkeit letztlich gegen diese entscheiden, indem er das Land verlässt und sich beispielsweise um eine andere Staatsangehörigkeit bemüht. Diese Freiheit hat er im liberalen Verfassungsstaat immer, sodass man bei diesem im Grunde von keinerlei »Zwangsgemeinschaften« sprechen kann.


    Insgesamt lässt sich über den demokratischen Gebrauch des Begriffs »Gemeinschaft« sagen, dass er sich durch große Offenheit auszeichnet. Insofern ist der Begriff auch politisch nicht umstritten. Die politischen Lager bevorzugen nur je unterschiedliche Arten von Zusammenschlüssen zu Gemeinschaften, der Begriff selbst erscheint politisch nicht weiter aufgeladen.


    Wie steht es nun mit dem extremistischen Wortgebrauch? Für den Rechtsextremismus gibt es eine Gemeinschaftsform, die alle anderen überragt und die deshalb auch die für ihn zentrale ist: die »Volksgemeinschaft«. Dieser Begriff wurde vor dem Nationalsozialismus von verschiedenen politischen Richtungen verwendet und hatte noch keinen problematischen Beiklang. Durch die Vorstellung der Nationalsozialisten, das Volk könne nur dann eine Volksgemeinschaft bilden, wenn es »rassisch« homogen sei, bekam der Begriff aber eine aus demokratischer Sicht negative Färbung, die er von da an nicht wieder loswurde. Insofern kann man bei seiner Verwendung im Allgemeinen auch auf einen rechtsextremen Hintergrund schließen, obwohl der Begriff selbst das nicht notwendig beinhaltet.


    Im Rechtsextremismus wird die »Volksgemeinschaft« nicht selten gegen die »multikulturelle Gesellschaft« in Stellung gebracht:21 hier das Homogene, dort das Heterogene, hier die Einheit der »Kultur« – was immer die Rechtsextremen darunter verstehen –, dort der Multikulturalismus in Gestalt eines ununterscheidbaren »Vielvölkerbreis«. Die Berufung auf die »Volksgemeinschaft« soll ebenso wie die auf »das Volk« dazu dienen, Freund und Feind zu unterscheiden und einem schrankenlosen Egoismus in Bezug auf das eigene Volk das Wort zu reden. Mit der »Volksgemeinschaft« wird auch ein Zusammengehörigkeitsgefühl beschworen, das die »Volksgenossen« so zusammenschweißen soll, dass sie zu allen erdenklichen Opfern, ja möglicherweise sogar zum Selbstopfer bereit sind. Das Kollektiv hat dabei immer Vorrang vor dem Individuum. Die NS-Formel »Du bist nichts, Dein Volk ist alles!« drückt beredt aus, wie eine entsprechende Unterordnung des Einzelnen unter die Volksgemeinschaft aussehen kann.


    Für den Linksextremismus hat die Gemeinschaft nicht den zentralen Stellenwert wie für den Rechtsextremismus. Hier ist sie bestenfalls in Form der »Kampfgemeinschaft« präsent, also als Zusammenschluss Gleichgesinnter im antikapitalistischen Kampf. Das mag auch daran liegen, dass sich der Linksextremismus nicht so gefühlsselig gibt wie sein rechtsextremer Gegner, obwohl der Irrationalismus auf linker Seite nicht geringer ist als auf der rechten. Schließlich sind beide Lager zu größtem Hass auf die liberale Demokratie imstande. Ein weiterer Grund mag sein, dass auf linker Seite der Begriff »Gesellschaft« der dominante ist, welcher sich in gewisser Entgegensetzung zu dem der »Gemeinschaft« befindet. Die Unterscheidung geht auf den Soziologen Ferdinand Tönnies zurück.22 Danach ist die Gemeinschaft etwas Organisches, die Gesellschaft etwas Ideelles und Mechanisches. Aufseiten der Gemeinschaft steht also das unmittelbare Gefühl, die Verbindung mit dem Natürlichen, auch das Schicksalhafte – alles Kategorien, die eher der Rechten zugeschrieben werden. Insofern ist es nachvollziehbar, dass die Linke sich in all ihren Erscheinungsformen stärker mit dem Begriff der »Gesellschaft« identifiziert.


    Die zentrale Kategorie ist »Gemeinschaft« allerdings für den Islam und in seinem Gefolge für den Islamismus. Von beiden ist aber eine spezielle Gemeinschaftsform gemeint, nämlich die Umma, also die Gemeinschaft der Gläubigen. Aufgrund des weltumspannenden Anspruchs des Islam – Frieden gibt es auf der Welt erst, wenn alle Menschen den rechten, nämlich islamischen Glauben angenommen haben – 23 können säkulare Formationen wie die Nation oder der Staat letztlich nur untergeordnete Bedeutung haben. Inwieweit sich der gemäßigte Islam dennoch mit dem modernen Nationalstaat oder sogar mit dem demokratischen Verfassungsstaat vereinbaren lässt, ist eine umstrittene Frage. Unstrittig ist allerdings, dass der radikale Islam Nationen und Staaten nicht anerkennt; allein verbindlich ist für ihn die beides überschreitende Umma.


    Für Salafisten, also jene islamistische Gruppierung, die zur »Reinheit« des Lebens wie zu Zeiten des Propheten Mohammed und der folgenden drei Generationen zurückkehren möchte, ist die Teilnahme an Wahlen und dem Parteienleben Verrat an der Religion, weshalb sie sich sogar in Frontstellung gegen ihrerseits so radikale Kräfte wie die Hamas oder die Muslimbrüder befinden.24 Keine menschliche Gemeinschaft hat vor ihren Augen Bestand, sondern nur die in Gott begründete Gemeinschaft der Gläubigen, die gemäß dem koranischen Auftrag irgendwann alle auf der Erde lebenden Menschen umfassen soll.


    Daraus ergibt sich auch die spezielle Auslegung des im Koran vom Gläubigen geforderten Dschihad, des »Heiligen Krieges«. Der Kampf gegen die Ungläubigen muss nach Ansicht der Islamisten mit allen Mitteln, auch terroristischen, geführt werden. Bei einem der wesentlichen Theoretiker des Dschihadismus, Sayyid Qutb, ist nachzulesen, wie sich das Verhältnis des Kämpfers zu den Gemeinschaften darstellt, in die er zuvor eingebunden war: Sie dürfen für ihn keine Rolle mehr spielen; er muss sich also von seiner Familie und allen anderen bestehenden Bindungen lossagen. Dafür ist er nun vollständig in die Gemeinschaft der Dschihadisten eingebunden. Die Gemeinschaft dieser kleinen Gruppe führt dabei beispielhaft vor, wie später einmal die Gemeinschaft aller Gläubigen auszusehen hat. In ihr spielen nationale, soziale und persönliche Unterschiede keine Rolle mehr, wohl aber – so ist anzumerken – die der Geschlechter. Unter den Männern jedenfalls herrschen universelle Brüderlichkeit und Fürsorge.


    Das heißt jedoch nicht, dass die Umma für den Einzelnen da wäre. Umgekehrt ist der Einzelne für die Gemeinschaft da, das Kollektiv hat immer Vorrang vor dem Individuum. Darin liegt einer der entscheidenden Gegensätze zum liberalen Verfassungsstaat, der sich selbst als freiwilligen Zusammenschluss von Individuen versteht, die der letzte Zweck dieses Zusammenschlusses bleiben, auch wenn das Einzelinteresse dem Gemeinwohl bisweilen untergeordnet werden muss.


    5 Gesellschaft


    Obwohl der Begriff der Gesellschaft äußerst unscharf ist, ist er im demokratischen Kontext doch ein Zentralbegriff. Das liegt an der Herkunft des liberalen Verfassungsstaats: Die Entwicklung zur modernen Demokratie wurde dadurch eingeleitet, dass sich im 18. Jahrhundert der wirtschaftlich stark gewordene »Dritte Stand«, das Bürgertum, gegen den Absolutismus wandte und eigene Rechte einforderte. Die neu entstandene »bürgerliche Gesellschaft« bildete so eine eigene Kraft, die jenseits der Staatsgewalt angesiedelt war. Durch die bürgerlichen Revolutionen, vor allem die amerikanische und die französische, wurden dann jene Menschen- und Bürgerrechte durchgesetzt, die den Weg zum modernen demokratischen Verfassungsstaat bahnten. Diese Entwicklung wird in der politischen Theorie oft mit dem Modell des »Gesellschaftsvertrags« erklärt: Die bisher noch im Naturzustand lebenden Individuen schließen sich freiwillig zu einer »Gesellschaft« respektive einem Staat zusammen, weil sie sich von ihm jene Überlebenssicherheit versprechen, die ihnen nicht zuteilwürde, solange jeder auf sich gestellt ist.


    Im demokratischen Sprachgebrauch bezeichnet »Gesellschaft« in der Regel die Gesamtheit der Menschen in einem Staatsgebiet, wobei die Sphäre der Gesellschaft von der des Staates deutlich unterschieden wird. Genau dies, dass es also einen eigenständigen Bereich des bürgerlichen Lebens gibt, in dem jeder individuell über sein Leben entscheiden kann, ohne politische Eingriffe fürchten zu müssen, wurde als entscheidende Errungenschaft gegenüber dem Absolutismus betrachtet. Natürlich ist die Gesellschaft in einer rechtlichen Rahmenordnung angesiedelt, die sie zu achten hat. Doch innerhalb dieser herrscht Freiheit – die Freiheit, sich zu vereinzeln oder zusammenzuschließen, die Freiheit, apolitisch zu leben oder sich politisch zu bekennen und zu engagieren. Die Sphäre der Gesellschaft muss also keineswegs unpolitisch sein. Sie ist aber auf jeden Fall nicht staatlich, das heißt unabhängig von staatlichen Reglementierungen, abgesehen von denen der Rechtsordnung.


    Die freie und offene Gesellschaft ist ebenfalls das Gegenmodell zum totalitären Staat. In den kommunistischen Diktaturen wie im Nationalsozialismus sollte es möglichst keinen Bereich geben, der nicht vom Staat durchdrungen war. Deshalb war man in diesen Staaten bestrebt, den Rückzug des Bürgers ins Private so weit wie möglich zu unterbinden. Es sollte keine selbstständige Sphäre jenseits des Staates geben, in der die Bürger sich frei organisieren oder ganz für sich leben konnten; die Trennung zwischen Staat und Gesellschaft war aufgehoben. Auch vor diesem Erfahrungshintergrund ist die Gesellschaft für die liberale Demokratie so wichtig: Sie ist der Ort, an dem Freiheit, Individualität und Pluralismus unter staatlichem Schutz gedeihen können.


    Betrachtet man nun die Verwendung des Begriffs »Gesellschaft« im politischen Extremismus, so zeigt sich ganz klar, dass er für den Linksextremismus zentral, für Rechtsextremismus und Islamismus aber marginal ist. Das hängt damit zusammen, dass mit dem Begriff »Gesellschaft« immer die Emanzipation des Bürgers vom Staat verbunden war – ein altes liberales und linkes Projekt.


    Für den Rechtsextremismus kann der Gesellschaftsbegriff deshalb auch nur als Negativbegriff verwendet werden, zum Beispiel in der erwähnten Begriffskombination »multikulturelle Gesellschaft« oder in der durch Zuzug von Ausländern befürchteten »Parallelgesellschaft«. Beide Begriffe signalisieren als solche noch keinen Extremismus, wohl aber dann, wenn ihnen als Gegenbild die homogene »Volksgemeinschaft« gegenübergestellt wird. Die Aversion gegen den Gesellschaftsbegriff zeigt sich auch an Formulierungen wie dieser: »Westliche Gesellschaften sind materielle Zweckverbände ohne Gemeinschaftswerte. Sie entwickeln keine verbindende Kultur.«25 Hier wird »Gesellschaft« also als egoistischer und materialistisch ausgerichteter Interessenszusammenschluss gewertet, der keinen Gemeinsinn kennt und deshalb auch keine echte Gemeinschaft ausbilden kann. Dem selbstsüchtigen, rationalen Kalkül steht aufseiten der »Volksgemeinschaft« das gemeinschaftsorientierte, gefühlsmäßig begründete Aufgehen im Ganzen gegenüber.


    Für den Linksextremismus ist »Gesellschaft« – wie oben bereits angedeutet – ein, wenn nicht der Schlüsselbegriff, weil letztlich alles »gesellschaftlich« ist. Gemäß der marxistischen Theorie sind Staat, Recht, Moral, Religion etc. nur Überbauprodukte, die durch die gesellschaftliche Basis determiniert werden, also deren Auswirkungen sind. Dabei werden unter »Gesellschaft« vor allem die Produktionsverhältnisse, das heißt die ökonomischen Verhältnisse verstanden. Diese werden für die gesamte Wirklichkeit, also ebenfalls für das menschliche Bewusstsein, verantwortlich gemacht: »Das gesellschaftliche Sein bestimmt das Bewusstsein«. Wenn das gesellschaftliche Sein jedoch nicht in Ordnung ist, weil der Reichtum ungleich verteilt ist und Ausbeutungsverhältnisse herrschen, dann ist auch der ganze Überbau hinfällig. Die Menschen haben ein falsches Bewusstsein, Staat und Recht dienen nur den Interessen der Besitzenden, die Religion verschleiert die realen Herrschaftsverhältnisse und vertröstet die Zukurzgekommenen auf ein imaginäres Jenseits, damit sie auf Erden nicht rebellieren.


    Das sind die Kernthesen des Marxismus, der im Linksextremismus sicher nur selten ernsthaft studiert wird, aber als »gefühlter« Untergrund präsent ist. Daraus ergibt sich per se Staatsfeindschaft: Der Staat ist nur der »Büttel« der Interessen der Besitzenden. Die »wahren« gesellschaftlichen Interessen werden durch ihn unterdrückt. Im Marxismus soll daher langfristig die gesellschaftliche Selbstorganisation den Staat ersetzen. Wenn die Menschen endgültig befreit und alle gleich sind, ist der Staat als Unterdrückungsinstrument überflüssig und wird absterben. Linksextremisten, die sich in irgendeiner Weise auf den Marxismus berufen, sind also prinzipiell staatsfeindlich und bekämpfen nicht nur den liberalen, sondern im Grunde jeden Staat.


    Dazu scheint nicht zu passen, dass alle kommunistischen Staaten totalitäre Staaten waren. Doch in der Lehre des Marxismus/Leninismus, welche die ideologische Grundlage für die Sowjetunion und andere nach ihrem Muster entstandene Staaten bildete, ist durchaus eine Übergangszeit zwischen Kapitalismus und Kommunismus vorgesehen: Die Diktatur des Proletariats soll nach der Revolution die richtigen Weichen für die Zukunft stellen. Deshalb gab und gibt es auch im Linksextremismus Gruppierungen, die vor der gesellschaftlichen Selbstorganisation durchaus erst einmal eine Phase rigider Staatlichkeit befürworten – anders als die Anarchisten, die jede Form des Staates, auch den sozialistischen, ablehnen.


    Wenn man den entscheidenden Unterschied zwischen dem liberalen und dem linksextremen Gebrauch des Begriffs »Gesellschaft« kennzeichnen will, dann vielleicht folgendermaßen: Im liberalen Verständnis ist die Gesellschaft ein autonomer Bereich jenseits des Staates, in dem individuelle Freiheit gelebt werden kann. Staat und Gesellschaft sind getrennt. Im linksextremen Verständnis ist Gesellschaft ein ökonomisch bestimmter Bereich, der dann, wenn die richtigen ökonomischen Verhältnisse bestehen – nämlich Gemeineigentum –, den Staat ersetzt. Die Gesellschaft vernichtet den Staat sozusagen, wobei aufgrund der Gleichheit aller an Individualität im liberalen Sinn nicht mehr zu denken ist. An deren Stelle tritt das Kollektiv. Der Begriff der »Zivilgesellschaft«, der im Liberalismus so positiv besetzt ist, wird übrigens im Linksextremismus, sofern dieser von Antonio Gramsci geprägt ist, durchaus negativ gebraucht. Er bezeichnet die bürgerliche Sphäre im Kapitalismus, die es revolutionär zu zerstören gilt.26


    Im Islamismus ist der Gesellschaftsbegriff vor allem negativ präsent: in der Agitation gegen die »westliche Gesellschaft«. Als säkulare ist sie in seinen Augen dekadent, materialistisch und gottlos. Sie ist »Djahilija«, also die Sphäre der Unwissenheit und Verdorbenheit, die vor dem Erscheinen des Propheten Mohammed überall bestand, danach aber nur dort weiterexistiert, wo man sich der durch ihn offenbarten Wahrheit schuldhaft verschließt. In seiner Radikalität schließt der Islamismus in diese Verurteilung allerdings auch fast alle bestehenden islamischen Gesellschaften ein.


    6 Fazit


    Die untersuchten Begriffe »Volk«, »Nation«, »Gemeinschaft« und »Gesellschaft« bezeichnen Kollektive. Keiner dieser Begriffe ist als solcher politisch bedenklich. Jedem von ihnen kann jedoch eine Wendung gegeben werden, die ihn für extremistischen Gebrauch tauglich macht. Wie gezeigt wurde, sind die genannten Begriffe für die verschiedenen Extremismusarten unterschiedlich wichtig. Was diesen aber gemeinsam ist, ist die Tatsache, dass sie, wie immer sie ihr bevorzugtes Kollektiv nennen, als Ideal stets eine homogene Masse vor Augen haben: das ethnisch reine Volk beim Rechtsextremismus, die sozial homogene Gesellschaft der Werktätigen im Linksextremismus, die religiös homogene Gemeinschaft der Muslime (umma) im Islamismus. Ihr eigener ausschließlicher Wahrheitsanspruch schlägt sich in der Vorstellung eines durch diese Wahrheit geeinten Kollektivs nieder. Meinungsvielfalt, Dissens und Konflikt sind in der Wahrnehmung des extremistischen Denkens Zeichen des Irrtums, des Irrwegs und des Irrglaubens.


    Was die Größe des herbeigesehnten homogenen Kollektivs angeht, so beschränkt es der Rechtsextremismus in der Regel auf die Nation, weil zu seiner Ideologie der ewige Kampf mit den anderen Nationen gehört. Er braucht also zusätzlich zur inneren Einheit den äußeren Feind. Im Unterschied dazu ist der Anspruch von Linksextremismus und Islamismus weltumspannend; nach Niederringung des Feindes soll nichts mehr übrigbleiben, dessen Existenz die eigene Herrschaft bedrohen könnte. Solange dieser Zustand nicht erreicht ist, wird aber bekämpft, was immer als Feind definiert wird. Faktisch verfahren also alle drei Extremismen gleich, obwohl sie sich in der Vorstellung des Endziels unterscheiden.


    Worin sie ebenfalls übereinkommen, ist ihr gemeinsamer Hass auf die liberale Demokratie. Deren Liberalität widerspricht ihrer Totalität, deren Wahrheitssuche widerstreitet ihrem Anspruch, über die Wahrheit bereits zu verfügen. Der gemeinsame Feind führt in der jüngeren Zeit auch zu merkwürdigen Annäherungen. Rechtsextreme sind beispielsweise mit ihrem Antisemitismus durchaus auch für Islamisten interessant, während Linksextreme aufgrund ihres Amerikahasses und ihres Antizionismus mit Beifall von islamistischer Seite rechnen können. Die Globalisierungskritik teilen alle drei Bewegungen, und Rechts- wie Linksextreme verurteilen die liberale Sozialpolitik. Meist jedoch beschränken sich die Gemeinsamkeiten auf die ideologische Ebene, ohne dass tatsächlich Bündnisse eingegangen werden.


    Jedenfalls werden die Fronten immer unübersichtlicher, was sich beispielsweise an neuen rechtsextremen Gruppierungen zeigt, die kulturelle Codes aus der autonomen Szene übernehmen. Es bleibt abzuwarten, ob das auch für den Sprachgebrauch gilt. Allerdings sind Leitbegriffe unverzichtbar für die Gruppenidentität. Insofern wird man wohl dafür sorgen, zumindest in diesem Bereich unterscheidbar zu bleiben.
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    Wahrheit


    1 Einführung


    Eine weitverbreitete These besagt, dass sich freiheitliche Demokratien im Unterschied zum Extremismus dadurch auszeichnen, dass sie auf Wahrheitsansprüche verzichten. Die gegenwärtige Konfrontation westlicher Demokratien mit islamistischen Kulturkämpfern, die auf breiter Front zu brutalen Terroristen mutieren, scheint die These vom Kampf zwischen wahrheitsneutralen »Liberalen« und fanatischen »Wahrheitskämpfern« zu bestätigen.


    Tatsächlich waren Staaten schon in der frühen Neuzeit infolge der Glaubenskriege darauf ausgerichtet, den alten öffentlichen Wahrheitsanspruch der Priester durch eine wahrheitsneutrale Ordnungsfunktion eines weltlichen Souveräns zu ersetzen – gemäß der Hobbes’schen Devise Auctoritas, non veritas facit legem (deutsch: Autorität, nicht Wahrheit, schafft das Recht).1 Andererseits kehrte gerade mit dem Heraufkommen des demokratischen Zeitalters ab dem 18. Jahrhundert die Wahrheit gleichsam in die Politik zurück. Demokratien haben üblicherweise den normativen Anspruch, Ungleichheit und blinden Herrschaftswillen zu überwinden und durch Gleichheit und Selbstregierung zu ersetzen. Die Frage nach der Wahrheit in diesem Zusammenhang betrifft demnach nicht weniger als die normative Geltung von Demokratie.2


    Freilich muss konkretisiert werden, was mit »Selbstregierung« praktisch gemeint ist. Eine Vielzahl von Extremisten nimmt zum Beispiel für sich selbst in Anspruch, die »wahren Demokraten« zu sein. Deshalb muss zunächst die grundlegende Unterscheidung zwischen Demokratie und Verfassungsstaat getroffen werden,3 die Verbindung von beidem ist keineswegs eine zwingende Kombination.4 Dem verfassungsstaatlichen Ansatz gänzlich entgegengesetzt sind zum Beispiel identitätstheoretische Demokratievorstellungen. Diese gehen von der Identität von Regierten und Regierenden aus und können rechtsideologisch (nationalistischer Führerstaat, »nationaldemokratisch«) oder linksideologisch (jakobinisch »volksdemokratisch«) aufgeladen sein. Solcherart Demokratieverständnisse verunmöglichen jedwede konstitutionelle Einhegung der exekutiven Gewalt, wie sie für den Verfassungsstaat üblich ist. Dieser zeichnet sich dadurch aus, dass jeder Bürger seine in der Verfassung garantierten Rechte gegen jegliches staatlich wirksame Kollektiv »notfalls gerichtlich durchsetzen kann«.5


    Von einem solchen Verständnis ausgehend (Demokratie als Möglichkeit eines jeden Einzelnen, nur dem eigenen Willen statt fremder Herrschaft unterworfen zu sein) soll im vorliegenden Beitrag zunächst das Verhältnis zur Wahrheit aus dem demokratischen Blickwinkel beleuchtet werden, wobei zwischen wahrheitsverneinenden und wahrheitsbejahenden Vorstellungen unterschieden wird. Im Anschluss daran folgt eine extremismus- und totalitatismustheoretische Perspektive, um am Ende resümierend die Bedeutung der Wahrheit zwischen Demokratie und Extremismus aus einer übergeordneten Sicht heraus bestimmen zu können.


    2 Demokratie und Wahrheit


    Für die Beleuchtung des Wahrheitsbegriffs aus demokratischer Sicht lassen sich qualitative bzw. »wahrheitsbejahende« und formale bzw. »wahrheitsskeptische« Demokratieverständnisse voneinander abgrenzen. Zu den voraussetzungsreichen qualitativen Perspektiven gehören, neben den radikaldemokratischen Ansätzen, sozialdemokratische (Demokratie als redistributive Erweiterung staatlichen Handelns), deliberative (Demokratie als Mittel einer normativen Verständigung), republikanische (Demokratie als politisch-anthropologisch sinnerfüllende Form des gemeinsamen Handelns) und neopluralistische Sichtweisen (Demokratie als Mittel des Interessenausgleichs). Der republikanische Demokratiebegriff ließe sich zudem noch einmal auffächern zwischen stärker kommunitaristischen und partizipatorischen Modellen. Eher formaler Natur sind hingegen prozedural konfliktorientierte (Demokratie als Mittel sachgerechter und alternierender Entscheidungen) und liberal-pluralistische Verständnisse (Demokratie als zusätzliches Element der Herrschaftskontrolle).


    2.1 Wahrheitsskeptische demokratische Ansätze


    a) Die Wahrheitsabsenz bei »Wettbewerbsdemokratien« aus liberaler Sicht


    Den qualitativen Ansätzen am weitesten entgegengesetzt sind Vorstellungen, wonach repräsentative Wettbewerbsdemokratien als das bestgeeignete Mittel zur Erlangung des höchsten Grades an individueller Freiheit in einer Gesellschaft angesehen werden. Funktionierende Demokratien beruhen demnach auf dem größtmöglichen Grad von Presse- und Meinungsfreiheit6 und zusätzlich auf einem klugen Set konstitutioneller Beschränkungen politischen Handelns.7


    Demokratien orientieren sich aus dieser liberalen Sicht nicht an »Wahrheiten«, sondern an »Nutzenpräferenzen« bzw. »Interessen« der einzelnen Bürgerinnen und Bürger, die wettbewerblich untereinander ausgeglichen werden. Abgelehnt8 werden hingegen Theorien, nach denen die Demokratie als normativer Verständigungsprozess oder als rationales Diskursverfahren verstanden wird, zumal in dem Sinne, dass sich in diesem Prozess oder Verfahren individuelle Nutzenpräferenzen irgendwie zu »interessentranszendierenden«, kollektiven Nutzenpräferenzen transformieren ließen, die dann dem Gemeinwohl entsprächen.9 Strategisch motivierte Interaktionssituationen sind zwar spieltheoretisch denkbar und auch individuelle Interessen können kollektiv gebündelt, aber nicht zu etwas Drittem (zum Beispiel »Wahrem«) transformiert werden. Und gesetzt den Fall, eine Transformation individueller Nutzenpräferenzen wäre theoretisch doch möglich, stellt sich das Problem, dass sich keine stabilen institutionellen Regeln finden lassen, die eine solche Transformation praktisch ermöglichen.10


    Damit der Ausgleich der Interessen bestmöglich funktioniert, sollten politische Auseinandersetzungen durch die Konzentration der Gewaltmittel in staatlicher Hand befriedet und Demokratie in diesem Rahmen als wettbewerbliche Marktbeziehung konzipiert und gestaltet sein. Unter den Bedingungen eines staatlichen Gewaltmonopols und der Marktbeziehung des Politischen sei eine konfliktbefriedende und gesellschaftlich erneuernde Demokratie bereits aufs Beste gewährleistet. Je mehr die Demokratie aber normativ aufgeladen wird, zum Beispiel durch Wahrheitsverständnisse, desto gefährdeter ist aus liberaler Sicht der innere Friede. Dies nicht nur, weil Wahrheitsansprüche vermeintlich zwingend mit Homogenitätsansprüchen der Mehrheit und Intoleranz gegenüber den Minderheiten einhergehen und so das friedliche Zusammenleben unterschiedlicher Menschen und Gruppen, auf das moderne und plurale Demokratien angewiesen sind, unterhöhlen. Auch die Vorstellung, dass es sich bei der Demokratie um ein normatives Ideal im Sinne der Realisierung eines »wahren« allgemeinen Volkswillens und damit mehr als nur um eine gute Methode des Regierens handelt, zeitige illiberale Wirkungen. Jeder, der einem von bestimmten »demokratischen« Wert- und Funktionseliten ausbuchstabierten Gemeinwillen durch seine Meinungsäußerungen bestreite oder gar behaupte, so etwas wie eine besondere Form des »Gemeinwillens« gebe es eigentlich nicht, könne unter sozialen Druck »demokratischer« Komitees, Körperschaften oder Meinungsführer geraten.


    Doch auch eine »gleichmäßige« Berücksichtigung im Sinne »realer Demokratien«11, wonach jeder einzelnen Stimme ein gleichwertiges Gewicht in der politischen Entscheidungsfindung zukommen muss, stellt für eine Vielzahl liberaler Theoretiker nicht den wichtigsten politischen Wert moderner Gesellschaften dar. Qualitätsmaßstäbe für Demokratien lassen sich demnach weder von der Leitvorstellung einer »kollektiven Selbstregierung der Bürger« noch von der Zähl- und Erfolgswertgleichheit einer jeden Stimme ableiten, sondern vor allem aus einem abwehrrechtlich zu verstehenden »freiheitlichen Nutzen« für die Individuen, also von der Frage, bis zu welchem Grad Vor- oder Nachteile für die individuelle (inklusive unternehmerische) Freiheit eines jeden Bürgers aus Demokratien erwachsen können – was auch mit der Frage zusammenhängt, welche ökonomische Dynamik und Prosperitätschance in einem System jeweils zugelassen wird.12


    Die daraus abgeleiteten Nutzen-Kosten-Rechnungen führen je nach institutionellen Spielregeln bzw. Rahmenbedingungen zu ganz unterschiedlichen Beurteilungen. Vor allem Vorstellungen vom Gemeinwillen im Lichte eines idealen Demokratiemodells und Konsensmodelle auf der Basis einer Einstimmigkeitsregel werden abgelehnt, da sie einerseits in der Realität nicht umsetzbar, andererseits zu kostenintensiv seien. Aber auch die Mehrheitsregel wird aufgrund des fehlenden Minderheitenschutzes skeptisch beäugt. Dennoch werden Mehrheitsdemokratien, die eine formal gleichmäßige Berücksichtigung der Politikpräferenzen als Minimalbedingung erfüllen, als die besten aller Ordnungen angesehen, da sie durch ihre Mehrheitslegitimation der erwünschten Wahrheitsabsenz am nächsten kommen.


    b) Weitere liberale Ansätze


    Wenn Liberale der Wahrheit in der Politik doch etwas Positives abgewinnen, dann verstehen sie mit John Stuart Mill darunter etwas, dessen der Mensch nie in Gänze habhaft werden könne. Wenn der Mensch nun dennoch stetig versuche, sich dieser Wahrheit anzunähern, sei Wahrheit für jede freie Diskussion sogar gut, ehrenwert und zweckdienlich. Wahrheit sei also etwas, dem sich der Mensch allein in der freien Diskussion annähern könne, das heißt ein Annäherungswert.13


    Auch Karl Popper, der Begründer des Kritischen Rationalismus, stellte nicht jeden Rekurs auf die Wahrheit unter Verdacht. Zwar hat er in seinem Werk Die offene Gesellschaft und ihre Feinde dargelegt, dass in jedwedem »Historizismus in Kombination mit dem Ziel der Glückseligkeit des staatlichen Ganzen«14 der Ursprung des Totalitarismus zu erblicken sei, zu verwerfen suchte er den Wahrheitsbegriff zugleich jedoch nicht. Nur ist die Poppersche Wahrheit eben eine, »die durch Diskussion gewonnen wird« und »ständig der Revision bedürftig« ist, »wie es auch Mill schon gefasst hatte«.15


    Insgesamt lässt sich sagen, dass aus liberaler Sicht Mehrheitslegitimationen16 gegenüber »Wahrheitslegitimationen« vorzuziehen sind, sodass »politische Wahrheiten« in Demokratien immer bloß als vorläufige, umkämpfte und prekäre17 Wahrheiten auftreten könnten.18 Der Wahrheitsbegriff jedenfalls, wird er politisch verwendet, steht unter dem Verdacht, freiheitliche und pluralistische Strukturen zu unterhöhlen.


    Aus der Sicht liberaler Denker sind heute nicht mehr so sehr platonische oder religiöse Wahrheitsansprüche das Problem, sondern wahrheitstheoretisch aufgeladene deliberative Ansätze.19 Die entscheidende Kritik an diesen ist, dass sich deren Vertreter an einem für wahr gehaltenen, allen rationalen Menschen einsichtigen universalen Vernunftbegriff orientieren und damit einen freien, ungezügelten Meinungspluralismus, der in gleicher Weise auch irrationale Gehalte zulassen muss, beschneiden. Und dies gilt unabhängig davon, ob die entsprechenden deliberativen Ansätze metaphysische und religiöse Wahrheitsansprüche und alle damit einhergehenden Redeweisen aus dem öffentlichen Raum verdrängen wollen (Rawls, Audi)20 oder eher eine Symbiose mit ihnen anstreben, indem sie religiöse Diskursteilnehmer zum Beispiel dazu auffordern, eine »säkulare Übersetzung« ihrer Geltungsgründe zu leisten (Habermas).21


    c) Postmoderne, positivistische und relativistische Ansätze


    Wenden die klassischen Liberalen die »Fehlbarkeit des menschlichen Verstandes«22 gegen den Wahrheitsbegriff in der Demokratie, so entwickelt eine Vielzahl postmoderner Theoretiker eine Vorstellung von einer »agonalen [also auf politischen Wettstreit ausgerichteten] demokratischen Praxis«.23 Pragmatisch gewendet bedeutet dies: Allein das ist »wahr« (oder »richtig« oder »gerecht«), was immer das Ergebnis einer freien Diskussion ist, wie sie sich unter den Bedingungen von Pressefreiheit, demokratischen Wahlen, Unabhängigkeit der Gerichte etc. abspielt.24 Radikaldemokratisch verstanden entsteht und erhält sich Demokratie zudem dadurch, dass sie die »Grundlagen aller Gewissheit auflöst«25. Sie ist Ausdruck einer gewissen Zufälligkeit jeder Regierung26 und basiert auf »Unordnung, Unmäßigkeit und Unbegründbarkeit«27. Konflikt und Pluralismus ist für jede Demokratie konstitutiv, Normativität wird rein sprachlich, kommunikativ und funktional gedacht. Die Vertreter dieses Ansatzes behaupten, dass Werte und Normen in heutigen Gesellschaften ohnehin keine »stabile Letztbegründung erfahren können, die nicht autoritär zwingend, sondern vernünftig überzeugend ist. Die Hoffnung, einen solchen Grund zu finden«, sei inzwischen »brüchig geworden«.28


    »Demokratie« ist aus dieser Sicht – konsequent zu Ende gedacht – eigentlich nur eine von vielen großen Erzählungen.29 Die Frage nach der »Wahrheit« macht in diesem Licht keinen Sinn, denn in diesem Verständnis »sind die Konstrukte der Sozialwelt das, was sie sind. Über sie gibt es eine Erzählung, mit ihr hat es aber auch sein Bewenden.«30 Sprache und Kommunikation seien die Voraussetzung von Wirklichkeit und stünden am Anfang einer jeden kulturellen Lebensweise. Wahrheit im Sinne einer substanziellen Bedingung sowohl von Sprache als auch von Wirklichkeit geht so verloren.31


    Noch radikaler gegen den Wahrheitsbegriff wenden sich rechtspositivistische42 und relativistische33 Positionen. Der Rechtspositivismus führt die Geltung von Normen allein auf deren Setzung zurück und sieht ihre Quelle nicht in einer überpositiven Wahrheit und einer daraus abgeleiteten Gerechtigkeit. Der Relativismus fordert ein, die Mehrheit einer Auffassung zugleich als »ein eindeutiges Kriterium für [ihre] Richtigkeit« anzuerkennen.34 Der Selbstwiderspruch dieser Position liegt freilich in ihrer Verabsolutierung, denn ein derart »konsequenter Relativismus« muss sich ja selbst auch relativieren.35


    d) »Tradition« statt »Wahrheit«?


    Alternativ zu den postmodernen, kommunikationstheoretischen sowie positivistischen und relativistischen Positionen werden anstelle von »Wahrheit« häufig symbolisch zu repräsentierende Traditionen einer Gesellschaft als wichtiger Identitätsanker starkgemacht. »Identität« wird also von »Wahrheit« getrennt: Die leitenden Wertvorstellungen in der Politik seien »geprägt durch die Zugehörigkeit zu Communities, zu bestimmten wie auch immer regional, kulturell oder ethnisch verfassten Gemeinschaften« und dementsprechend gehe es Politik »nicht wirklich um Erkenntnisfragen, sondern um Identitätsfragen«.36


    Bei vorsichtigeren Argumentationen hinsichtlich des Verhältnisses von Wahrheit und Tradition wird eingeräumt, dass in der Tradition »Wahrheitsgehalte« eingelagert sind. Davon abgesehen besteht die Funktion zivilreligiös symbolisierter Traditionen darin, den Bürgern in hochentwickelten, sich stetig technisch, sozial und ökonomisch beschleunigenden Gesellschaften eine Art entscheidungsdelegierende Möglichkeit zur Entlastung an die Hand zu geben. Zudem helfen solcherart symbolpolitisch genutzte Traditionen den Bürgern dazu, moderne Gefühle der Sinnlosigkeit zu bewältigen und ein traditionales Sinninstrumentarium innerhalb der gesamten Bürgerschaft entstehen zu lassen.37 Freilich funktioniert so etwas nur, wenn Kultur und Gesellschaft nicht selbst einem allzu starken Traditionsverlust unterworfen sind.


    2.2 Wahrheitsbejahende demokratische Positionen


    Dem Ansinnen, Wahrheit und (freiheitliche) Demokratie voneinander zu trennen, stehen grob vier Ansätze gegenüber: der bereits kurz erwähnte deliberative, ein säkular-humanistischer sowie im weitesten Sinne neoklassische und christliche Ansätze. Alle haben gemeinsam, dass sie nicht nur aus funktionalen Erwägungen, zum Beispiel zum Zwecke der Ordnungsstabilität, Systemlegitimation und besseren Systemunterstützung, Demokratie und Wahrheit zu vereinbaren suchen. Sie sehen im Gegenteil die Notwendigkeit, »Wahrheit« substanziell zu bestimmen.


    a) Deliberative Perspektiven


    Eine erste Variante besteht darin, Demokratie als eine Art relationalen und wechselseitigen Emanzipations- oder Fortschrittsmechanismus anzusehen, der sich aus den drei Komponenten Aufklärung, autonome Selbstregierung und Verantwortungsübernahme zusammensetzt. Denker, die Demokratie in diesem Sinne verstehen, sind oft dem linken politischen Spektrum zuzuordnen.38


    Die deliberative Theorie weist darauf hin, dass Demokratie als qualitatives Konzept naturgemäß ihre Substanz verliert, wenn sie lediglich als neutrales Spiel des Interessenausgleichs verstanden würde. Demokratie wird damit selbst Bestandteil von Wahrheit. Bei Jürgen Habermas zum Beispiel muss eine moderne Demokratie den Anspruch haben, »wahrheitsanalog« einen »universellen« Gemeinwillen zu bilden.39 Die ganze deliberative Diskursethik rekurriert in diesem Sinne auf den öffentlichen Austausch von wahrheitsfähigen Vernunftgründen und deren Bewertung in einem öffentlichen Verfahren,40 mündet also in eine streng universalistische Diskursethik.


    Um in diesem Zusammenhang dem Begriff der Wahrheit näherzukommen, muss die Diskursethik als Teil einer normativen Theorie von Demokratie betrachtet werden.41 Denn der Diskurs wird erst durch »öffentlichen Vernunftgebrauch« ermöglicht; dieser wiederum bedeutet, dass die Bürger selbst von einer eigenen »Wahrheit« überzeugt sind. Hier geht es also um ein »Wahrheitsethos«. Dabei mündet Wahrheit keineswegs in Selbstgewissheit und Intoleranz, wenn eine Unterscheidung zwischen (unvernünftigem) »Zertismus«, das heißt einer Haltung von Gewissheit, und (vernünftiger) »Wahrheit« getroffen wird.42 Entgegen einer »Denktradition, die Wahrheit und Gewissheit eng miteinander verknüpft«43, mit der Folge, dass Diskussionen um Wahrheitsansprüche in der Politik belastet werden, sucht derjenige, der Wahrheit aus einer aufgeklärten Position für sich beansprucht, von sich aus nach dem Gegenargument und ist bereit, seine Wahrheitsüberzeugung notfalls zu revidieren. Zudem erkennt er »auch dann ein Argument an, wenn es nicht zu den [ihm] plausibel erscheinenden Urteilen passt«.44 Zum Kern des Wahrheitsethos gehört demnach »Skepsis gegenüber den eigenen Überzeugungen« ebenso wie »Respekt gegenüber dem opponierenden Argument«.45


    b) Der säkular-humanistische Ansatz


    Auch der säkular-humanistische Ansatz nach Günter Dux betont, dass die neuzeitlich-demokratische Logik nicht bedeutet, dass die Frage nach der Wahrheit ihren Sinn verloren hat. Er grenzt sich aber deutlich vom vorneuzeitlichen Begriff von Wahrheit ab, wonach Wahrheit der Sprache absolut vorausging und es als möglich angesehen wurde, mit Sprache unzweifelhaft das Ganze der Wirklichkeit erklären zu können. In den archaischen und hellenischen Gesellschaften galt die Wahrheit und eine gleichsam in deren Diensten stehende Sprache in der Tat als »Stiftung der Götter«.46 Als sich dann die Philosophie der Frage bemächtigte, galt es gar, sich eines »im Grunde der Welt gelegenen absolut verstandenen Seins in den Ideen zu vergewissern«.47 Es wurden dementsprechend monistische Welterklärungen abgeleitet, die möglichst auf ein einziges Prinzip zurückgeführt wurden, aus dem mithilfe von Sprache wiederum alles logisch deduziert werden konnte.


    Der säkulare Humanismus hingegen geht davon aus, dass die gegenseitige Wechselbeziehung der Subjekte und deren Angewiesenheit auf dieses relationale Verhältnis den Anfang von allem abbilde, woraus Sprache erst erwuchs. Der »eine Gott« als absolut verstandenes Subjekt und die Vorstellung des Menschen als sein Abbild hätten es bis in die Neuzeit hinein verunmöglicht, sich das Subjekt selbst als »in allem relational« vorzustellen, obwohl dies doch der Realität jedes menschlichen »Anfangs« entspreche.


    Das Verständnis von Wahrheit als Zielvorgabe einer Demokratie ist aus dieser Sicht nur deshalb zum Problem geworden, weil bis heute mit »Wahrheit« ein Verständnis der Philosophie abgebildet werde, das seit der Säkularisierung des Denkens schon weggebrochen sei. Einen Fixpunkt in der Welt gebe es trotz alledem, nur sei er woanders zu verorten: in dem, was Günter Dux als die demokratische Wahrheit der »humanen Lebensform« bezeichnet. Diese Wahrheit bedeute vor allem, das Subjekt nicht mehr absolut, sondern relational aufzufassen. Und da Demokratie als historische Manifestation dieser humanen Lebensform betrachtet wird, sei Demokratie von dieser säkularen Wahrheit geradezu abhängig.48


    c) Neoklassische und neopluralistische Ansätze


    Der säkularistischen Perspektive stehen im weitesten Sinne traditionelle Ansätze gegenüber, wie sie sich trotz aller Unterschiede vor allem in neoklassischen (Eric Voegelin, Leo Strauss), ordoliberalen (Wilhelm Röpke, Walter Eucken), christdemokratischen (Manfred Funke) und neopluralistischen Schriften (Ernst Fraenkel) finden lassen. Auch in diesen Ansätzen wird der Werterelativismus des Liberalismus nicht nur als Gefahr für die Stabilität und Fortexistenz, sondern ebenso für das normative Selbstverständnis verfassungsstaatlicher Demokratien erkannt. Allerdings liegen die Voraussetzungen, von denen der liberale Verfassungsstaat lebt, die er aber selbst nicht garantieren kann (so das bekannte Böckenförde-Theorem49), nicht wie bei Dux in einem ganz neuen Wahrheitsparadigma, sondern in der tradierten Philosophie. Es handelt sich also um Ansätze, die für eine »Rückkehr« zur Wahrheitsfrage plädieren.50


    In der platonisch-aristotelischen Tradition, auf die sich vor allem Eric Voegelin bezieht, soll in Demokratien der freie Austausch von Argument und Gegenargument dialogisch immer auch die Frage nach der »Wahrheit« und daraus abzuleitende »wahre Sätze« aufwerfen und artikulieren, Wahrheiten begründen, aufzeigen und immer wieder in das politische Gespräch aufnehmen (z.B. den sokratischen Satz, dass Unrecht leiden besser sei, als Unrecht tun). Nur so mache der freie Gedankenaustausch die Interessen einer »Allgemeinheit« artikulationsfähig bzw. behalte das Interesse aller im Blick, das in jeder »Wahrheit« enthalten sei. Zudem ermöglichten reflektierte Wahrheitsüberzeugungen in politischen Gesellschaften auch eine sowohl äußere als auch innere Stabilität der entsprechenden politischen Ordnung.


    Doch kann die Einforderung von Wahrheit in Demokratien auch bescheidener, vor allem tugendzentriert, artikuliert werden, so zum Beispiel bei Manfred Funke. Das Funktionieren des demokratischen Verfassungsstaates erfordert demnach konsequenterweise nicht nur eine Art des Sich-gegenseitig-Ernstnehmens51, sondern auch eine generelle und vor allem transparente Allgemeinwohlorientierung. Das funktioniert nicht ohne ein allgemein vorherrschendes bürgerschaftliches »Bewusstsein politischer Verantwortung« und ohne gegenseitige Lernfähigkeit. Dabei sind freie Gesellschaften nicht nur auf das »Sittengesetz« (Achtung des Nächsten und Betrachtung einer jeden Person als Selbstzweck), sondern ebenso auf Bürgertugenden angewiesen, die sich auf Wahrheitsüberzeugungen gründen.52 Aus der Vorstellung, dass es eine Verpflichtung gibt, seine persönliche Freiheit für etwas »Sinnvolles« einzusetzen, vor allem um »Gerechtigkeit« zu erzielen, resultiert der Wille, diese Freiheit tatsächlich zu nutzen, sich also zu bemühen, an einer »gerechten« Gesellschaft mitzuwirken (»dynamische Freiheitsnutzung«).


    Aus der »neopluralistischen« Sicht schließlich bedürfen freie Gesellschaften »regulativer Ideen«. »Pluralistisch« ist nach Ernst Fraenkel demnach »nicht ein Staat, der nur pluralistisch [ist]«, sondern vielmehr »ein Staat, der auch pluralistisch ist«.53 Die »regulativen Ideen« beinhalten dabei nicht, was »absolut richtig«, aber zumindest, was »absolut falsch« sei. Die Einheitsvorstellung des Neopluralismus Fraenkels ist also keine, welche die gesamte Gesellschaft umfasst. Sie bildet sich durch einen »Sektor nicht strittiger Grundüberzeugungen« und gilt – sowohl im Unterschied zu Rousseau als auch zu allen holistischen, monistischen, utopistisch-integristischen Wahrheitsansätzen – als begrenzt.


    Scheint dieser »Sektor nicht strittiger Grundüberzeugungen« also nicht mit Wahrheit gleichzusetzen zu sein, so kann er andererseits nicht gänzlich von Wahrheit getrennt werden. Bei Fraenkel bereits beruht er nicht allein auf irgendeinem Konsens, sondern »auf einer im Kollektivbewusstsein […] wirksamen Tradition«54, was sich im Übrigen weitgehend mit der Perspektive Hermann Lübbes deckt. Aber Fraenkel geht weiter: Neben der Tradition beruft er sich auch auf das Naturrecht und einer in ihm eingelagerten Wahrheit, wobei er »Wahrheit« ähnlich wie Mill »offen« versteht – wenn er auch nicht wie Mill behauptet, dass Wahrheit aus einer freien Diskussion resultiert, sondern immer nur »gefunden« werden kann. Offen ist sie dennoch, da Fraenkel, wenn er von »Wahrheit« spricht, etwas meint, wie es »in unseren Tagen möglich ist« – was eben bedeutet, dass »man eine bessere Wahrheit, wenn es eine solche gibt, finden wird, sobald der Menschengeist sie zu erfassen fähig ist«.55 Das Naturrecht wiederum wird von Fraenkel so verstanden, dass es unterschiedliche Quellen umfasst (zum Beispiel eine philosophische und eine religiöse). Die Gemeinsamkeit bestehe darin, dass jede Naturrechtsvorstellung staatsunabhängige Individualrechte anerkennt, die der Vernunft und dem Gewissen der Menschen einsichtig sind.56


    d) Christliche und »ordnungswissenschaftliche« Ansätze


    Noch einen Schritt weiter als Fraenkel geht Alexander Schwan, ausgehend vom Leitsatz, dass jedweder Pluralismus – will er nicht zerfasern und sich damit verletzlich machen – nicht nur auf Wahrheit, sondern auch auf eine adäquate Begründung angewiesen sei. Erst dieser Blick mache es möglich, »gemäßigte Wahrheitstheorien« von »extremen« zu unterscheiden.57 Entscheidend dabei sei die Frage, ob die Rede von der Wahrheit sich als reiner Dogmatismus artikuliere oder sich »zwischen Relativismus und Dogmatismus« bewege. »Gemäßigte Wahrheitstheorien« binden ohne jeden Zweifel »Pluralismus« an ein »einheitliches Ethos« zurück, sind aber gleichzeitig dann nicht dogmatisch, wenn sie rhetorisch zwischen »Einheit« und »Vielheit« sowie zwischen Geschichte und Gegenwart »vermitteln«.58 Schwan sieht diese Vermittlungsleistung im Übrigen am vortrefflichsten in einer »christlich-jesuanischen« Glaubenswahrheit gegeben, denn diese – wird sie recht verstanden – weise durch die »Menschwerdung Gottes« in Verbindung mit dem Liebesgebot durchgängig eine vermittelnde Doppelstruktur auf. Diese Doppelung sei gekennzeichnet durch die gleichzeitige Entborgenheit und Entzogenheit (des christlichen) Gottes: Mit »Entborgenheit« ist die Inkarnation, das heißt Fleischwerdung Gottes (in Jesus Christus) zu verstehen, mit »Entzogenheit« die für monotheistische Religionen »normale« Form der Unerfahrbahrkeit, radikalen Übermenschlichkeit und Unerforschlichkeit Gottes schlechthin. Vor allem der Inkarnationsvorstellung des Christentums sei also eine friedliche »Pluralisierung der Glaubensaussagen« – zumindest theoretisch – inhärent und damit nie etwas, was als problematisch angesehen werden kann.


    Eine ähnliche Position wie Alexander Schwan nimmt Eric Voegelin ein, für den der christliche Traditionalismus trotz aller Gewalttätigkeiten und Schwächen sich aus »ordnungswissenschaftlicher« Sicht historisch dadurch auszeichnete, an einem vermittelnden Differenzverhältnis zwischen einer Weltimmanenz, das heißt eines der »naturalen Welt« Zugehörigen (z.B. »Zeit«, »Natur«, »Gesellschaft«), und Welttranszendenz, das heißt eines radikal Überweltlichen (z.B. »Ewigkeit«, »Gott«, »Kosmos«), festgehalten zu haben. Der Begriff des Traditionalismus besagt dabei nichts weiter, als dass diese Vermittlung solange Bestand hatte, wie sich das Selbstverständnis der christlichen Kirchen von allen spiritualistischen Utopien, sozusagen den »frühen Extremismen« (Katharer, Albigenser, Waldenser, Puritaner usw.), fernhalten konnte.59 Dies war möglich, da die kirchliche Lehre (seit Augustinus) kontinuierlich an der Differenzierung von Philosophie und Politik festhielt.60 In diesem Licht wird aber auch der Platonismus und Monotheismus ganz anders verstanden als bei Dux: Trotz allem vorhandenem Holismus und Monismus bestünde die eigentliche Leistung der platonischen Wahrheitsphilosophie demnach darin, dass im Vergleich zu vorsokratischen Naturalismen der Mensch überhaupt etwas aufnehmen und mit Leben füllen konnte, was Freiheit ermöglichte. Denn – so zumindest die Voegelin’sche Platoninterpretation61 – durch die theoretische Erfindung von »Wahrheit« (wonach es also eine Wahrheit gibt), die erst durch Platon erfolgte, war schlagartig nicht mehr die Physis, das heißt die Natur und damit der (in diesem Kontext machttriebgesteuerte) Mensch selbst, der normative Maßstab alles Weltlichen. Seit mit der »Wahrheit« etwas »radikal Nicht-Menschliches« als Maßstab der Welt angesehen wurde (das »wahre« Sein bzw. »Göttliche«, von dem wir uns eine »Idee« machen)62, konnten Sätze begründet werden wie »Unrecht tun ist schimpflicher als Unrecht leiden« oder »das Wesen des Menschen besteht in seiner Einsicht in das Gute«.


    3 Extremismus und Wahrheit


    Politisch relevant ist die »Wahrheit« im klassischen Verständnis (gemäß Kapitel 2.2.c und 2.2.d) auch deshalb, weil sie einen wichtigen Immunisierungsfaktor gegen jegliche, im Gestus letzter Heilsgewissheit vorgenommene Inanspruchnahmen Gottes oder von etwas Göttlichem auf Erden abbildete und abbildet. Damit ist das Phänomen des Totalitarismus angesprochen, welches gerade ab dem 20. Jahrhundert die christliche Geistreligion zu ersetzen suchte. Im Fall des Totalitarismus handelt es sich also letztlich um eine »Glaubenswahrheit«, die sich allerdings im Gegensatz zur christlichen Glaubenswahrheit dadurch auszeichnet, das differenzierungsträchtige Spannungsverhältnis zwischen Transzendenz und Immanenz (siehe Kapitel 2.2.d) vollständig auflösen zu wollen.


    3.1 Autoritäre Varianten


    Extremismus freilich erschöpft sich nicht im »Totalitarismus«, sondern meint jedwede Zielsetzung, deren Realisierung zur Folge hat, dass der Einzelne dem repressiven Apparat des modernen Staates ausgeliefert ist. Im Fall rechtsautoritärer Konzepte werden traditionalistisch-religiöse, auf »Mentalitäten« gestützte Wahrheitsansprüche formuliert. Mit »Mentalitäten« sind »nicht fest kodifizierte«, stärker formlose »Wege des Denkens und Fühlens« gemeint,63 zum Beispiel eine »nationalkatholische Identität« in Polen oder Spanien oder Anschauungen vom »organischen Staat«, welche eine Vielfalt konservativer Quellen zu vereinen und mit einem korporativ-autoritären Ordnungsmodell sowie konservativen Soziallehren zu verbinden suchen.64 »Wahrheiten« in diesem Kontext erschöpften sich lange Zeit vor allem in Vorstellungen »harmonischer Ordnung« zwischen Kirche und Staat. Heute kehren ähnliche Wahrheitsansprüche zwischen Religion und Politik durch autoritäre Varianten des Islamismus wieder zurück. Eine andere Bestimmungsgröße von »Wahrheit« im rechtsautoritären Spektrum sind »Größe«, »Einheit« und »Homogenität« einer Nation oder eines Volkes, wie es gegenwärtig wieder in diversen völkisch-nationalen Strömungen in Europa zu sehen ist.


    Linksautoritäre Varianten wiederum verknüpfen ihre Ordnungsmodelle stärker mit einer »eigenen« Revolutions- oder Modernisierungsgeschichte und einer besonderen Form des linksemanzipatorischen Populismus. »Wahrheiten« kreisen in diesem Fall um das revolutionär herbeigeführte »Ende ausländischer kapitalistischer oder kolonialistischer Einflüsse« sowie den damit einhergehenden »großen Sprung« einer Nation oder einer Achse bzw. Konföderation von Nationen von einer korrupten Altphase in eine progressive Moderne durch die Führung einer modernen autokratischen Avantgarde (zum Beispiel der »Jungtürken« im Fall des türkischen Kemalismus) oder einer einzelnen Person (zum Beispiel Atatürks selbst oder ähnlicher Gründerfiguren wie Nasser, Nkrumah, Ben Bella, Chavez etc.).


    »Wahrheiten« werden in diesem Kontext oft durch ideologische Grundpfeiler einer progressiven nationalen oder transnationalen Ideologie abgebildet (Kemalismus, bolivarische Ideologie, Panarabismus, Panafrikanismus etc.). Im Falle des Kemalismus besteht der politische Wahrheitsanspruch zum Beispiel aus insgesamt sechs Pfeilern: Neben dem Republikanismus, dem Laizismus und einer besonderen Form eines historischen »Revolutionismus« gehört ein Konzept der klassenübergreifenden gesellschaftlichen Kooperation (»Populismus«), ein Etatismus und ein scharfer Nationalismus dazu. Da diese Pfeiler nicht alle ohne Weiteres mit den Grundsätzen einer verfassungsstaatlichen Demokratie vereinbar sind, können sie auch in einen politischen Extremismus abgleiten.


    In ihrer Reichweite sind die »Mentalitäten«, die durch autoritär orientierte Extremisten angesprochen werden, jedoch begrenzt, sodass die entsprechenden Identitätsangebote nur bis zu einem gewissen Grad als (geschlossene) Wahrheitsansprüche zu verstehen sind. Eine Art »Wahrheitsmobilisierung« einer ganzen Gesellschaft jedenfalls wird nicht angestrebt.65 Der Mensch soll nicht als Ganzes erfasst und eingenommen werden. Es reicht, dass die Bürger nicht öffentlich gegen die Fundamente der antiliberal legitimierten Ordnungen opponieren.


    3.2 Totalitäre Varianten


    a) Der politische Wahrheitsanspruch

    Viel stärker fordern die bereits angesprochenen, nicht nur autoritär, sondern totalitär ausgerichteten Extremismen (vermeintliche) »Wahrheiten« ein, zumal sie zusätzlich dadurch charakterisiert sind, sich selbst teilweise als radikal »demokratisch« zu verstehen. »Demokratie« hierbei bedeutet, dass eine Identität von Regierten und Regierenden auf eine endgültige Weise erlangt werden kann66 und jede konstitutionelle Einhegung dabei beseitigt werden muss – entweder durch die revolutionäre Totalüberwindung des (säkularen) Staates, durch Konzentration des »Volkswillens« auf einen Führer oder durch eine globale Vernichtung bzw. Unterdrückung Andersgläubiger. Aus rechtsextremer Sicht bedeutet dies »Volkswille durch Führerwille«, aus linksextremer Sicht die schrankenlose Selbstkonstituierung und Selbstermächtigung des Demos und aus islamistischer Sicht die globale Herrschaft der Gläubigen. Gehen Vorstellungen von »wahrer Demokratie« mit der Überzeugung einher, eine politische Gemeinschaft könnte mithilfe einer radikalen Demokratisierung ihre »Wahrheit« auf je endgültige Weise erlangen (zum Beispiel einen militarisierten und hierarchisierten »nationalen Führerstaat«, die »Diktatur des Proletariats« auf dem Weg zur kommunistischen Gesellschaft oder das globale Kalifat), haben wir es mit Demokratiekonzeptionen zu tun, die als extremistisch gelten können. Dies gilt erst recht, wenn zur Durchsetzung radikaler Formen der direkten Demokratie die Anwendung von physischer oder psychischer Gewalt legitimiert wird.


    Ist freilich mit »Demokratie« eine freiheitliche Gesellschaftsordnung mitgemeint, an der jeder nach Maßgabe seiner individuellen Rechte an der Gestaltung des Allgemeinen frei partizipieren darf, so ist vor allem im Fall des Rechtsextremismus die Position offen antidemokratisch: »Die Demokratie hat ihre Arbeit getan«, erklärte Mussolini 1922, »die demokratischen Ideologien sind erledigt.«67


    b) Historisch-anthropologischer Wahrheitsanspruch

    »Historische Wahrheit« in totalitären und neototalitären Systemen und Bewegungen äußert sich wiederum im Anspruch, den Übergang in eine angestrebte harmonische Gemeinschaft qua revolutionärer Überwindung des Status quo intellektuell zu erfassen und praktisch zu ermöglichen. Bei der zu Tage tretenden »Wahrheit« handelt es sich um eine »verabsolutierte Glaubenswahrheit«, das heißt eine, die keine Differenzierung zwischen Immanenz und Transzendenz zulässt.68


    Im Kleinen fängt diese Realitätsverkennung bzw. »Realitätsfinsternis« (Voegelin) bei der Selbstbetrachtung an: Jeder Mensch teilt gemeinsam mit anderen die Erfahrung eines Spannungsverhältnisses zwischen dem »Selbst« und seiner »Gewordenheit«. Diese Erfahrung ist eine besondere Herausforderung für jeden Menschen, die sich als »Spannung« der eigenen menschlichen Existenz auf einen außerhalb der physisch erfahrbaren Welt liegenden »göttlichen Grund« bzw. »Weltgrund« hin beschreiben lässt. Vor allem der moderne Mensch ist nun versucht, diese Spannung nicht aushalten zu wollen, und kann sich dazu entschließen, sie zu überwinden, indem er sie ignoriert und die für ihn vermeintlich ohnehin unbeantwortbare oder allzu müßige Frage der »Gewordenheit« des »Selbst« möglichst ausblendet. Er kann aber auch sein Heil darin suchen, den Grund seines Selbst zu verweltlichen und zu naturalisieren.69 Naturale Gehalte wie »Volk«, »Rasse«, »Nation«, »physischer Kampf« oder »Klasse« werden in diesem Kontext als »Weltgrund« imaginiert, das heißt zur höchsten Wirklichkeitsstufe (oder nominell einer »Wahrheit«) erhoben.70 Die Bekämpfung jedweder innergesellschaftlichen, symbolischen Artikulation einer überweltlichen Transzendenz wird sodann zum Leitstern der Politik. Historisch ließ sich das in der Staatsideologie des Leninismus und frühen Stalinismus beobachten, programmatisch-ideologisch im Marxismus-Leninismus einerseits und Nationalsozialismus andererseits.


    Aber nicht nur die Verneinung einer symbolisch artikulierten überweltlichen Transzendenz, sondern auch die Aufhebung der Spannung zwischen Transzendenz und Immanenz kann die politische Folge der erwähnten Imaginationen sein. Daher muss auch der revolutionäre Islamismus als »politische Religion« verstanden werden, zumal er den eigenen Gottesbegriff allein schon dadurch entleert, dass er mithilfe des Dschihad den irdischen Kampf sakralisiert.71 De facto handelt es sich um die Erhebung eines Kampfes zum »Weltgrund«: des Kampfes der vermeintlich höherwertigen muslimischen Gemeinschaft gegen eine Masse an als »unwert« angesehenen Ungläubigen.


    Die aus allen »politischen Religionen« resultierende Denkungsart ist destruktiv. Sie verbindet Holismus (Ganzheitsstreben) und Monismus (Einheitsstreben) mit Utopismus, Integrismus (Reinheitsstreben) sowie mit Empathielosigkeit, Konspirationsgläubigkeit und einem latenten oder manifesten Bellizismus.72 Die Sprache wird aller kommunikativen Funktionen entledigt und durch liturgische Elemente politischer Religiosität ersetzt. Typisch sind dabei manichäische Konstruktionen zwischen dem absolut »Falschen« und dem absolut »Richtigen«. Als Robespierre 1794 seine »Grundsätze der politischen Moral« ausbuchstabierte, hieß das zum Beispiel, »die Wahrheit gegen den Schein« eintauschen zu wollen, was gleichbedeutend damit war, »alle Tugenden und alle Wunder gegen alle Laster und alle Lächerlichkeiten der Republik« einzuwechseln.73


    Alle denkbaren Kommunikatoren der vermeintlichen »Wahrheit« werden auf diesem Wege gleichgeschaltet. Dogmen im Namen eines absoluten Wahrheitsanspruchs rücken ins Zentrum, das heißt es wird mit indoktrinierender Absicht ein Aussagesystem propagiert, welches den existenziellen Sinn des Lebens, der Welt und der Geschichte expliziert, eine verheißungsvolle gemeinschaftliche Zukunft antizipiert, eine Apologie und Heiligung aller vergangenen wie gegenwärtigen Personen, die sich für die eigene Sache geopfert haben, betrieben, die Gegner (zum Beispiel »Juden«, »Bourgeois«, »Ungläubige« oder »Abtrünnige«) verteufelt und eine innerweltliche Erlösung eines Kollektivs (salut collectif) angekündigt.74 Die vermeintliche Wahrheit selbst ist innerweltlich (das heißt, es gibt so etwas wie einen erlösenden historischen Höhe- oder Endpunkt), historizistisch (der Ablauf der Geschichte beruht auf klar prognostizierbaren Naturgesetzmäßigkeiten und läuft gegebenenfalls auf ein bestimmtes Ende hinaus) und revolutionär (die komplette Ersetzung des Alten durch das Neue muss aktiv vorangetrieben werden).75 Totalitäre Extremisten sind von einer gewissermaßen archimedisch erreichbaren Neuschaffung von Mensch und Welt überzeugt76 und die »Gläubigen« sind aus ihrer Sicht ermächtigt, Gewalt gegen jedermann anzuwenden, um ihrer »Wahrheit« Geltung zu verschaffen.


    4 Fazit


    Den platonisch-aristotelischen und christlichen, aber auch vernunftphilosophisch-deliberativen Wahrheitstraditionen spricht der Totalitarismus Hohn. In diesem Sinne ist es nachvollziehbar, wenn der »Grund einer jeden totalitären Ordnung« eben nicht als die »Wahrheit« bezeichnet wird, sondern als das »Reich der Notwendigkeit«.77 Mit anderen Worten: Nicht »Wahrheit«, sondern »Ideologie« ist einer »totalitären« Ordnung vorbehalten. Hält man freilich in diesem Sinne am Wahrheitsbegriff fest, so bejaht man im Grunde, dass Definitionen tatsächlich eine »Idee« von etwas »Wahrem« abbilden können. Diese Position wird als »Essentialismus« bezeichnet. Die Gegenposition betont zumeist, dass Definitionen nur als »vereinbart« gedacht werden können. Zuweilen wird dabei aber auch der Vorwurf erhoben, dass »Essentialismen« extremistischen oder totalitären Positionen eigentlich gar nicht so fern seien.


    Derartige Anwürfe, so wie sie Popper in seinem Werk Die offene Gesellschaft und ihre Feinde einerseits und normative Universalisten78 andererseits vertreten, sollten im Lichte dieses Beitrages stärker differenziert werden. Nicht eine etwaig essentialistische Wahrheitsüberzeugung per se ist kennzeichnend für totalitäres Denken, sondern ein Anspruch auf totale Welterklärung auch für zukünftige Entwicklungen, die Abkopplung des Denkens von aller Erfahrung und ein daraus folgendes »reines Deduzieren« bei der Einschätzung von realen Entwicklungen.79 Wahrheitsansprüche indes, auch wenn sie essentialistisch hergeleitet werden, können dialogisch geöffnet sein, sich gar als dialogisch strukturierte »Vernunftwahrheiten« verstehen. Essentialismen müssen also nicht immer »absolute Gültigkeit« für sich beanspruchen. Sogar Hannah Arendt, die warnte, dass der Versuch der Vereinigung von Wahrheit und Politik den Raum des Politischen zerstöre, erkannte, dass zumindest »Vernunftwahrheiten« keine im gleichen Maße gefährliche Angelegenheit seien wie (verdrehte und leicht instrumentalisierbare) Tatsachenwahrheiten.80


    Wird ein aus Freiheit erwachsender Meinungspluralismus von »Essentialisten« also nicht automatisch infrage gestellt, so ist er aus totalitärer und autoritärer Sicht zweifelsohne etwas Verächtliches. Gegner freiheitlicher Demokratien bauen ihre Generalabrechnung mit dem liberalen System dementsprechend darauf auf, diesem Sinnentleerung, gefährliche Beliebigkeit und Unordnung vorzuwerfen. Im Umkehrschluss verweist diese Verachtung zugleich auf eine Gefahr: Wenn der liberaldemokratische Meinungspluralismus »kaum zur gemeinsamen Wahrheitssuche, sondern meist zum Wahrheitsverzicht verwandt«81 wird, macht man es den Extremisten einfach. Diejenigen gesellschaftlichen »Residuen«82 (das heißt Instinkte, Triebe und Gefühlsstrukturen sowie entsprechende, gegebenenfalls gewaltaffine Nischen in einer Gesellschaft), die um heroische, idealistische, antimaterialistische Selbstverständnisse kreisen und ein starkes Bedürfnis nach Gemeinschaft sowie stabilen sozialen wie emotionalen Verhältnissen artikulieren, werden den Extremisten überlassen. Mit anderen Worten: Je mehr in freiheitlichen Demokratien »die Tendenz besteht, die Wahrheitsfrage zu suspendieren oder ganz aufzugeben«83, desto mehr Angriffsflächen bietet sie.


    Könnten Demokratien in diesem Lichte ihre Stärke reanimieren, Wahrheitssuche und Orientierung in einem Kontext von Frieden und Freiheit überhaupt erst wieder möglich zu machen, würden sie den Preis für Extremisten, die Demokratie in Erklärungsnot zu bringen, wieder in die Höhe treiben.
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    Sozialismus


    1 Einführung


    Wie alle Großbegriffe, die politische Ideen und integrierte politische Handlungskonzepte bezeichnen, ist auch der »Sozialismus« spätestens seit den demokratischen Revolutionen in Osteuropa 1989 verblasst, freilich ohne seine Bedeutung gänzlich zu verlieren.1 Das gilt gleichermaßen für den akademischen Diskurs, die Interventionen der politischen Intellektuellen im öffentlichen Leben und das politische Handeln der zentralen, mehrheitsfähigen Akteure der demokratischen Gesellschaften. Nur einzelne Intellektuelle und kleine strukturelle Minderheitsparteien, mittlerweile freilich eine politische Normalität in den Parlamenten fast aller europäischen Länder, halten an dem Begriff und an Programmen, die ihm entsprechen könnten, in offensiver Weise fest, ebenso Gruppierungen in der Zivilgesellschaft und in den Gewerkschaften. Ob der jüngst unverhofft auch in Europa zu Prominenz gelangte »Sozialismus des 21. Jahrhunderts« des mittlerweile verstorbenen venezolanischen Präsidenten Hugo Chavez mehr ist als eine kurzlebige politische Parole, ist offen. Auch wenn »Sozialismus« gegenwärtig kaum noch als attraktiver Inbegriff für eine alternative Gesellschaft massenwirksam wird, behauptet er sich dennoch in einer neuen Art von symbolischer Korrekturfunktion gegen einen globalisierten, seine bisherigen sozialen Bindungen abstreifenden Kapitalismus, dessen Krisen die Gesellschaften irritieren und viele wieder nach einer prinzipiellen Alternative zu rufen lassen.


    Diese symbolische Korrekturfunktion gelingt dem Sozialismus heute nicht mehr mit der Erneuerung seines klassischen Anspruchs auf Sozialisierung der zentralen Produktionsmittel und entsprechender wirtschaftspolitischer Transformationsprojekte, sondern nur durch die Aktualisierung seines großen historischen Versprechens einer Gesellschaft der Freien und Gleichen ohne Ausbeutung und Klassenherrschaft, mit dem er in den 1820er-Jahren die europäische Bühne betreten hat. Das »kurze 20. Jahrhundert« ist zu Recht als das Zeitalter der Ideologien bezeichnet worden.2 Der historische Entstehungszusammenhang des Sozialismus, sein fortwirkender generativer Impuls und in gewisser Weise auch sein spezifischer Ort im dialektischen Geflecht der anderen politischen Großideen treten am klarsten in der jeweils spezifischen Abgrenzung von ihnen hervor: Liberalismus, Konservatismus, Kommunismus und seit den 1980er-Jahren die Politische Ökologie haben in dieser Reihenfolge ab der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts nacheinander die großen politischen Konfliktlinien der europäischen Politik entscheidend geprägt. Schon ab den 1960er-Jahren, dann forciert nach dem ideologischen und realen Bankrott des Sowjetkommunismus 1989 wurde – mit wechselnden Argumenten – wiederholt das »Ende des Ideologischen Zeitalters« ausgerufen, und nach den demokratischen Revolutionen in Osteuropa im gleichen Jahr sogar das »Ende der Geschichte«.3


    Die politischen Großbegriffe, zumeist als »Ideologien« bezeichnet, schienen nach einer längeren Phase des allmählichen Bedeutungsverlustes endgültig abgedankt zu haben. Dabei verdeckt der schillernde Begriff der Ideologie allerdings entscheidende Differenzen in Anspruch und Charakter der großen Ideensysteme, um die es dabei ging – und durchaus, in abgeschwächter Form, in Deutschland, in Europa und in der Welt immer noch geht. In der Annäherung an den historisch stark aufgeladenen Begriff des Sozialismus und seine mannigfachen Schicksale, des demokratischen Gebrauchs und des extremistischen Missbrauchs, ist es vorab ratsam, an die drei sehr unterschiedlichen Verwendungsweisen des Ideologiebegriffs zu erinnern. Denn jede von ihnen schafft, sobald sie zugrunde gelegt wird, substanzielle Vorprägungen im Verständnis des jeweiligen politischen Großbegriffs. Es stellt sich nämlich zunächst die Frage, ob »der Sozialismus« eine Ideologie ist und wenn ja, in welchem Sinne. Die Klärung dieser Frage hat auch Gewicht für die Unterscheidung demokratischer und extremistischer Verwendungsweisen des Begriffs.


    Ideologie kann, erstens, verstanden werden als die unvermeidliche Interessen- und Standortimprägnierung aller politischen Ideen im Sinne der Wissenssoziologie. Sie kann, zweitens, als klassenbedingtes falsches Bewusstsein im Sinne der marxschen Theorie gelten; und, drittens, als wertneutrale Kennzeichnung politisch-philosophischer Großkonzepte in eher umgangssprachlicher, mitunter jedoch auch wissenschaftlicher Verwendung. Für den Sozialismus gilt, dass seinen verschiedenen Erscheinungsformen mit einer gewissen Berechtigung alle drei der genannten Ideologiebegriffe zugeschrieben worden sind. Die erste und dritte Bedeutungsvariante haben, auch in der Fremdzuschreibung, vorzugsweise Bezug zum »demokratischen Sozialismus«, die zweite hingegen findet oft für den »Sozialismus« im Sowjetkommunismus und im Nationalsozialismus Verwendung, den beiden Hauptformen extremistischer Herrschaftsideologie. Sowohl die beiden extremistischen Varianten des Begriffs »Sozialismus« als auch seine entschieden demokratische Kernbedeutung spielen in den politischen Arenen in Deutschland und Europa weiterhin eine gewisse Rolle, wenn auch in quantitativ verringerter und in der Erscheinungsweise oft gewandelter Form.


    2 Die demokratische Bedeutung des Begriffs »Sozialismus«


    2.1 Der Sozialismus und seine konkurrierenden politischen Strömungen


    Die politischen Großbegriffe des 20. Jahrhunderts, in erster Linie Liberalismus, Konservatismus und Sozialismus, die in ihrer Epoche Symbole machtvoller gesellschaftlicher und politischer Strömungen waren, werden oft pauschal als Ideologien in der dritten Bedeutung des Begriffs bezeichnet. Sie sind aber durch ihren Anspruch, ihre Geltungsweise und ihre Realisierungsbedingungen so deutlich voneinander geschieden, dass ein solcher Sprachgebrauch Wesentliches verdeckt. In erheblichem Maße ist jeder einzelne von ihnen durch seine Stellung zu den anderen definiert. Sie können nicht isoliert voneinander verstanden werden. Das gilt in ganz besonderer Weise für den Sozialismus in Vergangenheit und Gegenwart. Die Betrachtung dieses spezifischen Wechselverhältnisses eröffnet daher auch für die aktuelle Betrachtung einen aufschlussreichen Zugang zum Verständnis des Sozialismus. Sie lässt zudem die Ausgangspunkte für die Entgegensetzung einer demokratischen und einer nicht demokratischen Verwendungsweise deutlich hervortreten.


    Der politische Liberalismus in seiner historischen Gestalt brachte in seiner Entstehungsphase, der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, die politischen Grundnormen und Institutionen hervor, die sich im Verlauf des 20. Jahrhunderts als die allgemein akzeptierten Legitimationsbedingungen moderner politischer Herrschaft erweisen sollten. Die Geltung universalistischer Grundrechte, die repräsentative Demokratie sowie der politische und kulturelle Pluralismus kennzeichnen heute nicht lediglich eine politische Richtung, sie wurden zur Grundlage für die Auseinandersetzungen fast aller anderen politischen Gestaltungsansprüche untereinander – mit der Ausnahme des eben dadurch definierten »Extremismus«. Damit erwies sich der politische Liberalismus, der im 18. und 19. Jahrhundert noch als Ideologie des aufgeklärten Bürgertums gelten konnte, schließlich im Kern als eine universelle Idee. Der Entstehungsimpuls des Sozialismus ergab sich aus einer zwiespältigen Erfahrung der europäischen Arbeiterbewegung jener Zeit mit der Realität des Frühkapitalismus, der mit den Ideen des Wirtschaftsliberalismus gerechtfertigt wurde. In seiner westlichen Haupttradition hält der Sozialismus bis heute an den Grundwerten des politischen Liberalismus fest und kritisiert mit dessen Idealen – Freiheit und Gleichheit – die Auswirkungen des freien Privateigentums an Produktionsmitteln und des Vertrauens in die harmonische Wirkung freier Märkte, wie sie der Wirtschaftsliberalismus propagiert. Damit alle Menschen nicht nur im Staat, sondern auch in Wirtschaft und Gesellschaft in den Genuss von Freiheit und Gleichheit gelangen können, soll, so der sozialistische Ursprungsimpuls, der Gebrauch der Produktionsmittel und die Koordination der Wirtschaftsunternehmen gesellschaftlich, also demokratisch verantwortet und gestaltet werden – ein konsequent demokratisches Anliegen, das allerdings durch den unklaren Begriff »Vergesellschaftung« für viele Deutungen und Fehldeutungen bis heute offenblieb.


    Der Konservatismus begann schon während der Französischen Revolution von 1789 deren gedankliche Grundlagen unter Berufung auf die höheren Geltungsansprüche von Tradition, Religion, gesellschaftlicher Ungleichheit und den Vorrang der sozialen Eliten als unverzichtbare Bindekräfte für Staat und Gesellschaft zu attackieren. Über seine Funktion der Kritik an einer Politik unvertretbarer gesellschaftlicher Umbrüche hinaus spielte er daher in gewisser Weise stets auch die Rolle einer Ideologie der gesellschaftlichen Eliten. Der Konservatismus war in der europäischen Geschichte seit dem frühen 19. Jahrhundert erheblichem Wandel unterworfen. Seine Grundwerte blieben aber, wenn auch in abgeschwächter Form, in seinem Verhältnis zu den anderen Grundströmungen immer erkennbar. Schon die Repräsentanten des frühen Sozialismus, aber auch ihre Nachfolger in der westlichen Tradition verteidigten die Prinzipien des politischen Liberalismus, mit dem sie anfänglich eng kooperierten, gegen den Geist des Konservatismus. Ihre Betonung der Rolle von Vernunft und Gleichheit, Menschenrechten und Demokratie, ihr Wille zur Neugestaltung der gesellschaftlichen Verhältnisse und ihr Prinzip der Trennung von Religion und Staat definierten fortwirkend ihre Gegnerschaft zum Konservatismus. Im Kern kennzeichnen diese Wechselverhältnisse die Beziehungen der drei großen politischen Strömungen der modernen Politik zueinander bis heute.


    2.2 Sozialismus im Kontext


    Kein anderer politischer Großbegriff ist im Verlauf des 20. Jahrhunderts unterschiedlicher gebraucht, widerspruchsvoller bestimmt und in solch leidenschaftlichem Maße auf allen Ebenen des Diskurses, der Wissenschaft, der Öffentlichkeit und der politischen Arena umkämpft gewesen wie der des Sozialismus. Auch das gilt, in abgeschwächter Form, weiterhin. Seine besonders stark ausgeprägte Kontextabhängigkeit brachte es mit sich, dass der Begriff immer eines Verwendungsindexes bedurfte, der klarstellte, wer ihn wo in welchem Zusammenhang gebrauchte, um zu verstehen, was damit jeweils genau gesagt wurde. Nach Gründung kommunistischer Parteien zu Beginn der 1920er-Jahre bedeutete er in deren Sprachgebrauch stets das genaue Gegenteil von dem, worauf sich seine westeuropäischen demokratischen Anwälte einigen konnten.


    In seinen ursprünglichen Verwendungen bei den französischen, englischen und deutschen Frühsozialisten in der Zeit zwischen 1820 und 1848 blieb der Sozialismusbegriff nur in einer losen Form in seinen normativen und institutionellen Gehalten bestimmt. Normativ bezog er sich auf den Bedeutungskreis der gemeinschaftlichen, gesellschaftlichen, egalitären, solidarischen bzw. kollektiven Lösungen der zentralen gesellschaftspolitischen Probleme der Zeit des Frühkapitalismus im Gegensatz zu den individualistischen und libertären Ansätzen des Liberalismus. Er stand für die Einlösung des von der Aufklärung und vom Liberalismus historisch begründeten Gleichheits- und Freiheitsversprechens für alle – nicht nur als Staatsbürger, sondern auch als Menschen im Arbeitsleben und ihrer Lebenswirklichkeit. Auf der institutionellen Ebene suchten die Sozialisten dementsprechend durch die Eingrenzung oder Überwindung des Privateigentums an Produktionsmitteln und durch die »gesellschaftliche Kontrolle« oder »Vergesellschaftung« (gleich »Sozialisierung«) des Produktionsmittelgebrauchs die Bedingungen für eine am gesellschaftlichen Gesamtinteresse orientierte wirtschaftliche, politische und soziale Regulation zu schaffen. Aus der institutionellen Vorstellung einer »Sozialisierung« der zentralen Produktionsmittel entsprang die moderne Bezeichnung »Sozialisten« für diese gerade zu Beginn sehr heterogene Familie von politischen Denkern und Richtungen.


    Im Unterschied zum Frühkommunismus (F. N. Baboeuf) bezog sich beim Frühsozialismus (R. Owen, C.-H. Saint-Simon, Ch. Fourier) die Forderung nach Gleichheit der Freiheit nur auf die Lebenschancen, aber nicht auf die Ergebnisse des individuellen Handelns. Sozialisierung wurde niemals als umfassende Verstaatlichung der Produktionsmittel verstanden, sondern als eine »gesellschaftliche«, nämlich demokratische Form der gemeinsamen Kontrolle durch Produzenten, Bürger, Gewerkschaften und politische Repräsentanten. Dabei wurden die Akzente von den einzelnen Autoren und Richtungen des Sozialismus in diesem Rahmen sehr unterschiedlich gesetzt, jedoch stets unter Betonung des demokratischen Charakters des gewählten Verfahrens. Insofern schloss Sozialisierung auch Formen gesellschaftlicher Kontrolle ein, die den Kern des Privateigentums selbst respektierten. In diesem weiten Rahmen, der aber immer eine deutliche Abgrenzung gegenüber dem libertären Individualismus der Wirtschaftsliberalen und dem Autoritarismus und Ungleichheitsdenken der Konservativen enthielt, variierten die Denkmodelle und Handlungsprogramme der Autoren und Akteure, die als sozialistisch galten, in erheblichem Maße. Eine religiöse oder weltanschauliche Option oder gar Festlegung war mit diesem Sozialismus nicht verbunden, es herrschte vielmehr seit dem Frühsozialismus, unterbrochen durch eine Periode marxistischer Dominanz in den Jahrzehnten zwischen 1890 und der Frühphase der Weimarer Republik, eine Art weltanschaulicher Pluralismus, freilich in der Tradition der Aufklärung und ihres Vertrauens in die menschliche Vernunft. Religiöse, ethische und »wissenschaftliche« Begründungen wurden von den verschiedenen Autoren gleichermaßen ins Spiel gebracht und in den jeweiligen europäischen Parteien wirksam.


    Erst mit der Gründung sozialistischer Parteien im Rahmen der breit angelegten demokratischen Arbeiterbewegung Europas in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts gewann »Sozialismus« als Leitbegriff für deren Bestrebungen klarere Konturen, die sich aber bis heute nicht zu einem einheitlichen Modell verfestigten. Zentral blieben immer die Grundwerte der gleichen Freiheit und Solidarität sowie die Leitvorstellung der gesellschaftlichen Demokratisierung. Auch in den ersten drei Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg, der Periode starker sozialdemokratischer Parteien in fast allen westeuropäischen Ländern, die sich in ihren Programmen auf den Sozialismus beriefen, herrschten immer beträchtliche Unterschiede und kritische Debatten über die gewählte Vorstellung von »Vergesellschaftung«. »Sozialismus« bleibt daher in dieser Tradition eher ein Familienname für unterschiedlich individuelle Ausgestaltungen einer von allen Mitgliedern geteilten Grundidee, nämlich des »Prinzips der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Demokratisierung« (Willy Brandt). Gemeinsam war ihnen allen demnach stets eine starke Orientierung an Menschenrechten und Demokratie.


    2.3 Gebrauch und Missbrauch des Marxismus


    Das Werk von Karl Marx und Friedrich Engels hat auf das Sozialismusverständnis in Deutschland, aber auch in anderen Ländern Europas und der Dritten Welt, mit Ausnahme Skandinaviens und anfänglich auch Großbritanniens, einen beherrschenden Einfluss ausgeübt, der in abgeschwächter Weise bis heute fortwirkt und oft in Krisensituationen von mobilisierten linken Milieus neu belebt wird. In Bezug darauf halten sich – gerade im Spannungsfeld zwischen demokratischem und extremistischem Gebrauch des Leitbegriffs »Sozialismus« – zahlreiche Missverständnisse. In der Bundesrepublik Deutschland kursierte in der Öffentlichkeit und in Teilen der »bürgerlichen« Parteien nach dem Zweiten Weltkrieg, mitunter bis heute, die Vorstellung, die Lehre von Marx selbst sei die unmittelbare Quelle des Marxismus-Leninismus, einer Herrschaftsideologie, die extremistisch genannt werden kann, sofern sie Menschenrechte und Demokratie negiert. Diese Vorstellung hält jedoch weder der Geschichte der demokratischen Arbeiterbewegung noch der ideengeschichtlichen Forschung stand. Für die Rezeption der marxschen Lehre in der demokratischen Arbeiterbewegung war nämlich immer der »demokratische« Marx in Verbindung mit den Beiträgen von Engels maßgeblich. Zentral für diese Wirkungsgeschichte war die Forderung des Kommunistischen Manifests (1848), für die sozialistische Arbeiterbewegung gelte es, zunächst die Demokratie zu erkämpfen, in deren Rahmen sodann die gesellschaftliche Kontrolle des Eigentums an Produktionsmitteln schrittweise zu organisieren sei. Das von Engels forcierte Verständnis der Geschichte als einer Art naturgesetzlichen Geschehens wurde im Sozialismus der sozialdemokratischen Parteien lediglich als eine wissenschaftliche Bestätigung dafür verstanden, dass ihnen und ihrer Sache der »Wind der Geschichte« im Rücken bläst.


    Marx und Engels selbst hatten zwar eine radikale Kritik des Kapitalismus hinterlassen und die scheinbar wissenschaftliche Gewissheit, dass die Geschichte der Klassenkämpfe erst ihr Ende finden werde, wenn eine »für und durch die Gesellschaft betriebene Produktion« eingerichtet ist. Sie hatten aber nie beschrieben, wie eine solche sozialistische Produktionsweise organisiert sein könnte, die – ihren eigenen Imperativen gemäß – gleichzeitig die Selbstbestimmung der Produzenten bei ihrer Arbeit und die rationale gesamtwirtschaftliche Regelung der Produktion ermöglicht. Diese empfindliche Lücke ließ, wie sich historisch zeigen sollte, für ihre Füllung im praktischen Handeln viele höchst unterschiedliche Varianten zu. Der nur gelegentlich und eher beiläufig von Marx und Engels benutzte Ausdruck »Diktatur des Proletariats« war ausschließlich darauf bezogen, dass eine demokratisch gewählte Arbeiterregierung das bürgerliche Grundrecht auf Privateigentum an großen Produktionsmitteln nicht unbedingt gelten lassen würde.


    Die sozialdemokratischen Parteien und zahlreiche basisdemokratische linke Milieus außerhalb der großen Parteien, vor allem in den Gewerkschaften, haben daher ihre demokratischen Programme bis zum Ende der Weimarer Republik zur Gänze und danach bis in die Gegenwart hinein in Teilen mit Bezug auf die Theorie von Marx begründet. Der von W. I. Lenin ab dem Ersten Weltkrieg auf der Basis seiner Erfahrungen im autokratischen Russland entwickelte (später sogenannte) Marxismus-Leninismus stellt einen Bruch in ganzer Breite mit dem ursprünglichen demokratischen Marxismus dar. Zum Angelpunkt dafür wurde seine fundamentalistische Umdeutung der marxschen Geschichtsphilosophie in ein unumstößliches Dogma, das den in seine Geheimnisse eingeweihten Berufsrevolutionären die höhere Berechtigung verleiht, alle Grundrechte und demokratischen Normen zu missachten, wo immer sie der Vollstreckung der »Wahrheiten« dieses Dogmas im Wege stehen. Der erbitterte Kampf zwischen den leninistischen Kommunisten und den demokratischen Sozialisten, vor allem in Westeuropa zwischen 1917 und 1921, vollzog sich darum nicht etwa als Ringen um die Anerkennung oder Ablehnung des Marxismus, sondern eindeutig darum, ob die demokratische Deutung oder die leninistische Umdeutung dem Erbe von Marx gerecht wird.4 Es war das Ringen zwischen einer fundamentalistischen und einer demokratisch offenen Deutung der Theorie von Marx.


    3 Zwei extremistische Verwendungen des Begriffs »Sozialismus«


    Der Kommunismus seit den 1920er-Jahren und der fast gleichzeitig aufkommende Faschismus und Nationalsozialismus bekämpften die liberalen Grundrechte und die Demokratie. Der Kommunismus berief sich zur Legitimation seiner autokratischen Herrschaftsansprüche auf die Gewissheit des zur unfehlbaren Geschichtsideologie dogmatisierten Marxismus. Die Nationalsozialisten traten für einen totalitären Führerstaat ein, der vorgab, Ausdruck einer biologisch gegebenen völkischen Identität zu sein. Beides waren antiliberale und antidemokratische Herrschaftsmodelle, die den Begriff »Sozialismus« auf sehr unterschiedliche Weise und im krassen Bruch mit dem historischen Sozialismus der demokratischen Arbeiterbewegung verwendeten. Beides waren Ideologien im engeren Sinne, denn sie dienten zur Rechtfertigung der Interessen und der unkontrollierten Herrschaft einer kleinen Gruppe über die ganze Gesellschaft. Beide missbrauchten den Begriff des Sozialismus, weil sie, wenn auch auf sehr verschiedene Weise, den im ursprünglichen Sozialismus und in dessen Hauptstrom stets konstitutiven Universalismus der gleichen Freiheitsrechte für alle in sein Gegenteil verkehrten. Sowohl die Ideologie des Kommunismus als auch die des Nationalsozialismus vermögen auch heute noch in Deutschland, Europa und anderen Teilen der Welt unterschiedlich große Anhängergruppen zu mobilisieren.


    3.1 Der Nationalsozialismus


    Am offensichtlichsten ist der extremistische Missbrauch des Sozialismusbegriffs im Fall des Nationalsozialismus. Das Element des Gemeinschaftlich-Solidarischen, das im eigentlichen Sozialismus auf die an gleicher Freiheit orientierte Gestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft im Rahmen der Grundrechte und der vollendeten politischen Demokratie gerichtet war, wurde vom Nationalsozialismus auf die rassistisch verstandene »Volksgemeinschaft« bezogen und als prinzipielle, unüberwindbare Feindschaft gegen alle anderen »Rassen« instrumentalisiert. Der in der Ideologie, vor allem in der Gründungsphase Ende der 1920er-Jahre, enthaltene propagandistische »Antikapitalismus« war nichts anderes als ein populistischer Ausdruck des Antisemitismus. Er zielte vor allem auf das »jüdische« Groß- und Finanzkapital, das im NS-Jargon sogenannte »raffende« im Gegensatz zum »schaffenden« (»arischen«) Kapital. Deshalb führte er auch in der Praxis nicht zur gesellschaftlichen Kontrolle der großen Produktionsmittel, sondern lediglich zur sogenannten »Arisierung« jüdischen Eigentums. Die biologische »Volksgemeinschaft«, neben dem »Antikapitalismus« der andere Bezugspunkt für die Verwendung des Sozialismusbegriffs, wurde von den Nationalsozialisten nach ihrer Machtübernahme in Deutschland 1933, von unliebsamen Elementen, zunächst Liberalen, Sozialisten und Kommunisten, schließlich den europäischen Juden »gesäubert«; alle Mitglieder dieser »Volksgemeinschaft« wurden ihrer bürgerlichen und politischen Grundrechte beraubt. Der »Führer« galt dieser Ideologie nach als natürlicher Repräsentant der »Volksgemeinschaft« und regierte sie mithilfe seiner Organisationen und Institutionen totalitär. Der Nationalsozialismus hatte folglich mit der systemischen Kapitalismuskritik der sozialistischen Tradition, die sich an Maßstäben der Freiheit und Chancengleichheit für alle Bürgerinnen und Bürger und der demokratischen Verantwortung orientierte, nicht die geringste Gemeinsamkeit. Seine politische Ideologie und Praxis standen im diametralen Gegensatz zu den Grundwerten und dem Handeln des demokratischen Sozialismus.


    Im gegenwärtigen rechten Extremismus, in der NPD und in zahlreichen kleinen Verbänden, Netzwerken und Milieus lebt der vom Nationalsozialismus zum Begriff der »Volksgemeinschaft« pervertierte »Sozialismus« als Schlagwort weiter, dabei stets in der extremistischen, gegen Grundrechte, Pluralismus und Demokratie gerichteten, Fassung. Am gleichen Strang zieht auch die sogenannte Identitäre Bewegung mit ihrem Ziel der Schaffung eines homogenen Volkskörpers.


    3.2 Der »real existierende Sozialismus«


    Im Gegensatz zum Nationalsozialismus handelte es sich beim Kommunismus, der ebenfalls den Sozialismusbegriff an zentraler Stelle seiner Doktrin verankert hatte, rein äußerlich um eine Abspaltung von der klassischen sozialistischen Tradition. Doch im eindeutigen Gegensatz zum Kommunismus erlagen die Akteure und Parteien des demokratischen Sozialismus, die politischen Organisationen der europäischen Sozialdemokratie, nie der Versuchung, die marxsche Theorie als Instrument einer undemokratischen Eliteherrschaft zu missbrauchen. Der »westliche« Sozialismus der sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien und Gewerkschaften blieb durch Selbstbindung an die Handlungsbedingungen einer rechtsstaatlichen Ordnung stets demokratisch kontrolliert. Er verstand sich zu allen Zeiten als ein Wettbewerber neben anderen politischen Parteien um den politischen Erfolg bei demokratischen Wahlen. Die Anerkennung des kulturellen und politischen Pluralismus gehörte zu seiner programmatischen Identität.


    Eine unversöhnliche und eindeutige Polarisierung in der Verwendung des Begriffs »Sozialismus«, die bis heute wirkmächtig ist, entstand erst durch die Ideologie der kommunistischen Parteien seit deren Gründung unmittelbar nach dem Ende des Ersten Weltkriegs. Diese verwendeten den Begriff des Sozialismus in einem in den zentralen Aspekten dem demokratischen Sozialismus genau entgegengesetzten Sinn. Diese Umwertung ergab sich für sie aus der von W. I. Lenin vorgenommenen Dogmatisierung weniger Andeutungen im Werk von Karl Marx über die Etappen des künftigen Geschichtsverlaufs und kreierten unter dem Label »Marxismus-Leninismus« auf dieser Basis eine geschlossene Weltanschauung. In diesem neuen Rahmen galt »Sozialismus« fortan als der Eigenname derjenigen historischen Etappe, die sich nach der revolutionären Überwindung des Kapitalismus bis zur Erreichung des kommunistischen Endziels der Geschichte gesetzmäßig ergeben sollte.


    Der »real existierende Sozialismus« in den kommunistischen Regimen Osteuropas und in anderen Teilen der Welt war unter anderem durch die Alleinherrschaft der kommunistischen Parteien (»Diktatur des Proletariats«), die Missachtung der Grundrechte, die schrittweise Verstaatlichung des gesamten Produktionsmitteleigentums (»Volkseigentum«) und die Einführung einer zentralistischen Planwirtschaft gekennzeichnet. Darüber hinaus wurde, sobald die von dieser Ideologie getragenen Parteien die Macht in einem Staat erlangt hatten, der Marxismus-Leninismus als umfassende atheistische Weltanschauung für das gesamte kulturelle System der entsprechenden Gesellschaften, insbesondere auch die Künste und das Bildungswesen, verbindlich gemacht. In diesem Verständnis bildete »Sozialismus« als ein fest gefügtes politisches System der kommunistischen Parteidiktatur, die alle gesellschaftlichen Bereiche bis in die private Lebensführung hinein verbindlich reglementieren wollte, verbunden mit staatlicher Planwirtschaft und umfassendem »Volkseigentum« den nahezu idealtypischen Gegensatz zum demokratischen Sozialismus der sozialistischen und sozialdemokratischen Parteien Westeuropas: ein System totaler Herrschaft.


    Der undemokratische »Sozialismus« der marxistisch-leninistischen Tradition hält sich in Deutschland gegenwärtig nur noch in kleinen Splittergruppen.


    4 Moderne Kernbedeutung des Sozialismus und benachbarte politische Ideen


    4.1 Der demokratische oder freiheitliche Sozialismus


    Der demokratische Sozialismus, in Deutschland seit den 1950er-Jahren zumeist in der terminologisch festgelegten Wendung »demokratischer Sozialismus« oder »freiheitlicher Sozialismus«, in anderen europäischen und außereuropäischen Ländern oft in der alten Tradition weiterhin einfach »Sozialismus« genannt, repräsentierte stets die Vorstellung eines reformerischen Prozesses der allmählichen Demokratisierung aller gesellschaftlichen Bereiche im Rahmen der rechtsstaatlichen pluralistischen Demokratie, insbesondere auch der Wirtschaft. Es ging ihm immer um den politisch-moralischen Grundwert der gleichen Freiheit. Der kommunistischen Vorstellung einer für die ganze Gesellschaft verbindlichen atheistischen Weltanschauung stellten die demokratischen Sozialisten ihr Prinzip eines weltanschaulichen Pluralismus (exemplarisch im Godesberger Programm der SPD 1959) entgegen, das keinerlei Festlegungen in diesem Bereich erstrebte und die Gleichwertigkeit der selbst gewählten ethischen, humanistischen, religiösen oder demokratisch-marxistischen Grundentscheidungen seiner Anhänger zum Ausdruck brachte.


    Ungeachtet der beträchtlichen Bandbreite des demokratischen Sozialismus teilen die Parteien und Autoren dieser Tradition stets fünf zentrale Überzeugungen:


    
      	
        
          1.
        
ein egalitäres Gerechtigkeitskonzept, verstanden als gleiche Freiheit;
      


      	
        
          2.
        
die unbedingte Akzeptanz der rechtsstaatlichen und pluralistischen Demokratie mit besonderer Betonung der sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte;
      


      	
        
          3.
        
die umfassende sozialstaatliche Sicherung und Teilhabe aller als Bürgerrecht;
      


      	
        
          4.
        
die sozialverträgliche Bindung und Begrenzung des Privateigentums an Produktionsmitteln durch Arbeitsrecht und Mitbestimmung;
      


      	
        
          5.
        
die regulatorische und soziale (seit den 1970er-Jahren auch ökologische) Einbettung der Märkte (»Wirtschaftsdemokratie«).
      

    


    Zum Zwecke der Abgrenzung von diesem demokratischen Sozialismus als einem Leitprinzip für demokratische Gesellschafsreformen wurde seit den 1960er-Jahren für das kommunistische Gegenkonzept in der DDR und anderen Ländern des von der Sowjetunion beherrschten Blocks die Wendung »real existierender Sozialismus« sowohl als Fremd- als auch als Selbstbezeichnung verwendet. Der Streit zwischen diesen zwei gänzlich konträren politischen Kräften um die rechtmäßige Nutzung des Sozialismusbegriffs hat dazu beigetragen, dass auch dessen eindeutig demokratische Verwendung bis in die Gegenwart immer wieder unter Verdacht gestellt werden konnte. Das galt vor allem im geteilten Deutschland. Im Westen Europas hielten einige sozialistische Parteien, etwa die französische und die spanische, bis ins letzte Drittel des 20. Jahrhunderts daran fest, dass der Kern der sozialistischen Vorstellungswelt eine institutionell eindeutige Form der gesellschaftlich organisierten Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel und die maßgeblichen Wirtschaftsentscheidungen sein müsse – jedoch in demokratisch verfasster Form. Auf dieser Basis versuchten sie innerhalb der seit 1951 bestehenden Sozialistischen Internationale eine klare Unterscheidung zwischen den »Sozialisten«, zu denen sie sich selbst zählten, und den »Sozialdemokraten«, von denen sie sich distanzieren wollten, zu treffen, was jedoch von den meisten ihrer Mitglieder zurückgewiesen wurde.


    Allerdings bestanden auch bei denjenigen, die an der Sozialisierung als gänzlicher Überwindung des großen privaten Produktionsmitteleigentums programmatisch festhielten, in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg kaum noch präzise und realisierungsfähige institutionelle Vorstellungen dafür. Paradigmatisch in dieser Hinsicht war die berühmte Clause Four im Parteistatut der britischen Labour Party, der zufolge die Vergesellschaftung der Produktionsmittel als unaufgebbare Kernforderung dieser Partei gleichsam auf alle Zeiten festgeschrieben war, ohne dass irgendwelche praktischen Bestrebungen für ihre Verwirklichung erkennbar wurden. Sie konnte dann erst in einem fast als Revolution wahrgenommenen Akt durch radikale Parteireformer des »Dritten Weges«, vor allem Tony Blair, 1997 zu den Akten gelegt werden.


    Die politische Semantik des »Sozialismus« und die mit ihr verbundenen Vorstellungswelten blieben folglich in einem bestimmten Maße immer umstritten und von einer gewissen Uneindeutigkeit geprägt. Schon in der Mitte des 19. Jahrhunderts hatte Karl Marx darüber geklagt, dass mit dem Begriff »Sozialismus« auch schwache Formen gesellschaftlicher Solidarität bezeichnet werden, die das bürgerliche Privateigentum nicht antasten wollten. Vor allem deshalb wählte er 1848 für das gemeinsam mit Friedrich Engels verfasste berühmte Manifest die Kennzeichnung »kommunistisch«. Der Inhalt dieses Manifests ist freilich sozialistisch genau in dem später konkretisierten, oben dargelegten Sinne und keineswegs kommunistisch im Sinne der marxistisch-leninistischen Tradition. Lange Zeit blieben diese sprachlichen Abgrenzungen allerdings fließend. So konnte noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts der marxismuskritische »Revisionist« Eduard Bernstein, einer der maßgeblichen theoretischen Begründer des demokratischen Sozialismus, von »unseren kommunistischen Prinzipien« sprechen, wenn er sich auf genossenschaftlich-demokratische Formen solidarischer Wirtschaftsorganisation bezog. Erst als Lenin 1921 die Bedingungen für alle Mitglieder der von ihm gegründeten Kommunistischen Internationale verbindlich festlegte, wurde der Gebrauch des Begriffs »Kommunismus« im Sinne des Marxismus-Leninismus eindeutig.


    4.2 Sozialismus, Sozialdemokratie und Linksparteien


    Die 1951 gegründete Sozialistische Internationale (SI) beanspruchte stets, ein Zusammenschluss von Parteien zu sein, die sich zum demokratischen Sozialismus bekannten, ob diese sich den unterschiedlichen Traditionen ihrer Länder folgend nun »sozialdemokratisch« oder »sozialistisch« nannten. Alle diese Parteien unterstützten die Prinzipienerklärung der SI, in der die Grundsätze des demokratischen Sozialismus im oben dargestellten Sinne deklariert waren, aber bewusst offenblieb, welche Form der gesellschaftlichen Kontrolle der Produktionsmittel in den einzelnen Ländern jeweils den politischen Grundwerten der Bewegung angemessen erschien. Tatsächlich blieb der Versuch einer Unterscheidung von Sozialdemokraten und Sozialisten immer fragwürdig, wenn sie allein an dem Kriterium der Form der Sozialisierung festgemacht war. Enteignungen im Bereich der Schlüsselindustrien schloss beispielsweise auch die Nach-Godesberg-SPD nie grundsätzlich aus, wenngleich sie diese aktuell nicht forderte. Selbst das Grundgesetz der Bundesrepublik ermöglicht ja in seinen Artikeln 14 und 15 eine Überführung von privatem Produktionsmitteleigentum in Gemeineigentum, wenn auf anderem Weg dessen Bindung an das Gemeinwohl nicht erreicht werden kann. Das Verhältnis zwischen programmatischen Deklarationen und dem Charakter der politischen Praxis der SI-Parteien wies von Land zu Land beträchtliche Unterschiede auf, sie alle bewegten sich jedoch im oben genannten Rahmen.


    Aus deutscher Sicht erschien die Unterscheidung von Sozialisten und Sozialdemokraten als besonders irreführend, denn das Godesberger Programm von 1959 sprach davon, dass sich in Deutschland die demokratischen Sozialisten in der sozialdemokratischen Partei sammeln, und erklärte gleichzeitig, dass die soziale Kontrolle die normale Form der »Vergesellschaftung« von Produktionsmitteeigentum sei. Es wurde bald nach seiner Verabschiedung auch international als Paradigma eines demokratischen Reformsozialismus verstanden. Die Sozialdemokratie verankerte darin ihre politischen Vorstellungen in unübertrefflicher Eindeutigkeit in den politisch-moralischen Grundwerten Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität und stellte klar, dass Vergesellschaftung im Kern nur eine wirtschaftliche Demokratisierung bedeuten könne, in der auch Privateigentum und Märkte ihren garantierten Platz haben müssen.


    Gleichwohl legten sowohl die Verfasser dieses Programms wie auch die Führung der Partei und erst recht die große Mehrzahl ihrer Mitglieder größten Wert auf die Feststellung, dass das Programm ein Projekt des »demokratischen Sozialismus« sei. Aus den eigenen Reihen gab es an der Berechtigung dieser Entscheidung nur sehr vereinzelte Zweifel; stärker war die Skepsis bei Sozialwissenschaftlern und zivilgesellschaftlichen Aktivisten, die aus unterschiedlichen Gründen in ihrem Sozialismusverständnis der Tradition verhaftet blieben. Manche Vertreter von Schwesterparteien der SPD aus der Sozialistischen Internationalen (etwa Frankreichs und Spaniens) bekundeten, dass mit diesem Programm ohne zentrale Vergesellschaftungsforderung das Spektrum sozialistischer Theorie und Programmatik verlassen worden sei. Im Verlauf der 1980er-Jahre wurde diese Differenz beigelegt und es verbreitete sich innerhalb der sozialdemokratisch-sozialistischen Parteienfamilie ein Gebrauch der Begriffe, bei dem die sich immer mehr angleichenden programmatischen Bestrebungen weiterhin den Namen »demokratischer Sozialismus« trugen, die Parteinamen hingegen je nach nationaler Tradition zwischen »sozialdemokratisch« und »sozialistisch« variierten.


    Im Spektrum zwischen kommunistischen Parteien und der Sozialdemokratie etablierten sich überall in Europa im Zuge dieses Klärungsprozesses unabhängige linke zivilgesellschaftliche Milieus und Initiativen, die im Namen eines stärker an Gemeineigentum orientierten, aber gleichfalls eindeutig der Demokratie verpflichteten Sozialismus sowohl die kommunistischen wie auch die sozialdemokratischen Parteien harter Kritik unterzogen. Sie übten und üben in akademischen und gewerkschaftlichen Kreisen teilweise erheblichen Einfluss aus.


    Die demokratischen Revolutionen in Osteuropa 1989, die der kommunistischen Herrschaft dort und der Glaubwürdigkeit ihres ideologischen Anspruchs weltweit ein historisches Ende setzten, haben dann zur Klärung der scheinbar verblassenden Unterschiede zwischen den Begriffen ungewollt einen eigenen Beitrag geleistet. Denn nun beanspruchten unerwartet und zunächst mit durchaus zweifelhafter Glaubwürdigkeit Teile der soeben gescheiterten kommunistischen Parteien, in Wahrheit (oder von nun an geläutert) Anhänger des »demokratischen Sozialismus« zu sein, und wollten dieses Projekt fortan konsequenter verfechten als die klassische Sozialdemokratie. Das galt beispielhaft in Deutschland für die aus der SED hervorgegangene Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS), die sich nach der Fusion mit der Wahlalternative Arbeit und Soziale Gerechtigkeit 2007 in »Die Linke« umbenannte. Sie ließ und lässt teilweise bis heute offen, was die in ihren Programmen verlangte Systemtransformation genau beinhaltet, und verschaffte dem Begriff »Vergesellschaftung« eine neue Prominenz. Dabei bleibt weitgehend ungeklärt, ob und in welcher Form die Aufhebung des Privateigentums an Produktionsmitteln eine Rolle spielt.


    Als Reaktion auf die durch die neuen Linksparteien entstandene Ambivalenz tauschte beispielhaft die österreichische SPÖ das Beiwort »sozialistisch« in ihrem Namen in »sozialdemokratisch« um, damit die Differenz markiert bleibt. Der Begriff »demokratischer Sozialismus« wurde im Gefolge dessen seit den frühen 1990er-Jahren im offiziellen Sprachgebrauch der sozialdemokratischen Parteien mehr und mehr durch den Begriff »soziale Demokratie« ersetzt. Parteien wie die SPD erheben dabei den Anspruch, dass damit lediglich eine klarere Unterscheidung zu den postkommunistischen Linksparteien angestrebt werde, die den Begriff des demokratischen Sozialismus nun als Marke in der öffentlichen Kommunikation benutzten. Im Grundsatzprogramm der SPD von 2007 findet sich jedoch der Begriff des demokratischen Sozialismus noch immer, auch wenn er in ihrer öffentlichen Kommunikation »ruht«.


    Klarzustellen ist, dass die Linksparteien, die in nahezu allen europäischen Ländern eine nennenswerte parlamentarische Rolle spielen, in ihrem programmatischen Selbstverständnis zwar in dem Sinne »radikaler« als ihre sozialdemokratischen Konkurrenten sind, dass sie Vergesellschaftung eher mit Enteignungsforderungen verbinden, in ihrem Hauptstrom dabei aber der rechtsstaatlichen Demokratie unanfechtbar verbunden bleiben. Sie neigen insgesamt zu einem oft ambivalenten Vokabular, etwa »Systemtransformation«, das zu mehreren Lesarten einlädt, kombinieren dies aber nie mit demokratiewidrigen Inhalten. Die sprachliche Mehrdeutigkeit bei einem eindeutig demokratischen Grundverständnis erinnert an frühe Phasen der europäischen Sozialdemokratie und dient offenbar in erster Linie Bedürfnissen der Mobilisierung, der innerparteilichen Integration und der Distinktion nach außen. Freilich beherbergen einige dieser Parteien, so die deutsche Partei Die Linke, auch kleine Strömungen und Milieus, die das ambivalente Vokabular der Programme für sich in zweifelhafter Weise deuten, sodass unklar wird, ob sie dabei die Grenzen der rechtsstaatlichen Demokratie verlassen und das Tor zum linken Extremismus öffnen.


    Als mit dem weltweiten Erwachen des Bewusstseins von der Zerstörbarkeit der natürlichen Voraussetzungen der menschlichen Zivilisation durch einen ungehemmten Industrialismus die Politische Ökologie ab den 1980er-Jahren als eine neue politische Strömung die historische Bühne betrat, traf sie anfänglich auf Misstrauen bei den von den Industriegewerkschaften geprägten Parteien des demokratischen Sozialismus. Bald aber gewannen auch in ihren Reihen die Anhängerinnen und Anhänger dieses neuen Denkens an Einfluss und bewirkten eine Synthese aus den emanzipatorischen Ideen der klassischen Arbeiterbewegung und dem Nachhaltigkeitsdenken der Neuen Sozialen Bewegungen. Diese Entwicklung verlief in wichtigen europäischen Kernländern des demokratischen Sozialismus (etwa Frankreich, Deutschland, Österreich, Schweden, Italien, Niederlande) mit beträchtlicher Ungleichzeitigkeit. Besonders früh und intensiv erfolgte sie in Deutschland. Vor allem hier, aber auch in einigen anderen Sprachen gewann seither der Begriff des »Ökosozialismus« als Signalwort für diese Synthese Bedeutung, ohne damit den klassischen Begriff des Sozialismus zu relativieren oder zu verdrängen. Die Partei Die Grünen, die sich in ihren Anfängen als eine ökosozialistische Partei verstand, beherbergt weiterhin ein solches Milieu, während sich der Hauptstrom eher in eine sozialliberale Richtung entwickelt. In der Sozialdemokratie und in besonderer Weise auch in der deutschen Linkspartei wurden die Politische Ökologie und der Ökosozialismus zu einer zentralen Dimension im programmatischen Selbstverständnis.


    4.3 Sozialismus und soziale Demokratie


    Das durch die Übernahme des traditionsreichen sozialdemokratischen Leitbegriffs »demokratischer Sozialismus« durch die Linkspartei entstandene begriffliche und politische Abgrenzungsproblem wurde von der SPD und einigen ihrer europäischen Schwesterparteien – wie oben geschildert – durch die Aufwertung des gleichfalls in der Tradition verwurzelten Begriffs »soziale Demokratie« zum programmatischen Leitwort gelöst.5 Dieses Konzept hat auf der politischen Ebene den Vorteil der Klarheit, bringt in anderer Hinsicht aber auch größere Offenheit mit sich. »Soziale Demokratie« ist ein Begriff, der schon im Werk von Marx gleichbedeutend mit Sozialismus Verwendung fand und von dem sozialdemokratischen Politikwissenschaftler Hermann Heller in der Weimarer Republik zu einer wissenschaftlichen Konzeption der materiell erweiterten Rechtsstaatlichkeit ausgearbeitet worden ist. Dieser Begriff war im Selbstverständnis der Sozialdemokratie inhaltlich gleichbedeutend mit dem demokratischen Sozialismus. Er findet aber in Anlehnung an Hermann Heller darüber hinaus auch in der wissenschaftlichen Demokratietheorie und im öffentlichen Recht Verwendung. Wissenschaftlich bezeichnet er eine Form der Demokratie, in der über die zivilen und politischen Grundrechte hinaus auch die sozialen und wirtschaftlichen Grundrechte der UN-Grundrechtspakte von 1966 gleichrangige Geltung haben und damit der Status einer »sozialen Bürgerschaft« begründet wird. Das verlangt den Aufbau eines universalistischen Sozialstaats als Bürgerrecht, der alle gesellschaftlichen Lebensrisiken auf angemessenem Niveau abdeckt und gleiche Lebenschancen für alle Bürgerinnen und Bürger gewährleistet. Dafür bedarf es darüber hinaus der an den sozialen Grundrechten orientierten sozialen Einbettung des Produktionsmitteleigentums und der Märkte. In dieser Bedeutung ist der Begriff »soziale Demokratie« auch ein Terminus des öffentlichen Rechts, in der Bundesrepublik beispielhaft im Grundgesetz und in mehreren Urteilen des Bundesverfassungsgerichts verankert.


    4.4 »Sozialismus des 21. Jahrhunderts«


    Der seriöse theoretische Diskurs und die ernst zu nehmende politisch-programmatische Bezugnahme auf einen »Sozialismus« im klassischen Sinne schienen seit dem ökonomischen und politischen Zusammenbruch des sowjetkommunistischen Modells 1989 bedeutend geschwächt. Von den orthodox-sozialistischen Gesellschaftsmodellen im Sinne der kommunistischen Doktrin halten sich in der Praxis nur Kuba und Nordkorea, jedoch am Abgrund des gesellschaftlichen und menschlichen Überlebens, allein auf der Basis autoritärer Herrschaft und der Abschottung nach außen. Die beiden um Modernisierung bemühten, ehedem strikt nach dem orthodoxen Modell verfassten »sozialistischen« Gesellschaften Chinas und Vietnams hingegen befinden sich in einem tief greifenden Übergang, dessen Ende nicht abzusehen ist. Während die jeweiligen kommunistischen Parteien ihre Monopolherrschaft weiterhin mit Elementen der marxistisch-leninistischen Legitimationsideologie rechtfertigen, entfernen sie sich in der Praxis ihrer Wirtschafts- und Sozialpolitik davon grundlegend. Marktregulation und Privateigentum an Produktionsmitteln spielen bei ihnen eine zunehmende Rolle. Aber die wachsenden, teils für den gesellschaftlichen Zusammenhalt bedrohlichen Ausmaße der Ungleichheit von Einkommen und Vermögen sowie die Abschaffung der vormaligen, an die großen Staatsbetriebe gebundenen sozialen Sicherung schaffen neue gesellschaftliche Widersprüche. Die Frage ist offen, auf welche Weise sich in diesen Ländern eine neue Balance zwischen politischer Macht, Wirtschaftssystem und sozialstaatlicher Sicherung wird einspielen können. Erstrebt wird sie jedenfalls in beiden Gesellschaften, sowohl von den Parteiführungen wie auch von der Gesellschaft, soweit diese sich unter den gegebenen Bedingungen autokratischer politischer Systeme zu artikulieren vermag. Die Vokabeln »Sozialismus« und »Kommunismus« kommen im offiziellen Sprachgebrauch dieser Länder freilich so gut wie nicht mehr vor, eher wird mit Versuchen experimentiert, die fortbestehende Einparteienherrschaft mit nationalistischen Argumenten oder Bezügen zur kulturellen Tradition des eigenen Landes zu legitimeren.


    Überraschend ist vor diesem Hintergrund der plötzlich hervorgetretene Diskurs über einen »Sozialismus des 21. Jahrhunderts«.6 Nachdem der venezolanische Staatspräsident Hugo Chavez und andere politische Führer Lateinamerikas die Parole übernommen hatten, ist dieses vor dem Hintergrund der Geschichte des Sozialismus eher sektiererisch anmutende intellektuelle Projekt schlagartig zu einem ernst zu nehmenden politischen Programm geworden. Es fasste zunächst in einer Reihe lateinamerikanischer Länder Fuß und griff von dort aus auf andere Teile der Welt, vor allem auch Europa und Deutschland über, erreichte aber auch Asien. In Europa wird es als Beweis dafür in die große politische Arena zurückgebracht, dass auch nach dem Scheitern des »realsozialistischen« Experiments ein neues, zeitgemäßes Projekt des Sozialismus auf die Tagesordnung gehöre. Dafür steht der Diskurs der Linksparteien, die den neuen Begriff offensiv übernommen haben.


    Kern dieses »Sozialismus« ist die Überwindung des Monopols des Privateigentums an Produktionsmitteln durch eine neue Form von Arbeitseigentum, das nicht mehr als Hebel zur Verwertung der Arbeitskraft im Dienste des Kapitals verwendet werden kann. Die Entfremdung der Arbeiterinnen und Arbeiter im System der abhängigen Arbeit wird aufgehoben, und eine Form radikaler Basisdemokratie schafft auf politisch-gesellschaftlicher Ebene die Bedingungen für die revolutionäre Veränderung aller gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse. An die Stelle der kapitalistischen Marktwirtschaft soll eine »Äquivalenzökonomie« treten, die garantiert, dass jeder nach dem Abzug der für öffentliche Aufgaben notwendigen Beträge als Kaufkraft von der Gesellschaft das zurückerhält, was er der Wirtschaft zuvor durch seine Arbeitszeit gegeben hat. Sie wird durch basisdemokratische Organisationsformen untermauert. Auf der Tagesordnung steht nun die postkapitalistische Zivilisation in einer nicht mehr kapitalistischen Weltgesellschaft. Ihre Kennzeichen sind das Ende des Monopols des Privateigentums an Produktionsmitteln, eine neue Form von unmittelbarer Tauschgesellschaft und die direkte Demokratie.


    Dieser an frühsozialistische Utopien erinnernde »Sozialismus« ist in Verbindung mit dem Schlagwort »Bolivarische Revolution« von dem seinerzeitigen Präsidenten der Republik Venezuela, Hugo Chavez, zu einer Staatsphilosophie für seine Regierungszeit erhoben worden. Er übte vor allem auch dadurch auf viele linke Akteure einen eigentümlichen Reiz aus, weil auf diese Weise scheinbar bewiesen war, dass auch im 21. Jahrhundert ein konsequent idealistisches Modell des Sozialismus gegen den weltweit heftig kritisierten globalen Kapitalismus erfolgreich sein kann. Für die Beurteilung dieses Projekts ist entscheidend, dass es im Hinblick sowohl auf die in Venezuela realisierten wie auch auf seine nicht in Angriff genommenen Teile zwar in einer modernen globalisierten Ökonomie kaum realitätstauglich erscheint, aber für sich genommen keinesfalls eine Qualifizierung als »extremistisch« rechtfertigt. Dabei muss eine sorgfältige Unterscheidung zwischen »radikal« und »extremistisch« getroffen werden: Radikal kann eine solche Politik wegen ihrer den vorherrschenden Konsens weit überschreitenden Konsequenz genannt werden, extremistisch im Sinne der Verletzung der Normen von Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und Demokratie ist sie aber dadurch nicht. Es waren andere, verfassungspolitische Maßnahmen der Regierung Chavez, besonders eine für den Ausnahmezustand vorgesehene Pressezensur, die sie an die Grenze zum rechtsstaatlich-demokratisch Zulässigen brachte, nicht aber die genannten Elemente dieses »Sozialismus« selbst. Es ist zu erwarten, dass der »Sozialismus des 21. Jahrhunderts« in Teilen der europäischen, besonders auch der deutschen Linksparteien und in den unabhängigen linken Milieus in absehbarer Zeit eine Rolle als Bezugspunkt und Mobilisierungsfaktor für Kritik an der marktgetriebenen Globalisierung und deren problematischen Auswirkungen spielen wird.


    5 Fazit


    Der »Sozialismus« ist, wie alle politischen Großbegriffe, die politische Ideen und integrierte gesamtgesellschaftliche Handlungskontexte bezeichnen, im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts verblasst. Lediglich die in allen Ländern Europas virulenten Linksparteien und unabhängige linke Milieus bekennen sich heute ungeschmälert als Anwälte »des« Sozialismus, in der Regel jedoch ohne begriffliche und programmatische Eindeutigkeit im Hinblick auf den ökonomischen und politischen Inhalt des Konzepts. Die Sozialdemokratie in Deutschland und Europa hat sich hingegen, ohne den klassischen Kerngehalt ihres traditionsreichen »demokratischen Sozialismus« preiszugeben, von dem Begriff weitgehend verabschiedet. In öffentlichen Diskussionen lebt er gelegentlich als radikaler Gegenbegriff zum »Kapitalismus« auf, bündelt die vielfältige Kritik und verkörpert die Hoffnung, dass eine Alternative zu ihm möglich sei.


    Für die Unterscheidung zwischen dem demokratischen Hauptstrom des europäischen Sozialismus und den undemokratischen (extremistischen) Varianten im Umfeld des Marxismus-Leninismus ist die Einsicht von ausschlaggebender Bedeutung, dass es nicht die Lehre von Marx und Engels selbst ist, die diese Grenze markiert, denn erst deren leninistische Umdeutung begründete die Abkehr von der demokratischen Tradition. Der undemokratische »Sozialismus« im marxistisch-leninistischen Sinne hält sich in Deutschland gegenwärtig nur noch in kleinen Splittergruppen. Offensichtlicher war der Missbrauch des Sozialismusbegriffes im Nationalsozialismus, indem er zum Begriff der »Volksgemeinschaft« pervertiert wurde. Auch im gegenwärtigen Rechtsextremismus lebt »Sozialismus« als Schlagwort weiter, dabei stets in der extremistischen, gegen Grundrechte, Pluralismus und Demokratie gerichteten Fassung. Wie bei den anderen politischen Großbegriffen spielen auch beim Sozialismus der Ursprungsimpuls und die großen Versprechen der Frühzeit für seine modernen Erben in Parteien, intellektuellen Milieus und Gewerkschaften weiterhin eine nicht zu unterschätzende Rolle. Sie bleiben eine Quelle ihrer symbolischen Identität, der allgemeinen Sinngebung ihrer Bestrebungen und für die Abgrenzung von konkurrierenden Richtungen.


    »Sozialismus« ist ein politischer Richtungsbegriff, der in seinen westeuropäischen Haupttraditionen zu allen Zeiten in unzweifelhafter Weise das Projekt der rechtsstaatlichen Demokratie verkörperte und sozial fundieren wollte. Das hat konkurrierende Parteien in der Bundesrepublik von den 1950er-Jahren bis in die jüngste Vergangenheit aber nicht an wiederholten Versuchen gehindert, die zielgerichtete Vermengung des demokratischen Sozialismus mit dessen extremistischer Variante aus der Ideologie des Marxismus-Leninismus zum Zwecke der Wählerbeeinflussung zu betreiben. Das führte zu Parolen wie: »Alle Wege des Sozialismus führen nach Moskau«, oder: »Freiheit statt Sozialismus«. Diese Strategie lebt davon, dass der Begriff »Sozialismus« auf der Ebene der politischen Semantik in einem bestimmten Maße ein Eigenleben führt, das seine Instrumentalisierung zu unterschiedlichen Zwecken erleichtert.7


    Grundlegend bleibt die Unterscheidung zwischen extremistischen Positionen in Gestalt des Nationalsozialismus und »real existierenden Sozialismus« einerseits und dem demokratischen Sozialismus andererseits. Die beiden totalen Ideologien des 20. Jahrhunderts leben in leichter Verkleidung gegenwärtig und wohl auch künftig immer wieder auf. Zu beachten ist in diesem Feld stets aber auch die Erkenntnis, dass selbst radikale Vorstellungen vom Sozialismus, die auf Vergesellschaftung oder auch Verstaatlichung von großem Produktionsmitteleigentums abzielen, wie sie in den Linksparteien, linken Milieus und im »Sozialismus des 21. Jahrhunderts« vertreten werden, durchaus mit den Normen der rechtsstaatlichen Demokratie verträglich sein können, solange sie das Grundrecht auf Eigentum respektieren und mit den universellen Freiheitsrechten aller im Gleichgewicht sind. So hat es auch das deutsche Bundesverfassungsgericht in mehreren Urteilen aus den 1950er-Jahren verfügt.


    Für die Beurteilung dessen, was jeweils mit dem Begriff des Sozialismus gemeint ist, gilt es daher, stets den Verwendungskontext genau zu beachten und zu berücksichtigen, dass auch weitgehende Sozialisierungsforderungen sich zwar kritischen Rückfragen bezüglich ihrer ökonomischen und gesellschaftlichen Zweckmäßigkeit in unserer Zeit stellen müssen, aber mit der rechtsstaatlichen Demokratie durchaus vereinbar sein können.
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    Kapitalismus – Globalisierung


    1 Einführung


    Obwohl bei aktuellen politischen Debatten nahezu in aller Munde, sind »Kapitalismus« und »Globalisierung« für die meisten Menschen doch unklare Begriffe. Diese halten es wie der US-Richter Potter Stewart, der in anderem Zusammenhang eingestehen musste: »Es ist schwer zu definieren, aber ich erkenne es, wenn ich es vor mir habe.« Ihre Allgegenwärtigkeit im politischen Diskurs verdanken beide Termini unterschiedlichen Entwicklungen: Der Globalisierungsbegriff (lat. globus, »Welt«) – angeblich 19441 zum ersten Mal verwendet – erfuhr einen sanften, aber steten Bedeutungszuwachs vor allem aufgrund rapider technischer Fortschritte (z.B. Verbesserung und Kostenreduktion weltweiter Kommunikations- und Transportmittel) und politisch-wirtschaftlicher Liberalisierungsprozesse während des 20. Jahrhunderts. Diese Umwälzungen verringerten für Unternehmen, Regierungen wie Privatpersonen nach und nach die Bedeutung räumlicher Distanz. Zunächst noch ein Terminus technicus der Wissenschaftssprache, hielt der Begriff bald Einzug in politische Debatten und wenig später in die Alltagssprache.


    Der Kapitalismusbegriff (lat. capitalis, »den Kopf/das Leben betreffend«) geht in seiner breiten Verwendung auf die Zeit der Industriellen Revolution im 19. Jahrhundert zurück und hat eine Vielzahl an Bedeutungswechseln und -interpretationen hinter sich. »Es ist nicht selbstverständlich, vom ›Kapitalismus‹ zu sprechen. Viele misstrauen seiner analytischen Kraft, weil er häufig kritisch, polemisch oder abwertend benutzt worden ist – ideologisch geladen, in öffentlichen Kontroversen, im politischen Kampf. Oder man misstraut ihm, weil er zu Vieles umfasst, schwer abgrenzbar ist und oft gar nicht definiert wird.«2 Unbenommen dieser Unwägbarkeiten entwickelte sich im westlichen Raum gewissermaßen eine Tradition der Skepsis, die üblicherweise dann wiederbelebt wird, wenn der Kapitalismus Not und Elend über eine große Zahl Menschen bringt – etwa während der Industriellen Revolution, den Weltwirtschaftskrisen Ende der 1920er-Jahre und ab 2007.


    Beide Begriffe, »Globalisierung« und »Kapitalismus«, verbindet ihre normative Aufladung. Das verweist auf politisch-normative Gegensätze unter jenen, die diese Begriffe verwenden, ebenso wie auf zum Teil nur schemenhafte Vorstellungen davon, was sie meinen. Zur weiteren Verwirrung tragen Instrumentalisierungsversuche unterschiedlicher politischer Strömungen bei. Es ist kein Leichtes, demokratische und extremistische Interpretationen voneinander zu unterscheiden, Übereinstimmungen nicht zu übersehen und Begriffsmissbrauch bloßzulegen – zumal dem Kapitalismus nicht jeder Extremist feindlich und nicht jeder Demokrat wohlgesonnen gegenübersteht. Dasselbe gilt für Globalisierung. In dieses Begriffsdickicht will der Beitrag eine erste Schneise schlagen: Welche demokratischen und extremistischen Interpretationsmuster konkurrieren im politischen Meinungsstreit? Welche Relevanz haben und hatten beide Begriffe für extremistische Akteure? Welche Funktionen erfüllen sie? Auf welche weiteren Termini wirken sich die Deutungsunterschiede aus?


    2 Demokratische Begriffsdeutungen/Kritik


    Auf einer grundsätzlichen Ebene lässt sich beim Begriff »Kapitalismus« danach unterscheiden, ob er lediglich eine bestimmte Wirtschaftsordnung3 oder ein Wirtschafts- und Gesellschaftssystem4 bezeichnet. Beide Konnotationen sind im heutigen Diskurs vorfindbar, aber die zweite, breiter gefasste Begriffsverwendung ist im extremistischen Spektrum weiter verbreitet als im demokratischen, wo der Begriff im engen Sinne populärer ist.


    »Kapitalismus« als Wirtschaftsordnung wird zuweilen synonym zu »freie Marktwirtschaft« verwendet.5 Obwohl sich beide Termini wiederum einer einheitlichen Definition entziehen, so sind doch unterschiedliche Begriffsfärbungen augenfällig: Wer von »freier Marktwirtschaft« (»Verkehrswirtschaft«) spricht, betont damit die Kombination aus dezentralen Wirtschaftsentscheidungen und dem Preissystem des Marktes als Informations- und Koordinationsinstanz.6 Wer hingegen von »Kapitalismus« spricht, zielt auf das Privateigentum an Produktionsmitteln, die Dezentralisierung wirtschaftlicher Entscheidungen und vor allem die Gewinnorientierung (»Profit«) der wirtschaftlichen Subjekte (meist unter Vernachlässigung ethischer, ökologischer und sozialer Aspekte).7 Die Prinzipien der kapitalistischen Wirtschaftsordnung offenbaren deren liberale Wurzeln im 18. Jahrhundert.8 Das schloss spätere Korrekturen, die den Wettbewerb durch staatliche Rahmenvorgaben sicherstellen (Ordoliberalismus) und zusätzlich soziale Unbilden abfedern sollten (soziale Marktwirtschaft),9 keineswegs aus. Im Gegenteil: Der Liberalismus fordert staatliche Aktivität dort, wo sie liberalen Werten zur Geltung verhilft. Unter anderem die damit verbundenen, fortwährenden Anpassungen des Kapitalismus – meist im Sinne der Eindämmung zügelloser Konkurrenz – erklären, warum er nach dem Zweiten Weltkrieg, spätestens jedoch nach der Öffnung des Ostblocks 1989/90 einen weltweiten Siegeszug antrat.10


    In der internationalen Debatte hat sich »capitalism« gegenüber »market system« sowohl bei Befürwortern als auch bei Skeptikern als Bezeichnung für die genannte Wirtschaftsordnung durchgesetzt – in der Wissenschaft, den Medien und der Gesellschaft.11 Aus diesem Grund taugt er dort weniger als Kampf-, sondern besser als analytischer Begriff. Anders verhält es sich in Deutschland: Vor allem Fürsprecher bevorzugen hierzulande in aller Regel den Begriff der Marktwirtschaft gegenüber dem des Kapitalismus, zumal letzterer aufgrund mehrerer Weltwirtschaftskrisen in Teilen der Gesellschaft – vorsichtig formuliert – gemischte Gefühle weckt. Aus demselben Grund bedienen sich des Kapitalismusbegriffs vor allem Kritiker.


    Im bürgerlichen Parteienspektrum, in dem sich eher die Verteidiger der Marktwirtschaft finden, spielt der Kapitalismusbegriff kaum eine Rolle: Im Grundsatz- und jüngsten Wahlprogramm der FDP ist nirgendwo etwas vom »Kapitalismus« zu lesen – anders als von »sozialer Marktwirtschaft«.12 Ähnlich hält es die Union, in deren jüngstem Wahlprogramm der Kapitalismusbegriff kein einziges Mal, »soziale Marktwirtschaft« hingegen 22-mal vorkommt;13 im Grundsatzprogramm von 2007 fällt das Kapitalismuswort nur einmal, und zwar an einer Stelle, an der sich die Partei von einem »ungezügelten Kapitalismus« abgrenzt.14


    Im grünen und im sozialdemokratischen Milieu legen die Verwendungen des Begriffs eine eher kritische Sicht nahe: Dem jüngsten Grundsatzprogramm der SPD zufolge sieht diese zwar im Kapitalismus die »Chance, Hunger, Armut und Seuchen zu überwinden«;15 zugleich kritisiert sie an mehreren Stellen und ausführlich dessen Mangel an Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit sowie die Schaffung sozialer Gegensätze.16 Im Wahlprogramm 2013 wird dem »Finanzkapitalismus« abgeschworen.17 Im jüngsten Grundsatzpapier von Bündnis 90/Die Grünen aus dem Jahr 2002 heißt es: »Wir nehmen Abstand von unkritischem Fortschrittsglauben, sei er sozialistischer, sei er kapitalistischer Ausprägung.«18 Viel häufiger spricht die Partei von »Marktwirtschaft« – allerdings weniger zur Beschreibung des aktuellen deutschen Wirtschaftssystems, sondern vielmehr, um für die eigene Vision einer »ökologisch-sozialen« Marktwirtschaft zu werben.19 Nicht viel anders liest sich das Wahlprogramm der Grünen zur Bundestagswahl 2013.20


    Wo immer in der Vergangenheit der Kapitalismus als Wirtschaftsordnung in der Kritik stand, diente dies dem Wunsch nach seiner »sozialen Einhegung«:21 Entsprechende Forderungen kreisten um die Beseitigung materieller Ungleichheit, den Stopp der Ausbeutung von Menschen, die Stabilisierung der Wirtschaft, die Machtbegrenzung großer Wirtschaftsunternehmen, die Eindämmung ökologischer Langzeitschäden. Diese von der Wissenschaft ebenso wie von Gewerkschaften, grünen und sozialdemokratischen Parteien im 20. Jahrhundert angestoßenen Debatten führten jedoch nicht nur zur sozialpolitischen Bändigung des Kapitalismus vor allem im Westen, sondern auch zu dessen weltweiter Ausfächerung in »varieties of capitalism«.22 Deswegen wird es der Realität nicht gerecht, von dem Kapitalismus zu sprechen oder ihn – wie mancher Kritiker es tut – pauschal mit schrankenlosem Gewinnstreben gleichzusetzen.23 Dieses, politischen Zwecken dienende Zerrbild wird dem sogenannten Manchesterkapitalismus aus dem 19. Jahrhundert, wie ihn etwa Charles Dickens vielfach schildert, eher gerecht als der Gegenwart und findet seine Entsprechungen allenfalls in einigen Ländern Asiens und Afrikas, wo jedoch auch Momente eines (langsamen) Wandels erkennbar werden.


    Von prägendem Einfluss für den Gestaltwandel des Kapitalismus im 20. Jahrhundert war der Bericht Die Grenzen des Wachstums des Club of Rome von 1972. Er stieß eine anhaltende Debatte um die Legitimität der kapitalistischen Wirtschaftsordnung in Anbetracht seiner vor allem ökologischen Konsequenzen an.24 Aktuell sind es die Postdemokratie- und die Postwachstumsdebatte, die den Kapitalismus diversen Vorwürfen aussetzen. Bei Ersterer geht es – hauptsächlich, aber nicht nur – um den aus demokratietheoretischer Sicht problematischen Machtzuwachs wirtschaftlicher Eliten und Wege zu dessen Bekämpfung.25 Die Letztere rüttelt wiederum – mit unterschiedlichen Argumenten – am Imperativ fortwährenden Wirtschaftswachstums. Sie wird in einer größeren gesellschaftlichen Arena ausgetragen und findet Fürsprecher in Wissenschaft, Politik und Wirtschaft.26


    Ein Vorteil der engen Begriffsverwendung von »Kapitalismus« liegt darin, dass im Meinungsstreit viel leichter als bei einem weiten Terminus ein Begriffskonsens zu erreichen ist und dass die Debatte so kaum auf andere Bereiche übergreift. Dies wäre nur dann der Fall, wenn das Eigentumsrecht zur Debatte stünde, das eine Schnittmenge von Demokratie und Kapitalismus darstellt. Wann immer Menschen entschädigungslos oder willkürlich enteignet werden sollen (zu welchem politischen Zweck auch immer), schlägt – selbst bei der engen Begriffsverwendung – die Kritik am Kapitalismus in einen Angriff auf die Demokratie um. Das Recht auf Eigentum, das unter dem Schutz der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der UN (Art. 17), der EU-Menschenrechtscharta (Art. 17) und des Grundgesetzes (Art. 14) steht, gehört zum Kern des Kapitalismus und der Demokratie.


    Auch wenn also jemand den Kapitalismus »nur« als Wirtschaftsordnung attackiert, heißt das nicht automatisch, dass er auf dem Boden demokratischer Werte steht. Auch Extremisten beziehen sich zuweilen auf diese eng gefasste Konnotation. Manchmal ist eine klare Zuordnung nicht möglich – etwa bei der Partei Die Linke, die im »Kapitalismus« die Ursache allen wirtschaftlichen, sozialen und politischen Übels zu sehen scheint und daher »die Überwindung der Dominanz kapitalistischen Eigentums« anstrebt.27 Ob dies aus demokratietheoretischer Sicht abzulehnen ist, hängt davon ab, ob Enteignungen entschädigungslos vonstattengehen sollen und ob sie letztlich der Gemeinschaft mehr dienen als sie dem Einzelnen schaden.28 Dass Die Linke »sämtliche Eigentumsformen emanzipatorischen, sozialen und ökologischen Maßstäben unterwirft«,29 offenbart indes ein gewisses Spannungsverhältnis zum Individualrecht auf Eigentum. Die Vagheit ihrer Formulierungen spricht Bände.


    Mit der Kritik an der kapitalistischen Wirtschaftsordnung gehen etwa seit den 1990er-Jahren häufig Widerstände gegenüber der Globalisierung einher. Das liegt unter anderem daran, dass die wirtschaftliche Globalisierung – Wegbereiter für weitergehende politische, soziale und kulturelle Vernetzungsprozesse – ohne den Abbau von Zollschranken und den Ausbau des Freihandels kaum möglich gewesen wäre. Der Begriff in seiner analytischen Dimension bezeichnet »die rapide Vermehrung und Verdichtung grenzüberschreitender gesellschaftlicher Interaktionen, die in räumlicher und zeitlicher Hinsicht die nationalen Gesellschaften immer stärker miteinander verkoppeln«.30


    Zugleich gibt es strukturelle Unterschiede zwischen beiden Begriffen: So fehlt – anders als bei »Kapitalismus« – ein passendes Synonym zu »Globalisierung«, das den politischen Standpunkt des Sprechers preisgibt. Außerdem ist Globalisierung – anders als Kapitalismus – erstens ein Prozess, der zweitens schier unaufhaltbar ist. Wer obiger Definition folgt, für den kann es bei Globalisierungskritik gar nicht darum gehen, Alternativen zu ihr aufzuzeigen, sondern nur darum, schlimme Nebeneffekte zu beseitigen oder einzudämmen. Es ist daher angemessener, bei der Bewegung von »Globalisierungskritikern«, nicht »-gegnern« zu sprechen. Anfänglich in Südeuropa und Lateinamerika beheimatet, gewinnt sie mittlerweile rapide Zuspruch auch in anderen Teilen der Welt – Nordamerika und Westeuropa etwa. Daran nicht ganz unbeteiligt sind ihre zahlreichen prominenten (etwa Michael Moore und Bono) und intellektuellen (Naomi Klein,31 Noam Chomsky32 sowie Michael Hardt und Antonio Negri33) Unterstützer. Die Akteure selbst bezeichnen sich hin und wieder, jedoch eher im franko- und anglophonen Raum, als »Altermondialisten«, also als Streiter für eine »andere Welt«.


    Zu den am schärfsten kritisierten Folgen der Globalisierung, die vorrangig in der mangelnden Regulierung internationaler wirtschaftlicher Beziehungen begründet sind, gehören die Benachteiligung der ärmsten Entwicklungsländer, die wachsende ökonomische Kluft zwischen Volkswirtschaften einschließlich existenzieller Folgeprobleme (Migration, Extremismus und Terrorismus), der Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften und der Raubbau an der Natur. Der Hauptgrund für die mangelnde internationale Regulierung ist die »hinterherhinkende« Globalisierung von Politik. Die Bändigung des Kapitalismus, die auf nationaler Ebene weit gediehen ist, steht international deshalb noch an vielen Stellen aus. Viele Kritiker sehen darin jedoch nicht die Überforderung des Nationalstaates, sondern das Ergebnis einer als »neoliberal« gebrandmarkten politischen Agenda führender Industrienationen und multinationaler Konzerne. Weil diese die Globalisierung steuerten und dazu in der Lage seien, die schädlichen Entwicklungen einzudämmen, richten sich die globalisierungskritischen Angriffe vornehmlich gegen sie.


    Ein Global Player des altermondialistischen Diskurses und zugleich dessen größte Organisation ist Attac.34 Ursprünglich 1998 in Frankreich als Ein-Themen-Nichtregierungsorganisation gegründet, um für die Einführung der sogenannten Tobin-Steuer für internationale Devisengeschäfte zu werben, griff Attac schnell neue Themen auf, die alle mit der Globalisierung zu tun haben. Unter den Mottos »Eine andere Welt ist möglich« und »Die Welt ist keine Ware« kämpfen die mittlerweile 90.000 Mitglieder in 50 Ländern unter anderem für eine stärkere Regulierung internationaler Finanzgeschäfte, eine konsequentere und höhere Besteuerung großer Konzerne, fairen Welthandel und die Entschuldung armer Länder.35 Das Bündnis versammelt eine bunte Mischung von Mitgliedern aus dem christlichen, sozialen, ökologischen und kapitalismuskritischen Bereich. Die Vielfalt politischer Motive und Provenienzen offenbart sich an den prominenten Mitgliedern, zu denen in Deutschland Politiker wie Oskar Lafontaine (Die Linke), Andrea Nahles (SPD), Heiner Geißler (CDU) und Sven Giegold (Bündnis 90/Die Grünen und Attac-Mitbegründer), aber auch zahlreiche Künstler (etwa Bela B, Urban Priol), Intellektuelle (zu Lebzeiten: Roger Willemsen) und Wissenschaftler (Elmar Altvater) gehören. Die – auch im Vorfeld zu internationalen Politik- und Wirtschaftsgipfeln – vorgetragenen Vorwürfe und Vorschläge stoßen in der Politik häufig auf Gehör.


    Aus demokratietheoretischer Sicht ist die Bekämpfung der angesprochenen Globalisierungsprobleme nicht nur unproblematisch, sondern nachgerade geboten, handelt es sich bei Demokratie doch um ein fragiles Gebilde, das unter anderem ein gewisses sozioökonomisches Entwicklungsniveau, das Fehlen krasser gesellschaftlicher Einkommensunterschiede und die Einbindung in den Weltmarkt zu seinen Bestandsvoraussetzungen zählt.36 Zu den prominentesten – und ambitioniertesten – Vorschlägen zur Eindämmung der Folgekosten von Globalisierung gehört deshalb die Einführung demokratischer Regime jenseits des Nationalstaates.37 Allerdings sind frühe institutionelle Ansätze hierzu allenfalls in Gestalt der europäischen Integration zu entdecken, die Entwürfe bedürften der Zustimmung einer großen Zahl sehr heterogener Akteure (die Nationalstaaten), die wiederum innenpolitisch Unterstützung sammeln müssten. Die Voraussetzungen dafür, die sozioökonomischen Probleme von Globalisierung mittels politischer Steuerung in den Griff zu bekommen, sind also immens. Manche Skeptiker bestreiten gar die Regulierbarkeit von Globalisierung und sehen stattdessen die Demokratie im Würgegriff multinationaler Unternehmen (»race to the bottom«).


    3 Extremistische Begriffsdeutungen/Kritik


    3.1 Linksextremismus


    An Begriffsschärfe verliert der Kapitalismusbegriff dann, wenn er nicht allein eine Wirtschaftsordnung, sondern die Verbindung eines bestimmten Gesellschafts- und Wirtschaftssystems beschreibt. Ein derartiger Begriffsgebrauch ist vor allem im Linksextremismus weitverbreitet. Seinen Ursprung hat er zwar nicht bei Karl Marx, dieser trug aber erheblich zu seiner Verbreitung bei. Den zeitgeschichtlichen Rahmen bot die Empörung vieler Intellektueller über die sozioökonomischen Verwerfungen der Industriellen Revolution im 19. Jahrhundert: enormer Reichtum auf der Seite der Kapitalisten (Eigentümer), Armut, Not und Verelendung auf der Seite des Proletariats (Arbeiter). Dies erklärt, warum im Werk von Marx und Engels Analyse und Fundamentalkritik untrennbar verflochten sind. Aufgrund der Verbindung von Wissenschaft und Politik stoßen die Autoren des Kommunistischen Manifests unter Linksextremisten wie Demokraten auf Zuspruch. So mancher teilt nämlich die Analyse, geht aber bei den normativen Schlussfolgerungen nicht mit.


    Wie und worüber jemand denkt, hängt laut Marx und Engels von den individuellen sozioökonomischen Rahmenbedingungen ab.38 Das Prinzip ist ihnen zufolge auf die Gesellschaft übertragbar und bildet den Kern des Historischen Materialismus. Ohne diesen ist die demokratietheoretische Relevanz der Kapitalismuskritik kaum zu verstehen: Marx und Engels begriffen die Gesellschaft als Dualismus aus »Basis« (die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen) und »Überbau« (Politik, Werte, Religion, Kultur etc.) und sahen in den sozioökonomischen Bedingungen einer Gesellschaft die treibende Kraft für Bestand und Wandel des gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Systems: »Mit der Veränderung der ökonomischen Grundlage wälzt sich der ganze ungeheure Überbau langsam oder rascher um.«39


    Bei Marx dient »Kapitalismus« als Sammelbegriff für die Gesamtheit wirtschaftlicher, gesellschaftlicher, politischer und kultureller Verhältnisse in einer historischen Phase zwischen Feudalismus und Sozialismus, genauer: eine Gesellschaftsepoche, »in der die Arbeiterklasse ihre Arbeitskraft verkaufen muss und wo die Kapitalistenklasse sich den erzeugten Mehrwert aneignet«.40 Zwar sei Geschichte »aller bisherigen Gesellschaft […] die Geschichte von Klassenkämpfen«,41 aber nur im Kapitalismus stünden sich ausschließlich zwei Klassen unversöhnlich gegenüber: die besitzende Bourgeoisie und das weithin besitzlose Proletariat, das für die Bourgeoisie lediglich als Produktionsfaktor bedeutsam sei.


    Marx und Engels waren überzeugt, der Gegensatz zwischen Bourgeoisie und Proletariat werde früher oder später zu einer Revolution führen, in der die Arbeiter die Produktionsmittel der Kapitalisten – Geld, Land, Immobilien, Waren usw. – einschließlich der damit verbundenen politischen Macht vergemeinschaften, um in einer sich anschließenden Übergangsphase (»Diktatur des Proletariats«) selbst die Herrschaft zu übernehmen. Am Ende dieser Phase sei der Gegensatz zwischen den Klassen und damit die Klassengesellschaft aufgehoben, der Kommunismus Realität.


    Soweit die – an vielen Stellen lücken- und schemenhafte – historisch-materialistische Analyse. Ihr extremistisches Potenzial ergibt sich erstens aus dem exklusiven Anspruch des Marxismus, die Gesetzmäßigkeiten zur Beschreibung der Menschheitsgeschichte gefunden zu haben (Absolutheitsanspruch); zweitens aus dem Historischen Materialismus, der im Geschichtsverlauf einen unabänderlichen Sinn zu erkennen glaubt und dergestalt den Einzelnen seiner Verantwortung enthebt, weil sein Handeln determiniert sei; und drittens aus dem Sein-Sollen-Fehlschluss: Marx und Engels leiten aus ihrer Prognose einer Diktatur der Arbeiterklasse ein Plädoyer für eine Diktatur der Arbeiterklasse ab: »Die Arbeiter müssen […] auf die entschiedenste Zentralisation der Gewalt in der Hand der Staatsmacht hinwirken. Sie dürfen sich nicht durch das demokratische Gerede von Freiheit der Gemeinden, von Selbstregierung und so weiter nicht irremachen lassen«, heißt es.42


    Ein weiteres demokratietheoretisches Problem ergibt sich beim Marxismus aus dem Ziel der Überwindung des Kapitalismus, das viele der heutigen Linksextremisten teilen. Die Revolution führt gemäß dem Basis-Überbau-Konzept nämlich nicht nur zu einem neuen, gleich wie gearteten Wirtschaftssystem, sondern zwangsläufig auch zu veränderten politischen Strukturen. Wenn Marxisten – dazu zählen auch Leninisten, Trotzkisten, Stalinisten und Maoisten – darum für die Abschaffung des Kapitalismus plädieren, dann ist die liberale konstitutionelle Demokratie davon ebenfalls betroffen. Sie sehen in ihr nicht den Garanten für das bisher größte Maß an individueller Freiheit, Partizipation und Wohlstand, sondern ein Instrument der Kapitalisten zur Unterdrückung der Arbeiterklasse und zur eigenen Machterhaltung. So heißt es etwa bei der DKP: »Nur der revolutionäre Bruch mit den kapitalistischen Macht- und Eigentumsverhältnissen beseitigt letztendlich die Ursachen von Ausbeutung und Entfremdung, Krieg, Verelendung und Zerstörung unserer natürlichen Umwelt.«43 Die Partei, deren politischer Kompass die Lehre von Marx, Engels und Lenin ist, will die als »bürgerlich« und »formal« gebrandmarkte Demokratie durch den »Sozialismus als erste Phase der kommunistischen Gesellschaftsformation« ersetzen.44 Auch die MLPD weist unumwunden auf ihr Anliegen hin: »Die Arbeiterklasse muss nach dem Sturz der Diktatur der Monopolkapitalisten und der Eroberung der Staatsmacht die Diktatur des Proletariats errichten und die Produktionsmittel in gemeinsames Eigentum des gesamten werktätigen Volkes überführen.«45


    Beim Marxismus muss die Überwindung des kapitalistischen Wirtschaftssystems die – revolutionär gewaltsame – Überwindung der Demokratie einschließen, da der politische Überbau gemäß dem Historischen Materialismus von der ökonomischen Basis abhängt. Hart-linksextremistische Organisationen scheuen aufgrund ihres Absolutheitsanspruchs und ihres ideologischen Rigorismus selten davor zurück, diese Ziele selbstbewusst auszusprechen. Dazu zählen meist jene Parteien, die den Kommunismus im Parteinamen tragen – im Ausland etwa die KSČM aus Tschechien, die KPRF aus Russland, die KPÖ aus Österreich. Wo sie aus strategischen Gründen ihr Ziel eines politischen Systemwechsels verschweigen und nur von der »Überwindung des Kapitalismus« sprechen, verrät ihre ideologische Herkunft, dass dies mit einer Demokratie nicht verträglich ist.


    Anders verhält es sich mit weich-linksextremistischen Organisationen,46 wie der Partei Die Linke, der französischen PCF oder der spanischen IU, die antidemokratischen Kräften eine politische Plattform bieten.47 Sie lassen aufgrund ihrer inhaltlichen Vielfalt und gesellschaftlichen Reichweite den Bedeutungsgehalt von »Kapitalismus« in ihren Verlautbarungen häufig bewusst offen. Die Schemenhaftigkeit des Begriffs erfüllt hier zwei Funktionen:48 Einerseits ermöglicht sie es, ganz verschiedene politische Positionen links der Sozialdemokratie unter einem Dach zu vereinen: orthodoxe Marxisten ebenso wie Gewerkschafter, Trotzkisten ebenso wie vehemente Sozialstaatsbefürworter. Sie alle verschreiben sich der Kapitalismusüberwindung oder -veränderung, doch ihre Vorstellungen von Kapitalismus dürften von einer Wirtschaftsordnung bis hin zu einem bestimmten Gesellschaftssystem vieles einschließen. Dasselbe gilt für die Alternativen, die von einem stärkeren – demokratischen – Wohlfahrtsstaat bis hin zu einer kommunistischen Diktatur reichen. Ein vager Kapitalismusbegriff bündelt mithin ein ganzes politisches Spektrum und bannt zugleich die Gefahr innerparteilicher Grabenkämpfe. Diese dürften erst – dann jedoch mit umso heftigerer Wucht – aufbrechen, wenn eine veritable Machtoption besteht. Nach innen erfüllt der Kapitalismusbegriff somit eine Integrationsfunktion: Man ist sich einig darin, was man von Grund auf ablehnt. Die Frage, was das genau meint und was man stattdessen befürwortet, wird vertagt, bis sie praktische Relevanz entfaltet.


    Andererseits erfüllt der Kapitalismusbegriff eine Akzeptanzfunktion nach außen. Kapitalismuskritik und Antikapitalismus sind in weiten Teilen der Bevölkerung salonfähig. Die Mehrheit dürfte damit jedoch vorrangig die »Bändigung« des Kapitalismus meinen, weniger eine Abkehr von der Demokratie. Davon versuchen linksextreme Parteien, aber auch Vereine und Autonome, oftmals zu profitieren, indem sie sich die Kapitalismuskritik und -überwindung auf die Fahnen schreiben, beim Umgang mit »Kapitalismus« jedoch auffallend vage bleiben, um so ganz verschiedene Adressaten – auch demokratische – nicht zu verschrecken. Das gewollte Missverständnis erlaubt es ihnen, bei politischen Konflikten auf der Seite demokratischer Parteien und Vereine zu stehen, was langfristig zu einer gesteigerten Akzeptanz auch anderer politischer Positionen und schließlich zu einer »Erosion der Abgrenzung« führen soll.


    Praktische Beispiele dafür, wie Linksextremisten Bedeutungsunterschiede von »(Anti-)Kapitalismus« nutzen, um für die eigene Sache zu werben, liefern größere Demonstrationen und Kampagnen gegen Kapitalismus (z.B. Anti-G8-Demonstrationen, Proteste gegen das Weltwirtschaftsforum, Blockupy, Occupy), Lohnabbau und Arbeitslosigkeit (z.B. »Hartz-IV-Demonstrationen«), bei denen sich Autonome und Mitglieder linksextremer Vereine wie Parteien unter die Teilnehmenden mischen. Dass die einen für eine stärkere wirtschaftliche Regulierung, die anderen für eine politische Revolution kämpfen, gerät dabei in den Hintergrund.


    Was den Globalisierungsbegriff angeht, so lässt er weniger Interpretationsspielraum zu als der Kapitalismusbegriff. Der Begriff »Globalisierungskritik« weckt dennoch eine falsche Erwartung, denn jene, die sich ihm zuordnen, monieren weniger den Bedeutungsverlust räumlicher Distanz als vielmehr eine als »neoliberal« stigmatisierte internationale Wirtschaftspolitik des Westens. Die war einerseits eine Voraussetzung für die Globalisierung, brachte andererseits jedoch eine Reihe ungewollter Probleme mit sich, die Nichtregierungsorganisationen (NGOs) wie Attac seit Jahren regelmäßig beanstanden. Das Adjektiv »neoliberal«, das mittlerweile kaum mehr eine analytische, sondern eine stark wertende Funktion erfüllt, soll auf die Prägung der Globalisierung durch ein politisches Konzept hinweisen, das – in der Tradition der »Reaganomics«, des »Thatcherismus« und des »Washington Consensus« – für einen Mangel an Regulierung, ein immenses Vertrauen in die Problemlösungsfähigkeit des internationalen Marktes und die Unterdrückung armer Länder durch die westlichen Industriestaaten steht.49 Die Kritik am Neoliberalismus bildet das Verbindungsstück zwischen der Mehrheit der Kapitalismus- und der Globalisierungskritiker.


    Für den Linksextremismus erfüllt der Globalisierungsbegriff vielfältige Zwecke: Der Kampf gegen weltweite soziale Ungerechtigkeit ist zunächst einmal ein ureigenes Anliegen der politischen Linken – egal, ob demokratisch oder extremistisch – und insofern politischer Selbstzweck. Der Begriff dient hier somit der Beschreibung eines wirtschaftlich-politisch-sozialen Prozesses. Zugleich läuft Globalisierungskritik im linksextremen Spektrum auf Antikapitalismus (mit den bekannten demokratietheoretischen Problemen) hinaus.50 Denn: »Für marxistische Theoretiker [ist] das alles ein wohlbekanntes ideologisches Szenario. Sie [bestreiten] bisweilen sogar, dass es besonders neu sei: Schon Marx habe analysiert, dass Kapitalismus seinem Wesen nach auf weltweite, internationale Expansion angelegt sei.«51 Der Globalisierungsbegriff erfüllt mithin eine Art Werbefunktion, weil er für viele, vor allem junge Menschen anschlussfähig ist. Orthodoxe Kommunisten hoffen, den Antikapitalismus so in die Gesellschaft tragen und politische »Einsteiger« erreichen zu können, denen Marx’ und Engels’ Lehren weithin fremd sind. Dasselbe gilt für die deutlich weniger dogmatische, dafür aber staats- und institutionenfeindliche autonome Szene, die mit dem noch recht jungen Agitationsfeld »Altermondialismus« ihre Attraktivität steigert.52 Nicht minder wichtig: »Globalisierung« ist aufgrund der Vagheit in der Lage, die extreme Linke zu einigen: »Alle sind sich darin einig, dass die neoliberale Globalisierung gegenwärtig der schärfste Gegner der Menschheit ist. Diese Einigkeit drängt Widersprüche in der Interpretation der Globalisierung in den Hintergrund.«53


    Neben diese interne Integrationsfunktion tritt eine externe: Beim Kampf gegen Globalisierung verschwimmt schnell die Grenze zwischen demokratischer und antidemokratischer Linke. Dafür ist nicht zuletzt die Verbrüderung gegen den gemeinsamen Gegner »Neoliberalismus« verantwortlich: Sie steigert langfristig – ähnlich wie beim Antikapitalismus – die Akzeptanz linksextremer Positionen (auch in anderen Themenfeldern) und die Bündnisfähigkeit einschlägiger Gruppen. Leitsprüche wie »Eine andere Welt ist möglich« sind bewusst nebulös gehalten, sodass sich viele mit ihnen identifizieren können.


    Beispiele für die Durchmischung demokratischer und extremistischer Akteure liefern globalisierungskritische Treffen, an denen neben humanitären und entwicklungspolitischen NGOs, Gewerkschaften und Umweltbewegungen seit jeher linksextreme Strömungen teilnehmen: die weltweit koordinierten Demonstrationen im Vorfeld der Weltwirtschaftsforen und G8-Treffen,54 das Weltsozialforum, das 2001 als Gegenveranstaltung zu größeren Wirtschaftsgipfeln entstand, oder das erstmals 2002 abgehaltene Europäische Sozialforum. Die Ministerkonferenz der WTO 1999 in Seattle, die aufgrund von Demonstrationen (»Battle of Seattle«) nicht stattfinden konnte, gilt als »Initialzündung«55 der Bewegung und gab den Hoffnungen der linksextremen Szene, die maßgeblich beteiligt war, auf eine revolutionäre Stimmung neue Nahrung. Zu den im Themenfeld Globalisierung aktivsten linksextremen Strömungen gehören Trotzkisten und Anarchisten.56 Die Erstgenannten – aus Deutschland etwa Mitglieder des Netzwerks marx21 (vormals Linksruck) – sind in einer Vielzahl altermondialistischer Bewegungen vertreten (auch Attac),57 jedoch mit bescheidenem Einfluss. Die Letztgenannten umschließen vor allem die Anarcho-Syndikalisten und Kommunisten.58 Ihnen geht es weniger darum, die Meinungsführerschaft im altermondialistischen Lager zu übernehmen, als vielmehr darum, Vorbehalte abzubauen, den Diskurs mitzuprägen und strategische Partnerschaften zu entwickeln.


    3.2 Rechtsextremismus


    Im deutschen Rechtsextremismus spielten »Kapitalismus« und »Globalisierung« lange Zeit keine zentrale Rolle. Dabei reichen die Wurzeln einer kapitalismuskritischen Tradition bis in das frühe 20. Jahrhundert: Doch als der »linke« NSDAP-Flügel um Ernst Röhm sowie Georg und Otto Strasser, die einen dritten Weg zwischen Kapitalismus und Kommunismus mit dem Namen »Solidarismus« vorgeschlagen hatten, in der »Nacht der langen Messer« 1934 zusammenbrach, fehlte es dem Nationalsozialismus an einer einschlägigen Haltung zum Kapitalismus. Bei einer Beurteilung der NS-Zeit dürfen antikapitalistische Forderungen, die immer wieder von führenden Nationalsozialisten zu hören waren, nicht für bare Münze genommen werden, waren sie doch weithin antisemitischer Natur. NS-Politiker sprachen vom Kapitalismus, meinten aber das »raffgierige« und »weltbeherrschende Judentum«. Insofern diente »Kapitalismus« lediglich als Unterfütterung nationalsozialistischer Verschwörungstheorien; Enteignungen von Juden im Zuge der »Arisierung« waren kein Ausdruck antikapitalistischer, sondern antisemitischer Ideologie. Die Tatsache, dass auch Kommunisten und Sozialdemokraten bekämpft wurden, verrät, dass es den Nationalsozialisten mehr um politisches Kalkül als um eine Haltung zum Kapitalismus ging.


    Was die tatsächliche Einstellung zu einem auf Eigentum, dezentralen Entscheidungen und Profitstreben fußenden Wirtschaftssystem angeht, so wies das NSDAP-Parteiprogramm von 1920 zahlreiche antikapitalistische Forderungen auf (u. a. »Brechung der Zinsknechtschaft«, Verstaatlichung von Trusts, Kommunalisierung großer Warenhäuser, Bodenreform). Zudem war das Gewinnstreben der Unternehmen durch staatliche Rüstungsanforderungen und das Streben nach Autarkie ab 1933 bzw. 1939 faktisch außer Kraft gesetzt. Das spricht für eine antikapitalistische Haltung. Zugleich hatte die NSDAP vor ihrer Machtübernahme beträchtliche Spenden von der deutschen Industrie empfangen und Wellen der Verstaatlichung von Produktionsmitteln blieben nachher aus. Der erratische Kurs lässt auf einen rücksichtslosen Pragmatismus schließen, der anderen politischen Zielen diente.


    In der Bundesrepublik konnte lange Zeit fast ausschließlich die extreme Linke das Kapitalismusfeld bestellen. Rechtsextreme Parteien wie die DVU und die Republikaner (REP), die mit der NPD um Wahlstimmen konkurrierten, bevor sie entweder in ihr aufgingen (DVU) oder sich inhaltlich mäßigten (REP), hatten das Thema vernachlässigt. Die Position der DVU war, meldete sie sich zu Wort, widersprüchlich (etwa: Forderung von Steuersenkungen und staatlichen Investitionen),59 die Themen »Kapitalismus« und »Globalisierung« blieben für sie nachrangig. REP und NPD vertreten nach wie vor gegensätzliche Positionen: Während die Republikaner fast ausnahmslos marktliberale Postulate erheben (und deshalb auch kaum Gebrauch vom Kapitalismusbegriff machen),60 gibt sich die NPD seit ihrer inhaltlichen Neuorientierung in den 1990er-Jahren, die mit der Wahl Udo Voigts zum Parteivorsitzenden einsetzte, kapitalismuskritisch. So heißt es im jüngsten Programm: »Der globalisierte Kapitalismus kennt keine politischen, sozialen und kulturellen Bindungen und führt auf den internationalen Kapitalmärkten ein asoziales Eigenleben. […] Der entfesselte Globalkapitalismus hat einen sozialen Unterbietungswettlauf in Gang gesetzt, der soziale Ungerechtigkeiten verursacht und die staatliche Handlungsautonomie untergräbt.«611


    Der Kampf gegen den Kapitalismus wurde im deutschen Rechtsextremismus neonationalsozialistischer Provenienz in den vergangenen Jahren zu einem bedeutsamen Agitationsfeld. Neben Parteien wie der NPD geben sich auch Neonazis und autonome Kameradschaften zunehmend als kapitalismuskritische, soziale Protestbewegungen – regelmäßig etwa auf 1.-Mai-Demonstrationen.62 Innerhalb der Vier-Säulen-Strategie der NPD kommt dem Thema die höchste Relevanz für den »Kampf um die Straße« zu. Die Kritik am »Kapitalismus« bezieht sich lediglich auf eine bestimmte Wirtschaftsordnung, wobei ihm Eigenschaften zugeschrieben werden, die eher zum Manchesterkapitalismus des 19. Jahrhunderts passen. Insgesamt bleibt der Begriff auffällig konturlos. Auch die Alternativkonzepte der Rechtsextremen kommen über ein rudimentäres Niveau nicht hinaus. So stellt die NPD dem Kapitalismus eine »raumorientierte Volkswirtschaft« mit »regionalen Wirtschaftskreisläufen« gegenüber,63 die an das Autarkiestreben der NSDAP erinnert, ansonsten aber vage bleibt.


    Gleichwohl wäre es verfehlt, ausschließlich von einer opportunistischen Haltung zu sprechen, mit der die Rechtsextremen versuchen, auf den fahrenden Zug der Kapitalismuskritik zu springen und ihre gesellschaftliche Akzeptanz zu steigern. Vielmehr fügen sich »[s]ozialistische und nationalistische Parolen […] wie zwei Hälften eines Reißverschlusses zusammen«.4 Im aktuellen Parteiprogramm, unter der Überschrift »Der soziale Nationalstaat«, zeigt die NPD, was es mit ihrer Kapitalismuskritik auf sich hat: »Wir Deutschen müssen uns zwischen Sozialstaat und Einwanderungsstaat entscheiden.«65 Ihr Wohlfahrtschauvinismus, typisch auch für viele rechtsextreme Parteien im Ausland (z.B. Front National, Vlaams Belang), ist eine aktuelle Version des »nationalen Sozialismus«, von dem all jene ausgeschlossen bleiben sollen, die ethnisch, politisch, kulturell oder sexuell als nicht zugehörig empfunden werden.


    Deutlich wichtiger als »Kapitalismus«, weil ideologisch anschlussfähiger, ist das Thema »Globalisierung« für den Rechtsextremismus. Nun ist – wie beim Linksextremismus – Globalisierungskritik per se noch nicht mit demokratischen Werten unvereinbar. Allerdings hegt der Rechtsextremismus – anders als sein linkes Pendant – keineswegs gestalterische Absichten. Vielmehr verrät sein »Nein zur Globalisierung« eine fundamental ablehnende und destruktive Grundhaltung.66 Das verweist auf ein anderes Begriffsverständnis als im linksextremen und demokratischen Spektrum.67


    Die meisten Rechtsextremen sehen in der Globalisierung keinen mehrdimensionalen und komplexen Trend, den eine Vielzahl höchst ungleichartiger Akteure (auch unabsichtlich) beeinflusst, sondern ein Projekt des politisch-wirtschaftlichen Establishments unter Führung der USA. Deswegen sind sie, die »Globalisierung stoppen!« rufen, keine Kritiker, sondern die einzigen Gegner der Globalisierung. Mit der politischen Linken stimmen sie insoweit überein, als sie die tatsächlichen und vermeintlichen sozialen Folgen dieses Prozesses (etwa: Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, »soziale Kälte«) verdammen – jedoch nur in Deutschland. Der Rest der Welt ist ihnen egal.


    Darüber hinaus setzen sich Rechtsextreme gegen den Einfluss des Auslandes – andere Staaten, supranationale Institutionen wie die EU, multinationale Konzerne, andere Ethnien – auf die eigene Nation zur Wehr. Sie sehen darin eine der größten Gefahren für die kulturelle und ethnische Homogenität Deutschlands. So heißt es etwa bei der NPD: »Die Globalisierung ist die Kampfansage an die nationalstaatliche Ordnung und damit an die Freiheit aller Völker. Die Globalisierung steht für die Weltdiktatur des Großkapitals, das die Völker kulturell gleichschaltet, politisch entmündigt, wirtschaftlich ausbeutet und ethnisch zerstört. Dieser Entwicklung gilt es kompromisslos entgegenzutreten.«68 Und an anderer Stelle: »Sogenannte ›multikulturelle‹ Gesellschaften sind in Wirklichkeit kulturlose Gesellschaftsformen, die je nach ihrer ethnokulturellen Zusammensetzung Parallelgesellschaften ausbilden, die für jedes Staatswesen zur Zerreißprobe werden.«69


    Verschwörungstheorien dominieren die politische Wahrnehmung:70 Unter schwerem Feuer stehen die USA, die vermeintlichen »Machenschaften« jüdischer Eliten an der US-Ostküste und der Westen überhaupt. Ihnen wird eine imperialistische Globalisierungsagenda unterstellt, die auf eine »neue Weltordnung« und die kulturelle »Amerikanisierung« (»cocacolonization«) der restlichen Welt hinausläuft, um sie untertan zu machen.71 In dieselbe Kerbe schlägt die Kritik an den als »westlich« verdammten Menschenrechten und Werten der Individualität und Freiheit.72 In diesem Prozess, bei dem Spitzenpolitiker in Deutschland sich angeblich als willige Erfüllungsgehilfen gerieren, sehen Rechtsextremisten eine aggressive Bedrohung für das deutsche Volk und die Souveränität des Nationalstaates. Sie stellen ihm skizzenhafte Entwürfe gegenüber, die auf eine politisch, ethnisch wie kulturell homogene »Volksgemeinschaft« und einen wirtschaftlich wie politisch autarken Staat hinauslaufen.


    4 Fazit


    Was für »Kapitalismus« gilt, gilt auch für »Globalisierung«: Um herauszufinden, ob ihre Kritiker auf dem Boden der Demokratie stehen, ist die Frage wichtig: Was genau wird abgelehnt? Kritik an beiden kann mit Demokratie vereinbar sein oder auch nicht. Im demokratischen Spektrum steht »Kapitalismus« meist für eine auf Privateigentum, freiem Markt und dezentralen Entscheidungen basierende Wirtschaftsordnung, Globalisierung wiederum für den im 20. Jahrhundert einsetzenden Bedeutungsverlust räumlicher Distanz und nationalstaatlicher Grenzen. Beide Begriffe dienen, selbst wenn die mit ihnen verbundenen Probleme aus Gründen der Meinungsmacht bisweilen überzeichnet werden, der Beschreibung. Kritik im demokratisch-konstitutionellen Rahmen bezieht sich demnach in erster Linie auf die soziale, politische und ökonomische »Bändigung« beider Phänomene.


    Der Linksextremismus bedient sich vorrangig eines weiten oder eines vagen Kapitalismusbegriffs. Der weite Begriff, geläufig vor allem unter Marxisten, bezieht sich auf das westliche Gesellschaftssystem in toto – Marktwirtschaft, Liberalismus, konstitutionelle Demokratie. Selbst wenn diese Konnotation aus Gründen der Opportunität hie und da verschwiegen wird, erfüllt »Kapitalismus« nichtsdestotrotz eine deskriptive Funktion. Ein vager Begriff wiederum soll – gerade bei größeren weich-linksextremen Sammlungsparteien (z.B. Die Linke, PCF, IU), Anarchisten und Autonomen – die Szene zusammenführen und -halten. Da Kapitalismuskritik und Antikapitalismus gesellschaftsfähig sind, hilft ein diffuser Kapitalismusbegriff zudem, die Bündnisfähigkeit mit größeren Verbänden und NGOs (Gewerkschaften, demokratische Parteien, kirchliche Verbände etc.) zu steigern sowie gesellschaftliche Vorbehalte abzubauen. Dieselben Funktionen (Deskription, Integration und Akzeptanzsteigerung) erfüllt der Globalisierungsbegriff, der selten konkretisiert und inhaltlich abgegrenzt wird, um einerseits interne Konflikte zu überdecken, andererseits Anschluss an die Mehrheitsgesellschaft zu finden. Zugleich verfolgt man damit einen Werbezweck: »Globalisierung« und »Kapitalismus« gelten in der Szene – nicht ganz zu Unrecht – als zwei Seiten derselben Medaille. Globalisierungskritik schafft darum einen zusätzlichen Einstieg in den – politisch wichtigeren, weil den Systemsturz forcierenden – Antikapitalismus.


    Beim Rechtsextremismus fügt sich der Antikapitalismus in die eigene Ideologie eines »nationalen Sozialismus«, der als Gegenentwurf zum als »global« apostrophierten Kapitalismus präsentiert wird. Dieser erfährt somit eine politische, soziale und kulturelle Aufladung. Wenn im Rechtextremismus abschätzig von »Kapitalismus« die Rede ist, verbergen sich – neben dem Ziel der »sozialen Bändigung« – dahinter Nationalismus, Homogenitätsbestrebungen und Wohlfahrtschauvinismus. Dass das Thema lange vernachlässigt und erst wieder vermehrt aufgegriffen wurde, als es gesellschaftliche Beachtung fand, spricht für einen gewissen Opportunismus. Die rechtsextreme Szene hat die Chance erkannt, mit dem Kampf gegen »Kapitalismus« die eigene Akzeptanz zu steigern und vom Missmut der Bevölkerung zu profitieren. »Globalisierung« wiederum steht im Rechtsextremismus nicht für einen internationalen Vernetzungsprozess, sondern für die imperialistische Strategie der USA und des Westens, eine neue Weltordnung durchzusetzen, die sowohl die nationale Autonomie als auch die politische, ethnische und kulturelle Einförmigkeit der Gesellschaft untergrabe und daher kompromisslos zu bekämpfen sei. Selbst wenn der von Verschwörungstheorien inspirierte Globalisierungsbegriff sich damit von der Realität und den verbreiteten Konnotationen entfernen mag, erfüllt er eine deskriptive Funktion: Die Rechtsextremen sind die einzigen tatsächlichen Gegner der Globalisierung.
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    Armin Pfahl-Traughber


    Antifaschismus – Antikommunismus


    1 Einführung


    »Was hat Antifaschismus mit Extremismus zu tun? Die Ablehnung rechter Diktaturen und Extremisten ist doch ein Gebot des demokratischen Selbstverständnisses.« »Was hat Antikommunismus mit Extremismus zu tun? Die Ablehnung linker Diktaturen und Extremisten ist doch ein Gebot des demokratischen Selbstverständnisses.« Beide Aussagen sind immer wieder dann als Reaktionen zu hören, wenn vom »Antifaschismus« oder »Antikommunismus« als Bestandteil links- oder rechtsextremistischer Agitation die Rede ist. Mitunter gehen diese Kommentare auch mit Empörung einher, frei nach dem Motto: Ist man denn schon Anhänger eines Extremismus, wenn man eine andere Form des Extremismus ablehnt? Dies meint indessen die Rede vom »Antifaschismus« bzw. »Antikommunismus« als Bestandteil des links- bzw. rechtsextremistischen Diskurses gar nicht. Es geht hier lediglich darum: Mit der Ablehnung der einen Form des Extremismus wird nicht die andere Form des Extremismus demokratisch.


    Gleichwohl haben sich Akteure des Linksextremismus durch ihre Frontstellung gegen den »Faschismus« und Akteure des Rechtsextremismus durch ihre Frontstellung gegen den »Kommunismus« als Apologeten der Freiheit in der Öffentlichkeit präsentieren wollen. Ihre Absicht lässt sich wie folgt zusammenfassen: Es gelingt so besser, politische Bündnispartner möglicherweise auch unter Demokraten zu finden. Und: Man kann auf diese Weise breiter in die Mehrheitskultur und Öffentlichkeit einer Demokratie hineinwirken. Doch worin besteht hier jeweils die genaue Differenz zwischen einer demokratischen und einer extremistischen Auffassung von »Antifaschismus« und »Antikommunismus«? Eine Antwort auf diese Hauptfragestellung soll über folgende Unterfragen gegeben werden: Wie definiert man »Faschismus« und »Kommunismus« im wissenschaftlichen Sinne? Wie erfolgt eine Begriffsnutzung von »Antifaschismus« und »Antikommunismus« jeweils im demokratischen und extremistischen Sinne? In einer vergleichenden Betrachtung sollen abschließend noch die politischen Funktionen bei der Nutzung von »Antifaschismus« und »Antikommunismus« durch Extremisten benannt werden, wobei sich formale Gemeinsamkeiten bezogen auf den Diskurs und die Strategie offenbaren.


    2 Begriffsdefinition im wissenschaftlichen Sinne: Faschismus


    Die Auseinandersetzung mit dem Begriff des Antifaschismus setzt die Definition des Bezugsbegriffes der Ablehnung voraus: Der Terminus »Faschismus« kam als Selbstbezeichnung der Mussolini-Bewegung in Italien1 auf und bezeichnete inhaltlich zunächst nur die Bündelung der damit angesprochenen politischen Kräfte. Ihnen war ideologisch die Orientierung am Nationalismus, sozial die Rekrutierung aus der Mittelschicht und strategisch die Organisation als Massenbewegung eigen. In Anlehnung an dieses italienische Vorbild entstanden in den 1920er- und 1930er-Jahren auch in vielen anderen Ländern faschistische Bewegungen, jedoch nur in Deutschland und Italien kamen sie eigenständig an die Macht.2 Über die genaue Definition von Faschismus als Sammelbezeichnung für diese politischen Bestrebungen besteht in der Wissenschaft kein Konsens. Die ältere3 und neuere Forschung 4 benannte aber eine Reihe von Eigenschaften, die allgemein als Typusmerkmale für den Faschismus akzeptiert werden und sich neben ideologischen auch auf organisatorische und strategische Aspekte beziehen.


    Für den ideologischen Bereich können ablehnende und bejahende Inhalte unterschieden werden: Alle faschistischen Bewegungen waren antidemokratisch, antiindividualistisch, antiliberal, antimarxistisch, antiparlamentarisch und antipluralistisch ausgerichtet. In der Agitation, weniger in der Realität, ließen sich darüber hinaus eine antibürgerliche, eine antikapitalistische und eine antikonservative Position ausmachen. Zu den politischen Bekenntnissen gehörte primär ein ausgeprägter Nationalismus, der mit einem Sendungsanspruch verbunden war und die grundlegende Erneuerung der jeweiligen Gesellschaftsordnung einforderte. Antisemitismus und Rassismus können zwar auch als Merkmale des Faschismus gelten, hatten aber primär im Nationalsozialismus einen herausgehobenen Stellenwert. Mit Verweis auf diese Besonderheit und den damit im Zusammenhang stehenden Holocaust wird in der Forschung mitunter hinterfragt, ob die Hitler-Diktatur aufgrund dieser historischen Singularität mit der Sammelbezeichnung »Faschismus« überhaupt erfasst werden sollte.


    Die vorgenannten ideologischen Merkmale kann man zumindest teilweise auch in anderen politischen Strömungen finden. Darüber hinaus war dem Faschismus ein bestimmter Handlungsstil und Totalitätsanspruch eigen, die für eine möglichst trennscharfe Definition des Gemeinten noch gesonderte Berücksichtigung finden sollten. Es ging um Massenbewegungen mit einer sozialen Herkunft aus kleinbürgerlichen und mittelständischen Kreisen. Diese organisierten sich meist in einer paramilitärischen Form, die auch für eine ausgeprägte Gewaltbereitschaft stand. Außerdem war das Idealbild der von Faschisten angestrebten Gesellschaftsordnung militärähnlich, also in einem autoritären bis totalitären Sinne strukturiert. Das Individuum sollte sich dabei nicht nur dem politischen Herrschaftssystem bedingungslos unterwerfen, sondern auch in der bestehenden nationalen Gemeinschaft aufgehen. Über der angestrebten politischen Homogenität und behaupteten organischen Nation wirkte in diesem Selbstverständnis eine charismatische Führerfigur als Diktator.


    3 Begriffsdefinition im demokratischen Sinne: Antifaschismus


    Der Gegenbegriff zu »Faschismus«, also »Antifaschismus«, kann in einem demokratischen und in einem extremistischen Sinne verstanden werden. Die folgenden Ausführungen wollen Kriterien für eine idealtypische Unterscheidung benennen. Dabei besteht der entscheidende Gesichtspunkt für eine trennscharfe Definition nicht in der Ablehnung des Faschismus, sondern in der Bejahung von Normen. Zunächst zur demokratischen Auffassung: Hier geht es um die Ablehnung oder Bekämpfung von Bewegungen, Parteien oder Systemen, denen die genannten Eigenschaften des Faschismus eigen sind. Insbesondere die diktatorische und gewalttätige Dimension steht dabei im Zentrum der Kritik. Deren inhaltlicher Ausgangspunkt ist das Bekenntnis zu den Normen und Regeln des demokratischen Verfassungsstaates, die in Demokratieprinzip und Konstitutionalismus, Individualismus und Menschenrechten, Pluralismus und Volkssouveränität bestehen. Somit bedeutet ein demokratisches Verständnis von Antifaschismus nicht nur die Ablehnung einer faschistischen Diktatur, es kann ebenso wenig mit der Bejahung einer nicht faschistischen Diktatur einhergehen.


    In diesem Sinne bildete sich historisch-politisch auch der Antifaschismus als Gegenbewegung zur Mussolini-Diktatur heraus.5 Nach der Machtübertragung an die Faschisten 1922 setzten diese binnen zweier Jahre grundlegende Bürgerrechte außer Kraft und unterdrückten fortan brutal alle oppositionellen Regungen. Gegen diese Entwicklung wandten sich sowohl kommunistische Anhänger der Sowjetunion als auch bürgerliche Befürworter einer demokratischen Republik.6 Zu Letzteren gehörte der liberale Politiker Luigi Sturzo, der auf Basis einer christlichen Ethik und aufgrund der Ablehnung von Idealstaatsmodellen bereits 1923 gleichzeitig eine Frontstellung gegen Faschisten und Kommunisten bezog: Beide politische Strömungen orientierten sich nach seiner Auffassung an absolut gültigen Auffassungen und seien demnach als Extremismen von rechts und links einzuschätzen.7 Derartige Positionen können als frühe Formen eines demokratischen Antifaschismus, aber auch eines antiextremistischen und antitotalitären Konsenses gelten.


    Nach diesem Verständnis fand die Bezeichnung »Antifaschismus« fortan große Verbreitung, nämlich als Ausdruck der Ablehnung einer autoritären oder totalitären Diktatur, die im Namen von »Nation« und »Volk« jeweils Grundrechte aufhebt und Oppositionelle verfolgt. Als antifaschistisch in diesem Sinne verstanden sich nicht nur die Gegner von Mussolinis Regime in Italien. Auch im Spanischen Bürgerkrieg von 1936 bis 1939 und nach dem Sieg Francos nutzten viele Gegner seiner Militärdiktatur die Selbstbezeichnung »Antifaschisten«. Insgesamt handelt es sich bei diesem Begriff um einen positiv besetzten Terminus, mit der entsprechenden Selbstbezeichnung geht in demokratischen Gesellschaften meist eine anerkennende und wohlwollende Wahrnehmung einher. Allerdings ignoriert man auch in Deutschland – aus demokratietheoretischer Sicht leider – nicht selten, dass die Ablehnung einer Diktatur oder eines Extremismus faschistischer Ausrichtung nicht notwendigerweise auch die Ablehnung aller Formen von Diktatur und aller Varianten von Extremismus bedeutet.


    4 Begriffsdefinition im (links)extremistischen Sinne: Antifaschismus


    Eine nicht demokratische Kritik am Faschismus zeigt das Antifaschismusverständnis im Linksextremismus.8 Um den Unterschied zu der vorgenannten Auffassung zu verdeutlichen, sei hier zunächst auf den Ausgangspunkt der Argumentation verwiesen: Während Antifaschismus im demokratischen Sinne von einer Anerkennung und Verteidigung von Demokratie und Grundrechten ausgeht, basiert der Antifaschismus im linksextremistischen Sinne ideengeschichtlich auf einer marxistisch-leninistischen Deutung der sozialen Konflikte in einer Gesellschaft. Demnach stehen sich die politischen Kräfte, welche die Interessen der Bourgeoisie und die des Proletariats vertreten, unversöhnlich gegenüber. Die parlamentarische Demokratie dient in dieser Perspektive als taktisches Zugeständnis an die Arbeiter, die durch scheinbare politische Beteiligungsmöglichkeiten bei Wahlen von revolutionärem Handeln abgebracht werden sollen. Im Hintergrund bleibe nach wie vor die eigentliche Macht des Kapitals als herrschender Klasse bestehen.


    Käme es zu einer ökonomischen und politischen Krise dieser Form bürgerlicher Herrschaft, die auch Aktionen der revolutionären Arbeiterklasse auslösen könne, würden die Kapitalisten um der Absicherung ihrer Macht willen für die Etablierung einer faschistischen Diktatur plädieren. Diese soll die oppositionellen Regungen des Proletariats unterdrücken und die soziale Vorherrschaft der Kapitalisten absichern. Folglich stellen in linksextremistischer Lesart Faschismus und Liberalismus zwei Formen bürgerlicher Herrschaft9 dar, die sich zwar hinsichtlich der möglichen Freiheitsrechte und politischen Strukturen unterscheiden, aber je nach historisch-sozialer Situation beide die Macht der Bourgeoisie garantieren sollten. Der Faschismus gilt in dieser Perspektive als eine innere Konsequenz von Krisen im Kapitalismus und als Instrument der Kapitalisten zur Absicherung ihrer Dominanz. Demnach besteht nicht nur ein enger, sondern auch ein kausaler Zusammenhang von Faschismus und Kapitalismus: Letzterer bedingt als ökonomisches System den Faschismus als politische Ordnung.


    Aus der vorgenannten Argumentation ergibt sich die besondere Ausrichtung des von Linksextremisten vertretenen Antifaschismus: Ihnen geht es nicht primär um die Bewahrung der Demokratie, sondern um die Überwindung des Kapitalismus. Da die eigentliche Ursache für den Faschismus in dieser Wirtschaftsordnung gesehen wird, so die innere Logik der Argumentation, besteht die zentrale Zielsetzung des Antifaschismus in deren Abschaffung. Erst die Etablierung des Sozialismus könne die eigentlichen Ursachen und Wurzeln des Faschismus beseitigen. Da nun aber in der marxistisch-leninistischen Theorie ein enger Zusammenhang von ökonomischer Basis und politischem Überbau besteht, fordert diese Auffassung in der ideologischen Konsequenz die Überwindung eines als bürgerlich-kapitalistisch geltenden demokratischen Verfassungsstaates. Dies kann im politischen Selbstverständnis von Linksextremisten auch in Form der Etablierung einer sozialistischen Diktatur geschehen, kommt doch Demokratie und Grundrechten im gemeinten Verständnis von Antifaschismus keine eigenständige Bedeutung zu.10


    5 Fallbeispiele zur (links)extremistischen Instrumentalisierung: Antifaschismus


    Die linksextremistische Auffassung von Antifaschismus lässt sich an einigen Fallbeispielen veranschaulichen: Die Deutsche Kommunistische Partei (DKP)11, die vor 1989 in Abhängigkeit von der DDR stand, nutzt den Antifaschismus im Parteiprogramm zur Rechtfertigung der SED-Diktatur: »Die Deutsche Demokratische Republik hat unter Führung der SED der Macht des deutschen Imperialismus Grenzen gesetzt. […] Die DDR, ihr konsequenter Antifaschismus […] gehören zu den größten Errungenschaften der deutschen Arbeiterbewegung und sind Teil des humanistischen Erbes in Deutschland.« Antifaschismus soll hier die SED-Herrschaft humanistisch legitimieren. Weiter heißt es: »Die DKP stand an der Seite der DDR, jenes Staates, in dem 40 Jahre lang die Macht der Konzerne und Banken beseitigt war […] und der konsequent antifaschistisch war. Anders in der BRD: 40 Jahre lang kämpften Kommunistinnen und Kommunisten gemeinsam mit anderen gegen die Restauration der politischen Macht des Kapitals und die Einbindung der Bundesrepublik in das Lager des Imperialismus […].«12


    Antifaschismus spielt auch bei den Autonomen13 eine wichtige Rolle. Dabei lässt sich ein enges und ein weites Verständnis unterscheiden: Zur erstgenannten Kategorie gehören Aktivitäten gegen Rechtsextremisten, welche sowohl eine agitatorische als auch eine gewalttätige Dimension annehmen können. Mitunter bemühen sich Autonome um eine intensive Recherchearbeit zur Aufklärung rechtsextremistischer Strukturen. Man geht aber auch gewalttätig gegen Neonazis vor. Die Aktivitäten von Autonomen richten sich aber nicht nur gegen Rechtsextremisten, sondern auf Grundlage eines weiten Verständnisses von Antifaschismus auch gegen gesellschaftliche oder staatliche Einrichtungen ohne direkte Bezüge zum Rechtsextremismus. In den einschlägigen Publikationsorganen riefen und rufen Autonome unter der Parole »Antifaschistische Aktion« auch zu Gewalttaten gegen Angehörige der Justiz, der Polizei oder der Rüstungsindustrie auf, gelten diese doch als Repräsentanten des abgelehnten Kapitalismus und damit letztendlich auch des Faschismus.14


    Schließlich wäre noch darauf zu verweisen, dass der mittlerweile historische deutsche Linksterrorismus15 ebenfalls den Antifaschismus als Bestandteil des eigenen Selbstverständnisses16 ansah. Auffassungen in diesem Sinne vertrat die »Rote Armee Fraktion« bereits in ihrer Anfangsphase, wofür eine Reihe von Erklärungen von Ulrike Meinhof steht. So bemerkte sie etwa: »Die Massenmobilisierung im Sinne des Faschismus von Durchgreifen, von Todesstrafe, von Schlagkraft findet statt.«17 Zur indirekten Legitimation für die Tötung von Menschen hieß es: »[…] steht man im Sold der Faschisten und stirbt für die Ausbeuter und Unterdrücker des Volkes. So hat der Tod weniger Gewicht als Schwanenflaum.« 18 Mit solchen Einschätzungen konnten nahezu alle abgelehnten politischen Gegebenheiten als faschistisch bezeichnet und damit auch nahezu alle brutalen Gewalttaten legitimiert werden. Selbst die Ermordung eines einfachen US-Soldaten per aufgesetztem Genickschuss 1985 wollte man in einer Erklärung so rechtfertigen.19


    6 Begriffsdefinition im wissenschaftlichen Sinne: Kommunismus


    Auch vor der Auseinandersetzung mit dem Begriff des Antikommunismus soll zunächst die Definition des Bezugsbegriffes der Ablehnung vorgenommen werden: Dabei kann ein engeres und ein weiteres Verständnis unterschieden werden. Im weiteren Sinne ist »Kommunismus« aus ideen- wie realgeschichtlicher Perspektive eine Sammelbezeichnung für alle Auffassungen und Bestrebungen, die für die Abschaffung des privaten Eigentums zugunsten von kollektiven Lebensformen auf der Grundlage von sozialer Gleichheit eintraten bzw. eintreten. Demnach kann man Gesellschaftsauffassungen in der frühen Geschichte des Christentums ebenso zum Kommunismus rechnen wie solche von kleinen Religionsgemeinschaften im Mittelalter. Allgemein üblich ist indessen eine Begriffsbestimmung von Kommunismus, die sich auf moderne Konzeptionen herrschafts- und klassenloser Gesellschaften, also Sozialordnungen ohne institutionellen Staat und soziale Ungleichheit beziehen. Hier kann eine anarchistische und marxistische Ausgangsposition unterschieden werden.


    Die marxistische Form20 meint das Kommunismusverständnis im engeren Sinne: Dabei geht es um Auffassungen und Bestrebungen, die unter Berufung auf Karl Marx und seine Nachfolger wie Wladimir I. Lenin, Rosa Luxemburg, Mao Tse-Tung, Josef W. Stalin oder Leo Trotzki einen autoritären oder totalitären Staat im Namen einer »Diktatur des Proletariats« errichten wollten bzw. wollen: Dieser habe die Aufgabe, kapitalistische Besitzverhältnisse und Denkweisen im Rahmen des Sozialismus als Übergangsphase zu überwinden. Nach der erfolgreichen Realisierung derartiger Vorgaben könne der Staat dann zugunsten einer herrschafts- und klassenlosen Gesellschaft langsam absterben. In der politischen Praxis wurde dieser Entwicklungsschritt indessen nie vollzogen. Dort, wo kommunistische Akteure politisch erfolgreich waren oder sich durch gewalttätige Revolutionen den Weg an die Macht geebnet hatten, blieb es anschließend bei der Etablierung autoritärer oder totalitärer Diktaturen im Namen des Sozialismus.21


    Diese engere Definition von »Kommunismus« meint also Auffassungen und Bestrebungen, welche auch die Demokratie und nicht nur den Kapitalismus überwinden wollen. Eine Ausnahme bestand lediglich phasenweise in bestimmten Parteien, die man in den 1960er- und 1970er-Jahren dem »Eurokommunismus« zurechnete. Diese distanzierten sich von dem diktatorischen Regime in der Sowjetunion und plädierten für demokratische Reformen hin zum Sozialismus.22 Bei den glaubwürdigen unter diesen Akteuren erfolgte dabei meist ein Namenswechsel, sodass man sich fortan nicht mehr oder nur teilweise »kommunistisch« nannte. Insofern gelten die folgenden Ausführungen den politischen Bestrebungen oder Systemen, die mit der Grundausrichtung am Marxismus-Leninismus eine Diktatur anstrebten oder etablierten. Für den deutschen Kontext wären dies insbesondere die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) und die Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) bzw. die Deutsche Demokratische Republik (DDR) und die Sowjetunion (SU).


    7 Begriffsnutzung im demokratischen Sinne: Antikommunismus


    Auch der Gegenbegriff zu »Kommunismus«, also »Antikommunismus«, kann in einem demokratischen und in einem extremistischen Sinne verstanden werden. Beide Auffassungen richten sich gegen die revolutionären Absichten von Kommunisten in der Bewegungsphase bzw. gegen die totalitäre Herrschaft von Kommunisten in der Systemphase. Die eigentliche Differenz besteht demnach in einem anderen Gesichtspunkt konstitutiver Art, der für die demokratische Auffassung in den oben bereits genannten Minimalbedingungen eines demokratischen Verfassungsstaates gesehen wird. Somit lehnt man den Kommunismus primär ab, weil er sich gegen Demokratieprinzip und Konstitutionalismus, Individualismus und Menschenrechte, Pluralismus und Volkssouveränität wendet. Die grundlegende Bedeutung dieser Normen und Regeln unterscheidet den demokratischen vom extremistischen Antikommunismus. Auch hier gilt im Sinne eines Umkehrschlusses: Die demokratische Kritik am Kommunismus kann nicht mit der Bejahung einer nicht kommunistischen Diktatur einhergehen.


    Antikommunistische Auffassungen im demokratischen Sinne bestanden etwa in der Sozialdemokratie der Weimarer Republik. Deren Repräsentanten teilten zwar mit den Kommunisten die Anerkennung des Prinzips »sozialer Gleichheit«, lehnten aber für Deutschland deren Streben nach einer »Diktatur des Proletariats« nach sowjetischem Vorbild ab. Die KPD hatte ganz offen als Ziel ausgegeben, das bestehende politische System überwinden und zerschlagen zu wollen. Nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs behielt die Sozialdemokratie diese Abgrenzung bzw. Frontstellung bei. Deutlich macht dies die Formulierung »rotlackierte Faschisten«, die der SPD-Vorsitzende Kurt Schumacher für die Kommunisten nutzte. Für einen ausgeprägten demokratischen Antikommunismus traten ab Beginn des Kalten Krieges auch ganz entschieden die Unionsparteien ein. Bekannt bis heute ist ein Plakat von 1953 mit der Aufschrift »Alle Wege des Marxismus führen nach Moskau!«, womit man die Bedrohung durch die DDR und die Sowjetunion dramatisch deutlich machen wollte.23


    Bei derartigen Aussagen bestand indessen ein problematischer Subtext, sollte sich diese Frontstellung doch auch gegen die Sozialdemokratie richten. Da die SPD aber eindeutig gegen die Diktaturen des »real existierenden Sozialismus« und deren bundesdeutsche Apologeten positioniert war, muss dies als Missbrauch eines demokratischen Antikommunismus gelten, der mitunter Gemeinsamkeiten mit extremistischen Diskursen aufweist. Angesichts derartiger Instrumentalisierungen durch konservative und liberale Kräfte geriet aus dem Blick, dass auch eine antikommunistische Linke existierte. Meist bewegten sich die gemeinten Akteure im Umfeld der Sozialdemokratie. Es gab aber auch in Deutschland wie in anderen Ländern einzelne nicht parteigebundene Intellektuelle und Wissenschaftler, die aus einer politisch linksorientierten Auffassung heraus den Kommunismus als »Sozialismus der Galgen«24 kritisierten. Da sie damit zwischen den Konfliktlinien des Kalten Krieges standen, fanden deren Positionen nur geringe Aufmerksamkeit. So kam auch die Ansicht auf, Antikommunismus sei eine konservative oder reaktionäre Position.25


    8 Begriffsnutzung im (rechts)extremistischen Sinne: Antikommunismus


    Diese geschilderte Fehlwahrnehmung hatte einen »wahren Kern« darin, dass es sich beim Kommunismus um ein Feindbild der Rechten, vom historischen Nationalsozialismus bis zum gegenwärtigen Rechtsextremismus,26 handelt. Zwar besteht die Gemeinsamkeit mit der demokratischen Form in einer Ablehnung von kommunistischen Diktaturen und Revolutionären, indessen liegen dieser Frontstellung unterschiedliche politische Ausgangspositionen zugrunde. Während der demokratische Antikommunismus aus der Perspektive von Demokratie und Menschenrechten argumentiert, propagiert der extremistische Antikommunismus eine von Nationalismus und Ungleichheit geprägte Sicht. Insbesondere der Aspekt der Ungleichheit erweist sich dabei als konstitutiv, denn der historische wie gegenwärtige Rechtsextremismus sah und sieht in der Auffassung von der Gleichheit, hier verstanden als Gleichwertigkeit von Menschen, den ideologischen Kern des Kommunismus. Aus dieser Lesart des Kommunismus heraus lässt sich nicht nur die inhaltliche Ausrichtung des extremistischen Antikommunismus erklären, sondern auch dessen Reichweite.


    Denn die Frontstellung beschränkte sich in der Vergangenheit nicht auf die Anhänger des Kommunismus, die diktatorische Politikmodelle von Lenin über Stalin bis Mao propagierten. Rechtsextremisten rechneten pauschal auch Anhänger der Sozialdemokratie zum Kommunismus. Mitunter entstand dabei gar das Bild einer arbeitsteiligen, aber gemeinsamen Konspiration gegen die Nation. Die dezidiert antikommunistische und demokratische Ausrichtung der Sozialdemokratie nahm man dabei nicht zur Kenntnis, hätte dies doch die Absurdität und Widersprüchlichkeit solcher Unterstellungen offenkundig werden lassen. Man findet bei den Anhängern des rechtsextremistischen Lagers mitunter sogar die Auffassung, dass auch Liberale aufgrund ihrer Auffassung von individueller Gleichheit diesem Feindbild zuzurechnen sind. So gelten dann Kommunismus und Liberalismus als zwei Seiten einer Medaille. Hier wird denn auch der ideologische Kern des extremistischen Antikommunismus deutlich: die Ablehnung des Individualitätsprinzips.27


    Darüber hinaus lässt sich im Kontext dieses Feindbildes noch ein weiteres Feindbild von Rechtsextremisten konstatieren: der Antisemitismus. Zumindest historisch spielte die Rede vom »jüdischen Bolschewismus« eine herausragende Rolle. Auch hier gab es einen »wahren Kern«, der in dem überdurchschnittlich hohen Anteil von Menschen aus jüdischen Familien in der sozialistischen Bewegung bestand. Meist hatten diese aber mit ihrem Glauben gebrochen und verstanden sich als Säkulare. Auch der bolschewistischen Partei in der Sowjetunion gehörten nach 1917 viele Führungskräfte aus jüdischen Familien an. Gerade dies ließ das Schlagwort vom »jüdischen Bolschewismus« aufkommen, häufig einhergehend mit einer Deutung des Kommunismus im Sinne einer »jüdischen Verschwörung«. Die dadurch erfolgte Kombination von Antikommunismus und Antisemitismus fand durch die Fernwirkung der NS-Propaganda noch im Nachkriegsrechtsextremismus große Verbreitung.28 Auch hier besteht eine grundlegende Differenz zum demokratischen Antikommunismus.


    9 Fallbeispiele zur (rechts)extremistischen Instrumentalisierung: Antikommunismus


    Die Ausweitung des Antikommunismus auf Liberalismus und Sozialdemokratie durch Rechtsextremisten soll ebenfalls anhand von Fallbeispielen aufgezeigt werden. Bereits bei der frühen Nationaldemokratischen Partei Deutschlands (NPD)29, die zwischen 1966 und 1969 ihre »Blütezeit« als Wahlpartei erlebte, lassen sich einschlägige Aussagen konstatieren. So legte man Mitgliedern in einer Musterrede nahe, die Beherrschung der Medien durch Kommunisten zu behaupten: »Sie sehen das unter anderem daran, dass im Fernsehen und im Rundfunk Kommentatoren, die ihre kommunistische Grundgesinnung nicht zu verbergen suchen, Abend für Abend um Verständnis für die Außenpolitik des Kremls werben.« Oder man behauptete in einem Artikel im Presseorgan der Partei: »Frahm-Brandt« übernimmt die »kommunistische Propagandaphrase« von der »Existenz zweier politischer Ordnungen auf deutschem Boden«. Auch die FDP rückte die NPD in die Nähe des Kommunismus, indem man behauptete, sie erhebe Forderungen, »die bisher nur in Rotchina verwirklicht ... wurden«.30


    Derartige Behauptungen fanden auch in anderen rechtsextremistischen Gruppen große Verbreitung. Dafür sei als Beispiel die 1975 gegründete neonazistische Volkssozialistische Bewegung Deutschlands/Partei der Arbeit (VSBD/PdA)31 genannt. In deren Programm hieß es: »Demokratie und Sozialismus degenerieren […] zu rein gesellschaftlichen Regelmechanismen, in denen […] keine menschliche Gesellschaft verwirklicht werden kann.« Und weiter zur eigenen Ideologie: »Mit dieser Konzeption reihen wir uns ein in die weltweite Front gegen den menschenfeindlichen Marxismus und Liberalismus.«32 Erst nach der Auflösung der DDR bzw. des »real existierenden Sozialismus« gingen solche Behauptungen zurück. Doch auch nach 1990 betätigten sich Rechtsextremisten im antikommunistischen Sinne, etwa bei der »Anti-Antifa-Arbeit«: Hier erklärte man alle Kritiker des »nationalen Lagers« pauschal zu »Linksextremisten« und wollte mit diesem Schlagwort gegen sie vorgehen.33


    Und auch im Rechtsterrorismus kam dem Antikommunismus eine gewisse Bedeutung zu: Da die Gewaltakteure in diesem politischen Lager kaum einschlägige Erklärungen hinterlassen, lässt sich dies allenfalls anhand der Opferauswahl verdeutlichen: 1968 schoss Josef Bachmann, der Kontakte ins rechtsextremistische Milieu hatte, auf Rudi Dutschke mit den Worten: »Du dreckiges Kommunistenschwein«.34 1970 konnte ein Anschlag der »Europäischen Befreiungsfront« auf die Stromversorgung in Kassel verhindert werden, mit dem die Rechtsterroristen gegen ein Treffen von Bundeskanzler Willy Brandt und DDR-Ministerpräsident Willy Stoph hatten vorgehen wollen. Und 1978 plante eine »Werwolfgruppe Stubbenheim« einen Anschlag auf ein Büro des Kommunistischen Bundes Westdeutschland (KBW).35 Nach 1980 konzentrierten sich Rechtsterroristen auf Migranten. Gleichwohl gab es auch dann noch Attentate mit antikommunistischem Hintergrund: So schoss 1997 der Neonazi Kay Diesner auf einen PDS-nahen Buchhändler, der ihm als »bolschewistischer Funktionär« galt.36


    10 Funktionen von Antifaschismus/Antikommunismus im Extremismus


    Betrachtet man bilanzierend die Ausführungen zum Antifaschismus bzw. Antikommunismus so lassen sich Funktionen ausmachen, welche deren Attraktivität und Nutzen für Links- bzw. Rechtsextremisten erklären. Hierzu gehört erstens die Akzeptanzfunktion: »Faschismus« bzw. »Kommunismus« sind in der Öffentlichkeit negativ angesehene Begriffe, ein klares Bekenntnis dagegen erleichtert eine positive Wahrnehmung unabhängig von den jeweils selbst geteilten Auffassungen. Zweitens wäre die Legitimationsfunktion zu nennen: Hierbei können die eigenen Positionen innerhalb des öffentlichen Diskurses eine moralische oder politische Rechtfertigung erfahren, geht es doch um die Frontstellung gegen den »Faschismus« bzw. »Kommunismus«. Drittens spielt die Erosionsfunktion eine wichtige Rolle: Sie gestattet es Links- bzw. Rechtsextremisten mit dem Verweis auf eine gemeinsame Bekämpfung des Rechts- bzw. Linksextremismus auch Demokraten als Bündnispartner zu gewinnen und damit die Abgrenzung zwischen demokratischen Positionen und den eigenen aufzulösen bzw. verschwimmen zu lassen.


    Ganz eng damit zusammen hängt viertens die Bündnisfunktion: »Antifaschismus« bzw. »Antikommunismus« erlauben es, jeweils für eine Kooperation unterschiedlicher politischer Richtungen einzutreten, was aber nur zur Aufwertung von Links- bzw. Rechtsextremisten als Bündnispartner gegenüber den demokratischen Beteiligten führt. Auch die fünftens zu nennende Mobilisierungsfunktion verdient besondere Aufmerksamkeit: Angehörige des links- bzw. rechtsextremistischen Lagers können im Namen des »Antifaschismus« bzw. »Antikommunismus« mit Aktionen und Demonstrationen gegen Rechts- bzw. Linksextremisten auch viele demokratische Bürger mobilisieren, ohne dass ihnen die politische Instrumentalisierung bewusst werden muss. Sechstens ist der Integrationsfunktion große Bedeutung zuzuschreiben: Mit »Antifaschismus« bzw. »Antikommunismus« lässt sich das ansonsten keineswegs homogene links- bzw. rechtsextremistische Lager bündeln und zu gemeinsamen Aktionen und Organisationen auch intern zusammenführen.


    Siebtens wäre noch auf eine Verschiebefunktion hinzuweisen: Durch die Bemühungen von Links- bzw. Rechtsextremisten, auch Demokraten für eine Kooperation bei der Bekämpfung des Rechts-s bzw. Linksextremismus im Namen des Antifaschismus bzw. Antikommunismus zu gewinnen, erfolgt letztendlich auch eine Akzeptanz links- bzw. rechtsextremistischer Akteure und Positionen in der politischen Kultur mit entsprechenden Verschiebungen bei der Wahrnehmung des demokratischen Spektrums. Und schließlich kann noch achtens die Diffamierungsfunktion genannt werden: Aufgrund der inhaltlichen Ausweitung und willkürlichen Verwendung des Faschismus- bzw. Kommunismusbegriffs ist es Linksextremisten bzw. Rechtsextremisten möglich, auch nicht rechtsextremistische Konservative oder Liberale bzw. nicht linksextremistische Linke oder Sozialisten mit entsprechenden Bezeichnungen öffentlich zu diskreditieren. Die Funktionen müssen übrigens von den extremistischen Akteuren nicht subjektiv intendiert sein, um objektiv so zur Wirkung zu kommen.


    11 Fazit


    Bei der Betrachtung und Einschätzung des Antifaschismus und des Antikommunismus sollte aus demokratietheoretischer Perspektive auf die eigentliche Begründung und Motivation bei der Frontstellung gegen Faschismus und Kommunismus geachtet werden: Erfolgt die Ablehnung der einen Diktatur und des einen Extremismus im Namen von Demokratie und Menschenrechten oder im Namen der anderen Diktatur und des anderen Extremismus? Bereits an der Auffassung von den jeweiligen Bezugsbegriffen für »Antifaschismus« und »Antikommunismus« lässt sich die Differenz verdeutlichen: Links- bzw. Rechtsextremisten nehmen eine Ausweitung des mit »Faschismus« und »Kommunismus« Gemeinten vor, wobei dann auch rechte bzw. linke Demokraten in den Blick geraten. Den gemeinten Akteuren geht es somit auch um eine Frontstellung gegen bestimmte Demokraten und nicht nur gegen bestimmte Extremisten. Gerade in diesem Gesichtspunkt besteht der entscheidende Unterschied zur jeweils demokratischen Auffassung.37


    Nach der Auflösung der DDR und des Staatensystems des »real existierenden Sozialismus« ist die Bedeutung des Antikommunismus in Deutschland und in anderen Ländern stark zurückgegangen. Die Bezugsfaktoren für die einschlägige Agitation existieren nicht mehr. Es gibt nur noch wenige Fälle, in denen in der beschriebenen Form Antikommunismus als Themenfeld für die Propaganda von Rechtsextremisten gilt. Dies erklärt auch, warum die oben genannten Fallbeispiele meist vor Beginn der 1990er-Jahre lagen. Als Feindbilder gelten im rechtsextremistischen Lager aktuell eher als »Fremde« wahrgenommene Menschen. Demgegenüber spielt der Antifaschismus von Linksextremisten bis heute eine bedeutende Rolle, was vor allem an der Gegenwart von Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus liegt. Gegen einschlägige Demonstrationen, Gruppen oder Parteien engagieren sich auch viele Demokraten, was dem Antifaschismus aus dem Linksextremismus einen Resonanzboden und ein Wirkungsfeld für Agitation und Bündnispolitik liefert.


    Für engagierte Demokraten besteht oft das Problem, dass sie bei Demonstrationen gegen die eine Form von Extremismus mitunter mit Repräsentanten der anderen Form des Extremismus zusammenkommen. Meist mangelt es an eindeutigen Distanzierungen und entwickeltem Problembewusstsein bei den Organisatoren der Veranstaltungen. Kommt es gerade dann zu Ausschreitungen und Gewalthandlungen, ist das moralische und politische Anliegen des Engagements gegen Extremismus in der öffentlichen Resonanz beschädigt. Umso mehr bedürfte es hier mit demokratietheoretischem Blick einer begrifflichen Klarheit: »Antifaschismus« und »Antikommunismus« sind für sich allein genommen keine Einstellungen oder Prinzipien eines demokratischen Selbstverständnisses, denn sie schließen eine mögliche Akzeptanz oder Zugehörigkeit zu dem jeweils anderen Extremismus mit ein. Dem gegenüber steht als Alternative ein »Antiextremismus« und »Antitotalitarismus«, der alle Formen von Diktatur und Extremismus im Namen von Demokratie und Menschenrechten negiert.
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    Geschichte


    1 Einführung


    Der Begriff der Geschichte ist im Sinne von Max Weber »soziologisch amorph«,1 das heißt Geschichte kann von vielen unterschiedlichen politischen und sozialen Strömungen ganz unterschiedlich für sich in Anspruch genommen werden. Darüber hinaus ist er dadurch gekennzeichnet, dass er inhaltlich etwas Prozessuales beschreibt, aufgrund seines Singulars aber formal auf etwas scheinbar Abgeschlossenes verweist.2 Der damit angedeutete Widerspruch besteht darin, dass Geschichte einerseits nie zu einem Ende kommt und die historische Forschung die in der Gegenwart existierenden Interpretationen von Vergangenheit zudem stets aufs Neue mit Fakten und Informationen anreichert, die bis zu ihrer Erforschung unbekannt waren;3 andererseits gerinnt dieser auf Veränderungen und Modifikationen verweisende Charakter von Realgeschichte im Terminus »Geschichte« zu etwas Abgeschlossenem, Monolithischem und Einheitlichem – oder wie der Historiker Reinhart Koselleck schreibt:


    »Die grundsätzliche Zweideutigkeit des Geschichtsbegriffs hat seit seiner Entstehung tief in die Alltagssprache der Politik eingewirkt. Seine Anfälligkeit, empathisch überzogen und ideologisch verwendet zu werden, gründet in der Wortbildung des Kollektivsingulars. Als transzendentale Kategorie umfaßt sie Historie und Geschichten zugleich, der Begriff ›Geschichte‹ indiziert eine schillernde Skala möglicher Erfahrungen: Handlungsspielraum und Prozeß, Fortschritt und Entwicklung, Sinnstiftung und Schicksal, Ereignis und Tat. Es scheint, als sei die alte Bedeutung der Erzählung darüber in den Hintergrund gedrängt.« 4


    Der Widerspruch zwischen Wort und Begriff tritt noch deutlicher zutage, wenn man den Terminus Geschichte mit dem der Geschichten kontrastiert: Während das eine wie etwas Offizielles und Verbindliches wirkt (»die Geschichte«), klingt das andere zwar nach mehr Pluralität, aber eben auch nach mehr Anekdotenhaftem und Subjektivem, von den Geschichten, die man erzählt, von verwaschener Erinnerung und ausgeschmückter Prosa, die aber eben nicht unbedingt immer der historischen Wahrheit entsprechen muss. Geschichte ist sprachlich etwas, das gemacht wird, Geschichten hingegen werden erzählt, sodass dieser plurale und offenere Begriff zugleich auch der fluidere und umstrittenere ist. Im Spannungsfeld beider Begriffe zeigen sich wesentliche Dimensionen, die eine Annäherung an einen demokratischen und einen extremistischen Umgang mit Geschichte ermöglichen. Die zentralen Kategorien in diesem Spannungsfeld sind dabei das Verhältnis von (historischen, objektiven) Fakten und (umstrittenen, subjektiven) Interpretationen auf der einen Seite und auf der anderen daran angelehnt die Frage, ob das Bild bzw. die Bilder von Geschichte, die zwischen Fakten und Interpretationen formuliert werden, einen öffentlichen oder einen privaten Anspruch haben.


    Private Erinnerungen, etwa als erzählte Familiengeschichte oder Erinnerungen an die eigene Kindheit, sind dabei nicht nur immer subjektiv, sondern zeichnen sich auch dadurch aus, dass sie keinen öffentlichen Wahrheitsanspruch haben, ja letztlich sogar nicht haben können, weil Individual- oder Familienerzählungen stets durch die Notwendigkeit der Einordnung in den jeweils subjektiven lebensweltlichen Kontext gebrochen sind. Anders gesagt: Private Erinnerungen dienen dazu, eigene biografische Momente zu verstehen und in das gegenwartsbezogene Handeln der Individuen einzuordnen und dieses dadurch zu stabilisieren. Aus ihnen lässt sich nur dann eine historische, über das Individuum hinausgehende Bedeutung ableiten, wenn sie mit der systematischen Dimension von Geschichte, also den tatsächlichen historischen Fakten, in Beziehung gesetzt werden.5 Noch einmal pointiert auf den Punkt gebracht: Historisch wahr ist nicht, was jemand subjektiv erinnert, sondern was auf Basis von wissenschaftlicher Analyse und gestützt durch Quellenmaterial und Kontextdeutungen tatsächlich als »Geschichte« historisch rekonstruiert werden kann.


    Extremistische Geschichtsdeutungen setzen genau hier an: Sie stellen, mal mehr, mal weniger umfangreich, die öffentliche Geschichtsdeutung infrage und wollen diese aus doppeltem Grund revidieren: einerseits, weil unliebsame historische Fakten geleugnet und auf dieser Basis die Geschichte wider die Faktenlage umgeschrieben werden soll (im Rechtsextremismus etwa durch die Leugnung der Schoah, im Linksextremismus beispielsweise durch die Glorifizierung von Stalin); andererseits aber, weil sich mit der Frage des Geschichtsbildes auch die Frage nach der Zukunft stellt, also der Kampf um die Vergangenheit ein Kampf ist, der in der Gegenwart um die Zukunft geführt wird. Dazu noch einmal Koselleck:


    »›Geschichte‹ greift als Legitimationsbegriff weit über seine wissenschaftliche Verwendung hinaus. Er hat die neuzeitlichen Erfahrungen und Hoffnungen in einem Wort gebündelt, das seitdem zum Streit- und Schlagwort unserer politisch-sozialen Sprache werden konnte.«6


    Geschichte ist Politik. Kaum etwas ist derart politisiert wie Geschichte, sowohl hinsichtlich ihres tatsächlich erinnerten Gehalts wie auch in Bezug auf ihre sinnstiftende Funktion durch die Formung der Vergangenheit in der Gegenwart. Es ist eine Trivialität darauf hinzuweisen, dass kein moderner Staat ohne eine eigene geschichtsphilosophische Interpretation zu existieren in der Lage ist.7 Kein Nationalstaat, ganz gleich, ob völkisch oder republikanisch konstituiert, kommt ohne Vergangenheitsbilder, ohne nationalpolitische Erinnerung aus. Dies wurde von der neueren Nationen- und Nationalismusforschung deutlich herausgearbeitet und gilt nicht nur für Nationen, sondern auch für soziale und politische Bewegungen.8 Der Historiker Johannes Fried hat in diesem Zusammenhang betont, dass Vergangenheit dabei in der Gegenwart stets neu geschaffen werde und sich unbewusst aus unterschiedlichen, diachronen Elementen erinnerten Geschehens konstituiere: Geprägt durch die Erfordernisse der Gegenwart, so Fried, werden auf diese Weise »stimmige Vergangenheitsbilder« geformt, die in ihrem erzählten bzw. erinnerten Gehalt erheblich vom tatsächlichen Geschehen abweichen können.9 Den »Heiligenschein der Legitimität« (Eric J. Hobsbawm),10 den die Vergangenheit verleiht, nutzen alle, die Historizität in irgendeiner Form politisch nutzbar zu machen versuchen.


    2 Demokratische Begriffsdeutungen


    Für den formalen Vorgang der geschichtspolitischen Sinnstiftung ist die konkrete politische Verfasstheit eines staatlichen Systems oder einer politischen Bewegung unerheblich.11 Denn Prozesse der Mythologisierung und Heroisierung können gleichermaßen demokratische Systeme und Bewegungen in ihrer Existenz historisch stützen, wie sie dazu dienen können, antidemokratische Mythologien sinnstiftend für den nationalen Alltag zu manifestieren und in praktische Handlungsanleitungen zu transformieren. Was in diesen Prozessen letztlich zur Geschichte erklärt wird, ist in aller Regel nicht von den historischen Fakten abhängig, sondern von ihrer Interpretation durch Politik, Wissenschaft, Medien und Öffentlichkeit. Das Verhältnis von (selbst)reflexivem, das heißt vernunftbezogenem Erinnern einerseits und identitärer, meist emotionalisierter Sinnstiftung zum Zweck der Vergemeinschaftung andererseits markiert das geschichtspolitische Spannungsfeld.


    Die Kernfrage in diesem Spannungsfeld besteht nun darin, ob Geschichte adäquat interpretiert oder lediglich verwertet werden soll. Während die interpretative Variante einer kritischen Aufarbeitung der Vergangenheit zuneigt, zielt die verwertungsorientierte auf deren Instrumentalisierung und stellt in ihrer Logik darauf ab, was von Theodor W. Adorno als die Spießbürgersorge beschrieben wurde, sich daran zu orientieren, was für das eigene Tun zu bekommen sei.12


    Die damit skizzierten Varianten der (Selbst-)Legitimation und der Sinnstiftung stellen insofern nicht allein ein Spezifikum des politischen Extremismus dar, dessen Umgang mit Geschichte meist instrumentell ist. Sie bilden vielmehr das Unterscheidungsmerkmal zwischen jeweils einer moderaten und einer extremistischen Strömung in allen Bereichen des politischen Spektrums.13 Der Politikwissenschaftler Seymour Martin Lipset hat bereits in einem Aufsatz von 1959,14 der dann auch in sein berühmtes Werk Political Man (1960) eingeflossen ist,15 eine Differenzierung des Extremismusbegriffs eingeführt, in der er drei wesentliche Kategorien unterscheidet: die politischen Ziele anhand der traditionellen Rechts-links-Achse und ihre Distanz zur liberalen Demokratie, die Unterscheidung zwischen demokratischen und autoritären Mitteln zur Durchsetzung eigener politischer Ziele und schließlich die theoretisch zentrale Differenzierung zwischen Pluralismus und Monismus, wobei eine antiplurale und monistische Weltanschauung als Kennzeichen von Extremismus interpretiert wird.16


    Lipset zufolge können extremistische Einstellungen nicht nur an den Rändern des politischen Systems zu lokalisieren sein, sondern gleichermaßen in dessen Mitte. Antipluralistische und gegenaufklärerische Bestrebungen finden sich somit in allen Teilen der Gesellschaft, ohne dass damit auch gleich ein geschlossenes antidemokratisches Weltbild vorliegen muss. Lipset prägte den Begriff des »extremism of the center« und fügte damit der konzeptionellen Überlegung eines linken und eines rechten Extremismus einen dritten Typus hinzu, der allerdings zuvörderst auch als sozialökonomischer Begriff im Sinne der Mittelklassen bzw. Mittelschichten zu verstehen war. So gibt es Lipset folgend auf der Linken, der Rechten und in der Mitte jeweils eine moderate und eine extremistische Strömung, »each major social stratum has both democratic and extremist political expressions«.17


    Abb. 1: Die politischen Spektren nach Seymour Martin Lipset (1959/60)
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    Eigene Darstellung, entnommen aus: S. Salzborn (Anm. 13), S. 109.


    Die Gemeinsamkeiten der drei Extremismen bestehen laut Lipset in ihrer sozialpolitischen Orientierung an den verärgerten, orientierungslosen, desintegrierten, ungebildeten, differenzierungsunfähigen und damit eben letztlich autoritären Personen auf jedem Level der Gesellschaft.18 Mit Blick auf demokratische Geschichtsverständnisse in Abgrenzung zu extremistischen heißt dies, dass sich ein instrumenteller und damit undemokratischer Umgang mit Geschichte unter Umständen auch in der Mitte der Gesellschaft finden lässt. Umgekehrt weisen alle Extremismen auch Bezüge zu den jeweiligen demokratischen Positionen auf. Ähnliche Befunde stammen etwa von Adorno, nach dessen Ansicht das »Nachleben des Nationalsozialismus in der Demokratie [...] potentiell bedrohlicher denn das Nachleben faschistischer Tendenzen gegen die Demokratie« sei,19 oder von Ralf Dahrendorf, der die Zerstörung der Demokratie bereits historisch als »ein Werk des Mittelstandes« sah.20 Lipset macht hiermit zudem kenntlich, dass die Grenzen zwischen Demokratie und Extremismus weder statisch noch undurchlässig sind: »The different extremist groups have ideologies which correspond to those of their democratic counterparts.«21


    Dieser Deutungsansatz ist für das Verständnis von Geschichte zentral: Erstens zeigt er, dass es einen »reinen« demokratischen Begriff von Geschichte nicht gibt und nicht geben kann, da Geschichte eben plural, widersprüchlich und ambivalent ist – und somit immer der Interpretation bedarf.22 Genau dies anzuerkennen und die Geschichte in ihrer pluralistischen Widersprüchlichkeit zu begreifen, ist aber möglicherweise auch die einzig genuin demokratische Dimension im Umgang mit dem Begriff »Geschichte«; zweitens zeigt er überdies, dass mit Blick auf den Begriff und die Deutung von Geschichte die Grenzen zwischen den Positionen innerhalb des politischen Spektrums fluide sind, es also auf die Art und Weise ankommt, wie Geschichte gedeutet und genutzt wird, um diese Deutung dann als demokratisch oder als extremistisch klassifizieren zu können. Die Abgrenzung zwischen extremistischen Positionen und Fragmenten dieser auf der einen und demokratischen auf der anderen Seite kann insofern keine statische sein, sondern lediglich eine funktionale. Wie im folgenden Abschnitt gezeigt wird, weisen extremistische Begriffsdeutungen bestimmte Charakteristika auf, die auch in der Mitte der Gesellschaft zu finden sein können.


    3 Extremistische Begriffsdeutungen


    Geschichte ist immer umstritten, zu keinem Zeitpunkt lässt sich letztlich rekonstruieren, wie ein historischer Prozess en détail tatsächlich abgelaufen ist. Zu groß sind die Variablen, zu vielfältig die Quellen, zu kontrovers auch die Deutungen, die sich entlang einer historischen Faktizität legitimerweise entwickeln können. Zentral für extremistische Begriffsdeutungen ist allerdings der instrumentelle Umgang mit Vergangenheit und Geschichte – als Legitimation des eigenen Handelns, als Vision für die Zukunft und als Appell zur binnenstrukturellen Festigung der eigenen sozialen (Bewegungs-)Kontexte. Hierbei sind systematisch drei Elemente zu unterscheiden, die sich gegenseitig ergänzen und zum Teil überlappen: Geschichte in der Lesart als Fantasie-, als Kollektiv- und als Identitätsgeschichte.


    Abb. 2: Elemente des Geschichtsverständnisses im Extremismus
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    Eigene Darstellung, angelehnt an: Salzborn (Anm. 13), S. 27.


    Während im demokratischen Kontext über differente Interpretationen entlang der jeweils eigenen Interessen gestritten wird, allerdings ohne dabei vorsätzlich Fakten oder Kontexte auszublenden, ist das zentrale Charakteristikum extremistischer Geschichtsdeutungen die Halbierung der Vergangenheit, also das Infragestellen von historischer Faktizität zugunsten geschichtspolitischer Narrationen. Diese beginnen bei Formen der Entkontextualisierung und Realitätsverleugnung von Vergangenheit und gehen über die Verharmlosung bis hin zur Leugnung von Vergangenheitselementen. Extremistische Geschichtspolitik ist als – bewusste oder unbewusste – Fantasie über eine Wirklichkeit zu interpretieren, die in den Augen ihrer Protagonisten so hätte gewesen sein sollen bzw. müssen, um die eigenen Zukunftsvisionen heiligen und das Agieren in der Gegenwart legitimieren zu können.


    Bewusst ist der Prozess des Versuches der Etablierung einer Fantasiegeschichte immer dann, wenn die Akteure wissentlich Fehl- oder Teilinformationen zur historischen Legitimation ihrer politischen Anliegen verwenden, unbewusst, wenn sie selbst glauben, dass ihre geschichtspolitische Fantasie tatsächlich so stattgefunden habe. Das entworfene Scheinbild der Vergangenheit kann dabei ebenso Teilaspekte der tatsächlichen Geschichte enthalten oder auch gänzlich auf sie verzichten – je nachdem, in welchem Maße die Distanz zu demokratischen Positionen besteht. Ein signifikantes Beispiel hierfür ist die Vertriebenendebatte in Deutschland, bei der sich die Vertriebenenverbände zunehmend (wieder) offen geschichtsrevisionistischen Positionen annähern,23 wie man sie in deren Haltung zu einem »Zentrum gegen Vertreibungen« (ZgV) sehen kann. In der Debatte folgten die Vertriebenenverbände der Positionierung der seinerzeitigen Vertriebenenpräsidentin Erika Steinbach, nach der ein ZgV in »geschichtlicher und räumlicher Nähe« zum Holocaust-Mahnmal platziert werden sollte.24 Dieser Vorschlag negierte die historischen Zusammenhänge von Ursache und Wirkung und relativierte zugleich die nationalsozialistische Barbarei der Schoah.25 In ihm finden sich somit die Elemente der Entkontextualisierung (der Vertreibung der Deutschen, die ihre Ursache in der deutschen Volkstums- und Vernichtungspolitik in Osteuropa hatte) und der Verharmlosung (des Massenmordes an den europäischen Juden).


    Dabei zeigt sich auch die mit Lipset konstatierbare graduelle Entwicklung von demokratischen zu extremistischen Positionen in der Geschichtspolitik, die sich anhand der Vertriebenenverbände wie auch bei einer Reihe von anderen rechten und rechtsextremen Geschichtsrevisionisten nachvollziehen lässt. Ganz wesentlich ist aber auch zu betonen, dass es sich bei der hier skizzierten Geschichtspolitik als Fantasiegeschichtsschreibung eben gerade nicht um den erinnerungspolitischen Deutungskampf handelt, der zum Grundkanon jeder streitbaren Demokratie gehört, sondern genau um die Aufkündigung des pluralistischen Streitfeldes und seine Ersetzung durch eine monistische Fiktion von der Vergangenheit.


    Passend zur antipluralen Intention des Extremismus, mit der kontroverser Streit um die Vergangenheit abgelehnt wird, liegt das Ziel einer extremistischen Geschichtspolitik nicht in der Orientierung am Individuum und an innergesellschaftlichen Widersprüchen, die sich historisch rekonstruieren ließen, sondern an einer Kollektivierung und Homogenisierung der Erinnerung. Die autoritäre Norm duldet keine Abweichung, geschichtspolitische Bilder sind im Extremismus am homogenen Kollektiv orientiert, das letztlich immer Exklusivität und Omnipotenz beansprucht. Was als homogenes Kollektiv unterstellt wird, unterscheidet sich je nach Art des Extremismus und reicht von der nationalsozialistischen Volksgemeinschaft über linksextreme Interpretationen der sozialistischen Internationale bis zu einem islamistischen Verständnis der umma; entscheidend ist in allen Fällen die Negation von Individualität, die in Gemeinschaft aufgeht und so pluralistische Gesellschaftsvorstellungen ersetzt. Geschichtspolitisch fungiert die kollektive Identitätsbildung zumeist über eine Verknüpfung einer homogen vorgestellten, amorphen Masse mit einem mehr oder weniger stark ausgeprägten Personen- und Ritualkult.26 In dieser Form der Zurichtung von Geschichtspolitik als Kollektivgeschichte wird die generelle Unfreiheit des Individuums im Kollektiv formiert.27


    Die Idee des Kollektivs als Grundlage geschichtspolitischer Argumentationsfiguren impliziert die Negation von Freiheit, von Konflikt und von konkurrierenden gesellschaftlichen Interessen. Die Stiftung von kollektiven (historischen) Identitäten28 kann dabei gleichermaßen als Helden- oder Opfererzählung geschehen. In ihnen werden Konflikte um Macht, Einfluss und Ressourcen vereinheitlicht und ihrer immanenten Widersprüchlichkeit entkleidet: Die Kollektiverzählung geht eben nicht davon aus, dass es innerhalb des Kollektivs Widersprüche und Interessenkonflikte, Überlagerungen von Täter- und Opferrollen, Widersprüchlichkeiten in Verantwortlichkeitsfragen oder Kausalitätsinterpretationen geben kann, sondern redigiert diese gesellschaftlichen Konfliktlinien (cleavages)29 aus dem geschichtspolitischen Konzept heraus. Konkurrierende Interessen werden so in einer am Kollektiv orientierten Geschichtspolitik suspendiert und reale Konflikte negiert. Zugleich generiert diese Geschichtspolitik allerdings alternative Konflikte, die symbolisch und mythisch aufgeladen werden. Die deutlichsten geschichtspolitischen Ausprägungen hat dieses Konzept in den antisemitischen Verschwörungsmythen erfahren,30 die gleichermaßen von Neonazis, Globalisierungsgegnern und Islamisten geglaubt und verbreitet werden.


    Geschichtspolitik, die antiindividuell operiert und das homogene Kollektiv in den Mittelpunkt rückt, agiert aufgrund ihrer keinen Widerspruch duldenden und keine individuelle Abweichung tolerierenden Lesart von Vergangenheit strukturell autoritär. Der autoritäre Gehalt besteht überdies darin, dass ein auf Mythologisierung und Heroisierung orientiertes, für alle verbindliches Geschichtsbild ohne Rücksicht durchgesetzt werden soll, also keine Differenzen zwischen öffentlicher Geschichtsdarstellung und privater Erinnerung toleriert werden. Widersprüche, die in individuellen Gedächtnissen vorhanden sein können (z.B. Erinnerungen an oppositionelle oder widerständige Handlungen oder gegenläufige Interpretationen von Ereignissen), sind der extremistischen Intention folgend aus dem Erinnerungskanon herauszuredigieren. Geschichte ist damit nicht mehr hinsichtlich ihrer individuellen und familiären Erinnerung vielstimmig, heterogen und durchaus streitbar, sondern einheitlich und autoritär gesetzt. Damit will eine extremistische Geschichtspolitik, um die Terminologie von Jan Assmann aufzugreifen,31 eine Identität von kommunikativem und kulturellem Gedächtnis erzwingen. Die institutionalisierten Erinnerungen an symbolische Fixpunkte der Vergangenheit sollen die von Zeitzeug(inn)en kommunizierte Erinnerung an die Vergangenheit dominieren. Der Extremismus zielt insofern auf eine Geschichtspolitik als Identitätsgeschichte, in der sich die Individualerinnerung mit der Kollektiverinnerung decken soll. Die geschichtspolitische Identifizierung erfolgt dabei als kollektiver Identitätszwang. Die homogenisierte Interpretation der Vergangenheit wird so zur kollektiven Utopie umgedeutet, in der eine scheinbare Identität von Herrschern und Beherrschten existiert, da Widersprüche politischer und gesellschaftlicher Provenienz bereits historisch negiert wurden.


    4 Extremismus und Geschichte: Ein Beispiel


    Wie groß die Variationsbreite des Umgangs mit Geschichte im Extremismus ist, zeigt eine exemplarische Darstellung anhand des Umgangs mit der Massenvernichtung der europäischen Juden während des Nationalsozialismus in rechten und linken Geschichtsbildern.32 Die Differenzen im Umgang mit der Schoah, die zwischen beiden Positionen bestehen, sind immens, dennoch zeigen sich bei beiden Elemente einer monistischen und antidemokratischen Vorstellung von Geschichte.33 Als zentraler Unterschied ist zunächst zu betonen, dass die grundsätzliche Haltung zur Faktenlage differiert. Denn während im gesamten linken Spektrum die Massenvernichtung der europäischen Juden nicht infrage gestellt wird und die tatsächliche Geschichte daher zunächst einmal Anerkennung findet, wird sie im rechtsextremen Spektrum in der radikalsten Ausprägung geleugnet, mindestens aber bagatellisiert oder relativiert. Insofern wird im rechtsextremen Weltbild mit Blick auf die Schoah bereits auf der Ebene der Fakten gelogen oder manipuliert. Zentral für diesen Unterschied dürfte die Tatsache sein, dass der Antisemitismus nicht genuin zum linken Weltbild gehört, zwar fallweise bei Personen oder Organisationen anzutreffen ist, aber nicht den Kern der Weltanschauung bildet. Rechtsextreme Ideologie ist hingegen ohne antisemitische Vorstellungen undenkbar, das gesamte Welt- und Menschenbild im Rechtsextremismus fußt, explizit oder implizit, auf Antisemitismus als Bestandteil der völkischen und rassistischen Ideologie.34 Folglich ist festzuhalten, dass – im Sinne von Lipset – in dieser Frage die überwältigende Mehrheit der politischen Linken eine demokratische Grundorientierung aufweist, wohingegen im rechten Spektrum extremistische Geschichtsbilder zu finden sind.35


    Während im linken Spektrum die Notwendigkeit einer »Aufarbeitung der Vergangenheit« (Adorno) prinzipiell formuliert wird,36 wird sie im rechtsextremen Milieu abgelehnt. Der Grund dafür liegt unter anderem in den Implikationen des jeweiligen Geschichtsbildes für die Gegenwart und Zukunft: Für linke politische Positionen folgt aus einer reflexiven Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus kein weltanschauliches Problem, sieht man einmal von der Frage der Kollaboration einzelner linker Gruppierungen und Personen während des Nationalsozialismus und vom Antisemitismus der Weimarer KPD ab;37 für rechtsextreme Positionen bedeutet eine solche Aufarbeitung hingegen die prinzipielle und grundsätzliche Delegitimation ihrer Politik in der Gegenwart, weil dadurch das nach wie vor antisemitische Weltbild der rechtsextremen Szene historisch in seinen barbarischen Konsequenzen sichtbar gemacht wird, sodass niemand unvoreingenommen rechtsextreme Parolen und Positionen hören und ihnen »versehentlich« folgen könnte.38


    Aufgrund der antikapitalistischen Orientierung in Teilen des linken Spektrums und einer positiven Bezugnahme auf den sozialistischen und/oder kommunistischen Widerstand gegen den Nationalsozialismus entsteht im linken Umgang mit der Frage der Aufarbeitung der nationalsozialistischen Vergangenheit allerdings eine Ambivalenz, die letztlich ursächlich für eine Spaltung linker Haltungen in eine demokratische und eine extremistische Position zur NS-Vergangenheit ist. Gerade im kommunistischen Spektrum hält sich bis heute die historisch wie theoretisch falsche Behauptung, Antifaschismus und Antisemitismus seien unvereinbar, wer gegen den Nationalsozialismus gewesen sei (der oft historisch verkürzt nur als »deutscher Faschismus« bezeichnet wird, was die volksgemeinschaftliche und antisemitische Spezifik in einem allgemeinen Vergleichsbegriff aufhebt), könne kein Antisemit gewesen sein. Doch genauso wenig, wie es einen genuinen Zusammenhang von Linksextremismus und Antisemitismus gibt, schließen sich beide grundsätzlich aus: Die Argumentation zur Unvereinbarkeit beruht vielmehr auf einem moralischen Standpunkt, von dem aus in letztlich arroganter Weise darauf insistiert wird, dass normativ nicht sein könne, was empirisch nicht selten war und ist.39 Diese Geschichtsdeutung dient dann wiederum dazu, den eigenen (inzwischen vor allem antiisraelisch formulierten) Antisemitismus der Gegenwart zu verharmlosen und zu negieren – ohne dass eine ernsthafte Befassung mit der Frage, was Antisemitismus ist und warum er eben auch fraglos im linken Spektrum auftauchen kann bzw. historisch vorhanden war, überhaupt stattgefunden hätte.


    Die linken Organisationen, die heute Antisemitismus und Israelhass verbreiten, verfolgen nach wie vor das völkische Weltbild des Antiimperialismus, das von ethnisch-kollektiven Homogenitätsvorstellungen geprägt ist: als Glaube an ethnische Kollektive, die nur in ihrer völkischen Homogenität und als einheitliche Kultur wahrgenommen werden – und nicht in ihren Widersprüchen und Abweichungen. Der Antiimperialismus, der sich primär gegen Amerika und Israel richtet, stellt die Rahmenideologie dar, deren integraler Bestandteil der Antisemitismus, vor allem in Form des Antizionismus ist. Der antiisraelische Antisemitismus im Gewand antiimperialistischer Ressentiments fungiert dabei – zusammen mit dem Antiamerikanismus – als zentrales ideologisches Element des Linksextremismus nicht nur in Deutschland, sondern weltweit – historisch aufbauend auf einer zumeist vorsätzlichen Fehldeutung der historischen Fakten.


    Zusammenfassend sind die Konsequenzen aus dem Geschichtsbild und der Deutung der Geschichte der Schoah im Falle der rechtsextremen Szene eine geschichtsrevisionistische Grundhaltung, in der nicht nur die Schoah verharmlost, relativiert oder geleugnet wird, sondern auch der Nationalsozialismus in Teilen oder in Gänze verherrlicht und ein mehr oder weniger offen formulierter Antisemitismus auch in der Gegenwart vertreten wird.40 Während ein Teil des linken Spektrums, vor allem in kritischer Auseinandersetzung mit dem deutschen Nationalismus im Kontext und infolge der deutschen Einheit 1989/90, mit Blick auf die Shoah ein Geschichtsverständnis entwickelt hat, das nicht nur die Fakten anerkennt, sondern auch um ihre kritische Aufarbeitung bemüht ist, gibt es ebenso einen extremistischen und antidemokratischen Flügel, der zwar die historischen Fakten im Unterschied zum Rechtsextremismus in der Regel nicht leugnet oder relativiert, sie aber aus rein instrumentellen Gründen für die eigenen Politik einsetzt. Das reicht von einer Überidentifikation mit dem sozialistischen und/oder kommunistischen Widerstand, der die historische Erinnerung lediglich zu dem Zweck gebrauchen möchte, den eigenen »Widerstand« der Gegenwart zu rechtfertigen, bis hin zu teils offenem, teils als Israelkritik verschleiertem Antisemitismus im antiimperialistischen Spektrum, das weltanschauliche und organisatorische Bezüge in den Linksterrorismus aufweist.41 In diesem antiimperialistischen Spektrum sind alle demokratischen Momente des Umgangs mit Geschichte vollständig zugunsten eines monistischen und antipluralistischen Weltbildes suspendiert, das sich dann auch nur noch in Nuancen von denen des Neonazismus unterscheidet.


    5 Fazit


    Extremistische Positionierungen zielen im Umgang mit Geschichte grundsätzlich darauf ab, das öffentliche Geschichtsbild einer teilweisen oder generellen Revision zu unterziehen. Geschichte wird instrumentalisiert, um die Wahrnehmung der jeweils eigenen Positionen in der Gegenwart positiv zu beeinflussen und damit die eigenen Politikkonzepte historisch heiligzusprechen. Die zentralen funktionalen Elemente extremistischer Geschichtspolitik lassen sich dabei als Fantasie-, Kollektiv- und Identitätsgeschichte beschreiben.


    Bei der Klassifizierung von Geschichtsbildern als demokratisch bzw. extremistisch ist zu betonen, dass die Grenzen zwischen den Positionen im politischen Spektrum nicht statisch sind. Begreift man den Kampf um Geschichte als einen fortwährenden Prozess mit sich wandelnden Akteurskonstellationen, dann kann sich eine eindeutige Zuordnung mancher Akteure beispielsweise als »nicht extremistisch« nach gewisser Zeit als falsch herausstellen. Analytisch lassen sich demokratische und extremistische Positionierungen mit Blick auf das Themenfeld Geschichte sehr wohl unterscheiden. Die Differenz kann einerseits am Umgang mit historische Fakten gesehen werden, und andererseits an der prinzipiellen Bereitschaft, auf der Basis von neuen oder revidierten Erkenntnissen der historischen Forschung, das eigene Weltbild zu hinterfragen. Der Grad einer extremistischen Positionierung zeigt sich insofern anhand der hermetischen Geschlossenheit (oder eben auch: Revidierbarkeit) des jeweiligen Geschichtsbildes. Folgt man dem Ansatz von Lipset, dann zeigt sich zudem, dass extremistische Positionierungen nicht nur an den Rändern des politischen Spektrums attestiert werden können, sondern auch in der Mitte der Gesellschaft vorkommen.


    Aufgrund des amorphen Charakters des Begriffs »Geschichte« steht dieser prinzipiell einer instrumentellen Nutzung offen. So können sich sowohl demokratische als auch antidemokratische Akteure stets einer Referenz auf »die Geschichte« bedienen, um ihre eigenen politischen und sozialen Anliegen in der Gegenwart mit historischer Legitimation zu versehen. Mit Blick auf die politische Bildung scheint es insofern angebracht, das Wissen über historische Fakten zu stärken und damit die teilweise oder generelle Umdeutung oder Leugnung von historischen Tatsachen durch antidemokratische Akteure in den Mittelpunkt der Auseinandersetzung zu rücken. Zwar stellt dies in jedem Einzelfall eine bildungspolitische Herausforderung dar, letztlich ist es aber der einzige Weg, mit dem geschichtsrevisionistische Positionen in ihrem antidemokratischen Gehalt eben als solche dechiffriert werden können.
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    Eckhard Jesse


    Wahlen – Eliten


    1 Einführung


    »The ballot is stronger than the bullet.« Dieser Abraham Lincoln zugeschriebene Satz – der Stimmzettel ist stärker als die Gewehrkugel – bringt symbolisch und in Kurzform ein wichtiges Element des demokratischen Verfassungsstaates auf den Punkt: Der friedlichen Wahl gebührt der Vorzug gegenüber der kriegerischen Auseinandersetzung. »Stronger« lässt sich hier zum einen präskriptiv im Sinne von »besser« interpretieren, zum anderen deskriptiv im Sinne von »stärker« begreifen. In diesem Verständnis ist die Demokratie mit »ballot« in Verbindung zu bringen, »bullet« dagegen mit Extremismus. Die Wirklichkeit ist jedoch komplizierter: Auch Demokratien führen manchmal Kriege, und Diktaturen halten Wahlen ab.


    Wer im Folgenden – bezogen auf Wahlen und Eliten – zwischen der Begriffs(be)deutung im Sinne des demokratischen Verfassungsstaates, des Rechts- und des Linksextremismus unterscheidet, leugnet weder gewisse Gemeinsamkeiten zwischen allen drei Bereichen noch die Diskrepanz zwischen Theorie und Praxis. Es gibt auf der einen Seite Unterschiede zwischen einer demokratischen und einer extremistischen Interpretation, auf der anderen Seite solche zwischen den extremistischen Positionen, aber eben nicht nur Unterschiede. Ist von der Sicht des demokratischen Verfassungsstaates die Rede, so beziehen sich die Ausführungen, wenn nicht anders vermerkt, auf die Demokratie in der Bundesrepublik Deutschland. Gleiches gilt für rechts- und linksextremistische Denkmuster. Wer das Verständnis von Extremisten analysiert, will es verstehbar machen. Das heißt nicht, es als verständlich anzusehen und schon gar nicht, es zu rechtfertigen.


    »Begriffs(be)deutung« meint zweierlei: zum einen die Bedeutung des Sachverhaltes (die Gegebenheit), zum anderen seine Deutung (die Gewordenheit). Im ersten Fall geht es mehr um Faktizität, im zweiten um Interpretation. Begriffe sind selten eindeutig. Wer sie besetzt, kann damit Politik machen. Zunächst kommen die Begriffs(be)deutungen für den demokratischen Verfassungsstaat zur Sprache, danach für den Rechtsextremismus, schließlich für den Linksextremismus, wobei es innerhalb der Rechts- und Linksextremismen höchst verschiedene Formen gibt. Zudem sind manche Positionen – so die der Partei Die Linke – zwischen Extremismus und Demokratie angesiedelt. Das Fazit ordnet die Diskussion um Wahlen und Eliten vergleichend ein. Formen des religiösen Extremismus, etwa des islamistischen Fundamentalismus, bleiben unerörtert, da der hier behandelten Thematik bei diesem wenig Gewicht zukommt1 – jedenfalls in der Bundesrepublik Deutschland.


    2 Begriffs(be)deutungen aus der Sicht des demokratischen Verfassungsstaates


    2.1 Wahlen


    Wahlen unterscheiden sich von anderen Formen der Herrschaftsbestellung, etwa der Erbfolge, dem Putsch oder dem Losverfahren. In demokratischen Verfassungsstaaten stimmen die Bürgerinnen und Bürger in Wahlen darüber ab, welche Personen für einen im Voraus festgelegten Zeitraum ins Parlament gelangen, das in parlamentarischen Systemen wiederum die für die Politik verantwortliche Regierung ins Amt wählt. Angesichts der Legitimationskraft von Wahlen kommen selbst Diktaturen in der Regel nicht umhin, solche abzuhalten. Allerdings erfüllen sie unterschiedliche Funktionen: Während es in Demokratien eher um Legitimation, Partizipation und Kontrolle geht, dienen Wahlen in Diktaturen vorwiegend der Akklamation, Identifikation und Integration. Völlige Gegensätzlichkeit besteht jedoch nicht. Die Integrationsfunktion gilt beispielsweise ebenso für Demokratien und die Legitimationsfunktion auch für Diktaturen, wiewohl in anderer Weise. Wer die verbreitete Klassifikation in demokratisch, autoritär und totalitär zugrunde legt, kann zwischen kompetitiven, semikompetitiven und nicht kompetitiven Wahlen differenzieren. Kompetitive Wahlen sind unter anderem durch eine hohe Auswahlmöglichkeit gekennzeichnet, semikompetitive durch eine niedrige, nicht kompetitive durch eine fehlende.2


    Demokratische Wahlen sind erst nach heftigen Auseinandersetzungen erkämpft worden. Die Amerikanische und die Französische Revolution am Ausgang des 18. Jahrhunderts spielten dabei eine wesentliche Rolle. Die Geschehnisse in Großbritannien und Deutschland nahmen mit Blick auf die Durchsetzung der parlamentarischen Demokratie einen unterschiedlichen Verlauf: bezogen zum einen auf die Parlamentarisierung, zum anderen auf das demokratische Wahlrecht. In Großbritannien vollzog sich die Parlamentarisierung bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, als das – allerdings nicht demokratisch zusammengesetzte – Parlament den Premierminister wählte und dieser nicht mehr von der Krone abhängig war. Die Zahl der Wahlberechtigten wurde danach sukzessive durch Reformen erweitert (1832, 1867, 1884, 1918, 1928), das allgemeine Männerwahlrecht 1918 eingeführt, das allgemeine Frauenwahlrecht erst 1928.


    Im deutschen Kaiserreich basierte das Reichstagswahlrecht von Anfang an auf dem allgemeinen Männerwahlrecht, eine für die damalige Zeit nahezu revolutionär anmutende Entscheidung Otto von Bismarcks, welche die politische Kultur positiv beeinflusste, ungeachtet der passiven Wahlkreisgeometrie (der Wahlkreiszuschnitt blieb trotz der Landflucht unverändert) mit ihren massiven Ungerechtigkeiten vor allem zulasten der SPD. Die amerikanische Historikerin Margaret Lavinia Anderson spricht von »Lehrjahren der Demokratie«.3 Gleichwohl blieb im Obrigkeitsstaat eine Parlamentarisierung des Reiches aus, denn der Reichskanzler, vom Kaiser ernannt, ließ sich nicht vom Parlament absetzen. Obwohl der Einfluss des Reichstages im Lauf der Jahre gestiegen war, folgte erst im Oktober 1918 die Parlamentarisierung – die Novemberrevolution ließ sich dadurch jedoch nicht aufhalten. Anders als in Großbritannien erlitt das demokratische Gedeihen im Anschluss an die ungefestigte Weimarer Republik bittere Rückschläge: durch die NS-Diktatur in ganz Deutschland von 1933 bis 1945 und durch die SED-Diktatur in der DDR von 1949 bis 1989/90.


    Die Wahlrechtsgrundsätze, wie sie etwa in der Bundesrepublik Deutschland bestehen, lauten: allgemein, unmittelbar, frei, gleich und geheim. Zur »Freiheit der Wahl« heißt es beim Pluralismustheoretiker Ernst Fraenkel zu Recht: »Freiheit der Wahl vermag nur dann als ein geeignetes Kriterium für den unterschiedlichen Charakter des demokratischen Regimes der BRD und des scheindemokratischen Regimes der DDR zu dienen, wenn die Durchführung der einzelnen Wahlen nicht als isolierter Vorgang, sondern als ein Teilausschnitt aus einem kontinuierlichen Prozess begriffen wird. Freiheit der Wahl bedeutet mehr als die Ordnungsmäßigkeit der Wahl; sie bedeutet Übereinstimmung mit den Wertvorstellungen, die untrennbar mit dem Begriff ›Freiheit‹ verbunden sind.«4 In diesem Sinne bedeutet »Freiheit der Wahl« dreierlei: Freiheit der Auswahl (Wahl zwischen mehreren Vorschlägen), Freiheit im Angebot (Konkurrenz) und Freiheit zur Revision des Wählervotums (Entscheidung auf Zeit).5


    Obwohl die »Freiheit der Wahl« nicht zu den klassischen Wahlrechtsgrundsätzen gehört, da es für die technische Ausgestaltung der Wahl keine Rolle spielt, nahm der Parlamentarische Rat den Begriff ins Grundgesetz auf, um sich von Wahlen im Dritten Reich und in der DDR abzuheben. Allerdings sprach die DDR-Verfassung ebenfalls von einer »freien Wahl«. Notfalls ließe sich der Wahlrechtsgrundsatz »frei« durch folgende Interpretation retten: Wahlpflicht ist untersagt. »Allgemeine Wahl« bedeutet, keine Person, die das entsprechende Alter erreicht hat (in der Bundesrepublik: 18 Jahre), ist von der Wahl willkürlich auszuschließen; »unmittelbar« heißt, dass keine Instanz dazwischengeschaltet ist; »gleich« besagt, keine Stimme zählt mehr als eine andere; »geheim« schließlich meint, niemand muss preisgeben, was er gewählt hat, und zur Stimmabgabe hat der Wähler die Wahlkabine aufzusuchen. Die Prinzipien »allgemein« und »geheim« stehen – mit Blick auf die Briefwahl – in einem Spannungsverhältnis. Die Briefwahl erhöht die Zahl der Wahlbeteiligten, unter Umständen auf Kosten der geheimen Wahl.


    Wahlsysteme sind Verfahren, die Stimmen in Mandate umwandeln. Ein Mehrheitswahlsystem nimmt die Diskrepanz zwischen Stimmen- und Mandatsanteil zugunsten der Mehrheitsbildung in Kauf, ein Verhältniswahlsystem strebt die Kongruenz von Stimmen- und Mandatsanteil an – wie in der Bundesrepublik, eingeschränkt durch die Fünfprozentklausel. Zwischen diesen beiden Haupttypen ist eine Vielzahl an Wahlsystemen angesiedelt, die sich durch künstliche (Sperrklauseln) oder natürliche Hürden (Größe des Wahlkreises) unterscheiden. War der Streit um das richtige Wahlsystem in Deutschland nach der ersten Großen Koalition (1966–1969) lange verstummt, so ist er in den vergangenen Jahren durch die komplizierter gewordenen Mehrheitsverhältnisse wieder aufgelebt.6 Wer stärker eine gerechte Repräsentation im Parlament bezweckt, ist ein Anhänger der Verhältniswahl; wer eine stabile Regierungsbildung präferiert, ein Befürworter der Mehrheitswahl.


    Zwar sind Wahlen diejenige Form der politischen Partizipation, von der die meisten Bürger Gebrauch machen, aber sie sind keineswegs die einzige. Wer sich für Politik interessiert und auf sie Einfluss nehmen will, kann sich in Parteien engagieren, in Vereinigungen wie Bürgerinitiativen und auch bei Demonstrationen mitwirken. Runde Tische etwa mögen zu größerer Bürgernähe beitragen, doch besitzen ihre Vertreter kein Mandat der Bevölkerung wie die Abgeordneten. Einige »unkonventionelle« Formen der politischen Partizipation (etwa: Kundgebungen, politischer Konsum) haben in den letzten Jahrzehnten zugenommen.


    Hehre Theorie und schnöde Praxis klaffen zum Teil auseinander. Um dies anhand von zwei Beispielen zu verdeutlichen: Der oben genannte Ernst Fraenkel hat bereits vor über 50 Jahren auf ein Defizit aufmerksam gemacht, das heute nicht geringer geworden ist: »Ich glaube, dass eine Demokratie an einem Strukturdefekt leidet, der gar nicht ernst genug genommen werden kann, wenn diese Wahlen sich zu einer Art ›beauty contest‹ entwickeln, bei dem es maßgeblich darauf ankommt, welcher der Kandidaten photogener ist, wer die einschmeichelndere Radiostimme besitzt, von welchem der Bewerber um das höchste Staatsamt am Fernsehschirm der stärkere ›sex appeal‹ ausgeht, wer die größere Attraktionskraft ausstrahlt, weil er entweder dank seines Alters dem Sekuritätsbedürfnis oder dank seiner Jugend dem Betätigungsdrang eines Großteils der Wählerschaft besser entspricht.« Fraenkel plädiert für eine Auseinandersetzung auch in inhaltlichen Fragen. »Denn eine Parlamentswahl, die nicht zugleich eine Fortsetzung einer Parlamentsdebatte ›mit anderen Mitteln‹ ist, verfehlt ihren Zweck, die Repräsentationsverfassung mit jenem guten Schuss plebiszitären Öls zu salben, ohne die sie rostig wird.«7


    Das andere Beispiel weist in eine ähnliche Richtung: Im Parlament fehlt es zuweilen an Debatten, die das Spektrum der in der Bevölkerung verbreiteten Positionen angemessen abbilden, etwa bei der jüngsten Flüchtlingskrise. Zuviel Konsens der gewählten Parteien bei Fragen, die nicht die Werte des demokratischen Verfassungsstaates an sich betreffen, führt zu Verdruss. Mehr Dissens fängt den Missmut eines Teils der Wählerschaft auf. Nach Meinung des 2003 ins Leben gerufenen »Konvents für Deutschland«, eines überparteilichen Beratungsgremiums, dem es um die Reformfähigkeit der deutschen Demokratie geht und dem ehemalige Politiker aller demokratischen Bundestagsparteien wie Roman Herzog (CDU), Renate Schmidt (SPD), Wolfgang Gerhardt (FDP) und Christine Scheel (Bündnis 90/Die Grünen) angehören, hat das »Wort von der ›Alternativlosigkeit‹« durch seine »scheinbare Sachzwang-Logik« Unzufriedenheit produziert. »Erfolgreichen neuen Konkurrenzparteien macht man die Wähler nicht dadurch streitig, dass man sie als populistisch und rassistisch ausgrenzt. Wählerinnen und Wähler gewinnt man zurück, indem man auch in den etablierten Parteien wieder streitige Debatten führt und sich zu Themen positioniert, die man jahrelang aus falsch verstandener politischer Korrektheit unter den Teppich gekehrt hat.«8 Oder, ließe sich ergänzen, eine neue politische Kraft macht sich diese Positionen zu eigen und zieht nach Wahlen in die Parlamente ein. Die Mitglieder des Konvents müssen ihrerseits mit Kritik leben, denn wer für »offenen Diskurs« plädiert, »braucht eine Debattenkultur, die Meinungsvielfalt ernst nimmt«.9


    2.2 Eliten


    Mit dem Begriff der Eliten, dem vielfältige Konnotationen innewohnen,10 ist in der Regel ein kleiner Personenkreis gemeint, der großen Einfluss auf wichtige Entscheidungen im Staat und in der Gesellschaft besitzt. In vordemokratischen Zeiten bestand dieser Kreis vornehmlich aus Leuten, die qua Besitz oder Geburt dazu berufen waren, in Diktaturen der heutigen Zeit aus Personen, die dem jeweiligen politischen System Gefolgschaft leisten. Dabei kann Sachverstand auf der Strecke bleiben.11 Wer von Rousseaus Identitätstheorie der Demokratie inspiriert ist, wird Eliten als illegitim ansehen, da diese die Homogenität des Volkes gefährdeten. Allerdings ist dessen Konzeption für demokratische Verfassungsstaaten als theoretischer Ausgangspunkt ohnehin nicht tragfähig. Vielmehr dient hier die Konkurrenztheorie der Demokratie als Pfeiler: Die Bevölkerung wählt Parteien, aus deren Mitte dann die Regierung hervorgeht. »›Elitär‹ an dieser Vorstellung von Demokratie ist, dass es immer nur eine kleine Gruppe politischer Kandidaten ist, die sich zur Wahl stellt und im Erfolgsfall die öffentlichen Spitzen- und Entscheidungspositionen einnimmt. ›Demokratisch‹ daran ist, dass die wahlberechtigte Bevölkerung eine Auswahl zwischen konkurrierenden Personen treffen kann, wenngleich in der Theorie der demokratischen Elitenherrschaft vorwiegend dem Prinzip der Konkurrenz und weniger den Inhalten Aufmerksamkeit gewidmet wurde.«12 In den demokratischen Verfassungsstaaten soll es sich bei der politischen Elite möglichst um demokratisch legitimierte Kräfte handeln oder um Leistungseliten. Jeder arbeitsteilig organisierte Staat ist auf sie angewiesen. Eine tragende Rolle fällt der jeweiligen Auswahlinstanz zu. Elitentheorien – etwa der Klassiker Vilfredo Pareto, Gaetano Mosca und Robert Michels – begründen die Notwendigkeit herausgehobener Positionen mit zum Teil problematischen Konsequenzen, die zum Beispiel auf eine Abwertung der »Masse« hinauslaufen.13 In der Bundesrepublik, wo der Begriff der »politischen Klasse« keinen besonders guten Ruf genießt, wurde lange nur verschämt von ihr gesprochen. Das Gleichheitsprinzip schien dem entgegenzustehen.


    Unter einer politischen Elite sind jene Personen zu verstehen, die Einfluss auf die politische Willensbildung nehmen: insbesondere Politiker verschiedener Parteien auf Kommunal-, Landes- oder Bundesebene, wobei die Karrieremuster höchst unterschiedlich ausfallen. Durchliefen die einen die »Ochsentour«, so kamen manche als »Seiteneinsteiger« nach oben, meist ausgewiesen durch Leistungen auf einem anderen Gebiet. Politische Eliten müssen von Gesinnungs- und von Verantwortungsethik gleichermaßen getragen sein.14 Eine ihrer wichtigsten, oft nicht ausreichend wahrgenommenen Aufgaben besteht darin, Führungsbereitschaft an den Tag zu legen. Das ist angesichts eines engen Handlungsspielraums auf der einen und einer spezifischen Erwartungshaltung der Bevölkerung auf der anderen Seite freilich nicht immer einfach. Weitere Teileliten, die partiell mit der politischen Elite verflochten sind und die auch Einfluss auf die Politik ausüben, sind unter anderem Verwaltungs-, Wirtschafts-, Wissenschafts-, Kultur- und Militäreliten. Für die Bestimmung der Eliten kommen unterschiedliche Ansätze infrage: Der Reputationsansatz basiert auf Befragungen, der Positionsansatz ermittelt die Inhaber führender Ämter, der Entscheidungsansatz fragt nach den Trägern bedeutsamer Beschlüsse. Die Ansätze führen teilweise zu verschiedenartigen Ergebnissen.


    An der Rekrutierung, dem als unzureichend empfundenen Pluralismus, der Intransparenz, dem Beharrungsstreben, der sozialen Selektivität und der Abschottung der Eliten ist immer wieder Kritik geübt worden.15 Vor allem an einer doppelten Frage scheiden sich die Geister: Schwächt gesellschaftliche Demokratisierung durch Partizipation die Leistungskraft der Eliten? Und: Schwächen leistungsstarke Eliten den demokratischen Charakter der Gesellschaft? Wie immer einzelne Kritikpunkte zu gewichten sind: Eine homogene Machtelite gibt es in der Bundesrepublik nicht. Die marxistische These, eine herrschende Klasse stehe einer beherrschten Klasse gegenüber,16 ist schwerlich haltbar. Auch in der Politik ist ein breiter Elitenpluralismus erkennbar. Was kritikbedürftig war: der eher schwache Elitenaustausch nach 1945 (außerhalb der Politik).17 Und was kritikbedürftig ist: die Diskrepanz zwischen Repräsentanten und Repräsentierten (in Ost und West), ferner die unzureichende Repräsentation Ostdeutscher innerhalb der Eliten.18 Gleichwohl nehmen die Ostdeutschen Angela Merkel (seit 2005) und Joachim Gauck (seit 2012) das politisch wichtigste sowie das politisch höchste Amt in Deutschland wahr.


    3 Begriffs(be)deutungen aus rechtsextremistischer Sicht


    3.1 Wahlen


    Kaum ein Rechtsextremist lehnt heute Wahlen schlankweg ab. Früher war dies anders: Der Nationalsozialismus hatte vor 1933 das Institut der Wahl verhöhnt. Eine bekannte Aussage Joseph Goebbels’ aus dem NS-Organ Der Angriff von 1928 lautet: »Wir gehen in den Reichstag hinein, um uns im Waffenarsenal der Demokratie mit deren eigenen Waffen zu versorgen. Wir werden Reichstagsabgeordnete, um die Weimarer Gesinnung mit ihrer eigenen Unterstützung lahm zu legen. Wenn die Demokratie so dumm ist, uns für diesen Bärendienst Freifahrkarten und Diäten zu geben, so ist das ihre Sache.«19 Das »Dritte Reich«, das mit dem Gesetz vom 14. Juli 1933 den Einparteienstaat institutionalisiert hatte, schaffte Wahlen zwar nicht ab, entleerte sie aber ihres Sinngehaltes. Nach den drei Reichstagswahlen vom 12. November 1933, vom 29. März 1936 und vom 10. April 1938 trat jeweils ein gleichgeschaltetes Parlament zusammen,20 der »teuerste Gesangsverein der Welt«, so der Berliner Volksmund. Obwohl nur eine Partei antrat, betrieb das diktatorische Regime massive Wahlpropaganda,21 um die Bürger zu mobilisieren – allerdings nicht für die (wenig beliebte) NSDAP, »wahlkampfstrategisch ein Relikt der Weimarer Republik«,22 sondern vor allem für den Gedanken der »Volksgemeinschaft«.


    Nach 1945 wagte es keine Kraft des organisierten Rechtsextremismus, Wahlen an sich infrage zu stellen. Hingegen gab es im intellektuellen Milieu der 1950er-Jahre starke konservative Positionen, die gegen das Institut der Wahl aufbegehrten. Die Vorbehalte zielten auf die Gleichheit der Wahl (ein Unwissender habe so viel Einfluss wie ein Gebildeter) ebenso wie auf die Geheimheit der seinerseits Wahl (sie fördere Verantwortungslosigkeit). Ein Repräsentant dieser Richtung, der seinerseits bekannte Publizist Winfried Martini,23 zu lesen in einflussreichen überregionalen Blättern, pries das autoritäre, mit ständestaatlichen Elementen versehene Salazar-System Portugals als mögliche Alternative. Seine Position ist schon deshalb unhaltbar, weil das demokratische Repräsentativsystem eben nicht – wie von Martini suggeriert – ausschließlich auf ungefilterter Volkssouveränität basiert. Solche Vorbehalte spielen kaum mehr eine Rolle, jedenfalls nicht im öffentlichen Raum.


    Zu den wenigen Ausnahmen gehört der ehemalige Linksterrorist und der heutige Rechtsextremist Horst Mahler, der demokratische Wahlen frank und frei negiert: »Der Durchschnittswähler verfügt über keinerlei Kompetenz in Staatsangelegenheiten, liest nicht mal regelmäßig eine Tageszeitung. Wie soll er darüber entscheiden, was der richtige Weg des Gemeinwesens in die Zukunft ist? Wo vielleicht noch gesunder Menschenverstand waltet, greifen die Parteien mit ihren Desinformationskampagnen an und stiften durch unsinnige Sündenbock-Theorien, die Sachprobleme verzerren und schließlich völlig verdecken, Verwirrung mit dem Ziel, über die Medien bestimmte für die jeweilige Partei vorteilhafte Vorstellungen und Stimmungen zu erzeugen. So hoffen sie, Stimmen fangen zu können. Das ist eine durch und durch verlogene Veranstaltung.«24 Lakonisch heißt es: »Ich bin für ein Verbot der Parteien.«25 Mahler will die Demokratie, für ihn »eine sanfte totalitäre Diktatur, die als solche nicht erkannt ist«26, ohne Umschweife abschaffen. Auf den Einwand, das Volk müsse seinen Willen durch Wahlen zum Ausdruck bringen, entgegnet Mahler: »Nein, nicht durch Wahlen.«27 Seine schwach begründete Alternative: »Ich trete deshalb für ein monarchisches Modell ein, für eine Wahlmonarchie.«28 Ein Mensch könne »für seine Entscheidungen nur verantwortlich gemacht werden, wenn diese nicht durch die Dazwischenkunft anderer Willen wirkungslos gemacht werden. Das ist das monarchische Prinzip.«29


    Selten hat sich ein Politiker aus den Reihen der NPD, der erfolgreichsten (aber nicht erfolgreichen) Partei im Rechtsextremismus (Bundestagswahl 2013: 1,3 Prozent) so verräterisch zum Komplex Wahlen geäußert wie der seinerzeitige Vorsitzende Udo Voigt (1996–2011) in einem Interview nach dem Erfolg seiner Partei bei den Landtagswahlen 2004 in Sachsen mit 9,2 Prozent: »Es ist unser Ziel, die BRD ebenso abzuwickeln, wie das Volk vor fünfzehn Jahren die DDR abgewickelt hat. Dies geht offensichtlich auch über die Wahlurne.«30 Und wenn die revolutionäre Veränderung ausbleibe? Voigts Replik: »Es ist doch offensichtlich, dass das liberal-kapitalistische System der BRD vor dem Zusammenbruch steht: Entweder wird es durch Verfall zur multikulturellen Gesellschaft erodieren, oder das Volk wird ihm durch revolutionär verändertes Wahlrecht ein Ende setzen.«31 Leider fehlt eine Erklärung, was mit einem »revolutionär veränderten Wahlrecht« gemeint ist. Beim Nachfolger Voigts im Amt des Parteivorsitzenden, dem inzwischen aus der NPD ausgetretenen Holger Apfel (2011–2013), heißt es über Wahlen wie folgt: »Das ist das bereits erwähnte Spiel der ›parlamentarischen Demokratie‹: Alle paar Jahre wird gewählt, dann bilden sich Mehrheiten, und so wird dann die ganze Wahlperiode über abgestimmt, egal, welche Qualität die Initiativen der Opposition besitzen. [...] Das Parlament ist längst zu einer billigen Karikatur einer wirklichen Volksherrschaft verkommen.«32


    Für die beiden rechtsextremistischen Splitterparteien Die Rechte und Der Dritte Weg kommt Wahlen so gut wie keine Bedeutung zu, und zwar im doppelten Sinne: Zum einen sind sie bei Wahlen völlig erfolglos, sofern sie daran überhaupt teilnehmen; zum andern messen sie diesen kein Gewicht bei. Im Programm der vom Neonationalsozialisten Christian Worch geführten Partei Die Rechte steht: »Geben wir dem deutschen Volk die alleinige Macht zurück und schaffen echte politische Freiheit durch Demokratie!«33 Dazu gehört die Aufhebung der Fünfprozenthürde auf Bundes- und Landesebene. Die Partei fordert nicht nur Volksentscheide, sondern auch die Direktwahl des Bundespräsidenten, der Rundfunk- und Fernsehräte sowie der Bundesverfassungsrichter. Der Dritte Weg, wie Die Rechte ohne Einfluss,34 informiert in einem Bericht über den Landtagswahlkampf in Rheinland-Pfalz 2016 wie folgt – und ruft dabei Assoziationen an eine schuldvolle Vergangenheit hervor: »Der zurückliegende Kampf hat auch einen tieferen Sinn. Nicht nur, dass unsere junge Partei überhaupt zum ersten Mal an einer Landtagswahl teilnahm und sich damit fest im Parteiengefüge etablierte, wir traten als Bewegung an. Morgen wird der Kampf der Bewegung um Deutschlands Überleben genauso weiter geführt werden, wie im Wahlkampf. Der Wahlkampf ist nur eine besonders intensive Phase des politischen Kampfes, und die erreichten Ergebnisse werden einzig und allein für die Bewegung genutzt.«35 Das Ergebnis: 0,1 Prozent – und damit 0,1 Punkte mehr als Die Rechte bei der Bundestagswahl 2013.


    Wahlen haben im Verständnis der meisten Rechtsextremisten lediglich ein instrumentelles Gewicht. Sie sind ein Mittel zum Zweck, den demokratischen Verfassungsstaat zu beeinträchtigen, wenn nicht zu beseitigen. Dabei stehen vollmundige Aussagen in einem umgekehrten Verhältnis zur Relevanz ihrer Urheber. Der Eigenwert von Wahlen als konstitutives Element des demokratischen Verfassungsstaates wird nicht anerkannt.


    3.2 Eliten


    Das Urteil von Rechtsextremisten beim Thema Eliten differiert: Anhänger und Gegner des Elitenbegriffs stehen sich gegenüber. Die NPD setzt zwar auf die »Volksgemeinschaft«, in ihrem »Politischen Lexikon« heißt es aber auch: »Ohne leistungs- und gemeinschaftsorientierte Eliten ist das demokratische Vorbild kaum lebensfähig.« Dabei pflichtet die Partei dem niederländischen Geschichtsphilosophen Johan Hutzinga bei: »Erst die Beimengung eines aristokratischen Elementes macht die Demokratie lebensfähig. Fehlt dieses Element, so läuft sie stets Gefahr, an der Unkultur der Massen zugrunde zu gehen.«36 Dem demokratischen Verfassungsstaat unterstellt die NPD hingegen, das Dasein von Eliten widerspräche seinem Egalitätsanspruch.37 Auch im einschlägigen intellektuellen Milieu differiert das Elitenverständnis. Dieser Tatbestand lässt sich exemplarisch an einem Themenheft (»Demokratie«) der von Götz Kubitschek geleiteten Zeitschrift Sezession verdeutlichen. Das im Spannungsfeld von Extremismus und Demokratie angesiedelte Periodikum, vom sogenannten Institut für Staatspolitik herausgegeben, einer Denkfabrik rechter Intellektueller, strebt kulturelle Hegemonie an und zielt insofern auf Eliten.38


    Im Editorial erwähnt Kubitschek, im Selbstverständnis Repräsentant einer »Neuen Rechten«, den »fassadenhaften Charakter der Parlamente«. Die repräsentative Demokratie integriere den »Druck der Straße«, aber sie sei eine Ordnung, »die den Volkswillen nicht mehr läutert, sondern gegen das Volk gerichtet ist. Es bleibt diesem großen Volk nichts weiter, als im Sinne der Ordnung zu agieren: plebiszitäre Elemente zu fordern, den Druck der Straße punktuell zu aktivieren und dort, wo der Einfluss unmittelbar ist (zu Hause, in der Kneipe, am Arbeitsplatz), die Reste der politischen Einheit des Volkes zu stärken.«39 Wie der von ihm verehrte Carl Schmitt sieht er eine Diskrepanz zwischen Repräsentation (die er ablehnt) und Identität (die er befürwortet). »Das Volk« gilt als homogene Einheit – von Elite ist nicht die Rede. Kubitschek, dessen Aufnahmeantrag die Alternative für Deutschland 2015 abgelehnt hat, trat mehrfach als Redner bei Legida und Pegida in Erscheinung.


    Der Historiker Stefan Scheil schreibt in seinem Beitrag für die Sezession, er könne sich eine Nationalgeschichte unter dem Titel »Deutschland, das Land der Wahl«40 vorstellen – unter anderem mit Blick auf das fast 1.000-jährige Wahlkönigtum, auf die 1848er-Revolution, das Kaiserreich mit dem für die damalige Zeit fast nirgendwo anders anzutreffenden allgemeinen Männerwahlrecht. Seine Schelte zielt gegen die Westalliierten mit ihrem nachhaltig gelungenen Versuch der Elitenbildung: etwa durch Remigration, durch Austauschprogramme, durch neue Fächer wie die Politikwissenschaft.41 Kritik wird nicht an der »Elitenbildung« an sich geübt, sondern »nur« an ihrer Richtung. So firmiert der »Versuch, die alten Eliten zu verbieten«42, als problematisch. Die hiesige Doppelbedeutung des Demokratiebegriffs zeige sich an demokratischen Formen (z.B. der Wahl) und an fragwürdigen Aspekten wie der – aus Scheils Sicht – unhaltbaren These von der »Demokratie als Westimport«.43


    Der junge Historiker Martin Grundweg, der die politische Rechte im vereinigten Deutschland in der Defensive sieht, erörtert in einem weiteren Beitrag zwei Varianten zur Verbesserung der Situation: Die erste, »eine rechte Alternative zur Demokratie« im Sinne einer »Ächtung des Mehrheitswillens zu entwerfen«, sei wegen der Gegnerschaft der heutigen politischen wie wirtschaftlichen Elite zum Konservatismus aussichtslos, die zweite, die »Stärkung des Mehrheitsprinzips«44 anzustreben, dagegen aussichtsreicher. »Denn wo außer in einer Mobilisierung der ›Mitte‹, im Namen des gesunden Menschenverstandes, wäre es heute noch möglich, Mehrheiten für eine andere Politik zu finden? Vor allem die UKIP in Großbritannien und die AfD in Deutschland sind diejenigen politischen Formationen, die diesen Weg beschreiten.«45 Grundweg stellt diese Position in die Tradition der »Volkskonservativen«, die sich 1928 von der Deutschnationalen Volkspartei Alfred Hugenbergs abgespaltet hatten.


    Der Schriftsteller Volker Mohr schließlich verteidigt prinzipiell die direkte Demokratie in der Schweiz. Viele Entscheidungen, etwa 1992 über den Beitritt zum Europäischen Wirtschaftsraum, 2009 zum Bau von Minaretten und 2014 zur Kontingentierung der Zuwanderung, hätten nicht der Position der meisten Parteien und auch nicht den Prognosen entsprochen. »Das Volk kann in anonymen Abstimmungen eine Meinung kundtun, die im Alltag oft gar nicht mehr ausgesprochen werden darf, und es kann dadurch die Politik korrigieren. Wer öffentlich die Zuwanderung begrenzen wollte oder Minarette als nicht zur Schweiz gehörig bezeichnete, galt bisweilen als Nestbeschmutzer oder als rechtspopulistisch. Nun weiß er die Mehrheit hinter sich.«46 Allerdings sei die »Vermassung oder Verzifferung der Bevölkerung« eine Gefahr. Dies führe zu einer Art Gleichschaltung und schwäche das Urteilsvermögen. Die »geistige Landesverteidigung«, heißt es mit einem verschwörungstheoretischen Unterton, bröckele in der Schweiz, unter anderem durch die »Neue Weltordnung« nach 1990, »die man vielleicht auch als Dritten Weltkrieg bezeichnen könnte«.47 Wie den Beiträgen dieses Themenheftes der Sezession zu entnehmen ist, stellt die intellektuelle Rechte, in einem gewissen Gegensatz zu früher, stärker auf Populismus ab (dabei klingt ein instrumentelles Verhältnis zur Mehrheitsentscheidung an), nicht auf Elitismus. Ein wesentlicher Grund dafür: Sie fühlt sich durch die Stimmung bei Teilen der Bevölkerung in der Offensive.


    Anders fällt das Urteil für die eindeutig extremistische Rechte im intellektuellen Milieu aus. Franz Schönhuber, zwischen 1985 und 1994 Vorsitzender der Partei Die Republikaner, bei der Bundestagswahl 1998 Kandidat der rechtsextremistischen DVU und bei der Bundestagswahl 2005 Kandidat der NPD, sieht einerseits die Notwendigkeit der »Masse, um unsere Vorstellungen verwirklichen zu können«, betont andererseits aber: »Ohne Eliten kommt ein Volk nicht aus. Rettung kommt nur über ein permanentes, ruhiges Nachdenken. [...] Dieses Nachdenken muss in kleinen Zirkeln beginnen, abseits des medialen Lärmes und Getöses. Wirklich gute und aufsehenerregende Gedanken werden auch bis in die Universitäten vordringen und auch bei kleinen intellektuellen Schichten Fuß fassen, die das herrschende System ebenfalls ablehnen, nur nicht wissen, wem sie sich anschließen sollen.«48 Horst Mahler weist im Gegensatz zu Franz Schönhuber den Begriff der »Masse« strikt zurück. Diese könne niemals ein Subjekt politischer Veränderung sein. Der zeitweise führende Kopf der rechtsextremistischen Ideenfabrik »Deutsches Kolleg« argumentiert elitistisch: »Was hier zunächst in einer kleinen Gruppe sich vorbereitet, wird – ähnlich einem Schneeballeffekt – wachsen, sich verzweigen und vernetzen. Der unscheinbare Quellgrund revolutionärer Ideen sind stets kleine Zirkel, in denen das neue Denken keimt. Es muss dort vorgedacht sein, was sich in der historischen Situation zu einer kräftigen Pflanze entwickelt, sich zu handhabbaren Konzepten verdichtet.«49


    Die extreme Rechte laviert also zwischen der Akzeptanz einer nicht demokratisch legitimierten Elite und der Ausrichtung an den Massen. Wird der letzten Variante der Vorzug gegeben, so dürfte das stark strategisch bedingt sein, da der Anteil jener, die diesem Gedankengut nahestehen, größer innerhalb der »Massen« ist als innerhalb der Eliten.


    4 Begriffs(be)deutungen aus linksextremistischer Sicht


    4.1 Wahlen


    Auch Linksextremisten verschiedener Couleur stellen die Relevanz von Wahlen für die Legitimation des politischen Systems an sich nicht infrage. Wegen ihres schlechten Abschneidens, sofern sie überhaupt an ihnen teilnehmen, rücken sie Wahlen jedoch nicht in den Vordergrund ihrer politischen Agenda. Bei diesem Thema können sie nur schwer »punkten«.


    Gemäß dem Marxismus-Leninismus verschleierten Wahlen im Kapitalismus die wahren Machtverhältnisse,50 während sie in den Staaten des »real existierenden Sozialismus« – angeblich – den Höhepunkt eines umfassenden Prozesses der politischen Willensbildung darstellten und die »Macht der Arbeiterklasse« bestätigten. Wegen der »Einheit von Volk und Staat« verbiete sich eine Bezugnahme auf die »imperialistische Pluralismustheorie«51 – so lautet das Selbstverständnis des Marxismus-Leninismus. Da das Ritual des »Zettelfaltens« (wer Wahlkabinen aufsuchte, machte sich verdächtig, kein »Freund des Friedens« zu sein) keine Anhaltspunkte für die politische Stimmung lieferte, ließ die SED zeitweilig Meinungsumfragen52 durchführen; deren Aussagekraft ist freilich umstritten.


    Für die Deutsche Kommunistische Partei (DKP) galt die DDR als ein Vorbild. Bis heute hat sie davon kaum Abstand genommen. In ihrem Grundsatzprogramm von 2006 spart sie das für sie heikle Thema Wahlen aus, doch macht sie kein Hehl aus ihrer Position, der Kapitalismus sei revolutionär zu beseitigen: »Der Sozialismus kann nicht auf dem Weg von Reformen, sondern nur durch tief greifende Umgestaltungen und die revolutionäre Überwindung der kapitalistischen Eigentums- und Machtverhältnisse erreicht werden. Voraussetzung dafür ist eine grundlegende Veränderung des Kräfteverhältnisses zugunsten der Arbeiterklasse und der mit ihr verbündeten Kräfte.«53 Die Partei nimmt an Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen nur selten teil (bestes Ergebnis bei einer Landtagswahl seit der deutschen Einheit: 0,2 Prozent), und wenn, dann wohl deshalb, um den Parteistatus zu bewahren. Mit Christel Wegner gelangte ein DKP-Mitglied auf der Liste der Partei Die Linke 2008 – dies ist nach einer Änderung des Wahlgesetzes nicht mehr möglich – in den niedersächsischen Landtag; sie wurde wegen der Verteidigung der Staatssicherheit aus der Fraktion ausgeschlossen.


    Die Position der Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD), die der DDR und dem Sowjetkommunismus »Revisionismus« vorgeworfen hatte, ist – verglichen mit der DKP – noch radikaler: »Mit den modernen Massenmedien und der bürgerlichen Massenkultur manipulieren die Monopole die öffentliche Meinung. Die Monopolkapitalisten benutzen den bürgerlichen Parlamentarismus, um ihre Alleinherrschaft zu verschleiern. Mit den bürgerlichen Parteien als ihren sozialen Hauptstützen und mit ihrem Betrugsapparat versuchen sie, die Massen an das kapitalistische System zu binden. Die bürgerliche Demokratie bedeutet für die Massen in erster Linie Betrug, aber auch Terror, wie sich in der zunehmenden Faschisierung des Staatsapparats zeigt.«54 Es bleibt offen, wie das dem in dieser Lesart offenbar allmächtigen »Monopolkapital« gelingt. Dass die Partei Wahlen (bestes Ergebnis bei der Landtagswahl 2006 in Sachsen-Anhalt: 0,4 Prozent; Bundestagswahl 2013: 0,1 Prozent) eine Absage erteilt, ist ihrer Propaganda zu entnehmen. »Die Arbeiterklasse muss nach dem Sturz der Diktatur der Monopolkapitalisten und der Eroberung der Staatsmacht die Diktatur des Proletariats errichten und die Produktionsmittel in gemeinsames Eigentum des gesamten werktätigen Volkes überführen.«55


    Selbst eine politische Kraft wie Die Linke, hervorgegangen aus der SED, tut sich schwer damit, das Institut Wahlen als konstitutiv für die Demokratie anzusehen, obwohl sie davon in einem Ausmaß zu profitieren weiß, wie ihre Anhänger sich dies unmittelbar nach dem Ende der SED-Diktatur nicht in ihren kühnsten Träumen vorgestellt hätten (nach der Bundestagswahl 2013 mit 8,6 Prozent der Stimmen stärkste Oppositionskraft). In ihrem jüngsten Parteiprogramm von 2011 ist von der Entwicklung in der DDR nicht sonderlich positiv die Rede, aber Wahlbetrug kommt ebenso wenig zur Sprache wie der Vollzug der deutschen Einheit durch demokratisch gewählte Repräsentanten der Volkskammer. Über die heutigen Wahlen heißt es zweischneidig: »Der Kapitalismus hat die Grundlagen von Demokratie als Herrschaft des Volkes untergraben. Wahlen werden zur Farce, wenn sich die Gewählten ihre Entscheidungen von Großunternehmen und den Vermögenden diktieren lassen und so der demokratischen Kontrolle entziehen.«56 Das Wörtchen »wenn« lässt offen, ob das geschilderte Schreckenszenario Wirklichkeit ist oder Wirklichkeit werden könnte. Die Partei strebt den Systemwechsel indes nicht nur durch Wahlen an: »Wir setzen uns dafür ein, neue Formen einer Politik von unten zu entwickeln. Dazu gehören auch der politische Streik und der Generalstreik.«57 Zudem tritt die Partei »neben dem Ausbau direkter Demokratie für ihre Erweiterung durch Runde Tische und Wirtschafts- und Sozialräte auf allen Ebenen ein«. Gewerkschaften, Verbraucher und andere Gruppen sollten »im Dialog erarbeiten, was für die verschiedenen Aufgabenbereiche jeweils als orientierendes allgemeines Interesse angesehen werden soll und gesellschaftlich zur Geltung zu bringen ist«.58 Von Wahlen ist mit Blick auf die Runden Tische wie auf die Wirtschafts- und Sozialräte nicht die Rede.


    Trotzkisten wollen die parlamentarische Demokratie durch ein Rätesystem ersetzen. Die stark trotzkistisch ausgerichtete, 2014 ins Leben gerufene Neue antikapitalistische Organisation (ein Zusammenschluss disparater Kräfte) schreibt in ihrem Gründungsmanifest: »Wir sind dafür, die propagandistischen und politischen Möglichkeiten von Wahlkämpfen und Parlamentssitzen zu nutzen, aber derartige Aktivitäten müssen immer der Orientierung auf Selbsttätigkeit und Selbstorganisation untergeordnet sein. Unser Verhältnis zu Wahlen, Parlamentarismus und bürgerlicher Demokratie ist ein taktisches.«59 Diese Aussage ist keine taktische.


    Die linksextremistische autonome Szene, die Gewalt propagiert und sie gegen »Sachen« auch anwendet, weiß mit Wahlen wenig anzufangen – und damit wenig mit Wählen, wie ein Blick in einschlägige Periodika erhellt. Wahlen gelten als Ausdruck der verhassten bürgerlichen Gesellschaft. »Dieser Eindruck wird auch nicht von den seltenen Beiträgen getrübt, in denen die Spielregeln des demokratischen Systems akzeptiert werden und etwa zur Beteiligung an einer Wahl aufgerufen wird.«60


    Die Neue Linke, im Zuge der Studentenbewegung der 1960er-Jahre aufgekommen, teils radikal-demokratisch, teils extremistisch ausgerichtet, hatte das »bürgerliche Wahlritual« stark kritisiert. Der archimedische Punkt: Wahlen hätten an Gewicht verloren.61 So hieß es bei Wilfried Gottschalch, einem Befürworter des Rätesystems: »Die Bürger entscheiden mit dem Stimmzettel nicht mehr über wesentliche politische Fragen.«62 Im »Spätkapitalismus« komme Wahlen eine Verschleierungs-, Pazifizierungs- und Manipulationsfunktion zu. Besonders die Fundamentalkritik Johannes Agnolis an Wahlen war zur damaligen Zeit einflussreich. Dieser sah sich bei seinem verantwortungslosen Voluntarismus nicht zu einer Alternative zu Wahlen genötigt: »Vielmehr gilt es, in der Konfliktpraxis, in den autonomen Organisationsbestrebungen der Arbeiter, in der neuen Form der Selbstorganisation im Reproduktionsbereich, in der Bewegung der abhängigen Massen zu experimentieren, innerhalb welcher realen Grenzen und in welcher Richtung eine gesellschaftliche Reproduktion in Formen möglich ist, die nichts mehr zu tun haben mit der alten Form der Herrschaft durch Vertretung.«63 Wahlen erzeugten nach Wolf-Dieter Narr und Klaus Vack, führende Köpfe im Sozialistischen Büro und im Komitee für Demokratie und Grundrechte, lediglich eine »Scheinlegitimation«. »Angezeigt ist es insofern, an Wahlen teilzunehmen und das Bestmögliche dabei herauszuschlagen. Dabei werden wir es sein Bewenden haben lassen, denn die hauptsächlichen Forderungen des Tages lauten anders: andere Politikformen zu gewinnen, substantielle Demokratie erst möglich zu machen.«64 Durch das Aufkommen der Grünen, die sich zunächst als Alternative zum Politikbetrieb empfunden hatten, ist die Kritik aus dieser Perspektive65 weithin abgeebbt.


    Insgesamt ergibt sich ein vielschichtiges Bild – von der Akzeptanz der Wahlen über Relativierung und Ignorierung bis zur Instrumentalisierung. Für alle Strömungen trifft die folgende Erkenntnis zu: Wahlen gelten als nicht zentral und rangieren hinter anderen Formen der Partizipation.


    4.2 Eliten


    Der Begriff von Eliten hat im Linksextremismus und in seinem Vor- wie Umfeld keinen guten Klang. In der Theorie wird gemäß dem Egalitarismusprinzip fast überall jede Form des Elitismus abgelehnt, wobei dies – mit Ausnahme des Anarchismus – nicht auf eine Ablehnung von Eliten generell hinausläuft. Der Elitenbegriff jedoch ist negativ besetzt.


    Der Arbeiterklasse steht gemäß der marxistisch-leninistischen Position eine wegweisende Rolle beim Aufbau des Sozialismus zu, und zwar unter Führung der marxistisch-leninistischen Partei. Lenin hatte in seinen Schriften Was tun? und Einen Schritt vorwärts, zwei Schritte zurück eine stark auf Eliten setzende Position entwickelt. Die »Elite« hieß bei ihm »Vortrupp« oder »Avantgarde«. Nach Lenin bringt die Arbeiterschaft nur ein »trade-unionistisches« Bewusstsein hervor, also eine reformistische, im gewerkschaftlichen Rahmen bleibende, letztlich »bürgerliche« Denkweise. Es bedürfe einer nach den Prinzipien des »demokratischen Zentralismus« ausgerichteten revolutionären Partei, die der Masse verbunden ist und die sie zugleich leitet, einer Partei neuen Typs. Rosa Luxemburg, nach der die Partei Die Linke ihre Stiftung genannt hat, gilt oft als Gegenspielerin Lenins, weil sie diesem in ihrer Schrift Zur russischen Revolution mit der Parole, Freiheit sei immer die Freiheit der Andersdenkenden, Kontra gegeben haben soll: »Ohne allgemeine Wahlen, ungehemmte Presse- und Versammlungsfreiheit, freien Meinungskampf erstirbt das Leben in jeder öffentlichen Institution, wird man zum Scheinleben, in der die Bürokratie allein das tätige Element bleibt.«66 Allerdings trifft die Charakterisierung Luxemburgs als demokratische Sozialistin schwerlich zu,67 verwirft sie doch die parlamentarische Demokratie und akzeptiert die bolschewistische Revolution. Ihre »sozialistische Demokratie« ist mit der »Diktatur des Proletariats«68 kongruent. 1918/19 hat sie sich als Mitbegründerin der KPD – gewalttätig – gegen die Mehrheitssozialdemokratie Friedrich Eberts gestellt. Jedoch ist bei ihr, die auf »Massenspontaneismus« setzt, die Orientierung an einer Parteielite deutlich schwächer entfaltet.


    Die DKP, die in der DDR eine paramilitärische Elite schulen ließ, nimmt für sich den als anrüchig geltenden Begriff der Elite nicht in den Mund, aber gemäß dem Parteiprogramm wirkt sie, die »Partei der Arbeiterklasse«, »als politisch bewusster und ständig weitertreibender Teil der Bewegung«.69 Ist das etwas anderes als Elite? Die MLPD gebraucht in ihrem Programm den für sie positiv konnotierten Begriff der »breiten Massen« geradezu massenhaft. Gleichwohl ist die Frage nur rhetorisch, ob sie Elitismus erkennen lässt, wenn der folgende Satz zur Kenntnis genommen wird: »Das Wesen der Bündnisvorbereitung ist eine systematische Umerziehung zu einer proletarischen Denkweise auf einer tief empfundenen Freiwilligkeit.«70


    Trotzkisten propagieren und praktizieren meistens die Strategie des Entrismus. Damit ist die Unterwanderung von Organisationen anderer Couleur gemeint, um dort Einfluss zu gewinnen und den sonst schwachen Wirkungsgrad erhöhen zu können. So sind die trotzkistischen Netzwerke marx21 und Sozialistische Alternative innerhalb der Partei Die Linke aktiv.


    Die Position der »68er« wendet sich gegen Elitismus: Den Versuch für »neue Formen der Willensbildung, der Mitbestimmung und der Entscheidungsbildung«, abseits der Wahlen, machten »bornierte Vertreter gegenwärtiger Politik mit Hilfe staatlicher Politik zunichte«, so Wolf-Dieter Narr und Klaus Vack. Vage heißt es: »Auf solche neuen Formen aber, ihre Konzeption und ihre Umsetzung kommt alles an. [...] Dies ist keine Aufgabe für ›Eliten‹. Auf die mündige Bürgerin, auf den mündigen Bürger kommt es an. Diese notwendige Politisierung an der Basis der Gesellschaft ist von den erstarrten und allein auf Machtgewinn stromlinienförmig zugeschnittenen und orientierten Parteien nicht zu erwarten.« Selbst die basisorientierten Grünen, die mit ihrem Rotationsprinzip jeden Elitismus ablehnten, mussten sich einen »Anpassungsprozess an die etablierte Politik«71 bescheinigen lassen.


    Die auch in Deutschland rezipierten Theorien der nicht extremistischen Politikwissenschaftler Chantal Mouffe und Ernesto Laclau, Anhänger eines »Postmarxismus« und orientiert an der Strategie der »kulturellen Hegemonie« Antonio Gramscis, wollen den »Neoliberalismus« durch einen »Linkspopulismus« bekämpfen. Sie wettern gegen verbreitetes Konsensdenken und fordern eine stärkere Konfliktorientierung.72 Diese Position, die Skepsis gegen Eliten an den Tag legt, ist bei Teilen der Partei Die Linke anschlussfähig. So hat Oskar Lafontaine nichts gegen eine Charakterisierung seiner selbst als »Populist«.73 Die Attacken gegen das »Establishment« sind bei der Partei jedoch zurückgegangen, wohl nicht zuletzt wegen ihrer zunehmenden Integration in die Mehrheitskultur – etwa durch Einbeziehung in Koalitionen.


    Die Vielfalt der Interpretationen im linksextremistischen Spektrum oder in dessen Umkreis ist entgegen dem ersten Eindruck beachtlich. Dass Autonome, die »Massenmilitanz« propagieren, von Elitismus nichts halten, versteht sich, doch es sind sie, die »klandestine« Aktionen praktizieren – vielleicht deshalb, weil sie sich als eine Art Avantgarde ansehen.


    5 Vergleichendes Fazit


    Ein demokratischer Verfassungsstaat basiert auf der Akzeptanz von Wahlen, die darüber entscheiden, wem die Macht für eine befristete Zeit übertragen wird. Politische Eliten müssen legitimiert sein – sei es durch Wahlen, sei es durch Leistung. Demokraten sind sich über die zentrale Relevanz von Wahlen und von Eliten für die politische Willensbildung einig.


    Heutzutage kann es sich keine extremistische Kraft von Gewicht mehr leisten, Wahlen infrage zu stellen. Diese versperren ihnen aber in aller Regel die Wege zur Macht. Deswegen ist dies für sie ein heikler Punkt, zumal sie keine probaten Alternativen zu präsentieren vermögen. Einparteiensysteme, Rätekonzepte und ständestaatliche Formen, sämtlich diskreditiert, spielen keine Rolle. Extremistischen Kräften fällt die Hinnahme beständiger Niederlagen schwer. So neigen sie zum Teil dazu, die Gründe dafür nicht in Fehlern eigener Politik zu sehen, sondern in Manipulationen anderer. Dabei sind zum Teil Verschwörungstheorien im Umlauf.


    Ein Beispiel hierfür ist die weitverbreitete Kritik an der Bilderberg-Konferenz. Ein solches Treffen, erstmalig 1954 von Prinz Bernhard der Niederlande in einem Hotel namens Bilderberg organisiert, versammelt einmal jährlich über 100 führende Personen aus der Politik, der Wirtschaft und den Medien aus vielen Staaten. Da über den Ablauf der Treffen nichts nach draußen dringt, greifen Verschwörungstheorien nicht nur im rechts- und linksextremistischen Milieu um sich. Nun kann man zwar mit Fug und Recht bezweifeln, ob ein solches Treffen einer nicht gewählten Elite der Transparenz dient,74 aber die Annahme, wonach die »Bilderberger«, die 2016 unter dem Protest verschiedener Gruppierungen in Dresden tagten, Politik weltweit steuerten, ist wahrlich kühn.


    Es gibt zwischen Rechts- und Linksaußenpositionen Unterschiede wie Gemeinsamkeiten – bezogen etwa auf die Art der Kritik an Eliten und an Wahlen. Der Ruf nach einer Vielzahl plebiszitärer Elemente, die das repräsentative System schwächen könnten, ist in diesem Spektrum weitverbreitet. Befolgt der organisierte Extremismus nach außen weithin die Spielregeln, sind gewaltförmige Gruppierungen beider Richtungen nicht bereit, Wahlen zu akzeptieren.75 In ihrem elitären Verständnis glauben sie, diese Form der Partizipation missachten oder relativieren zu können. Wer Freund-Feind-Stereotypen hegt, an einen historischen Determinismus glaubt und Verschwörungstheorien aufsitzt, erkennt weder den Wert von Wahlen noch den von verantwortlichen Eliten. Rechts- und linkspopulistische Positionen, die gegen Eliten wettern und vielfach reüssieren,76 können, müssen aber nicht extremistisch sein.


    Der demokratische Verfassungsstaat, der auf der Akzeptanz von Menschenrechten, auf Pluralismus und Gewaltenteilung basiert, hat sich im Lauf von Jahrhunderten gegen Widerstände allerorten etabliert. Wer seine Existenz durch Experimente mit eingeschränkten Wahlen und nicht legitimierten Eliten in welcher Form auch immer aufs Spiel setzt, handelt leichtfertig. Um den Bogen zum Beginn zu schlagen: Abraham Lincolns berühmtes Diktum gibt für den auf Wahlen fußenden demokratischen Verfassungsstaat eine schlüssige Definition: »Democracy is the government of the people, by the people, for the people.«
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